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Materialien zum Workshop

Statt eines Vorwortes
e Was macht eigentlich ein_e Hochschulrechtler_in?

Hochschulverfassungsrecht

¢ Fallsammlung zum Hochschulverfassungsrecht

e Grundgesetz (Auszug)

e Verfassung von Berlin (Auszug)

¢ Berliner Hochschulgesetz (in Ausziigen)

¢ Verfassung der Humboldt-Universitat zu Berlin

¢ Geschaftsordnung des Konzils

¢ Geschaftsordnung des Akademischen Senats

¢ Geschaftsordnung der Philosophischen Fakultat I

Zulassungs- und Kapazitatsrecht
e Kapazitatszahlen der HU

e Politische Beschliisse, Ubereinkommen und Empfehlungen

e Beschluss der 327. Kultusministerkonferenz am 15.10.2009:
Weiterentwicklung des Bologna-Prozesses

e EntschlieBung der 4. Mitgliederversammlung der HRK am 18.11.2008:
Neuordnung des Hochschulzugangs flir beruflich Qualifizierte

e EntschlieBung des 204. Plenums der HRK vom 14. Juni 2005:
Empfehlungen zur Sicherung der Lehre in Bachelor- und Masterstudiengéngen

e Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010:
Landergemeinsame Strukturvorgaben fir die Akkreditierung von Bachelor-
und Masterstudiengangen

e Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 06.03.03:
Eckpunkte fir die Neuordnung der Hochschulzulassung

¢ Bericht des KMK-Ausschusses fiir Hochschule, Forschung und Weiterbildung 2005:
Weiterentwicklung des Kapazitatsrechts, Ausgestaltung der Kapazitatsermittlung
und -festsetzung durch die Lander

e Staatsvertrag lber die Vergabe von Studienplatzen vom 24. Juni 1999

e Gesetze, Verordnungen, Satzungen
e Berliner Hochschulgesetz (BerlHG)
e Berliner Hochschulzulassungsgesetz (BerlHZG)
e Kapazitatsverordnung - KapVO
e Anlage 1: Verfahren zur Berechnung der personellen Aufnahmekapazitat
e Anlage 2: Curricularnormwerte (§ 13 Absatz 1)
e Verordnung zur Regelung der Studienplatzvergabe in zulassungsbeschrankten
Studiengangen durch die Hochschulen des Landes Berlin (HochschulzulassungsVO)
e Lehrverpflichtungsverordnung (LVVO)

Priifungsrecht

e Beratungshinweise zu auslaufenden Studiengdngen

¢ Hinweise zum Zwei-Prifer-Verfahren

e Facherlbergreifende Satzung zur Regelung von Zulassung, Studium und Prifung
der Humboldt-Universitat zu Berlin (ZSP)

e Handreichung zur Entwicklung von Bachelorstudiengangen an der HU

e Studien- und Prifungsordnung Informatik

e Studien- und Prifungsordnung Grundschulpadagogik

e Studien- und Prifungsordnung Genderstudies



Vorschlag zum Ablauf des Workshops
Samstag, 24. Januar 2015
Hochschulverfassungsrecht, Zulassungsrecht
ab 09.00 Friihstiick im Burgcafé fir alle, die méchten (in der 5. Etage)
10:00 BegriiBung, Vorstellungsrunde, Erwartungen, Uberblick

10:30 Verfassungsrecht und Hochschulrecht:
Uberblick (iber Rechtsquellen fiir Arbeit in Gremien

12:30 Mittagessen

13:30 Gruppenarbeit an Geschaftsordnungsfallen und gemeinsame Auswertung
15.30 Kaffeepause

16:00 Zulassungsrecht:

¢ Verfassungsrechtsprechung zum NC-Recht

e Rechtsquellen (BerlHG, BerlHZG, ZSP, Zulassungssatzungen)

¢ Verfahren Studienplatzklage/Rechtsschutz -> Worauf ist beim Einklagen zu
achten?

17.30 Zeit fur wahlweise offene Fragen oder Tiefergehendes zu:
e Studiengangs- bzw. -ortswechsel
e Anrechnung von Priifungsleistungen
e Zugangsregelungen beim Master und aktuelle Rechtsprechung

Sonntag, 25. Januar 2015
Priifungsrecht

ab 10.00 Friihstiick im Burgcafé fir alle, die méchten (in der 5. Etage)

11:00 Verfassungsrechtlicher Uberbau: Wissenschaftsfreiheit vs.
Berufsausbildungsfreiheit i.V.m. Chancengleichheit

11:45 Studien- und Prifungsordnungen als Grundlage der Studienorganisation
¢ VVerhaltnis Studienordnung zu Prifungsordnung
e gesetzliche und satzungsrechtlich Anforderungen an Prifungsordnungen:
- Was muss geregelt werden und wie?
- Verhaltnis von Rahmenordnung zu fachspezifischer Ordnung
- Welche alternativen Prifungsformen sind rechtlich zulassig?

12:30 Mittagspause
14:00 Systemwechsel und Vertrauensschutz:

e Wechsel der Prifungsordnungen bzw. neue Studienordnungen
e Bestandsschutz in auslaufenden Studiengangen



14:45

15:30

16:00

17:00

17:30

Prifungsverfahren:

¢ Prifungsanmeldung

e Verhaltnis von Prifungsamt zu Prifungskommission
¢ Krankheit

¢ Mitwirkungsobliegenheiten

e Riickgabe von Priifungsthemen

Kaffeepause

Anfechtung von Prifungsleistungen

e Fehler in der Prifung und Bewertungsanfechtung
e Multiple Choice Priifungen

e Zwei-Priifer_innenprinzip

e Tauschungsversuche und -ahndung

¢ Plagiate

Rechtsschutz

e Uberpriifungs-, Gegenvorstellungsverfahren bzw. Remonstration
e Fristen

e Klagen

e Kosten

Offene Fragen, Feedback, Ausblick



statt eine Vorworts
Was macht eigentlich ein_e Hochschulrechtler_in

Die Zahl der Fachanwaltschaften scheint zugleich die Rechtsgebiete der mdglichen anwaltli-
chen Tétigkeitsfelder abzubilden. Es bleiben allenfalls die sog. Nebengebiete. Hochschulrecht
wird gemeinhin dazu gezéahlt und nicht selten zugleich auf einen Bereich beschrénkt: Hoch -
schulrecht, sind das nicht die mit den Studienplatzklagen?

Tatsachlich ist das Wissenschaftsrecht so vielfaltig wie die Erscheinungsformen der Wissen -
schaften selbst. Am ehesten liee sich dieses Betatigungsfeld wohl mit der Verwaltung einer
mittelgroBen Stadt vergleichen — wohlgemerkt einer Stadt mit einer sehr speziellen Einwohner-
schaft. Der Erlass von Satzungen, die Durchfihrung von Wahlen, die Aushandlung von Vertra-
gen gehodren dazu, aber auch Finanzverwaltung, Urheberrechtsschutz, usw. Skurrile Orchideen
des besonderen Verwaltungsrechts sind ebenso umfasst, wie das Arbeitsrecht, das Sozial-, Zi-
vil- und Finanzrecht, sogar Parallelen zum Staatsorganisationsrecht bestehen.

Praxisbeispiele:

Fall 1: Einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin gelingt die Herstellung eines neuen Materials, das
als Werkstoff in der Industrie Verwendung finden kdnnte. Angestellt ist sie mit Privat-
vertrag bei einem Professor eines Instituts einer Universitat, die auch das Laboratorium
stellt. Die flir die Forschung notwendigen Gelder stammen aus Drittmitteln der staatli-
chen Forschungsférderungen. Welche Rechte stehen ihr aus ihrer Entdeckung zu?

Fall 2: Ein Jurastudent ist im letzten Wiederholungsversuch durch eine Hausarbeit gefallen.
Nun steht ihm die Exmatrikulation bevor, weil er nach der Priifungsordnung eine fir die
Fortsetzung des Studiums entscheidende Leistung endgiiltig nicht bestanden hat. Er ist
der Meinung, seine Arbeit entspricht den durchschnittlichen Erwartungen und hatte zu-
dem von einem Hochschullehrer bewertet werden miissen.

Fall 3: Eine Botschaft interessiert sich fiir die Noten der Austauschstudierenden ihres Landes
und verlangt von der Hochschule Auskunft. Muss die Hochschule die Priifungsergebnisse
herausgeben?

Fall 4: Einige Mitglieder des zentralen akademischen Hochschulgremiums verlangen von der
Hochschulleitung Einsicht in den Exzellenzantrag, der beim Wissenschaftsrat eingereicht
werden soll und der umfassende Anderungen von Universitdtsgliederung und Struktur-
planung vorsieht. Die Hochschulleitung meint, sie miisse den Antrag geheim halten, da-
mit andere Hochschulen keine Wettbewerbsvorteile erhalten. Wie kdnnen die Gremien-
mitglieder ihr Anliegen durchsetzen?

Uberbau

Wissenschaft sei nur der Wahrheit verpflichtet, das Recht hingegen dem Gesetz. In wissen-
schaftlichen Institutionen und Hochschulen stoBen diese Prinzipien nicht selten unverséhnlich
aufeinander. Jahrhunderte sicherte das Recht der professoralen Ordinarienuniversitat die unge-
stérte Forschung (allein) politisch und religiés angepasster Wissenschaftler. Den Studierenden
gab es vor allem disziplinarische Pflichten (bis 1879 mit besonderer Gerichtsbarkeit) und Ge-
bihren, auf. Erst nach 1945 gewann das Hochschulrecht auch den Charakter eines subjektiven
Abwehrrechts gegen staatliches Handeln. Bis zur Begriindung eines subjektiven Leistungsan-
spruchs auf Teilhabe an der staatlich monopolisierten Wissenschaft war der Uber Karlsruhe
flhrende Weg jedoch noch lang. SchlieBlich wurden sogar die als Kernbereich wissenschaftli-
cher Tatigkeit fir unantastbar angesehenen Priifungsbewertungen in engen Grenzen der ge-
richtlichen Kontrolle zugefihrt.

Doch der Reihe nach: Das Hochschulrecht wird heute maBgeblich von zwei grundlegenden Ver-
fassungsversprechen bestimmt: der Wissenschaftsfreiheit des Art. 5 Abs. 3 GG und der als
Teil der Berufsfreiheit garantierten Ausbildungsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG. In diesem



Spannungsfeld befindet sich jede Wissenschaftseinrichtung - Lehre, Studium und Forschung
bestimmen damit zugleich das juristische Arbeitsfeld im Wissenschaftsrecht. Insofern stellt es
natirlich kein eigensténdiges Rechtsgebiet dar, vielmehr die Anwendung einer Vielzahl von
Rechtsgebieten auf das Tatigkeitsfeld Wissenschaft. Anders aber als bei anderen Einrichtungen
werden die konkreten Arbeits-, Studien- und Organisationsbedingungen stets davon gepragt,
in welchem MaBe die Beteiligten z.B. eigenstandige Forschung oder Lehre betreiben und sich
auf die Wissenschaftsfreiheit berufen kénnen.

1. Forschungsfreiheit

Als Individualrecht gewahrleistet die Wissenschaftsfreiheit den Forschenden einen gegen staat-
liche Eingriffe geschitzten Freiraum. Dieser umfasst vor allem die auf den wissenschaftlichen
Eigengesetzlichkeiten beruhenden Prozesse, Verhaltensweisen und Entscheidungen beim Auf-
finden von Erkenntnissen, ihrer Deutung und Weitergabe. Unter diesen Voraussetzungen ist
die individuelle wissenschaftliche Tatigkeit - rechtlich (!) - vor allem durch die Wahrheitssuche
und die prinzipielle Unabgeschlossenheit des Erkenntnisprozesses gepragt. Deswegen ist das
Recht zum Irrtum ebenso geschiitzt wie die Veroéffentlichung der eigenen Erkenntnisse. Langst
aber werden Forschungsergebnisse nicht mehr in der schopferischen Abgeschiedenheit des El-
fenbeinturms erarbeitet, sondern beruhen auf kollektiven Prozessen, deren Finanzierung oft-
mals eine ganz eigene Logik zu Grunde liegt. Deswegen haben Wissenschaftler nicht nur aus
Reputationsgriinden ein Interesse daran, dass ihr Beitrag an einer Veréffentlichung / Erfindung
dokumentiert wird.

So ist die Mitarbeiterin im Fall 1 als Erfinderin eine Angestellte des Hochschullehrers, der mit
finanziellen Mitteln Dritter forscht. Und wahrend der Prozess der Erfindung von Art. 5 Abs. 1
GG geschutzt ist, wird deren wirtschaftliche Verwertung allein durch Art. 12 Abs. 1 GG aufge-
fangen. Wie die Mitarbeiterin an der Verwertung beteiligt wird, richtet sich nach dem Arbeit-
nehmererfindungsgesetz. Allerdings kann es zu verfassungsrechtlichen Konflikten zwischen
Wissenschaftsfreiheit und Verwertungsinteresse kommen, wenn die Mitarbeiterin die For-
schungsergebnisse (Wissenschaftsfreiheit) bspw. im Rahmen ihrer Promotion veréffentlichen
will. Denn veréffentlichte Erfindungen kdnnen nicht mehr patentiert werden, aber ein Verof-
fentlichungsverbot stellt einen unzuldassigen Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit dar.

2. Lehrfreiheit

Auch die Lehrfreiheit wird von Art. 5 Abs. 3 GG geschiitzt. Als wissenschaftlich fundierte Uber -
mittlung der durch die Forschung gewonnenen Erkenntnisse bedeutet dies auch in Zeiten der
Modulhandbiicher vor allem, dass Dozent_innen lUber Inhalt, Methoden und Ablauf der Lehr-
veranstaltungen selbst bestimmen kénnen. Das schlieBt sogar die Entscheidung Uber die Beno-
tung von Prifungsleistungen ein. Wenn dann die Lehrfreiheit auf die geschitzten Interessen
anderer trifft, z.B. auf das Recht des Pruflings auf willklrfreie und gleiche Bewertung seiner
Prifungsleistungen, kommt es nicht selten zum Streit. Dabei geht es nicht nur um die Frage,
ob hinsichtlich der Prifungssituation bzw. -bedingungen unter den Priiflingen Chancengleich -
heit bestand, also das Priifungsverfahren formal rechtsfehlerfrei durchgefiihrt, ob Nachteils-
ausgleich gewahrt wurde oder eine zum Rucktritt berechtigende Erkrankung vorlag. Auch um
die konkrete Bewertung einer Leistung lasst sich streiten — oder nicht?

Bis weit in das letzte Jahrhundert gingen die Verwaltungsgerichte davon aus, dass die Lehr-
freiheit eine gerichtliche Kontrolle der Prifungsbewertung verbietet. Die legendare, in einer
mundlichen Staatsexamensprifung im Zivilrecht gestellte Frage: ,,Durch welches afrikanische
Land flieBt der Niger?“, brachte indes das Fass zum Uberlaufen. Priiflinge haben auch ein
Anspruch darauf, dass der Prifungsstoff voraussehbar ist und wissenschaftlich vertretbare
Antworten nicht als falsch bewertet werden.

Nun machen Menschen natirlich Fehler, nicht nur diejenigen, die geprift werden, sondern
auch jene, die prifen, wenn sie z.B. Regelungen des Bewertungsverfahrens missachten. Sol-
chen Mangeln kann dadurch vorgebeugt werden, dass nicht nur ein einzelner, sondern mehre-
re Prifer eine Leistung bewerten. Wenn nun das Bestehen dieser Priifung Uber die Fortsetzung
des Studiums entscheidet, kann sich aus der Berufsrelevanz dieser ,Versetzungsentscheidung"
im Lichte von Art. 12 Abs. 1 GG, insbesondere zur Realisierung der Chancengleichheit (Art. 3
Abs. 1 GG), ein Anspruch auf NeulUberprifung der als ungentigend bewerteten Leistung



ergeben. Im Fall 2 wirde der Jurastudent namlich andernfalls exmatrikuliert und dirfte das
Jurastudium auch an keiner deutschen Hochschule mehr fortsetzen. Daher enthalten viele
Hochschulgesetze heute entsprechende Bestimmungen, wonach Priifungen, die Voraussetzung
fUr die Fortsetzung des Studiums sind, von habilitierten Hochschullehrern bewertet werden
missen.

3. Studierfreiheit

Auch ob es eine verfassungsrechtlich verbiirgte Freiheit des Studiums gibt, war lange Zeit um-
stritten. Noch 1968 vertrat die ganz Uberwiegende Mehrheit der Teilnehmenden der Staats-
rechtslehrertagung die Auffassung, dass die Freiheit des Lernens, wenn Uberhaupt, dann allen-
falls nachrangig zur Freiheiten der Lehrenden rangiere. Wohl auch deswegen wurde die Stu-
dierfreiheit erst im Hochschulrahmengesetz von 1976 (HRG) einfachgesetzlich festgeschrieben.

Unzweifelhaft umfasst die Studien- bzw. Lernfreiheit jedoch nicht das Recht auf Zugang zum
Studium oder auf Studiengangwechsel, das von Art. 12 GG gewahrleistet wird, sondern setzt
es vielmehr voraus. Es gewahrleistet damit die Freiheit innerhalb des Studiums, z.B. auf freie
Wahl von Lehrveranstaltungen, MeinungsauBerungen in der Veranstaltung oder auch zur Nut-
zung von Hochschuleinrichtungen. Zugleich sind Studierende Mitglieder der Hochschule und
kommt ihnen auch deren institutioneller Schutz, z.B. vor einer unzuldssigen Ausforschung
durch staatliche oder private Stellen zu (vgl. Fall 3). Zum anderen folgt aus ihrer Mitgliedschaft
auch ein Recht auf angemessene Beteiligung der Studierenden an der akademischen Selbst-
verwaltung.

4. Selbstverwaltung

Als kollektiver Prozess sind Forschung und Lehre notwendigerweise zu organisieren und setzen
den Einsatz erheblicher Ressourcen voraus. Insofern kommt auch den Hochschulen selbst ein
Grundrechtsschutz zu, in dessen Schutzbereich ihre Einrichtung, Unterhaltung und ihr Bestand
fallen. In binnenrechtlicher Perspektive betrifft dies jedoch vor allem den Verteilungskampf um
die beschrankten 6ffentlichen Mittel aus dem Hochschulhaushalt sowie um Stellenbesetzungen.
Hier treten wiederum die einzelnen am Wissenschaftsprozess beteiligten Mitglieder der Einrich-
tung auf den Plan. Daher folgert das BVerfG aus Art. 5 Abs. 3 GG, dass der ,Kernbereich wis-
senschaftlicher Betatigung grundsatzlich der Selbstbestimmung des einzelnen Grundrechtstra-
gers vorbehalten bleiben muss", zum anderen eine ,Teilhabeberechtigung" der Grundrechtstra-
ger_innen an der Selbstverwaltung der Hochschule bestehen misse.

Wie diese Beteiligung im Einzelnen zu organisieren ist, umschrieb das BVerfG in seinem Hoch-
schulmitbestimmungsurteil von 1973 (doppelte Professorenmehrheit). Angesichts eines so ins-
zenierten Interessenkonflikt zwischen den Statusgruppen nimmt es nicht Wunder, dass die
Gruppen der nicht-professoralen Mitglieder durch ein Bestehen auf Verfahrens- und Beteili-
gungsrechte wenigstens ,mit der Macht des Arguments" ihre Interessen durchzusetzen ver-
suchen. Das setzt allerdings voraus, dass ihnen entsprechende prozessuale Rechte durch die
Satzungen der Hochschulen Uberhaupt eingerdumt werden. Wenn es dann zum Konflikt, z.B.
zwischen Mitgliedern des Akademischen Senats und dem Prasidium der Universitat, kommt
(vgl. Fall 4), landen hochschulpolitische Entscheidungsfragen nicht selten als Streitigkeiten
Uber den Umfang von binnenorganisatorischen Organrechten vor den Verwaltungsgerichten,
die dort dhnlich behandelt werden wie kommunalrechtliche Verfahren.

Tatigkeitsfelder

Wegen der Vielfdltigkeit der Tatigkeitsgebiete werden die Gegenstéande des Hochschulrechts
auch vor den verschiedensten Gerichten verhandelt. Zulassungs- und Prifungsstreitigkeiten
gehoéren vor das Verwaltungsgericht. Ebenso das Beamtenrecht. Aber schon wenn es sich um
einen als wissenschaftlichen Mitarbeiter Angestellten handelt, geht es zum Arbeitsgericht. Als
Teil des Sozialrechts kénnte man vermuten, BAfoG-Anspriiche werden vor dem Sozialgericht
eingeklagt. Aber wegen der Spezialzuweisung in § 54 BAf6G sind hierfir auch die Verwaltungs-
gerichte zustandig. Und wo Uber so manche als womdéglich 6ffentlich-rechtlicher Vertrag ge-
schlossene Kooperationsvereinbarung zwischen éffentlichen und privaten Einrichtungen pro-
zessiert werden kann, ist nicht nur eine Rechtsfrage - oft stehen die Kosten im Mittelpunkt -
und werden sinnvollerweise schon bei der Vertragsgestaltung bericksichtigt.



Hochschulrechtler_innen werden an den wissenschaftlichen Einrichtungen sowie den Verwal -
tungsgerichten beschaftigt oder sind anwaltlich tatig. Hochschulen und ihre Einrichtungen las -
sen sich auch rechtsanwaltlich vertreten. Haufiger ist die anwaltliche Tatigkeit jedoch fur
Einzelne. Dazu zahlen zahlenmaBig vor dem Prifungsrecht am haufigsten vor allem abgelehnte
Studienplatzbewerber_innen.

Fir Hochschulrechtler_innen ist es auf jeden Fall von Vorteil, wenn persénliche Kontakte und
Einblicke in die Hochschule und ihre Verwaltung bestehen. Auch sollte eine gewisse Affinitat
und viel Verstandnis fir die teilweise kauzig erscheinenden Eigenheiten von wissenschaftlich
Tatigen aufgebracht werden kénnen, die es nicht immer nachvollziehen kdnnen, wenn ihr Be-
schaftigungsgegenstand oder ihre Gedankenwelt von auBen in Frage gestellt werden. Hier ist
eine gemeinsame Ebene zwischen Forschungsdrang und einem am juristisch Durchsetzbaren
orientierten Denken zu finden, was durchaus zu ausgefallenen Lésungen flihren kann. Und weil
sich auch der Wissenschaftsbetrieb den jeweiligen Modeanschauungen dariiber nicht entziehen
kann, wie die Welt zu verwalten ist, ist das Hochschulrecht auch einem immer wahrenden le-
gislativen Reformeifer ausgesetzt. Auch deswegen wird es nie langweilig.

Die Autoren:

Matthias Trenczek

seit 1995 Rechtsanwalt in Berlin

Tatigkeitsschwerpunkt im Hochschul- und Priifungsrecht, auch als Sachverstandiger

an der HU, TU, BHT und Uni Potsdam bietet er die Hochschulrechtsberatung im RefRat bzw. AStA an
Homepage: http://www.trenczek.org

E-mail: rechtsanwaelte@trenczek.de

Michael Plose

Lehrbeauftragter am Lehrstuhl fir 6ffentliches Recht, Staatslehre und Rechtstheorie
an der Juristischen Fakultdt der Humboldt-Universitat zu Berlin,
Lehrbeauftragter an der Hochschule fur Wirtschaft und Recht Berlin

Homepage: http://will.rewi.hu-berlin.de/index.php/doktoranden/michael-ploese
E-mail: ploese@rewi.hu-berlin.de

Quelle:
StudJur 1/2011
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Falle zum Hochschulverfassungsrecht
Ubungen zum Umgang mit Geschéftsordnungen

Fall 1: Wissen ist Macht

Im Akademischen Senat stehen die Zulassungszahlen zur Beschlussfassung an. Bei der Vorbe-
fassung in der LSK des AS féllt Gberraschend auf, dass die Zulassungszahlen in den Fachern
Kunstgeschichte und Europaische Ethnologie im Vergleich zu den letzten Semestern um die
Halfte reduziert wurden. Auf entsprechende Nachfragen der studentischen Mitglieder kann der
Leiter der Studienabteilung jedoch keine Erklarung hierfir abgeben, sondern verweist nur pau-
schal darauf, dass der mit der Erstellung der Kapazitatszahlen beauftragte Mitarbeiter sehr zu-
verlassig und gewissenhaft sei, schlieBlich sei dieser Jurist. Weil mal wieder nur drei Studieren-
de anwesend sind, werden die Zulassungszahlen nach einigem Hin und Her mit knapper Mehr-
heit in der LSK beschlossen und dem AS zur Beschlussfassung empfohlen.

Zwei der studentischen LSK-Mitglieder wollen es dabei nicht bewenden lassen. Sie wollen
selbst nachrechnen. Beim Leiter der Studienabteilung stellen sie daher einen Antrag auf Akten-
einsicht in die Berechnungsgrundlagen fiir die fraglichen Facher. Der Abteilungsleiter lehnt das
Begehren jedoch briisk ab. Es sei ja allgemein bekannt, dass der RefRat vertrauliche Unter-
lagen der Universitat an Anwalte herausgebe, die abgelehnte Bewerber_innen in Kapazitatskla -
gen gegen die HU vertreten.

Darf die Einsichtnahme verweigert werden?

Im AS wird zudem noch Uber eines der neuen Lieblingsprojekte des Prasidenten diskutiert: die
EinfUhrung eines chipbasierten Studierendenausweises, mit dem die Mensakarte abgeldst wird
und der auch als Schlissel- oder Geldkarte sowie zur Identifikation und Anwesenheitskontrolle
in Lehrveranstaltungen genutzt werden kann. Wie Flurgesprdache nahe legen, wurde ein guter

Bekannter des Prasidenten, der in der Firma SNEMEIS als Abteilungsleiter der Chipkartenent-

wicklung arbeitet mit der Produktion des Ausweises ohne weitere Ausschreibung beauftragt.

Wie kénnen die studentischen Vertreter_innen im AS diese Seilschaften offen legen?

Beim Antira-Referat meldet sich eine auslandische Bewerberin, deren Immatrikulation auf-
grund vorgeblich formaler Fehler wieder riickgangig gemacht wurde. Sie schildert, im Wider-
spruchsverfahren per E-Mail von der Mitarbeiterin des Studierendensekretariats mit rassisti-
schen Zuschreibungen konfrontiert worden zu sei: Es sei ja bekannt, dass Bewerberinnen aus
der Mongolei ihre Zeugnisse selbst schreiben.

Wie kann der Mitarbeiterin ihre Diskriminierung nachgewiesen werden, wenn die E-Mail bei der
Bewerberin nicht mehr vorhanden ist?

Fall 2: Streit im Fakultatsrat

In der KLS der PhilFak I wird heftig liber eine neue Prifungsordnung flir den BA-Studiengang
Geschichte gestritten. Eine Einigung ist nicht in Sicht und die Zeit drangt. Die Dekanin sitzt auf
glihenden Kohlen und macht Druck: Wenn die Ordnung nicht in der nachsten Woche in den AS
geht, kann sie zum kommenden Wintersemester nicht rechtzeitig in Kraft treten. Nicht alle Mit-
glieder der KLS haben so eine Eile. Durch geschickten Gebrauch der Geschéftsordnung wird die
Beschlussfassung lber die Prifungsordnung vertagt. Witend verkiindet die Dekanin, sie werde
die Satzung nun ohne weitere Beschlussfassung des Fakultatsrates an das Prasidium weiterlei -
ten. Da sonst keine Beratungsgegenstande zur Beschlussfassung gebe, sehe sie auch keinen
Anlass, in nachster Zeit eine weitere Sitzung des Fakultatsrates einzuberufen.

Kénnen die studentischen Vertreter_innen im Fakultdtsrat dessen Sitzung und dort eine Befas -
sung uber die Priifungsordnung erzwingen?

Was ist, wenn auch der Fakultdtsrat (iber die Priifungsordnung nicht beschlieBt?
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Was ist, wenn die studentischen Mitglieder des Fakultdtsrates ein Gruppenveto einlegen?

Wie kénnen die studentischen Mitglieder sicher stellen, dass ihre Bedenken gegen die Prii-
fungsordnung auch bei den Mitgliedern des AS bekannt werden, wenn sie sonst keine weiteren
Kontakte zu diesen unterhalten?

Fall 3: ,Fakultidtsreform ist Krieg"

An der HU wird mal wieder Uber eine Reform der Fakultaten gestritten. Nach dem eine solche
trotz entsprechender Programme und Initiativen des HU-Prasidiums weder 1998 oder 2004
noch 2006 Erfolg hatte, wurde sie nun in den Exzellenzantrag geschrieben und gilt damit quasi
als Versprechen , gesetzt". Im AS kann jedoch keine Einigung Uber den Vorschlag des Prasidi-
ums erzielt werden. Der Prasident tragt seinen Vorschlag daher in das Kuratorium, das die
Neugliederung der Fakultaten mehrheitlich beschlieBt.

Ist der Beschluss wirksam und fir die Universitdtsgliederungen bindend?

Welche Méglichkeiten haben die studentischen Mitglieder im AS, gegen die Entscheidung des
Kuratoriums vorzugehen?

Welche Mdéglichkeiten haben die studentischen Mitglieder im Fakultatsrat der von der Reform
betroffenen PhilFak III, gegen die Entscheidung des Kuratoriums vorzugehen?
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Textsammliung
Gesetze und Satzungen zum Hochschulrecht

Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949 (BGBI. S. 1)

Art. 1
[Menschenwiirde, Grundrechtsbindung]

(1) Die Wirde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu
schiitzen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und un-
verauBerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Ge-
meinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende
Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.

Art. 3
[Gleichheit]

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Manner und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fordert die tat-
sachliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.

(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, sei-
ner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glau-
bens, seiner religiésen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder
bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden.

Art. 5
[Meinungs-, Pressefreiheit, Rundfunk,
Freiheit der Kunst und Wissenschaft]

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu
auBern und zu verbreiten und sich aus allgemein zuganglichen Quellen
ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Be-
richterstattung durch Rundfunk und Film werden gewahrleistet. Eine
Zensur findet nicht statt.

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemei-
nen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend
und in dem Recht der persénlichen Ehre.

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit
der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.
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Art. 12
[Berufsfreiheit]

(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbil-
dungsstatte frei zu wahlen. Die Berufsausiibung kann durch Gesetz oder
auf Grund eines Gesetzes geregelt werden.

(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen werden, auB3er
im Rahmen einer herkémmlichen allgemeinen, fir alle gleichen o6ffentli-
chen Dienstleistungspflicht.

(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Freiheitsent-
ziehung zulassig.

Art. 26
[Verbot des Angriffskrieges, Kriegswaffen]

(1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen
werden, das friedliche Zusammenleben der Vélker zu stéren, insbeson-
dere die Fihrung eines Angriffskrieges vorzubereiten, sind verfassungs-
widrig. Sie sind unter Strafe zu stellen.

(2) Zur Kriegfihrung bestimmte Waffen dirfen nur mit Genehmigung
der Bundesregierung hergestellt, beférdert und in Verkehr gebracht wer-
den. Das Nahere regelt ein Bundesgesetz.

Art. 70
[Gesetzgebung des Bundes und der Lander]

(1) Die Lander haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses
Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.

(2) Die Abgrenzung der Zustandigkeit zwischen Bund und Landern be-
misst sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes Uber die aus-
schlieBliche und die konkurrierende Gesetzgebung.

Art. 72
[Konkurrierende Gesetzgebung]

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Lander die
Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Ge-
setzgebungszustandigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat.

(2) Auf den Gebieten des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 4, 7, 11, 13, 15, 193,
20, 22, 25 und 26 hat der Bund das Gesetzgebungsrecht, wenn und so-
weit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet
oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht.

(3) Hat der Bund von seiner Gesetzgebungszustandigkeit Gebrauch ge-
macht, kédnnen die Lander durch Gesetz hiervon abweichende Regelun-
gen treffen lber:

1. das Jagdwesen (ohne das Recht der Jagdscheine);

2. den Naturschutz und die Landschaftspflege (ohne die allge-
meinen Grundsatze des Naturschutzes, das Recht des Ar-
tenschutzes oder des Meeresnaturschutzes);

3. die Bodenverteilung;
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4. die Raumordnung;

5. den Wasserhaushalt (ohne stoff- oder anlagenbezogene Re-
gelungen);

6. die Hochschulzulassung und die Hochschulabschliisse.

Bundesgesetze auf diesen Gebieten treten frihestens sechs Monate
nach ihrer Verkiindung in Kraft, soweit nicht mit Zustimmung des Bun-
desrates anderes bestimmt ist. Auf den Gebieten des Satzes 1 geht im
Verhaltnis von Bundes- und Landesrecht das jeweils spatere Gesetz vor.

(4) Durch Bundesgesetz kann bestimmt werden, daB eine bundesge-
setzliche Regelung, fir die eine Erforderlichkeit im Sinne des Absatzes 2
nicht mehr besteht, durch Landesrecht ersetzt werden kann.

Art. 74
[Gegenstinde konkurrierender Gesetzgebung]

(1) ) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende Ge-
biete:

1. das birgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfas-

sung, das gerichtliche Verfahren (ohne das Recht des Un-

tersuchungshaftvollzugs), die Rechtsanwaltschaft, das No-
tariat und die Rechtsberatung;

das Personenstandswesen;

das Vereinsrecht;

das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Auslander;

(weggefallen)

die Angelegenheiten der Flichtlinge und Vertriebenen;

die offentliche Flrsorge (ohne das Heimrecht);

(weggefallen)

die Kriegsschdaden und die Wiedergutmachung;

0. die Kriegsgraber und Graber anderer Opfer des Krieges und

Opfer von Gewaltherrschaft;

11. das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirt-
schaft, Handwerk, Gewerbe, Handel, Bank- und Bdrsenwe-
sen, privatrechtliches Versicherungswesen) ohne das Recht
des Ladenschlusses, der Gaststatten, der Spielhallen, der
Schaustellung von Personen, der Messen, der Ausstellungen
und der Markte;

12. das Arbeitsrecht einschlielich der Betriebsverfassung, des
Arbeitsschutzes und der Arbeitsvermittlung sowie die Sozi-
alversicherung einschlieBlich der Arbeitslosenversicherung;

13. die Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Férderung
der wissenschaftlichen Forschung;

14. das Recht der Enteignung, soweit sie auf den Sachgebieten
der Artikel 73 und 74 in Betracht kommt;

15. die Uberfithrung von Grund und Boden, von Naturschitzen
und Produktionsmitteln in Gemeineigentum oder in andere
Formen der Gemeinwirtschaft;

16. die Verhitung des MiBbrauchs wirtschaftlicher Machtstel-
lung;

17. die Forderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung
(ohne das Recht der Flurbereinigung), die Sicherung der Er-
nahrung, die Ein- und Ausfuhr land- und forstwirtschaftli-
cher Erzeugnisse, die Hochsee- und Kiistenfischerei und
den Klstenschutz;

HORX®NOUAWN

14



18.

19.

19a.

20.

21.

22.

23.

24,

25.
26.

27.

28.
29.
30.
31.
32.
33.

den stadtebaulichen Grundstlicksverkehr, das Bodenrecht
(ohne das Recht der ErschlieBungsbeitrage) und das Wohn-
geldrecht, das Altschuldenhilferecht, das Wohnungsbaupra-
mienrecht, das Bergarbeiterwohnungsbaurecht und das
Bergmannssiedlungsrecht;

MaBnahmen gegen gemeingefahrliche oder Ubertragbare
Krankheiten bei Menschen und Tieren, Zulassung zu &arztli-
chen und anderen Heilberufen und zum Heilgewerbe, sowie
das Recht des Apothekenwesens, der Arzneien, der Medi-
zinprodukte, der Heilmittel, der Betaubungsmittel und der
Gifte;

die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhduser und die
Regelung der Krankenhauspflegesatze;

das Recht der Lebensmittel einschlieBlich der ihrer Gewin-
nung dienenden Tiere, das Recht der Genussmittel, Be-
darfsgegenstdnde und Futtermittel sowie den Schutz beim
Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichem Saat- und
Pflanzgut, den Schutz der Pflanzen gegen Krankheiten und
Schadlinge sowie den Tierschutz;

die Hochsee- und Kiistenschiffahrt sowie die Seezeichen,
die Binnenschiffahrt, den Wetterdienst, die Seewasserstra-
Ben und die dem allgemeinen Verkehr dienenden Binnen-
wasserstrallen;

den StraBenverkehr, das Kraftfahrwesen, den Bau und die
Unterhaltung von LandstraBen fir den Fernverkehr sowie
die Erhebung und Verteilung von Geblihren oder Entgelten
fur die Benutzung o6ffentlicher StraBen mit Fahrzeugen;

die Schienenbahnen, die nicht Eisenbahnen des Bundes
sind, mit Ausnahme der Bergbahnen;

die Abfallwirtschaft, die Luftreinhaltung und die Larmbe-
kampfung (ohne Schutz vor verhaltensbezogenem Larm);
die Staatshaftung;

die medizinisch unterstiitzte Erzeugung menschlichen Le-
bens, die Untersuchung und die kinstliche Veranderung
von Erbinformationen sowie Regelungen zur Transplantati-
on von Organen, Geweben und Zellen;

die Statusrechte und -pflichten der Beamten der Lander,
Gemeinden und anderen Korperschaften des o6ffentlichen
Rechts sowie der Richter in den Landern mit Ausnahme der
Laufbahnen, Besoldung und Versorgung;

das Jagdwesen;

den Naturschutz und die Landschaftspflege;

die Bodenverteilung;

die Raumordnung;

den Wasserhaushalt;

die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlisse.

(2) Gesetze nach Absatz 1 Nr. 25 und 27 bedlrfen der Zustimmung des
Bundesrates.

Art. 80
[Rechtsverordnungen]

(1) Durch Gesetz kénnen die Bundesregierung, ein Bundesminister oder
die Landesregierungen ermachtigt werden, Rechtsverordnungen zu er-
lassen. Dabei missen Inhalt, Zweck und AusmaB der erteilten Ermachti-
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gung im Gesetze bestimmt werden. Die Rechtsgrundlage ist in der
Verordnung anzugeben. Ist durch Gesetz vorgesehen, daB eine Er-
machtigung weiter (ibertragen werden kann, so bedarf es zur Ubertra-
gung der Ermachtigung einer Rechtsverordnung.

(2) Der Zustimmung des Bundesrates bedirfen, vorbehaltlich anderwei-
tiger bundesgesetzlicher Regelung, Rechtsverordnungen der Bundesre-
gierung oder eines Bundesministers Uber Grundsatze und Gebihren fir
die Benutzung der Einrichtungen des Postwesens und der Telekommuni-
kation, Uber die Grundsdtze der Erhebung des Entgelts flir die Benut-
zung der Einrichtungen der Eisenbahnen des Bundes, Gber den Bau und
Betrieb der Eisenbahnen, sowie Rechtsverordnungen auf Grund von
Bundesgesetzen, die der Zustimmung des Bundesrates bedlirfen oder
die von den Landern im Auftrage des Bundes oder als eigene Angelegen-
heit ausgefiihrt werden.

(3) Der Bundesrat kann der Bundesregierung Vorlagen fur den ErlaBB von
Rechtsverordnungen zuleiten, die seiner Zustimmung bedirfen.

(4) Soweit durch Bundesgesetz oder auf Grund von Bundesgesetzen
Landesregierungen ermachtigt werden, Rechtsverordnungen zu erlas-
sen, sind die Lander zu einer Regelung auch durch Gesetz befugt.
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Verfassung von Berlin
vom 23. November 1995 (GVBI. S. 134)

Art. 1
[Status]

(1) Berlin ist ein deutsches Land und zugleich eine Stadt.
(2) Berlin ist ein Land der Bundesrepublik Deutschland.

(3) Grundgesetz und Gesetze der Bundesrepublik Deutschland sind flr
Berlin bindend.

Art. 2
[Trager der o6ffentlichen Gewalt]

Trager der o6ffentlichen Gewalt ist die Gesamtheit der Deutschen, die in
Berlin ihren Wohnsitz haben. Sie Uben nach dieser Verfassung ihren Wil-
len unmittelbar durch Wahl zu der Volksvertretung und durch Abstim-
mung, mittelbar durch die Volksvertretung aus. Die Vorschriften dieser
Verfassung, die auch anderen Einwohnern Berlins eine Beteiligung an
der staatlichen Willensbildung einrdumen, bleiben unberihrt.

Art. 3
[Gewaltenteilung]

(1) Die gesetzgebende Gewalt wird durch Volksabstimmungen, Volks-
entscheide und durch die Volksvertretung ausgeubt, die vollziehende
Gewalt durch die Regierung und die Verwaltung sowie in den Bezirken
im Wege von Birgerentscheiden. Die richterliche Gewalt liegt in den
Hénden unabhangiger Gerichte.

(2) Volksvertretung, Regierung und Verwaltung einschlieBlich der Be-
zirksverwaltungen nehmen die Aufgaben Berlins als Gemeinde, Gemein-
deverband und Land wahr.

Art. 6
[Schutz der Menschenwiirde]

Die Wirde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schiitzen
ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

Art. 10
[Gleichheit]

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner
Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens,
seiner religiosen oder politischen Anschauungen oder seiner sexuellen
Identitat benachteiligt oder bevorzugt werden.

(3) Frauen und Manner sind gleichberechtigt. Das Land ist verpflichtet,
die Gleichstellung und die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und
Mannern auf allen Gebieten des gesellschaftlichen Lebens herzustellen
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und zu sichern. Zum Ausgleich bestehender Ungleichheiten sind MaB-
nahmen zur Férderung zulassig.

Art. 11
[Gleichstellung der Menschen mit Behinderung]

Menschen mit Behinderungen dirfen nicht benachteiligt werden. Das
Land ist verpflichtet, fir die gleichwertigen Lebensbedingungen von
Menschen mit und ohne Behinderung zu sorgen.

Art. 12
[Lebensgemeinschaften, Familie, Kinder]

(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutz der staatli-
chen Ordnung.

(2) Andere auf Dauer angelegte Lebensgemeinschaften haben Anspruch
auf Schutz vor Diskriminierung.

(3) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natlirliche Recht der Eltern
und die zuvdrderst ihnen obliegende Pflicht.

(4) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dirfen Kinder nur auf
Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erzie-
hungsberechtigten ihrem Erziehungsauftrag nicht nachkommen.

(5) Wer in hauslicher Gemeinschaft Kinder erzieht oder fiir andere sorgt,
verdient Férderung.

(6) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Flirsorge der Ge-
meinschaft.

(7) Frauen und Ménnern ist es zu ermdéglichen, Kindererziehung und
hausliche Pflegetatigkeit mit der Erwerbstatigkeit und der Teilnahme am
offentlichen Leben zu vereinbaren. Alleinerziehende Frauen und Manner,
Frauen wahrend der Schwangerschaft und nach der Geburt haben An-
spruch auf besonderen Schutz im Arbeitsverhaltnis.

Art. 14
[Meinungs- und Informationsfreiheit]

(1) Jedermann hat das Recht, innerhalb der Gesetze seine Meinung frei
und offentlich zu auBern, solange er die durch die Verfassung gewahr-
leistete Freiheit nicht bedroht oder verletzt.

(2) Jedermann hat das Recht, sich Gber die Meinung anderer, insbeson-
dere auch anderer Vélker, durch die Presse oder Nachrichtenmittel aller
Art zu unterrichten.

(3) Eine Zensur ist nicht statthaft.

Art. 15
[Grundrechte vor Gericht; Rechtsweggarantie]

(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehor.

(2) Eine Tat kann nur bestraft werden, wenn die Strafbarkeit gesetzlich
bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde.
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(3) Niemand darf wegen derselben Tat auf Grund der allgemeinen Straf-
gesetze mehrmals bestraft werden.

(4) Wird jemand durch die 6ffentliche Gewalt in seinen Rechten verletzt,
so steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere Zustandigkeit
nicht begrindet ist, ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Artikel 10
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes bleibt unberihrt.

(5) Ausnahmegerichte sind unstatthaft. Niemand darf seinem gesetzli-
chen Richter entzogen werden.

Art. 19
[Staatsbiirgerliche Rechte; Zugang zu 6ffentlichen Amtern]

(1) Niemand darf im Rahmen der geltenden Gesetze an der Wahrneh-
mung staatsblirgerlicher Rechte oder 6ffentlicher Ehrenamter gehindert
werden, insbesondere nicht durch sein Arbeitsverhaltnis.

(2) Der Zugang zu allen éffentlichen Amtern steht jedem ohne Unter-
schied der Herkunft, des Geschlechts, der Partei und des religidsen Be-
kenntnisses offen, wenn er die nétige Eignung besitzt.

Art. 20
[Recht auf Bildung]

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung. Das Land ermdglicht und
férdert nach MaBgabe der Gesetze den Zugang eines jeden Menschen zu
den offentlichen Bildungseinrichtungen, insbesondere ist die berufliche
Erstausbildung zu férdern.

(2) Das Land schiitzt und fordert das kulturelle Leben

Art. 21
[Freiheit von Kunst, Wissenschaft, Forschung und Lehre]

Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der
Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung.

Art. 22
[Soziale Sicherung]

(1) Das Land ist verpflichtet, im Rahmen seiner Krafte die soziale Siche-
rung zu verwirklichen. Soziale Sicherung soll eine menschenwiirdige und
eigenverantwortliche Lebensgestaltung ermdglichen.

(2) Die Errichtung und Unterhaltung von Einrichtungen fir die Beratung,
Betreuung und Pflege im Alter, bei Krankheit, Behinderung, Invaliditat
und Pflegebedirftigkeit sowie fliir andere soziale und karitative Zwecke
sind staatlich zu férdern, unabhangig von ihrer Tragerschaft.

Art. 29
[Glaubens- und Religionsfreiheit]

(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religi-
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6sen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. Die unge-
stérte Religionsausiibung wird gewahrleistet.

(2) Rassenhetze und Bekundung nationalen oder religiosen Hasses wi-
dersprechen dem Geist der Verfassung und sind unter Strafe zu stellen.

Art. 30
[Zusammenleben der Volker; Kriegsdienstverweigerung]

(1) Handlungen, die geeignet sind, das friedliche Zusammenleben der
Voélker zu stéren, widersprechen dem Geist der Verfassung und sind un-
ter Strafe zu stellen.

(2) Jedermann hat das Recht, Kriegsdienste zu verweigern, ohne dass
ihm Nachteile entstehen dlrfen.

Art. 31
[Umwelt- und Tierschutz]

(1) Die Umwelt und die natlrlichen Lebensgrundlagen stehen unter
dem besonderen Schutz des Landes.

(2) Tiere sind als Lebewesen zu achten und vor vermeidbarem Leiden zu
schitzen.

Art. 32
[Sportforderung]

Sport ist ein forderungs- und schiitzenswerter Teil des Lebens. Die Teil-
nahme am Sport ist den Angehdrigen aller Bevdlkerungsgruppen zu er-
moglichen.

Art. 33
[Datenschutz]

Das Recht des einzelnen, grundsatzlich selbst Uber die Preisgabe und
Verwendung seiner persdnlichen Daten zu bestimmen, wird gewahrleis-
tet. Einschrankungen dieses Rechts bedirfen eines Gesetzes. Sie sind
nur im Uberwiegenden Allgemeininteresse zulassig.

Art. 36
[Verbindlichkeit der Grundrechte; Gesetzesvorbehalt;
Widerstandsrecht]

(1) Die durch die Verfassung gewahrleisteten Grundrechte sind flir Ge-
setzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung verbindlich.

(2) Einschrankungen der Grundrechte sind durch Gesetz nur insoweit
zulassig, als sie nicht den Grundgedanken dieser Rechte verletzen.

(3) Werden die in der Verfassung festgelegten Grundrechte offensicht-
lich verletzt, so ist jedermann zum Widerstand berechtigt.
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Priifungen
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Priifungsordnungen

Durchfiihrung von Hochschulpriifungen

Bewertung von Priifungsleistungen
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15.Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen
§ 126
§ 127
§ 128

Ubergangsregelungen
Fortbestehen der Dienstverhiltnisse

Akademische Réte und Lektoren/Akademische Ritinnen
und Lektorinnen

§ 129 Nichtiibergeleitete Hochschuldozenten und -dozentinnen
und wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

§ 130

§ 130a Ubergangsregelungen fiir das Personal der kiinstlerischen
Hochschulen

(weggefallen)

§ 131
§132
§ 133
§ 134
§ 135
§136
§ 137
§ 137a Verldngerung von Erprobungsregelungen

§ 138  AuBerkrafttreten entgegenstehender Vorschriften
§ 139 Inkrafttreten

Nachdiplomierung

Mitgliedschaftsrechtliche Zuordnung
Unterrichtsgeldpauschalen

Laufbahn fiir Universitétsbeamte und -beamtinnen
Besitzstandswahrung bei der Entpflichtung, Altersgrenze
Verldangerung der Amtszeit

Anpassung der Promotionsordnungen

Erster Abschnitt
Einleitende Vorschriften

§1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fiir die Hochschulen des Landes Berlin
(staatliche Hochschulen). Daneben gelten die Rahmenvorschriften
des Ersten bis Fiinften Kapitels des Hochschulrahmengesetzes
(HRG) in der Fassung vom 9. April 1987 (BGBI. I S.1170 / GVBL
S. 1526), soweit sie unmittelbar in den Landern gelten oder nachste-
hend auf sie verwiesen wird.

(2) Staatliche Hochschulen sind Universititen, Kunsthochschulen
und Fachhochschulen. Staatliche Universititen sind die

— Freie Universitét Berlin,

— Humboldt-Universitét zu Berlin,
— Technische Universitit Berlin,
— Universitit der Kiinste Berlin.

Die Universitdt der Kiinste ist als kiinstlerisch-wissenschaftliche
Hochschule zugleich eine Kunsthochschule. Weitere staatliche
Kunsthochschulen sind die

— Hochschule fiir Musik ,,Hanns Eisler®,

— Kunsthochschule Berlin (Weiensee) - Hochschule fiir
Gestaltung,

— Hochschule fiir Schauspielkunst ,,Ernst Busch®.

Staatliche Fachhochschulen sind die

— Beuth-Hochschule fiir Technik Berlin,

— Hochschule fiir Technik und Wirtschaft Berlin,

— Hochschule fiir Wirtschaft und Recht Berlin,

— ,,Alice-Salomon‘“-Hochschule fiir Sozialarbeit und Sozialpdda-
gogik Berlin .

Die fiir die bisherige Hochschule der Kiinste geltenden Regelungen
in diesem und in anderen Gesetzen, in Verordnungen und sonstigen

Rechtsvorschriften gelten unverindert fiir die Universitit der Kiinste
Berlin.

(3) Staatliche Hochschulen werden durch Gesetz errichtet, zusam-
mengeschlossen und aufgehoben.

(4) Dieses Gesetz findet auf die Gliedkorperschaft des offentli-
chen Rechts ,,Charité - Universitdtsmedizin Berlin (Charité)* der
Freien Universitdt Berlin und der Humboldt-Universitdt zu Berlin
Anwendung, soweit das Gesetz zur Errichtung der Gliedkdrper-
schaft ,,Charité — Universitidtsmedizin Berlin“ nichts anderes be-
stimmt.

§2
Rechtsstellung

(1) Die Hochschulen sind Korperschaften des 6ffentlichen Rechts
und zugleich staatliche Einrichtungen. Sie haben das Recht der
Selbstverwaltung im Rahmen des Gesetzes und regeln ihre Angele-
genheiten durch die Grundordnung und sonstige Satzungen.

(2) Die Hochschulen erfiillen ihre Aufgaben durch eine Einheits-
verwaltung, auch soweit es sich um staatliche Angelegenheiten han-
delt.

(3) Die Personalverwaltung, die Wirtschaftsverwaltung, die Haus-
halts- und Finanzverwaltung der Hochschulen, die Erhebung von
Gebiihren und die Krankenversorgung sind staatliche Angelegenhei-
ten. Die Hochschulen haben die gebotene Einheitlichkeit im Fi-
nanz-, Haushalts-, Personal- und Gesundheitswesen im Land Berlin
zu wahren und diesbeziigliche Entscheidungen des Senats von Ber-
lin zu beachten.

(4) Die Hochschulen sind Dienstherr der Beamten und Beamtin-
nen sowie Arbeitgeber der Angestellten, Arbeiter und Arbeiterinnen
und Ausbilder der Auszubildenden an der jeweiligen Hochschule. In
der Personalverwaltung, der Haushalts- und Finanzverwaltung wir-
ken die Universitdten und die Fachhochschulen mit dem Land Ber-
lin in ihren Kuratorien zusammen.

(5) Die Universitdten haben das Promotions- und Habilitations-
recht. Die Hochschule der Kiinste hat das Promotions- und Habilita-
tionsrecht fiir ihre wissenschaftlichen Fécher. Die Hochschulen nach
Satz 1 und 2 diirfen die Doktorwiirde ehrenhalber verleihen.

(6) Alle Hochschulen haben das Recht, die Wiirde eines Ehren-
mitglieds zu verleihen. Néheres regeln die Hochschulen durch die
Grundordnung.

(7) Die Hochschulen konnen Gebiihren fiir die Benutzung ihrer
Einrichtungen und fiir Verwaltungsleistungen erheben. Anlésslich
der Immatrikulation und jeder Riickmeldung erheben die Hochschu-
len Verwaltungsgebiihren in Hohe von 50 Euro je Semester fiir Ver-
waltungsleistungen, die sie fiir die Studierenden im Rahmen der
Durchfiihrung des Studiums auf3erhalb der fachlichen Betreuung er-
bringen. Hierzu zdhlen Verwaltungsleistungen fiir die Immatrikula-
tion, Riickmeldung, Beurlaubung und Exmatrikulation. Auflerdem
zdhlen hierzu Verwaltungsleistungen, die im Rahmen der allgemei-
nen Studienberatung sowie durch die Akademischen Auslandsdamter
und die Priifungsémter erbracht werden. Gebiihren nach Satz 2 wer-
den nicht erhoben in Fillen der Beurlaubung vom Studium zur Ab-
leistung des Wehr- oder Zivildienstes, fiir Studenten und Studentin-
nen, die im Rahmen eines Austauschprogramms an der anderen
Hochschule zur Gebiihrenleistung verpflichtet sind, soweit Gegen-
seitigkeit besteht, fiir ausldndische Studierende, die auf Grund eines
zwischenstaatlichen oder iibernationalen Abkommens oder einer
Hochschulpartnerschaft immatrikuliert sind oder werden, soweit
Gegenseitigkeit besteht, sowie fiir auslédndische Studierende im
Rahmen von Férderungsprogrammen, die ausschlieBlich oder tiber-
wiegend aus 6ffentlichen Mitteln des Bundes oder der Lénder finan-
ziert werden.

(7a) Das Kuratorium jeder Hochschule erldsst fiir die Erhebung
von Gebiihren nach Absatz 7 Satz 1 eine Rahmengebiihrensatzung,
in der die Benutzungsarten und die besonderen Aufwendungen, fiir
die Gebiihren erhoben werden sollen, benannt und der Gebiihrenrah-
men fiir die einzelnen Gebiihrentatbestinde festgelegt werden. Die
Hochschulleitung legt auf Grund der Rahmengebiihrensatzung die
Gebiihrensétze fiir die einzelnen Benutzungsarten und besonderen
Aufwendungen fest und berichtet dariiber dem Kuratorium.
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(8) Die Hochschulen kénnen durch Satzung Entgelte oder Gebiih-
ren fiir die Teilnahme an Weiterbildungsangeboten erheben. Bei der
Héhe der Entgelte oder Gebiihren ist die wirtschaftliche und soziale
Situation der Betroffenen zu beriicksichtigen.

(9) Studiengebiihren werden nicht erhoben.

§2a
Vertriige des Landes Berlin mit den Hochschulen

Die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung soll regelmé-
Big mehrjahrige Vertrage mit den Hochschulen tiber die Grundziige
ihrer weiteren Entwicklung und tiber die Hohe des Staatszuschusses
fiir ihre Aufgaben, insbesondere von Forschung, Lehre und Studi-
um, schlieBen. Die Vertrdge bediirfen der Zustimmung des Abgeord-
netenhauses.

§3

Grundordnung

(1) Jede Hochschule gibt sich nach Maf3gabe dieses Gesetzes eine
Grundordnung. Die Grundordnung trifft neben den in diesem Gesetz
vorgesehenen Bestimmungen insbesondere Regelungen iiber die
korporativen Rechte und Pflichten der Mitglieder sowie iiber die
Verfahren in den Gremien.

(2) Uber die Grundordnung beschlieBt das Konzil. Teile der
Grundordnung konnen vorab beschlossen werden. Antrége konnen
auch vom Leiter oder von der Leiterin der Hochschule oder vom
Akademischen Senat eingebracht werden.

(3) Bis zum Inkrafttreten von Beschliissen geméll Absatz 2 kann
der Leiter oder die Leiterin der Hochschule die erforderlichen einst-
weiligen Regelungen treffen. § 90 findet Anwendung.

§4
Aufgaben der Hochschulen

(1) Die Hochschulen dienen der Pflege und Entwicklung von Wis-
senschaft und Kunst durch Forschung, Lehre und Studium und der
Vorbereitung auf berufliche Tétigkeiten. Sie wirken dabei an der Er-
haltung des demokratischen und sozialen Rechtsstaates mit und tra-
gen zur Verwirklichung der verfassungsrechtlichen Wertentschei-
dungen bei.

(2) Die Hochschulen tragen mit ihrer Forschung und Lehre zum
Erhalt und zur Verbesserung menschlicher Lebens- und Umweltbe-
dingungen bei. Sie setzen sich im Bewusstsein ihrer Verantwortung
gegeniiber der Gesellschaft und der Umwelt mit den moglichen Fol-
gen einer Nutzung ihrer Forschungsergebnisse auseinander.

(3) Die Freie Universitdt und die Humboldt-Universitét erfiillen
in den medizinischen Bereichen auch Aufgaben der Krankenversor-
gung. Die Universitit der Kiinste erfiillt als kiinstlerische und wis-
senschaftliche Hochschule ihre Aufgaben auch durch kiinstlerische
Entwicklungsvorhaben und o6ffentliche Darstellung sowie durch
Lehre und Forschung im Grenzbereich von Kunst und Wissenschaft.
Die Universitiaten fordern den wissenschaftlichen Nachwuchs, die
Universitét der Kiinste und die iibrigen kiinstlerischen Hochschulen
insbesondere den kiinstlerischen sowie die Universitét der Kiinste
auch den kiinstlerisch-wissenschaftlichen Nachwuchs. Die Fach-
hochschulen erfiillen ihre Aufgaben insbesondere durch anwen-
dungsbezogene Lehre und durch entsprechende Forschung. Das
Land soll im Zusammenwirken mit den Fachhochschulen durch ent-
sprechende Maflnahmen die Forschungsmoglichkeiten der Fach-
hochschulmitglieder ausbauen und Méglichkeiten zur Férderung
eines wissenschaftlichen Nachwuchses fiir diesen Hochschulbereich
schrittweise entwickeln.

(4) Die Hochschulen dienen dem weiterbildenden Studium und
beteiligen sich an Veranstaltungen der Weiterbildung. Sie fordern
die Weiterbildung ihres Personals und die allgemeine Erwachsenen-
bildung.

(5) Die Hochschulen arbeiten im Rahmen ihrer Aufgabenstellung
mit anderen Hochschulen sowie sonstigen Forschungs-, Kultur- und
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Bildungseinrichtungen im Inland und im Ausland zusammen. Sie
fordern den Wissenstransfer zwischen ihren Einrichtungen und allen
Bereichen der Gesellschaft und wirken darauf hin, dass die gewon-
nenen wissenschaftlichen Erkenntnisse im Interesse der Gesell-
schaft weiterentwickelt und genutzt werden konnen.

(6) Die Hochschulen regen durch ihre Offentlichkeitsarbeit insbe-
sondere in an der jeweiligen Hochschule unterreprisentierten Be-
volkerungsgruppen die Aufnahme eines Studiums an. Sie beraten
und unterstiitzen bei der Entscheidung iiber die Aufnahme eines Stu-
diums und die Wahl des Studienfaches. Die Hochschulen fordern die
sozialen Belange der Studenten und Studentinnen und den Hoch-
schulsport. Sie beriicksichtigen die besonderen Bediirfnisse auslén-
discher Studenten und Studentinnen.

(7) Die Hochschulen beriicksichtigen die besonderen Bediirfnisse
von Studenten und Studentinnen sowie von Studienbewerbern und
Studienbewerberinnen mit Behinderung und treffen in allen Berei-
chen die erforderlichen Mafinahmen zu ihrer Integration. Fiir die
Durchfiihrung des Studiums und der Priiffung sind geeignete Maf-
nahmen zu treffen, die unter Wahrung der Gleichwertigkeit einen
Nachteilsausgleich gewiéhrleisten.

(8) Die Hochschulen wirken darauf hin, dass Frauen und Ménner
in der Hochschule die ihrer Qualifikation entsprechend gleichen
Entwicklungsmdglichkeiten haben und die fiir Frauen bestehenden
Nachteile beseitigt werden.

(9) Die Hochschulen fordern die internationale, insbesondere die
europdische Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den Aus-
tausch zwischen deutschen und ausldndischen Hochschulen.

(10) Andere als die in diesem Gesetz genannten Aufgaben diirfen
den Hochschulen durch Rechtsverordnung der fiir Hochschulen zu-
standigen Senatsverwaltung iibertragen werden, wenn sie mit den in
Absatz 1 genannten Aufgaben zusammenhéngen.

(11) Zur Erfiillung ihrer Aufgaben konnen die Hochschulen Dritte
gegen Entgelt in Anspruch nehmen, mit Zustimmung des fiir Hoch-
schulen zusténdigen Mitglieds des Senats von Berlin sich an Unter-
nehmen beteiligen und Unternehmen griinden, sofern nicht Kernauf-
gaben in Forschung und Lehre unmittelbar betroffen sind; eine
Personenidentitit zwischen einem Beauftragten fiir den Haushalt
und der Geschiftsfilhrung des Unternehmens ist ausgeschlossen.
Die Haftung der Hochschulen ist in diesen Fillen auf die Einlage
oder den Wert des Geschaftsanteils zu beschrianken; die Gewéhrtré-
gerhaftung des Landes (§ 87 Absatz 4) ist dann ausgeschlossen. Das
Priifungsrecht des Rechnungshofs gemél § 104 Absatz 1 Nummer 3
der Landeshaushaltsordnung ist sicherzustellen. Bei Privatisierun-
gen ist die Personalvertretung zu beteiligen.

§5

Freiheit der Wissenschaft und Kunst

(1) Die zustandigen staatlichen Stellen und die Hochschulen ha-
ben die freie Entfaltung und Vielfalt der Wissenschaften und der
Kiinste an den Hochschulen zu gewdhrleisten und sicherzustellen,
dass die durch Artikel 5 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes verbiirg-
ten Grundrechte wahrgenommen werden konnen.

(2) Entscheidungen der zustdndigen Hochschulorgane sind inso-
weit zuldssig, als sie sich auf die Organisation des Forschungs- und
Lehrbetriebs sowie auf die Gewihrleistung eines ordnungsgeméfien
Studiums beziehen.

(3) Die Freiheit der Forschung, der Lehre und des Studiums nach
Mafgabe von § 3 des Hochschulrahmengesetzes entbindet nicht von
der Pflicht zur Beachtung der Rechte anderer und der Regelungen,
die das Zusammenleben in der Hochschule ordnet.

§ 5a
Chancengleichheit der Geschlechter

Jede Hochschule erlédsst eine Satzung, in der sie zur Verwirkli-
chung der Chancengleichheit der Geschlechter in personeller, mate-
rieller, finanzieller und inhaltlicher Hinsicht insbesondere Regelun-
gen zu folgenden Bereichen trifft:
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Vereinbarkeit von Studium, Beruf und Familie;
Berufungsverfahren;
Forderung der Frauen- und Geschlechterforschung;

=

inhaltliche und organisatorische Gestaltung der Aus-, Fort- und
Weiterbildung des wissenschaftlichen und nichtwissenschaftli-
chen Personals;

Besetzung von Gremien und Kommissionen;

o »

Schutz der Hochschulmitglieder vor sexuellen Belédstigungen.

§6
Erhebung, Speicherung und Nutzung personenbezogener
Daten

(1) Die Hochschulen diirfen personenbezogene Daten iiber Mit-
glieder der Hochschule sowie Bewerber und Bewerberinnen fiir Stu-
diengdnge, Priifungskandidaten und Priifungskandidatinnen sowie
Dritte erheben und speichern, soweit dies

1. zum Zugang, zur Durchfiihrung des Studiums, zur Priifung und
zur Promotion,

zur Organisation von Forschung und Studium,
fiir Aufgaben nach dem Hochschulstatistikgesetz,
zur Evaluation von Forschung und Studium,

O

zur Feststellung der Eignung und Leistung von Mitgliedern der
Hochschulen durch Organe, Gremien oder Kommissionen der
Hochschule,

zur Benutzung von Einrichtungen der Hochschulen,

7. zur Durchfithrung von Aufgaben der akademischen Selbstver-
waltung,

8. zum Einsatz von Steuerungsinstrumenten, insbesondere Zielver-
einbarungen, Leistungsbewertungen, Mittelvergabesystemen,

9. zur Evaluierung der Umsetzung des Gleichstellungsauftrages

erforderlich ist. Dabei ist das Gebot der Datensparsamkeit zu be-
riicksichtigen.

(2) Die Hochschulen diirfen sich untereinander und Dritte mit der
Verarbeitung personenbezogener Daten nach § 3 des Berliner Da-
tenschutzgesetzes in der Fassung vom 17. Dezember 1990 (GVBI.
1991, S.16, 54), das zuletzt durch Artikel V des Gesetzes vom 2. Ok-
tober 2003 (GVBL. S. 486) geéndert worden ist, beauftragen.

(3) Die Studierendenschaften diirfen personenbezogene Daten ih-
rer Mitglieder erheben und speichern, soweit dies zur Erfiillung ih-
rer Aufgaben nach den §§ 18 und 18a erforderlich ist.

(4) Die fir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung darf perso-
nenbezogene Daten von

1. Inhabern und Inhaberinnen ausldndischer akademischer Grade
im Sinne des § 34a und ausldndischer Professoren- und Profes-
sorinnentitel im Sinne des § 103 Absatz 3,

2. Berechtigten im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 des Einigungs-
vertrages,

3. Personen, die einen Antrag auf Ausstellung einer Urkunde nach
§ 131 Absatz 3 gestellt haben,

erheben und speichern, soweit dies zur Durchfiihrung ihrer Aufga-
ben nach diesem Gesetz erforderlich ist.

(5) Die Nutzung der nach den Absétzen 1, 3 und 4 erhobenen oder
gespeicherten personenbezogenen Daten ist zuldssig, soweit dies zur
Erfiillung der Aufgaben der datenverarbeitenden Stelle erforderlich
ist.

(6) Die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 erhobenen Daten diirfen
nur zu dem Zweck genutzt werden, zu dem sie erhoben worden sind.

§ 6a
Ubermittlung und Loschung personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten diirfen innerhalb der Hochschulen
ibermittelt werden, wenn dies zur Erfiillung der Aufgaben der iiber-

mittelnden oder der empfangenden Stelle erforderlich ist. Sie diirfen
an andere Hochschulen, einschlieBlich staatlich anerkannter privater
Hochschulen, tibermittelt werden, wenn

1. eine Rechtsvorschrift dies zulésst,

2. die Ubermittlung zu demselben Zweck erfolgt, zu dem die Da-
ten erhoben worden sind, und die Ubermittlung zur Erfiillung
der Aufgaben der libermittelnden oder der empfangenden Stelle
erforderlich ist, oder

3. die Ubermittlung im 6ffentlichen Interesse erforderlich ist und
keine schutzwiirdigen Interessen des oder der Betroffenen tiber-
wiegen.

(2) Die Hochschulen diirfen personenbezogene Daten an das Stu-
dentenwerk Berlin iibermitteln, soweit dies zur Erfiillung der Aufga-
ben des Empfingers erforderlich ist und das Studentenwerk zuvor
vergeblich versucht hat, die Daten bei dem oder der Betroffenen
selbst zu erheben, oder Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die An-
gaben des oder der Betroffenen unrichtig sind.

(3) Finden Teile des Studiums, Priifungsteile oder Prifungen der
Hochschulen Beriicksichtigung bei Entscheidungen oder Feststel-
lungen staatlicher Priifungsdmter, so iibermitteln die zustidndigen
Stellen der Hochschulen und die staatlichen Priifungsamter die je-
weils erforderlichen Daten. Die Priifungsdmter der Hochschulen
und die staatlichen Priifungsdmter iibermitteln auf Verlangen den
zustdndigen Stellen die erforderlichen personenbezogenen Daten
iber die den Hochschulen angehérenden Priifer und Priiferinnen,
um die Priifungsbelastung von Hochschullehrern und Hochschulleh-
rerinnen ermitteln zu kénnen.

(4) Die nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 erhobenen personen-
bezogenen Daten diirfen nur an die Stellen in den jeweiligen Hoch-
schulen tibermittelt werden, die dienst- oder arbeitsrechtliche Ent-
scheidungen oder sonstige Leistungs- oder Eignungsfeststellungen
zu treffen oder vorzubereiten haben, fiir die die Kenntnis der Daten
erforderlich ist. Sie diirfen zur Erflillung gesetzlicher Aufgaben an
die fiir Hochschulen zustéindige Senatsverwaltung iibermittelt wer-
den. An andere offentliche Stellen diirfen sie libermittelt werden,
wenn dies im Offentlichen Interesse erforderlich ist und keine
schutzwiirdigen Interessen des oder der Betroffenen iiberwiegen.

(5) Personenbezogene Daten diirfen an andere dffentliche Stellen
sowie an Behorden im Geltungsbereich des Grundgesetzes unter
den Voraussetzungen des § 12 Absatz 1 des Berliner Datenschutzge-
setzes iibermittelt werden. Die Zulissigkeit der Ubermittlung an
Stellen auBerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes richtet
sich nach § 14 des Berliner Datenschutzgesetzes.

(6) Personenbezogene Daten diirfen an Stellen auBerhalb des 6f-
fentlichen Bereichs iibermittelt werden, wenn dies zur Erfiillung der
Aufgaben der iibermittelnden oder der empfangenden Stelle nach
diesem Gesetz erforderlich ist. An natiirliche Personen diirfen perso-
nenbezogene Daten nur iibermittelt werden, wenn der Empfanger
oder die Empféangerin ein rechtliches Interesse an deren Kenntnis
glaubhaft gemacht hat und kein Grund zu der Annahme besteht, dass
schutzwiirdige Interessen der oder des Betroffenen an der Geheim-
haltung iiberwiegen, oder es fiir die Richtigstellung unwahrer Tatsa-
chenbehauptungen Betroffener im Zusammenhang mit seiner oder
ihrer Mitgliedschaft oder Téatigkeit an einer Hochschule erforderlich
ist. Der oder die behordliche Datenschutzbeauftragte ist bei Uber-
mittlungen nach Satz 2 anzuhoren.

(7) Die Studierendenschaften diirfen personenbezogene Daten der
Studierenden ihrer Hochschulen an die fiir die Immatrikulation zu-
standigen Stellen der Hochschulen libermitteln, soweit dies fiir die
Durchfiihrung der Immatrikulation oder der Riickmeldung erforder-
lich ist. Die fiir die Immatrikulation zustéindigen Stellen der Hoch-
schulen diirfen personenbezogene Daten von Studierenden an die
Studierendenschaften iibermitteln, soweit dies zur Erfiillung der
Aufgaben der Studierendenschaft nach den §§ 18 und 18a erforder-
lich ist.

(8) Die fiir Hochschulen zustéindige Senatsverwaltung darf die
nach § 6 Absatz 4 erhobenen Daten an andere Behorden tibermitteln,
soweit dies zur Erfiillung der Aufgaben der iibermittelnden oder der
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empfangenden Stelle erforderlich ist oder die Ubermittlung im iiber-
wiegenden 6ffentlichen Interesse liegt.

(9) Personenbezogene Daten sind zu 16schen, wenn ihre Kenntnis
zur Erfiillung der Aufgaben der datenverarbeitenden Stelle nicht
mehr erforderlich ist.

(10) Die Ubermittlung, Speicherung und Nutzung personenbezo-
gener Daten zur Wahrnehmung von gesetzlich zugewiesenen Auf-
sichts- und Kontrollbefugnissen ist zuldssig. Die Daten diirfen fiir
keine anderen Zwecke genutzt und iibermittelt werden und sind zu
16schen, sobald sie fiir Aufsichts- und Kontrollzwecke nicht mehr
bendtigt werden.

§ 6b

Satzungs- und Richtlinienkompetenz der Hochschulen,
Anwendung des Berliner Datenschutzgesetzes

(1) Die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung wird er-
michtigt, durch Rechtsverordnung die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten zu den in § 6 Absatz 1 Satz | Nummer 1 und Absatz 3
genannten Zwecken zu regeln. In der Rechtsverordnung sind insbe-
sondere die Art der zu verarbeitenden Daten und die Loschungsfris-
ten zu regeln.

(2) Die Hochschulen regeln die Verarbeitung personenbezogener
Daten zu den in § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 8 genannten
Zwecken in Satzungen, soweit sie zum Erlass von Satzungen befugt
sind, im Ubrigen durch Richtlinien. Sie regeln insbesondere die Art
der zu verarbeitenden Daten, die Zwecke im Sinne von § 6 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 bis 8, denen diese Daten jeweils dienen, und die
Loschungsfristen. Der oder die behordliche Datenschutzbeauftragte
ist vor Erlass der Satzung oder Richtlinie zu horen.

(3) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 und die Satzungen nach
Absatz 2 sind bis zum 31. Dezember 2006 zu erlassen.

(4) Soweit dieses Gesetz, die Studentendatenverordnung vom
11. Dezember 1993 (GVBI. S. 628), zuletzt gedndert durch Verord-
nung vom 1. Mirz 2003 (GVBI. S. 129), sowie die Satzungen der
Hochschulen keine besonderen Bestimmungen iiber die Verarbei-
tung personenbezogener Daten enthalten, finden die Vorschriften
des Berliner Datenschutzgesetzes Anwendung.

§7

Ordnung des Hochschulwesens

Die Hochschulreform ist eine gemeinsame Aufgabe der Hoch-
schulen und der zustindigen staatlichen Stellen. Hierzu gehéren
auch die Entwicklung und Erprobung neuer Strukturen, Organisati-
onsformen und Studiengidnge an den Hochschulen und die fachbe-
zogene und facheriibergreifende Forderung der Hochschuldidaktik.
Die Ordnung des Hochschulwesens richtet sich nach § 4 des Hoch-
schulrahmengesetzes.

§7a
Erprobungsklausel

Die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung kann auf An-
trag einer Hochschule nach Stellungnahme des Akademischen Se-
nats und mit Zustimmung des Kuratoriums, an Hochschulen ohne
Kuratorium mit Zustimmung des Akademischen Senats, fiir eine be-
grenzte Zeit Abweichungen von den Vorschriften der §§ 24 bis 29,
34 bis 36, 51 bis 58, 60 bis 75 sowie 83 bis 121 zulassen, soweit dies
erforderlich ist, um neue Modelle der Leitung, Organisation und Fi-
nanzierung zu erproben, die dem Ziel einer Vereinfachung der Ent-
scheidungsprozesse und einer Verbesserung der Wirtschaftlichkeit,
insbesondere der Erzielung eigener Einnahmen der Hochschule, die-
nen. Abweichungen von §§ 87 und 88 bediirfen des Einvernehmens
mit der Senatsverwaltung fiir Finanzen.
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§7b
Landeskommission fiir die Struktur der Universitiaten

(1) Zur Verwirklichung der Hochschulplanung des Landes Berlin
im Bereich der Universitidten wird eine Landeskommission einge-
setzt (Landeskommission fiir die Struktur der Universititen). Die
Landeskommission berit insbesondere iiber die Verdnderung oder
Aufhebung von Fachbereichen, Zentralinstituten, Zentraleinrichtun-
gen, wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Einrichtungen, Be-
triebseinheiten oder sonstigen Organisationsgliederungen sowie
iiber die Verdnderung oder Aufhebung von Studiengingen.

(2) Der Landeskommission fiir die Struktur der Universitdten ge-
horen an

1. die fiir Hochschulen (Vorsitz), fiir Finanzen und fiir Inneres zu-
standigen sowie drei weitere Mitglieder des Senats,

drei Mitglieder des Abgeordnetenhauses,
die Prisidenten und Prisidentinnen der drei Universitdten und

4. jeweils zwei Hochschulmitglieder aus dem Kuratorium jeder der
drei Universitéten.

Die Mitglieder nach Satz 1 Nummer 1 kénnen sich durch Staatsse-
kretdre oder Staatssekretérinnen vertreten lassen oder ihr Stimm-
recht auf ein anderes der Landeskommission angehdrendes Mitglied
des Senats iibertragen; einem Mitglied des Senats darf nicht mehr
als eine Stimme iibertragen werden. Die Mitglieder nach Satz 1
Nummer2 werden vom Abgeordnetenhaus, die Mitglieder nach
Satz 1 Nummer 4 von dem jeweiligen Kuratorium gewéhlt. Sie kon-
nen sich durch gleichzeitig zu wihlende Stellvertreter oder Stellver-
treterinnen vertreten lassen. Die Landeskommission wird von dem
oder der Vorsitzenden einberufen. Sie tagt nichtoffentlich. Bei Stim-
mengleichheit gibt die Stimme des oder der Vorsitzenden den Aus-
schlag.

§8

Studienreform

(1) Die Hochschulen haben die stindige Aufgabe, im Zusammen-
wirken mit den zustéindigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen
des Studiums im Hinblick auf die Entwicklung in Wissenschaft und
Kunst, die Bediirfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen
Verdnderungen in der Berufswelt zu tiberpriifen und weiterzuentwi-
ckeln. Die Studienreform soll gewéhrleisten, dass

1. das Studium interdisziplindr und projektbezogen unter Beriick-
sichtigung der Verbindung von Wissenschaft und Praxis ange-
legt wird,

2. die Studieninhalte den Studenten und Studentinnen breite Ent-
wicklungsmdglichkeiten er6ffnen,

3. die Formen der Lehre und des Studiums den methodischen und
didaktischen Erkenntnissen entsprechen,

4. die Studenten und Studentinnen befdhigt werden, Studieninhalte
wissenschaftlich selbstindig zu erarbeiten und deren Bezug zur
Praxis zu erkennen,

5. die Gleichwertigkeit einander entsprechender Hochschulab-
schliisse und die Mdglichkeit des Hochschulwechsels erhalten
bleibt.

Die Hochschulen berichten der fiir Hochschulen zustéindigen Se-
natsverwaltung mindestens alle drei Jahre {iber Erfahrungen und
Ergebnisse von Reformversuchen.

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen kdnnen besondere Studi-
en- und Priifungsordnungen erlassen werden, die neben bestehende
Ordnungen treten. Die Erprobung von Reformmodellen soll nach
einer festgesetzten Frist begutachtet werden.

(3) Die Hochschulen treffen die fiir die Studienreform und fiir die
Forderung der Hochschuldidaktik notwendigen Mafinahmen, insbe-
sondere stellen sie die didaktische Fort- und Weiterbildung ihres
hauptberuflichen Lehrpersonals sicher.
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§ 8a
Qualititssicherung und Akkreditierung

(1) Die Hochschulen stellen durch geeignete Mafinahmen sicher,
dass ihre Arbeit insbesondere in Forschung und Lehre und bei der
Durchfiihrung von Priifungen den anerkannten Qualitétsstandards
entspricht. Wesentlicher Bestandteil des hochschulinternen Quali-
tatssicherungssystems ist die regelméBige Durchfithrung von Evalu-
ationen, insbesondere im Bereich der Lehre. Die Studenten und Stu-
dentinnen und die Absolventen und Absolventinnen sind bei der
Evaluation der Lehre zu beteiligen. Die Mitglieder der Hochschulen
sind zur Mitwirkung an Evaluationsverfahren, insbesondere durch
Erteilung der erforderlichen Auskiinfte, verpflichtet.

(2) Studienginge sind in bestimmten Abstinden in qualitativer
Hinsicht zu bewerten. Bewertungsmafistab sind die in diesem Ge-
setz, insbesondere in § 22 genannten Grundsitze sowie die aner-
kannten Qualitdtsstandards. Die Bewertung von Bachelor- und
Masterstudiengéngen hat durch anerkannte unabhdngige Einrich-
tungen zu erfolgen (Akkreditierung). Auf eine Akkreditierung ein-
zelner Studiengénge kann verzichtet werden, wenn die Hochschule
insgesamt oder im betreffenden Bereich iiber ein akkreditiertes Pro-
gramm zur Qualitétssicherung ihres Studienangebots verfiigt (Syste-
makkreditierung).

(3) Die Hochschulen sind verpflichtet, der fiir Hochschulen zu-
standigen Senatsverwaltung die Ergebnisse der Bewertungen und
Akkreditierungen nach Absatz 2 unverziiglich vorzulegen. Die fiir
Hochschulen zustindige Senatsverwaltung kann auf der Grundlage
des Akkreditierungsergebnisses die Zustimmung von Studiengén-
gen widerrufen, zur Umsetzung des Akkreditierungsergebnisses mit
Auflagen versehen oder zu diesem Zweck die Verlangerung der Zu-
stimmung mit Auflagen versehen.

(4) Die Ergebnisse der Lehrevaluation und der Akkreditierungen
miissen in geeigneter Weise hochschulintern verdffentlicht werden.

Zweiter Abschnitt
Rechte und Pflichten der Studenten und Studentinnen

§9

Rechte und Pflichten der Studenten und Studentinnen

(1) Jeder Student und jede Studentin hat das Recht, die Einrich-
tungen der Hochschule nach den hierfiir geltenden Vorschriften zu
benutzen.

(2) Jedem Studenten und jeder Studentin sowie jedem Studienbe-
werber und jeder Studienbewerberin mit Behinderung soll die erfor-
derliche Hilfe zur Integration nach § 4 Absatz 7 zur Verfligung ge-
stellt werden.

(3) Jeder Student und jede Studentin ist verpflichtet, das Studium
an den Studien- und Priifungsordnungen zu orientieren. Zur Fortset-
zung des Studiums nach Ablauf eines Semesters hat er oder sie sich
fristgemal zuriickzumelden und die félligen Gebiihren und Beitrige
zu entrichten.

§10
Allgemeine Studienberechtigung

(1) Jeder Deutsche und jede Deutsche im Sinne von Artikel 116
des Grundgesetzes ist berechtigt, an einer Hochschule des Landes
Berlin zu studieren, wenn er oder sie die fiir das Studium nach den
staatlichen Vorschriften erforderliche Qualifikation nachweist.
Rechtsvorschriften, nach denen andere Personen Deutschen gleich-
gestellt sind, bleiben unbertihrt.

(2) Die allgemeinen Zugangsvoraussetzungen fiir die Hochschu-
len richten sich nach den Bestimmungen des Schulgesetzes fiir Ber-
lin. Die Zulassung in zulassungsbeschrankten Studiengidngen richtet
sich nach dem Berliner Hochschulzulassungsgesetz.

(3) Eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechende Hoch-
schulzugangsberechtigung wird auch durch einen berufsqualifizie-
renden Hochschulabschluss erworben.

(4) Die Zugangsvoraussetzungen fiir die Studiengénge an der
Hochschule fir Musik ,,Hanns Eisler”, der Hochschule fiir Schau-
spielkunst ,,Ernst Busch* und der Kunsthochschule Berlin (Weillen-
see) sowie fiir die kiinstlerischen Studiengédnge an der Hochschule
der Kiinste Berlin regelt die fiir Hochschulen zusténdige Senatsver-
waltung nach Anhorung der Hochschulen durch Rechtsverordnung.
Hierbei kann, allein oder in Verbindung mit einer Hochschulzu-
gangsberechtigung

1. eine kiinstlerische Begabung oder
2. eine besondere kiinstlerische Begabung

als Zugangsvoraussetzung gefordert werden. Ferner ist das Verfah-
ren zur Feststellung der kiinstlerischen Begabung zu bestimmen.

(5) Die Hochschulen regeln in der Zugangssatzung, in welchen
Studiengdngen liber die Hochschulzugangsberechtigung hinaus zu-
sdtzliche Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen gefordert
werden und wie diese nachzuweisen sind. Zugangsvoraussetzung
fiir Masterstudiengénge ist der berufsqualifizierende Abschluss ei-
nes Hochschulstudiums, bei weiterbildenden Masterstudiengéngen
zusiétzlich eine daran anschlieBende qualifizierte berufspraktische
Erfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr; dariiber hinaus-
gehende Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen diirfen nur
fiir Studiengénge nach § 23 Absatz 3 Nummer | Buchstabe a gefor-
dert werden und nur dann, wenn sie wegen spezieller fachlicher An-
forderungen des jeweiligen Masterstudiengangs nachweislich erfor-
derlich sind. Die Bestétigung der Satzung erstreckt sich neben der
RechtmiBigkeit auch auf die ZweckméaBigkeit.

(5a) Die Zulassung zu einem Masterstudiengang kann auch bean-
tragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen Fehlens einzelner
Priifungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen
Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen Priifungsleistungen zu
erwarten ist, dass der Bachelorabschluss vor Beginn des Masterstu-
dienganges erlangt wird und die Mafigaben, die auf Grund des Absat-
zes 5 Voraussetzung flir den Zugang zu dem Masterstudiengang sind,
ebenso rechtzeitig erfiillt sind. Soweit nach den Regelungen des Ber-
liner Hochschulzulassungsgesetzes ein Auswahlverfahren durchzu-
fiihren ist, in das das Ergebnis des Bachelorabschlusses einbezogen
ist, nehmen Bewerber und Bewerberinnen nach Satz 1 am Auswahl-
verfahren mit einer Durchschnittsnote teil, die auf Grund der bisheri-
gen Priifungsleistungen ermittelt wird. Das Ergebnis des Bachelorab-
schlusses bleibt insoweit unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle
einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen,
dass der Bachelorabschluss und die mit ihm zusammenhingenden
Voraussetzungen des Absatzes 5 in der Regel zum Ende des ersten
Fachsemesters nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht frist-
gerecht gefiihrt, erlischt die Zulassung. Das Néhere regeln die Hoch-
schulen durch Satzung.

(6) Durch Satzung sind weiter zu regeln
Immatrikulation, Exmatrikulation und Riickmeldung,
Teilnahme an den Lehrveranstaltungen,

Wechsel des Studiengangs,

=

Rechte der Studenten und Studentinnen im Fernstudium und im
Teilzeitstudium,

Gasthorerschaft und Nebenhorerschaft,

Beurlaubung,

AN W

Grundsitze fiir die Anrechnung von Studienzeiten und Studien-
leistungen an anderen Hochschulen und an der Berufsakademie
Berlin,

8. Zugangsvoraussetzungen fiir Auslinder und Ausldnderinnen,
die eine im Land Berlin anerkannte Studienbefahigung besitzen;
zu den Voraussetzungen gehort auch der Nachweis ausreichen-
der Kenntnisse der deutschen Sprache,

9. die auf der Grundlage einer Eignungspriifung festzustellenden
Anforderungen fiir den Zugang beruflich qualifizierter Bewer-
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ber und Bewerberinnen ohne einen ersten berufsqualifizieren-
den Hochschulabschluss zum Masterstudium in geeigneten wei-
terbildenden und kiinstlerischen Studiengéngen; in der Satzung
ist auch das Priifungsverfahren zu regeln; Absatz 5 Satz 3 gilt
entsprechend.

§11
Hochschulzugang fiir beruflich Qualifizierte
(1) Wer
1. eine Aufstiegsfortbildung nach den Bestimmungen der Hand-

werksordnung, des Berufsbildungsgesetzes oder vergleichbaren
bundes- oder landesrechtlichen Regelungen bestanden hat,

2. eine Fachschulausbildung an einer staatlichen oder staatlich an-
erkannten Fachschule im Sinne des § 34 des Schulgesetzes oder
eine vergleichbare Ausbildung in einem anderen Bundesland ab-
geschlossen hat,

3. eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung vergleichbare
Qualifikation im Sinne des Seemannsgesetzes erworben hat oder

4. eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung vergleichbare
Qualifikation auf Grund einer landesrechtlich geregelten Fort-
bildungsmafinahme fiir Berufe im Gesundheitswesen sowie im
sozialpflegerischen oder padagogischen Bereich erworben hat,

ist berechtigt, ein grundstdndiges Studium an einer Hochschule auf-
zunehmen (allgemeine Hochschulzugangsberechtigung).

(2) Wer
1. in einem zum angestrebten Studiengang fachlich &hnlichen Be-

ruf eine durch Bundes- oder Landesrecht geregelte mindestens
zweijahrige Berufsausbildung abgeschlossen hat und

2. im erlernten Beruf mindestens drei Jahre tdtig war,

ist berechtigt, ein seiner bisherigen Ausbildung entsprechendes
grundstindiges Studium an einer Hochschule aufzunehmen (fachge-
bundene Hochschulzugangsberechtigung). Abweichend von Satz 1
Nummer 2 gilt fiir Stipendiaten und Stipendiatinnen des Aufstiegs-
stipendienprogramms des Bundes eine Mindestdauer der Berufsta-
tigkeit im erlernten Beruf von zwei Jahren. Die Mindestdauer der
Berufstitigkeit verdoppelt sich jeweils fiir Zeiten einer Teilzeitbe-
schiftigung von bis zur Hélfte der vollen Beschéftigungszeit. Bei
der Ermittlung der Dauer der Berufstitigkeit nach Satz | Nummer 2
werden Zeiten einer Freistellung nach den gesetzlichen Regelungen
zum Mutterschutz, zur Elternzeit oder zur Pflegezeit sowie Zeiten,
in denen unbeschadet einer Beschéftigung nach Satz 1 Nummer 2
die Voraussetzungen fiir eine Freistellung nach diesen Vorschriften
vorlagen, angerechnet, insgesamt hochstens jedoch ein Jahr.

(3) Wer iiber eine fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung
nach Absatz 2 Satz 1 verfligt, ist berechtigt, an einer Hochschule in
einem gewihlten grundstdndigen Studiengang ein Studium aufzu-
nehmen, wenn er oder sie die Studierfdhigkeit in dem Fach in einer
Zugangspriifung nachgewiesen hat. Bei der Festlegung der Prii-
fungsinhalte sind die Vorkenntnisse, die im Rahmen des Besuchs
einer berufsbildenden Schule erworben werden, in angemessener
Weise zu berticksichtigen.

(4) Wer auf Grund einer beruflichen Qualifikation ein mindestens
einjdhriges Hochschulstudium in einem anderen Bundesland erfolg-
reich absolviert hat, kann unbeschadet des Absatzes 2 das Studium
in einem dhnlichen Studiengang an einer Berliner Hochschule fort-
setzen.

(5) Eine Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 erhilt auch, wer eine berufliche Ausbildung im Ausland nach-
weist, die denen der Absétze 1 oder 2 entspricht.

(6) Das Nahere regeln die Hochschulen durch die Zugangssat-
zung.
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§12
(weggefallen)

§13
Studienkollegs

(1) An den Universititen bestehen Studienkollegs. Thnen obliegt
die Durchfiihrung von Vorbereitungslehrgéingen und Priifungen fiir
Studienbewerber und Studienbewerberinnen, die nach § 38 Absatz 1
Satz 3 des Schulgesetzes fiir Berlin zusitzliche Leistungsnachweise
zur Anerkennung ihrer Studienbefédhigung zu erbringen haben. Da-
riiber hinaus sollen sie Angebote entwickeln, um bestehende Nach-
teile bei ausldndischen Studienbewerbern und Studienbewerberin-
nen im Studium auszugleichen.

(2) Die Studienkollegs unterliegen hinsichtlich der Unterrichts-
und Priifungsangelegenheiten der Schulaufsicht der fiir das Schul-
wesen zustidndigen Senatsverwaltung. Die Lehrkrafte an den Studi-
enkollegs diirfen nur mit Zustimmung der fiir das Schulwesen
zustdndigen Senatsverwaltung beschiftigt werden. Sie miissen die
Laufbahnbefdhigung als Studienrat oder Studienrétin haben; Aus-
nahmen hiervon kdnnen von der fiir das Schulwesen zustéindigen
Senatsverwaltung zugelassen werden.

(3) Fiir andere Hochschulen als die Universitidten konnen durch
Entscheidung der fiir Hochschulen zustindigen Senatsverwaltung
im Einvernehmen mit der fiir das Schulwesen zusténdigen Senats-
verwaltung den Studienkollegs entsprechende Einrichtungen vorge-
sehen werden.

(4) Fiir die Lehrkréfte des Studienkollegs gelten §§ 112 und 120
entsprechend.

§ 14
Immatrikulation

(1) Studienbewerber und Studienbewerberinnen sind zu immatri-
kulieren, wenn sie die Voraussetzungen gemaf §§ 10 bis 13 erfiillen
und Versagungsgriinde fiir die Immatrikulation nicht vorliegen. Mit
der Immatrikulation wird der Student oder die Studentin Mitglied
der Hochschule.

(2) Der Student oder die Studentin wird fiir einen Studiengang
immatrikuliert. Fiir einen zweiten zulassungsbeschrinkten Studien-
gang kann er oder sie nur immatrikuliert werden, wenn dies im Hin-
blick auf das Studienziel sinnvoll ist und andere dadurch nicht vom
Erststudium ausgeschlossen werden.

(3) Die Immatrikulation ist zu versagen, wenn der Studienbewer-
ber oder die Studienbewerberin

1. in einem zulassungsbeschriankten Studiengang nicht zugelassen
ist,

2. in dem gewihlten Studiengang vorgeschriebene Leistungsnach-
weise oder Priifungen an einer Hochschule im Geltungsbereich
des Hochschulrahmengesetzes endgiiltig nicht bestanden hat,

3. die Zahlung von Gebiihren und Beitrdgen einschlielich der So-
zialbeitrage zum Studentenwerk, des Beitrags fiir die Studieren-
denschaft und, soweit eine entsprechende Vereinbarung besteht,
des Beitrags fiir ein Semester-Ticket nicht nachweist,

4. vom Studium an einer Hochschule im Wege eines Ordnungsver-
fahrens ausgeschlossen worden ist, es sei denn, dass die Gefahr
einer kiinftigen Beeintrachtigung nicht mehr besteht.

(4) Bewerber und Bewerberinnen mit auslédndischen Vorbildungs-
nachweisen, die zur Vorbereitung eines Hochschulstudiums an ei-
nem Studienkolleg oder sonstigen Hochschuleinrichtungen studie-
ren, haben die Rechtsstellung von Studenten und Studentinnen; ein
Anspruch auf Zulassung zu einem Studiengang wird dadurch nicht
erworben.

(5) Sind Studenten und Studentinnen an mehreren Berliner Hoch-
schulen oder an Berliner und Brandenburger Hochschulen immatri-
kuliert, so miissen sie erkldren, an welcher Hochschule sie ihre Mit-
gliedschaftsrechte ausiiben. Gebiihren und Beitrage einschlielich
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der Sozialbeitrdge zum Studentenwerk, sind nur an dieser Hoch- §17
schule zu entrichten. - weggefallen -
§15 §18
Exmatrikulation Studierendenschaft

Die Mitgliedschaft der Studenten und Studentinnen zur Hoch-
schule endet mit der Exmatrikulation. Studenten und Studentinnen
konnen exmatrikuliert werden, wenn sie

1. sich nicht fristgemal zuriickgemeldet haben oder

2. das Studium in einem zulassungsbeschrinkten Studiengang
trotz schriftlicher Aufforderung und Androhung der Exmatriku-
lation nicht unverziiglich aufgenommen haben.

Studenten und Studentinnen sind zu exmatrikulieren, wenn sie

1. a) der Verpflichtung zur Teilnahme an einer Studienfachbera-
tung nach § 28 Absatz 3 nicht nachgekommen sind oder

b) die in einer Studienverlaufsvereinbarung oder in einer Ver-
pflichtung nach § 28 Absatz 3 Satz 4 festgelegten Anforde-
rungen bis zum festgesetzten Zeitpunkt in zu vertretender
Weise zu weniger als einem Drittel erfiillt haben;

dies gilt nicht, wenn der betreffende Student oder die betreffen-
de Studentin auf diese Folgen nicht zusammen mit der Einla-
dung, bei Abschluss der Studienverlaufsvereinbarung oder bei
Erteilung der Auflage hingewiesen wurde,

das Studium in keinem Studiengang fortfithren diirfen,

Gebiihren und Beitrége, einschlieflich der Sozialbeitrige zum
Studentenwerk, des Beitrags fiir die Studierendenschaft und, so-
weit eine entsprechende Vereinbarung besteht, des Beitrags fiir
ein Semester-Ticket, trotz schriftlicher Mahnung und Andro-
hung der Exmatrikulation nicht gezahlt haben,

4. die Abschlusspriifung bestanden oder die in dem gewéhlten Stu-
diengang vorgeschriebenen Leistungsnachweise oder eine vor-
geschriebene Priifung endgiiltig nicht bestanden haben, sofern
sie nicht innerhalb von zwei Monaten die Notwendigkeit der
Immatrikulation fiir die Erreichung eines weiteren Studienziels
nachweisen,

5. mit der Ordnungsmafinahme der Exmatrikulation gemaf3 § 16
Absatz 2 Nummer 4 belegt worden sind.

§16
Ordnungsverstofie

(1) Gegen Ordnungsverstdfie im Sinne von § 28 des Hochschul-
rahmengesetzes konnen auf Antrag des Leiters oder der Leiterin der
Hochschule von einem vom Akademischen Senat einzusetzenden
viertelparititisch besetzten Ordnungsausschuss Ordnungsmalinah-
men verhingt werden. Der Antrag kann bis zur Entscheidung des
Ordnungsausschusses zuriickgenommen werden.

(2) OrdnungsmafBnahmen sind:
Androhung der Exmatrikulation,

2. Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen der Hoch-
schule,

3. Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltun-
gen bis zu einem Semester,

4. Exmatrikulation.

(3) Auf das Ordnungsverfahren finden die Vorschriften des Geset-
zes uber das Verfahren der Berliner Verwaltung ohne die sich aus
dessen § 2 Absatz 2 ergebenden Einschriankungen Anwendung.
Uber OrdnungsmaBnahmen ist im formlichen Verfahren zu ent-
scheiden. Der abschlieende Verwaltungsakt ist mit einer Rechts-
mittelbelehrung zu versehen. Vor Erhebung einer verwaltungsge-
richtlichen Klage bedarf es keiner Nachpriifung in einem
Vorverfahren.

(1) Die immatrikulierten Studenten und Studentinnen einer Hoch-
schule bilden die Studierendenschaft. Die Studierendenschaft ist
eine rechtsfahige Teilkorperschaft der Hochschule. Sie verwaltet
ihre Angelegenheiten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen
selbst.

(2) Die Studierendenschaft hat die Belange der Studenten und
Studentinnen in Hochschule und Gesellschaft wahrzunehmen und
die Verwirklichung der Ziele und Aufgaben der Hochschule nach § 4
zu fordern. In diesem Sinne nimmt sie im Namen ihrer Mitglieder
ein politisches Mandat wahr. Die Studierendenschaft hat insbeson-
dere folgende Aufgaben:

1. Dbei der sozialen und wirtschaftlichen Selbsthilfe der Studieren-
den mitzuwirken,

2. die Meinungsbildung in der Gruppe der Studierenden zu ermdg-
lichen,

3. an der Erfiillung der Aufgaben der Hochschulen, insbesondere
durch Stellungnahmen zu hochschul- oder wissenschaftspoliti-
schen Fragen, mitzuwirken,

4. auf der Grundlage der verfassungsmifligen Ordnung die politi-
sche Bildung, das staatsbiirgerliche Verantwortungsbewusstsein
und die Bereitschaft ihrer Mitglieder zur aktiven Toleranz sowie
zum Eintreten fiir die Grund- und Menschenrechte zu fordern,

5. kulturelle, fachliche, wirtschaftliche und soziale Belange ihrer
Mitglieder wahrzunehmen,

die Integration ausldndischer Studierender zu fordern,
den Studierendensport zu fordern,
die iiberregionalen und internationalen Studierendenbeziehun-
gen zu pflegen,
9. die Erreichung der Ziele des Studiums (§ 21) zu fordern.

Zur Erfillung ihrer Aufgaben kann die Studierendenschaft insbe-
sondere auch zu solchen Fragen Stellung beziehen, die sich mit der
gesellschaftlichen Aufgabenstellung der Hochschulen sowie mit der
Anwendung der wissenschaftlichen Erkenntnisse und der Abschit-
zung ihrer Folgen fiir die Gesellschaft und die Natur beschiftigen.
Die Studierendenschaft und ihre Organe konnen fiir die Erfiillung
ihrer Aufgaben Medien aller Art nutzen und in diesen Medien auch
die Diskussion und Verdffentlichung zu allgemeinen gesellschaftli-
chen Fragen ermdglichen.

(3) Fiir die Wahlen zu den Organen der Studierendenschaft gilt
§ 48 entsprechend. Sie sollen nach Méglichkeit gleichzeitig mit den
Wahlen der Organe der Hochschulselbstverwaltung durchgefiihrt
werden.

(4) Die Studierendenschaft untersteht der Rechtsaufsicht des Lei-
ters oder der Leiterin der Hochschule, der oder die insoweit der
Rechtsaufsicht der fiir Hochschulen zustdndigen Senatsverwaltung
untersteht. §§ 56 Absatz 3 und 89 Absatz 1 gelten entsprechend.

§18a
Semester-Ticket

(1) Zu den Aufgaben der Studierendenschaft gehort auch die Ver-
einbarung preisgiinstiger Benutzung der Verkehrsmittel des 6ffentli-
chen Personennahverkehrs fiir die Studierenden der Hochschulen
gemdl § 1 Absatz 1 sowie weiterer staatlicher oder staatlich aner-
kannter Hochschulen (Semester-Ticket). Die Teilnahme an der Ein-
fihrung des Semester-Tickets wird fiir jede Hochschule vom Allge-
meinen Studentenausschuss mit dem nach § 4 des OPNV-Gesetzes
vom 27. Juni 1995 (GVBL. S. 390) zustéindigen Vertragspartner ver-
einbart.
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(2) Die Vereinbarung setzt ein zustimmendes Votum der Studie-
renden der jeweiligen Hochschule voraus. Das zustimmende Votum
liegt vor, wenn sich eine Mehrheit der Teilnehmenden an einer von
der Studierendenschaft der jeweiligen Hochschule durchgefiihrten
Urabstimmung oder einer sonstigen Befragung, mindestens aber
zehn vom Hundert der eingeschriebenen Studierenden der Hoch-
schule, fiir die Einfiihrung ausgesprochen hat. Der Abschluss der
Vertrage obliegt den Allgemeinen Studentenausschiissen.

(3) Studierende, die aus gesundheitlichen Griinden oder wegen
studienbedingter Abwesenheit vom Hochschulort das Semester-Ti-
cket nicht nutzen konnten, werden auf Antrag von der Teilnahme-
verpflichtung befreit.

(4) Zur Erfullung ihrer Verpflichtungen aus den Vereinbarungen
nach Absatz 1 erheben die Studierendenschaften nach Mafigabe ei-
ner Satzung von allen Studierenden der teilnehmenden Hochschu-
len, die nicht gemal Absatz 3 befreit sind, Beitrige, die gesondert
von den Beitrdgen gemif § 20 auszuweisen sind und nicht der Ge-
nehmigung der Hochschulleitung bediirfen. Sie werden fiir jedes
Semester bei der Immatrikulation oder Riickmeldung fillig und von
den Hochschulen kostenfrei eingezogen. Die Studierendenschaften
bedienen sich der Einrichtungen der Hochschulverwaltung geméf
§ 20 Absatz 2 zur Verwaltung und Bewirtschaftung der Beitrage und
etwaiger Bewirtschaftungsgewinne und schliefen mit den Hoch-
schulen hierzu Verwaltungsvereinbarungen, an denen auch mehrere
Studierendenschaften und mehrere Hochschulen beteiligt sein kon-
nen. Kommt eine Verwaltungsvereinbarung nicht zu Stande, so ob-
liegt die Verwaltung und Bewirtschaftung der Beitrage und etwaiger
Bewirtschaftungsgewinne dem Studentenwerk gegen Kostenerstat-
tung und nach Maligabe der Vorgaben der Studierendenschatft.

(5) Die Studierendenschaften kdnnen durch Satzung bestimmen,
dass ein Zuschlag zum Semester-Ticket-Beitrag zu leisten ist und
dass Studierenden bei Vorliegen einer besonderen sozialen Harte ein
Nachlass auf den Ticketpreis nach Mal3gabe der zur Verfligung ste-
henden Mittel gewidhrt werden kann. Die Satzung bedarf der Geneh-
migung der Hochschulleitung; im Ubrigen findet Absatz 4 entspre-
chende Anwendung.

§19
Satzung und Organe der Studierendenschaft

(1) Zentrale Organe der Studierendenschaft sind

1. die studentische Vollversammlung,

2. das Studentenparlament,

3. der Allgemeine Studentenausschuss.

Die Studierendenschaft kann sich auf Fachbereichsebene in Fach-
schaften gliedern. Fachschaften kdnnen auch standortorientiert und
fachbereichsiibergreifend gebildet werden. Fiir die Charité — Uni-
versitdtsmedizin Berlin kann eine Fachschaft auch hochschuliiber-
greifend gebildet werden.

(2) Die Studierendenschaft gibt sich eine Satzung, die vom Stu-
dentenparlament mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglie-
der beschlossen wird. Die Satzung regelt insbesondere
1. Bildung, Zusammensetzung, Zustindigkeit und Verfahren der

Organe sowie ihre Amtszeiten,
2. das Verfahren bei Aufstellung und Ausfithrung des Haushalts-
plans,

3. die Kontrolle iiber die Haushaltsfiihrung.

(3) Das Studentenparlament besteht an der Freien Universitit, der
Humboldt-Universitédt und an der Technischen Universitit aus sech-
zig Mitgliedern, an den anderen Hochschulen aus dreifiig Mitglie-
dern. Es beschlief3t

1. iber grundsitzliche Angelegenheiten der Studierendenschaft,

2. iber die Satzung, den Haushaltsplan und die Festsetzung der
Beitrige,

3. {ber die Entlastung der Mitglieder des Allgemeinen Studenten-
ausschusses,
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4. iber die Wahlordnung zu den Organen der Studierendenschaft.

Das Studentenparlament wihlt den Vorsitzenden oder die Vorsitzen-
de und die Mitglieder des Allgemeinen Studentenausschusses.

(4) Der Allgemeine Studentenausschuss vertritt die Studierenden-
schaft. Er ist an die Beschliisse des Studentenparlaments gebunden
und erledigt die laufenden Geschifte der Studierendenschaft. Seine
Mitglieder sind dem Studentenparlament und der studentischen
Vollversammlung rechenschaftspflichtig.

§20
Haushalt der Studierendenschaft

(1) Die Studierendenschaft erhebt von ihren Mitgliedern Beitrige.
Die Hohe der Beitrédge ist auf das Mal3 zu beschrianken, das zur Er-
filllung der Aufgaben gemil § 18 Absatz 2 nach den Grundsétzen
einer sparsamen Haushaltswirtschaft erforderlich ist. Die Beitrdge
sind von der Hochschule kostenfrei einzuziehen. Der Haushaltsplan
und die Festsetzung der Beitrdge bedarf der Genehmigung des Lei-
ters oder der Leiterin der Hochschule.

(2) Fiir Zahlungen, Buchfithrung und Rechnungslegung kann sich
die Studierendenschaft der Einrichtungen der Hochschulverwaltung
bedienen.

(3) Die Rechnung der Studierendenschaft ist von einem 6ffentlich
bestellten Rechnungspriifer oder einer anerkannten Wirtschaftsprii-
fungsgesellschaft zu priifen. Die Haushalts- und Wirtschaftsfithrung
der Studierendenschaft unterliegt der Priifung durch den Rech-
nungshof von Berlin.

(4) Fiir Verbindlichkeiten der Studierendenschaft haftet nur deren
Vermogen.

Dritter Abschnitt
Studium, Lehre und Priifungen

§21
Allgemeine Ziele des Studiums

(1) Lehre und Studium sollen die Studenten und Studentinnen auf
berufliche Tatigkeiten unter Beriicksichtigung der Verdnderungen in
der Berufswelt vorbereiten und ihnen die dafiir erforderlichen fach-
lichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Methoden so vermitteln, dass
sie zu wissenschaftlicher oder kiinstlerischer Arbeit, zu kritischem
Denken und zu freiem verantwortlichen, demokratischem und sozi-
alem Handeln beféhigt werden.

(2) Die Hochschulen gewihrleisten, dass die Studenten und Stu-
dentinnen diese Ziele gemif der Aufgabenstellung ihrer Hochschule
im Rahmen der jeweils vorgesehenen Regelstudienzeiten erreichen
konnen. Hierzu geben sie Empfehlungen fiir die sachgerechte
Durchfiihrung des Studiums.

§22
Studienginge

(1) Ein Studiengang fiihrt zu einem berufsqualifizierenden Ab-
schluss.

(2) Die Hochschulen haben Studiengénge und Priifungen so zu
organisieren und einzurichten, dass insbesondere

1. unter Beriicksichtigung der Eigenverantwortung der Studenten
und Studentinnen die Erreichung der Studienziele (Kompetenz-
erwerb) gewiahrleistet ist,

2. samtliche Studien- und Priifungsleistungen innerhalb der Regel-
studienzeit erbracht werden konnen,

3. individuelle Gestaltungsmoglichkeiten des Studiums und frei zu
wihlende Studienanteile auch zu iiberfachlichem Kompetenzer-
werb flir Studenten und Studentinnen in der Regel zu einem
Fiinftel berticksichtigt werden,

4. ein Teil des Studiums dem tiberfachlichen Kompetenzerwerb
vorbehalten wird,
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5. Maglichkeiten zugelassen werden, Studienleistungen in unter-
schiedlichen Formen zu erbringen,

6. bereits erbrachte Studien- und Priifungsleistungen bei einem
Wechsel der Hochschule weitestgehend anerkannt werden kon-
nen,

7. Zeitraume wiahrend des Studiums fiir Aufenthalte an anderen
Hochschulen oder im Ausland oder fiir Praktika ohne Zeitverlust
zur Verfligung stehen,

8. die Anrechnung erbrachter Leistungen auf gleiche oder ver-
wandte Studiengénge derselben oder einer anderen Hochschule
erleichtert wird,

9. eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende Verbindung
von Wissenschaft und Praxis besteht.

(3) Die Einrichtung und Authebung von Studiengidngen bedarf
der Zustimmung der fiir Hochschulen zustdndigen Senatsverwal-
tung. In einem neuen Studiengang soll der Lehrbetrieb erst aufge-
nommen werden, wenn zumindest vorldufige Ordnungen fiir Studi-
um und Priifungen vorliegen.

(4) Die Hochschulen haben Studiengéinge so zu organisieren und
einzurichten, dass ein Teilzeitstudium moglich wird. Ein Teilzeitstu-
dium ist zuléssig,

1. wenn Studenten und Studentinnen berufstétig sind,

2. zur Pflege und Erziehung eines Kindes im Alter von bis zu 10
Jahren,

3. zur Pflege pflegebediirftiger naher Angehdriger im Sinne des
Pflegezeitgesetzes,

4. wenn eine Behinderung ein Teilzeitstudium erforderlich macht,
5. wihrend einer Schwangerschaft,

wihrend der Wahrnehmung eines Mandats eines Organs der
Hochschule, der Studierendenschaft oder des Studentenwerks
Berlin,

7. aus sonstigen schwerwiegenden Griinden.

Der Antrag, ein Studium in Teilzeitform zu studieren, ist in der Re-
gel vor Beginn des Semesters zu stellen. Soweit der Studierende
oder die Studierende in dem Antrag oder bei der Riickmeldung keine
kiirzere Dauer bestimmt hat, erfolgt das Studium in Teilzeitform,
solange die Voraussetzungen nach Satz 2 vorliegen. Der Student
oder die Studentin hat der Hochschule mitzuteilen, wenn die Griinde
fiir das Teilzeitstudium weggefallen sind. Die im Teilzeitstudium
absolvierten Studienzeiten werden entsprechend dem am reguldren
Studienprogramm geleisteten Anteil auf die Regelstudienzeit ange-
rechnet.

(5) Die Hochschulen sollen Teilzeitstudiengénge einrichten, die
ein Studium neben dem Beruf ermdglichen. Bei Teilzeitstudiengén-
gen wird die Regelstudienzeit entsprechend der im Verhiltnis zu ei-
nem Vollzeitstudiengang vorgesehenen Studienbelastung festgelegt.

§22a
Strukturierung der Studienginge

(1) Studiengénge sind in mit Leistungspunkten versehene Studien-
einheiten (Module) zu gliedern, die durch die Zusammenfassung
von Studieninhalten thematisch und zeitlich abgegrenzt sind. Dies
gilt nicht fiir solche Studiengénge, fiir die die fiir Hochschulen zu-
standige Senatsverwaltung Ausnahmen nach § 23 Absatz 5 zugelas-
sen hat.

(2) Jedem Modul ist in Abhdngigkeit vom Arbeitsaufwand fiir die
Studenten und Studentinnen eine bestimmte Anzahl von Leistungs-
punkten entsprechend dem European Credit Transfer System
(ECTS) zuzuordnen. Je Semester sind in der Regel 30 Leistungs-
punkte zu Grunde zu legen. Ein Leistungspunkt entspricht einer Ge-
samtarbeitsleistung der Studenten und Studentinnen im Prdsenz-
und Selbststudium von 25 bis hochstens 30 Zeitstunden. Module
sollen mindestens eine Gréf3e von fiinf Leistungspunkten aufweisen.
Fiir ein Modul erhélt ein Student oder eine Studentin Leistungs-

punkte, wenn er oder sie die in der Priifungsordnung vorgesehenen
Leistungen nachweist.

(3) Die Studienginge sollen die dem Fach entsprechenden inter-
nationalen Beziige aufweisen. In geeigneten Fichern konnen Lehre
und Priifungen nach MafBgabe der Priifungsordnung ganz oder teil-
weise in fremdsprachlicher Form durchgefiihrt werden.

§23
Bachelor- und Masterstudiengénge, Regelstudienzeit

(1) Die Hochschule stellt mit ihren Bachelorstudiengéngen, in de-
nen entsprechend dem Profil der Hochschule und des Studiengangs
wissenschaftliche oder kiinstlerische Grundlagen, Methodenkompe-
tenz und berufsfeldbezogene Qualifikationen vermittelt werden, eine
breite wissenschaftliche oder kiinstlerische Qualifizierung sicher.

(2) Ein Bachelorstudiengang fiihrt zu einem ersten berufsqualifi-
zierenden Hochschulabschluss (Bachelorgrad) und hat eine Regel-
studienzeit von mindestens drei, hochstens vier Jahren. Fiir einen
Bachelor-Abschluss sind nach Ausgestaltung der Studien- und Prii-
fungsordnungen nicht weniger als 180 Leistungspunkte nachzuwei-
sen.

(3) Masterstudiengénge sind so auszugestalten, dass sie

1. a) als vertiefende, verbreiternde oder fachiibergreifende Studi-
engénge auf einem Bachelorstudiengang aufbauen oder

b) einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss voraus-
setzen, jedoch nicht auf bestimmten Bachelorstudiengéngen
aufbauen

(konsekutive Masterstudiengidnge) oder

2. Studieninhalte vermitteln, die in der Regel einen ersten berufs-
qualifizierenden Hochschulabschluss und anschlieBende qualifi-
zierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht unter
einem Jahr voraussetzen (weiterbildende Masterstudiengénge).

Ein Masterstudiengang fiihrt zu einem weiteren berufsqualifizieren-
den Hochschulabschluss (Mastergrad) und hat eine Regelstudienzeit
von mindestens einem Jahr, hochstens zwei Jahren. Fiir einen Mas-
terabschluss sind unter Einbeziehung des ersten berufsqualifizieren-
den Hochschulabschlusses in der Regel 300 Leistungspunkte erfor-
derlich. Davon kann bei entsprechender Qualifikation der Studenten
und Studentinnen im Einzelfall abgewichen werden.

(4) Die Gesamtregelstudienzeit eines Bachelorstudiengangs und
eines konsekutiven Masterstudiengangs nach Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe a betrigt hochstens fiinf, in den kiinstlerischen
Kernfichern hochstens sechs Jahre.

(5) Fiir kiinstlerische Studiengénge der Freien Kunst und ver-
wandter Facher kann die fiir Hochschulen zustindige Senatsverwal-
tung Ausnahmen von der Studiengangstruktur nach den Absétzen 1
bis 3 zulassen.

(6) Die Hochschulen kdnnen in Zusammenarbeit mit Tragern be-
ruflicher Ausbildung Studiengénge einrichten, die neben dem Hoch-
schulabschluss auch zu einem beruflichen Ausbildungsabschluss
fithren. Die Verantwortung der Hochschule fiir Inhalt und Qualitdt
des Studiengangs muss dabei gewéhrleistet bleiben.

§ 23a

Studieniiberginge, Anrechnung von Ausbildungs- und
Studienleistungen

(1) Vergleichbare Studienleistungen in anderen Studiengéingen, an
anderen deutschen oder ausldandischen Hochschulen, an einer aner-
kannten Fernstudieneinheit oder in einem fritheren Studium sind auf
die in den Ordnungen vorgesehenen Studien- oder Priifungsleistun-
gen anzurechnen. In der Priifungsordnung vorgesehene Kompeten-
zen, die au3erhalb der Hochschulen erworben worden sind, sind bis
zur Hilfte der fiir den Studiengang vorgesehenen Leistungspunkte
anzurechnen. Leistungen und Kompetenzen nach den Sétzen 1 und
2 diirfen nur einmal angerechnet werden.
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(2) Die Hochschule, an der ein Studium aufgenommen oder fort-
gesetzt wird, entscheidet {iber die angemessene Anrechnung nach
Absatz 1. Die Entscheidung trifft der zustéindige Priifungsausschuss
der Hochschule, in Studiengéingen, die mit einer staatlichen Priifung
abgeschlossen werden, das zustindige Priifungsamt, soweit nicht
die Priifungsordnung eine pauschalierte Anrechnung oder eine ande-
re Zustindigkeit vorsieht.

(3) In einer besonderen Hochschulpriifung (Einstufungspriifung)
konnen Studienbewerber oder Studienbewerberinnen mit Hoch-
schulzugangsberechtigung nachweisen, dass sie iber Kompetenzen
verfiigen, die eine Einstufung in ein hoheres Fachsemester rechtfer-
tigen.

(4) Das Néhere bestimmt die Priifungsordnung oder die Rahmen-
studien- und -priifungsordnung.

§24
(weggefallen)

§ 25

Promotionskollegs und Studiengéinge zur Heranbildung des
kiinstlerischen Nachwuchses

(1) Um die Bearbeitung facheriibergreifender wissenschaftlicher
Fragestellungen sowie die Betreuung von Promotionsvorhaben zu
fordern, sollen die Hochschulen Promotionskollegs einrichten.

(2) Doktoranden und Doktorandinnen sind Mitglieder der Univer-
sitdt, an der sie zur Promotion zugelassen wurden. Sie sind, soweit
sie nicht bereits auf Grund eines Beschéftigungsverhiltnisses Mit-
glieder der Hochschule sind, als Studierende zur Promotion einzu-
schreiben.

(3) Fiir Absolventen und Absolventinnen, die ein Studium an ei-
ner Kunsthochschule erfolgreich abgeschlossen haben, kdnnen Zu-
satzstudien zur Vermittlung weiterer Qualifikationen, insbesondere
Konzertexamen, Solistenklasse, Meisterschiiler mit einer Dauer von
bis zu zwei Jahren angeboten werden. Sie werden mit einer Priifung
abgeschlossen. Néiheres, insbesondere die Zugangsvoraussetzun-
gen, wird durch Satzung geregelt. Die Zulassung kann von einer
Aufnahmepriifung abhéngig gemacht werden.

§26
Weiterbildungsangebote

Die Hochschulen sollen Moglichkeiten der Weiterbildung entwi-
ckeln und anbieten. Weiterbildungsangebote sind neben weiterbil-
denden Studiengéngen solche Angebote zur Weiterbildung, die auch
Bewerbern und Bewerberinnen offenstehen, die die fiir eine Teilnah-
me erforderliche Eignung im Beruf oder auf andere Weise erworben
haben. Bei der Gestaltung von Weiterbildungsangeboten ist die be-
sondere Lebenssituation von Teilnehmern und Teilnehmerinnen mit
familidren Aufgaben sowie von Berufstitigen zu beriicksichtigen.
Fiir die erfolgreiche Teilnahme an Angeboten nach Satz 1 koénnen
Zertifikate erteilt werden.

§27
(weggefallen)

§28
Forderung des Studienerfolgs, Studienberatung

(1) Die Hochschule unterstiitzt und fordert die Studenten und Stu-
dentinnen unter Beriicksichtigung ihrer Eigenverantwortung bei der
Erreichung der Studienziele. Zu diesem Zweck berit sie die Studen-
ten und Studentinnen nach Mafigabe der folgenden Vorschriften. Die
allgemeine Studienberatung wird durch zentral in den Hochschulen
oder von mehreren Hochschulen gemeinsam eingerichteten Bera-
tungsstellen ausgeiibt. Sie umfasst neben allgemeinen Fragen des
Studiums auch die padagogische und psychologische Beratung fiir
Bewerber und Bewerberinnen und Studenten und Studentinnen so-
wie Informationen iiber Beratungsangebote zur Studienfinanzie-
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rung. Die Beratungsstellen arbeiten dabei mit den fiir die Berufsbe-
ratung, die staatlichen Priifungsordnungen und das Schulwesen
zustdndigen Stellen sowie mit dem Studentenwerk zusammen.

(2) Die Studienfachberatung erfolgt in den Fachbereichen. Hier-
fiir sind gemél § 73 Absatz 1 ein Hochschullehrer oder eine Hoch-
schullehrerin sowie mindestens eine studentische Hilfskraft einzu-
setzen. Der Fachbereich kann weitere mit Lehraufgaben befasste
Mitglieder oder studentische Hilfskréfte zur Studienberatung hinzu-
ziehen. Zur Einfiihrung in das Studium sollen die Fachbereiche Ori-
entierungseinheiten am Beginn des Studiums durchfiihren. Im Laufe
des zweiten Studienjahres ist in der Regel im dritten Semester fiir
alle Studenten und Studentinnen in grundstidndigen Studiengéingen
eine Studienverlaufsberatung anzubieten.

(3) Die Rahmenstudien- und -priifungsordnung kann vorsehen,
dass nach Ablauf der Hélfte der Regelstudienzeit, in grundstéindigen
Studiengingen frithestens drei Monate nach dem fiir die Beratung
nach Absatz 2 Satz 5 vorgesehenen Zeitpunkt, die Teilnahme an Stu-
dienfachberatungen im Hinblick auf nicht erreichte Studienziele fiir
die Studenten und Studentinnen zur Férderung eines erfolgreichen
Studienverlaufs verpflichtend ist, wenn die Studienziele des bisheri-
gen Studiums zu weniger als einem Drittel der zu erbringenden
Leistungspunkte erreicht wurden. Fiir auf der Grundlage des § 11
Absatz 2 oder Absatz 3 immatrikulierte Studenten und Studentin-
nen, die die satzungsgeméfen Studienziele des ersten Studienjahres
nicht erreicht haben, ist eine Studienfachberatung nach Satz 1 zum
Ende des ersten Studienjahres vorzunehmen. Ziel der Studienfach-
beratung nach Satz 1 oder 2 ist der Abschluss einer Vereinbarung, in
der das weitere Studium geplant wird und sich der Student oder die
Studentin zu bestimmten MaBnahmen zur Erreichung der Studien-
ziele verpflichtet und weitere zur Férderung des weiteren Studien-
verlaufs geeignete Maflnahmen der Hochschule vereinbart werden
(Studienverlaufsvereinbarung). Fiir den Fall, dass eine Studienver-
laufsvereinbarung nicht zustande kommt, kann die Satzung weiter
vorsehen, dass im Ergebnis von Studienfachberatungen nach Satz 1
und 2 der Student oder die Studentin verpflichtet wird, innerhalb
einer festzulegenden Frist bestimmte Studien- und Priifungsleistun-
gen zu erbringen. Bei der Festlegung von Verpflichtungen ist die
personliche Situation des Studenten oder der Studentin angemessen
zu berticksichtigen. § 33 Absatz 1 Satz 2 gilt fiir die in diesem Ab-
satz geregelten Verfahren entsprechend.

(4) Einzelangaben iiber personliche und sachliche Verhéltnisse
einer bestimmten oder bestimmbaren Person, die eine Beratung in
Anspruch nimmt, diirfen nicht ohne deren Einverstdndnis an Dritte
weitergegeben werden.

§ 28a

Beauftragter oder Beauftragte fiir Studenten und Studentinnen
mit Behinderung

Fir Studenten und Studentinnen mit Behinderung wird von der
Hochschule ein Beauftragter oder eine Beauftragte bestellt. Er oder
sie wirkt bei der Organisation der Studienbedingungen nach den Be-
diirfnissen der Studenten und Studentinnen mit Behinderung mit.
Die Aufgaben umfassen gemill § 4 Absatz 7 insbesondere die Mit-
wirkung bei der Planung und Organisation der Lehr- und Studienbe-
dingungen nach den Bediirfnissen von Studenten und Studentinnen
mit Behinderung, deren Beratung und die Beratung von Studienbe-
werbern und Studienbewerberinnen mit Behinderung sowie die Mit-
wirkung bei der Planung notwendiger behinderungsgerechter tech-
nischer und baulicher Mafinahmen. Er oder sie hat das Recht auf
notwendige und sachdienliche Information sowie Teilnahme-, An-
trags- und Rederecht in allen Gremien der Hochschule in Angele-
genheiten, welche die Belange der Studenten und Studentinnen mit
Behinderung beriihren. Er oder sie berichtet dem Leiter oder der
Leiterin der Hochschule regelméBig iiber seine bezichungsweise
ihre Tatigkeit.
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§29
Semester- und Vorlesungszeiten

(1) Das Sommersemester dauert vom 1. April bis zum 30. Sep-
tember, das Wintersemester vom 1. Oktober bis zum 31. Mirz. Je-
weils zwei Semester bilden ein akademisches Jahr.

(2) Vorlesungszeiten, akademische Ferien und Hochschultage
setzt der Akademische Senat mit Zustimmung der fiir Hochschulen
zustindigen Senatsverwaltung fest.

(3) In der vorlesungsfreien Zeit sollen unter Beriicksichtigung der
anderen Verpflichtungen der Lehrkrifte Moglichkeiten zur Forde-
rung des Studiums angeboten und bei Bedarf auch Lehrveranstal-
tungen durchgefiihrt werden.

§30
Priifungen

(1) Priifungen dienen der Feststellung der auf der Grundlage der
jeweiligen Studien- und Priifungsordnung zu erlangenden Kompe-
tenzen.

(2) Ein Studium wird mit Vorliegen sdamtlicher in der Priifungs-
ordnung vorgesehenen Studien- und Priifungsleistungen oder mit
einer staatlichen oder kirchlichen Priifung abgeschlossen. In Bache-
lor- und Masterstudiengédngen ist eine Abschlussarbeit vorzusehen,
mit der die Féhigkeit nachgewiesen wird, innerhalb einer vorgege-
benen Frist ein Problem aus dem jeweiligen Fach selbststéndig nach
wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Methoden zu bearbeiten.

(3) Module nach § 22a Absatz 1 werden in der Regel mit einer
einheitlichen Priifung abgeschlossen, deren Bestehen die Vorausset-
zung fiir den Abschluss des Studiums ist. Die Priifungsinhalte sollen
sich an den im jeweiligen Modul zu vermittelnden Kompetenzen
orientieren. In Studiengéingen, die nicht nach § 23 Absatz 1 bis 3
strukturiert sind und die mit einer Hochschulpriifung abschlieen,
findet eine Zwischenpriifung statt, die auch studienbegleitend durch-
gefiihrt werden kann. Satz 3 gilt auch fiir Studiengénge, die mit einer
staatlichen oder kirchlichen Priifung abgeschlossen werden, soweit
staatliche oder kirchliche Rechtsvorschriften nichts anderes bestim-
men.

(4) Nicht bestandene studienbegleitende Priifungen diirfen grund-
sdtzlich mindestens zweimal, an Kunsthochschulen grundsitzlich
mindestens einmal wiederholt werden. Nicht bestandene Bachelor-
und Masterarbeiten einschlieBlich der daran anschlieBenden miind-
lichen Priifungen sowie Abschluss- und Zwischenpriifungen diirfen
grundsétzlich einmal wiederholt werden. Die Hochschule hat sicher-
zustellen, dass eine Wiederholungspriifung spétestens zu Beginn des
auf die Priifung folgenden Semesters abgelegt werden kann.

(5) Priifungsergebnisse einschlieBlich der Ergebnisse von Wieder-
holungspriifungen sind so rechtzeitig bekannt zu geben, dass eine
ungehinderte Fortfithrung des Studiums gewéhrleistet ist.

(6) Der Priifungsanspruch bleibt grundsitzlich nach der Exmatri-
kulation bestehen.

§31

Rahmenstudien- und -priifungsordnung, Studienordnungen,
Priifungsordnungen

(1) Die Hochschule erlésst eine Rahmenstudien- und -priifungs-
ordnung. In dieser Ordnung sind allgemeine Regelungen zur Orga-
nisation und Durchfithrung des Studiums und der Priifung sowie zur
Studienberatung zu treffen, die im Interesse einer einheitlichen Ver-
fahrensweise einer studiengangsiibergreifenden Regelung bediirfen.
In der Rahmenstudien- und -priifungsordnung sind Regelungen iiber
das Verfahren vorzusehen, nach dem erbrachte Leistungen und vor-
handene Kompetenzen bei Studiengangs- oder Hochschulwechseln
angerechnet werden, soweit keine wesentlichen Unterschiede entge-
genstehen. Einzelheiten zum jeweiligen Studiengang regelt die
Hochschule in der betreffenden Studienordnung oder Priifungsord-
nung.

(2) Die Priifungsordnungen miissen insbesondere regeln

1. Nabheres liber den mit dem Studiengang zu erwerbenden akade-
mischen Grad sowie die Ausgestaltung des Zeugnisses und des
Diploma Supplements,

2. die fachspezifische Regelstudienzeit, den Studienaufbau durch
Bestimmung der einzelnen Module und die Zuordnung von
Leistungspunkten zu den Modulen sowie das Verfahren beim
ersten Priifungsversuch innerhalb der Regelstudienzeit (Freiver-
such), soweit der Studiengang hierfiir geeignet ist,

3. die Ausgestaltung der Module durch Bestimmung der dadurch
zu vermittelnden Kompetenzen und Bestimmung der fiir die be-
treffenden Priifungen vorgesehenen Priifungsformen,

4. die Zulassungsvoraussetzungen und Anforderungen einzelner
Priifungen, deren Bedeutung fiir den Studienabschluss sowie
das Verfahren der Wiederholung von Priifungen und bei Verhin-
derung an der Teilnahme an Priifungen,

5. das Verfahren zur Bildung der Abschlussnote,
6. Naheres zur Anfertigung der Abschlussarbeit.

(3) Die Rahmenstudien- und -priifungsordnung und die Priifungs-
ordnungen miissen die Inanspruchnahme der Schutzfristen von § 3
Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes ermdglichen
und in angemessener Weise die Betreuung von Kindern, fiir die nach
den gesetzlichen Regelungen von den Studenten und Studentinnen
Elternzeit beansprucht werden kann, sowie die Pflege pflegebediirf-
tiger naher Angehoriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes beriicksich-
tigen. Ein Nachteilsausgleich fiir Studenten und Studentinnen mit
einer Behinderung zur Anerkennung gleichwertiger Leistungen in
anderer Form oder verldngerter Zeit ist vorzusehen.

§32
Durchfiihrung von Hochschulpriifungen

(1) Die Organisation der Priifungen obliegt Priifungsausschiissen,
in denen Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen die Mehrheit
der Stimmen haben und ein Hochschullehrer oder eine Hochschul-
lehrerin den Vorsitz fiihrt.

(2) Priifungsleistungen diirfen nur von Personen bewertet werden,
die mindestens die durch die Priifung festzustellende oder eine
gleichwertige Qualifikation besitzen.

(3) Priifungsberechtigt sind Hochschullehrer und Hochschulleh-
rerinnen sowie andere hauptberuflich titige Lehrkrifte, die zu
selbststidndiger Lehre berechtigt sind, und Lehrbeauftragte. Priifun-
gen sollen vorrangig von Hochschullehrern und Hochschullehrerin-
nen abgenommen werden. Studienbegleitende Priifungen konnen
auch von den jeweiligen Lehrkréften abgenommen werden.

(4) Die Priifungsordnungen konnen vorsehen, dass in der berufii-
chen Praxis und Ausbildung erfahrene Personen auch dann zu Prii-
fern oder Priiferinnen bestellt werden konnen, wenn sie keine Lehre
ausiiben.

(5) Gruppenarbeiten diirfen nur zugelassen werden, wenn die Ein-
zelleistungen der Priifungskandidaten und Priifungskandidatinnen
eindeutig abgrenzbar und bewertbar sind.

(6) Hochschulpriifungen kénnen vor Ablauf der fiir die Meldung
festgelegten Fristen abgelegt werden, sofern die fiir die Zulassung
zur Priifung erforderlichen Leistungen nachgewiesen sind.

(7) Miindliche Priifungen finden hochschuldffentlich statt, es sei
denn, ein Priifungskandidat oder eine Priifungskandidatin wider-
spricht.

§33
Bewertung von Priifungsleistungen

(1) Schriftliche Priifungsleistungen in Bachelor- und Masterarbei-
ten sowie in Abschluss- und Zwischenpriifungen sind in der Regel
von mindestens zwei Priifern oder Priiferinnen zu bewerten. Miind-
liche Priifungen sind von mehreren Priifern oder Priiferinnen oder
von einem Priifer oder einer Priiferin in Gegenwart eines sachkundi-
gen Beisitzers oder einer sachkundigen Beisitzerin abzunehmen und
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zu protokollieren. Studienbegleitende Priifungsleistungen konnen
von nur einem Priifer oder einer Priiferin abgenommen werden.
Letztmdgliche Priifungsversuche sind von mindestens zwei prii-
fungsberechtigten Personen abzunehmen.

(2) Fiir in der Regel drei Viertel der Gesamtstudienleistung ist in
Priifungen differenziert und nach den gezeigten Leistungen des ein-
zelnen Priifungskandidaten oder der einzelnen Priifungskandidatin
mit Noten zu bewerten. In die Abschlussbewertung gehen alle ver-
gebenen Noten nach Satz 1 sowie die fiir den Studienabschluss er-
forderlichen anderen Leistungsnachweise ein.

(3) Die Hochschulen gewdhrleisten, dass spatestens zwei Monate
nach Einreichung der Bachelorarbeit der Bachelorgrad verlichen
werden kann, soweit eine Uberschreitung dieser Frist nicht zur Er-
bringung anderer nach der Priifungsordnung erforderlicher Studien-
oder Priifungsleistungen notwendig ist. Fiir die Verleihung des Mas-
tergrades gilt Satz 1 mit der Mal3gabe, dass die Frist ab der
Einreichung der Masterarbeit drei Monate betrégt.

§34
Hochschulgrade

(1) Auf Grund von Hochschulpriifungen, mit denen ein erster be-
rufsqualifizierender Hochschulabschluss erworben wird, verleiht die
Hochschule den Bachelorgrad. Auf Grund von Hochschulpriifun-
gen, mit denen ein weiterer berufsqualifizierender Hochschulab-
schluss erworben wird, verleiht die Hochschule den Mastergrad. In
anderen als Bachelor- und Masterstudiengingen sieht die Hoch-
schule andere Abschlussbezeichnungen vor.

(2) Urkunden, mit denen ein Hochschulgrad verliehen wird, wer-
den mit einer in deutscher und englischer Sprache verfassten Anlage
verbunden, die den Hochschulgrad insbesondere im Hinblick auf die
erworbenen Kompetenzen erldutert (Diploma Supplement). Neben
der nach § 33 Absatz 2 Satz 2 gebildeten Note ist auch eine relative
Note entsprechend den Standards des European Credit Transfer and
Accumulation System (ECTS-Note) anzugeben. Fiir kiinstlerische
Studienginge kann die fiir Hochschulen zustindige Senatsverwal-
tung Ausnahmen von Satz 2 zulassen.

(3) Die Hochschulen koénnen fiir den berufsqualifizierenden Ab-
schluss eines Studiums andere Grade verleihen, wenn dies in einer
Vereinbarung mit einer Hochschule auBerhalb des Geltungsbereichs
des Hochschulrahmengesetzes und der Priifungsordnung vorgese-
hen ist.

(4) Die Verleihung anderer akademischer Grade auf Grund von
Hochschulpriifungen regeln die Hochschulen durch Priifungsord-
nungen.

(5) Hochschulgrade werden in weiblicher oder ménnlicher
Sprachform verliehen.

(6) Von einer deutschen staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule verliechene Hochschulgrade, Hochschulbezeichnungen
oder Hochschultitel sowie entsprechende staatliche Grade, Bezeich-
nungen oder Titel konnen im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge-
fithrt werden.

(7) Ein von einer staatlichen Hochschule gemdB3 § 1 Absatz 2 ver-
lichener akademischer Grad kann wieder entzogen werden,

1. wenn sich nachtriglich herausstellt, dass er durch Tauschung
erworben worden ist oder dass wesentliche Voraussetzungen fiir
die Verleihung nicht vorgelegen haben,

2. wenn sich nachtréglich herausstellt, dass der Inhaber oder die
Inhaberin der Verleihung eines akademischen Grades unwiirdig
war,

3. wenn sich der Inhaber oder die Inhaberin durch spateres Verhal-
ten der Fithrung eines akademischen Grades unwiirdig erwiesen
hat.

(8) Uber die Entziehung eines von einer staatlichen Hochschule
gemil § 1 Absatz 2 verlichenen akademischen Grades entscheidet
der Leiter oder die Leiterin der Hochschule auf Vorschlag des Gre-
miums, das fiir die Entscheidung tiber die dem akademischen Grad
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zu Grunde liegenden Priifungsleistungen zusténdig ist. § 32 Absatz
2 gilt entsprechend.

§ 34a
Auslindische Hochschulgrade

(1) Ein auslidndischer Hochschulgrad, der von einer nach dem
Recht des Herkunftslandes anerkannten Hochschule und auf Grund
eines nach dem Recht des Herkunftslandes anerkannten Hochschul-
abschlusses nach einem ordnungsgeméif durch Priifung abgeschlos-
senen Studium verlichen worden ist, darf in der Form, in der er ver-
lichen wurde, unter Angabe der verleihenden Hochschule gefiihrt
werden. Dabei kann die verliechene Form, soweit dies zum besseren
Sprachverstdndnis erforderlich ist, in lateinische Schrift iibertragen
und die im Herkunftsland zugelassene oder nachweislich allgemein
iibliche Abkiirzung verwendet und eine wortliche Ubersetzung in
Klammern hinzugefiigt werden. Hochschulgrade aus Mitgliedstaa-
ten der Europdischen Union oder des Europdischen Wirtschaftsrau-
mes sowie des Europdischen Hochschulinstituts Florenz und der
Pépstlichen Hochschulen kdnnen ohne Herkunftsbezeichnung ge-
fiihrt werden. Eine Umwandlung in einen entsprechenden deutschen
Grad findet nicht statt; eine Ausnahme hiervon gilt fiir Berechtigte
nach § 10 des Bundesvertricbenengesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBI. L. S. 829), zuletzt geéndert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Juni 2002 (BGBI. 1. S. 1946).
Die Sdtze 1 bis 4 gelten entsprechend fiir ausldndische staatliche
oder kirchliche Grade.

(2) Inhaber von in einem wissenschaftlichen Promotionsverfahren
erworbenen Doktorgraden, die in den in Absatz 1 Satz 3 bezeichne-
ten Staaten oder Institutionen erworben wurden, kénnen an Stelle
der im Herkunftsland zugelassenen oder nachweislich allgemein iib-
lichen Abkiirzung die Abkiirzung ,,Dr.*“ ohne fachlichen Zusatz und
ohne Herkunftsbezeichnung fithren. Dies gilt nicht fiir Doktorgrade,
die ohne Promotionsstudien oder -verfahren vergeben werden (so
genannte Berufsdoktorate). Die gleichzeitige Fithrung beider Ab-
kiirzungen ist nicht zuldssig.

(3) Ein auslédndischer Ehrengrad, der von einer nach dem Recht
des Herkunftslandes zur Verleihung berechtigten Hochschule oder
anderen Stelle verliechen wurde, darf nach Mafgabe der fiir die Ver-
leihung geltenden Rechtsvorschriften in der verliehenen Form unter
Angabe der verleihenden Stelle gefiihrt werden. Dies gilt nicht,
wenn die verleihende Stelle kein Recht zur Vergabe des entspre-
chenden Grades nach Absatz 1 besitzt.

(4) Die Absitze 1 und 3 gelten entsprechend fiir sonstige Hoch-
schultitel und Hochschultétigkeitsbezeichnungen.

(5) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik
Deutschland mit anderen Staaten iiber Gleichwertigkeiten im Hoch-
schulbereich und Vereinbarungen der Lander in der Bundesrepublik
Deutschland die Inhaber ausldndischer Grade abweichend von den
Absitzen 1 bis 3 begiinstigen, gehen diese Regelungen vor.

(6) Eine von den Absétzen 1 bis 4 abweichende Grad- oder Titel-
fithrung ist untersagt. Grade oder Titel, die durch Kauf erworben
wurden, diirfen nicht gefiihrt werden. Wer einen Grad oder Titel ge-
méil den Absidtzen 1 bis 4 fiihrt, hat auf Verlangen der jeweils zu-
standigen Ordnungsbehdrde die Berechtigung hierzu nachzuweisen.

(7) Die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung kann eine
von ihr vor dem Inkrafttreten des Neunten Gesetzes zur Anderung
des Berliner Hochschulgesetzes vom 30. Januar 2003 (GVBI. S. 25)
erteilte Genehmigung zur Fithrung eines ausldandischen Grades unter
den Voraussetzungen des § 34 Absatz 7 widerrufen oder den Wider-
ruf einer allgemein erteilten Genehmigung fiir den Einzelfall aus-
sprechen. Gleiches gilt, wenn Umstdnde bekannt werden, dass die
Verleihung des Grades, der zur Fithrung genehmigt worden war, auf
einer Geldzahlung oder Erbringung einer geldwerten Leistung be-
ruht, die keine {ibliche Studien- oder Priifungsgebiihr darstellt.
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§ 34b
Gleichwertigkeit ausliindischer Hochschulabschliisse

Ein ausldandischer Hochschulabschluss steht im Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes einem an einer Hochschule im Land Berlin
erworbenen Abschluss gleich, wenn die damit nachgewiesenen
Kompetenzen dem Abschluss einer Hochschule im Land Berlin ent-
sprechen. § 34a bleibt unbertiihrt.

§ 35
Promotion

(1) Die Promotion dient dem Nachweis der Befahigung zu vertief-
ter wissenschaftlicher Arbeit.

(2) Die Zulassung zur Promotion setzt den erfolgreichen Ab-
schluss eines Masterstudiengangs einer Universitit oder einer Fach-
hochschule oder einen vom Niveau vergleichbaren Hochschulab-
schluss voraus. Die Promotionsordnungen unterscheiden dabei nicht
zwischen den Hochschulabschliissen der beiden Hochschularten.
Inhaber und Inhaberinnen eines Bachelorgrades kdnnen nach einem
Eignungsfeststellungsverfahren unmittelbar zur Promotion zugelas-
sen werden. Soweit einem Masterabschluss nicht ein grundsténdiges
Studium vorausgegangen ist, ist die Zulassung zur Promotion eben-
falls nur zuldssig, wenn in einem solchen Verfahren die erforderliche
Eignung nachgewiesen wurde. Die Universititen sollen fiir ihre
Doktoranden und Doktorandinnen Promotionsstudien von regelma-
Big dreijahriger Dauer anbieten.

(3) Die Promotionsordnungen miissen Bestimmungen enthalten,
wonach entsprechend befdhigten Fachhochschulabsolventen und
Fachhochschulabsolventinnen mit einem Diplomabschluss der un-
mittelbare Zugang zur Promotion ermoglicht wird. Der Nachweis
der entsprechenden Befdhigung darf nicht an den Erwerb eines uni-
versitdren Abschlusses gekoppelt werden.

(4) Professoren und Professorinnen an Fachhochschulen kénnen
an der Betreuung von Promovenden und Promovendinnen beteiligt
werden; sie konnen auch zu Gutachtern oder Gutachterinnen und
Priifern oder Priiferinnen im Promotionsverfahren bestellt werden.
In kooperativen Promotionsverfahren wirken Universititen und
Fachhochschulen zusammen.

(5) Auf Grund der Promotion wird der Doktorgrad verlichen. Der
Doktorgrad kann auch in der Form des ,,.Doctor of Philosophy
(Ph.D.)* verliehen werden. Der Grad ,,Doctor of Philosophy* kann
auch in der Form der Abkiirzung ,,Dr.*“ ohne fachlichen Zusatz ge-
fiihrt werden; eine gleichzeitige Fiihrung der Abkiirzungen ,,Ph.D.*
und ,,Dr.“ ist nicht zuldssig.

(6) Die Dissertation kann auf mehreren Einzelarbeiten beruhen,
aus einer Forschungsarbeit mit Dritten entstanden sein und in einer
anderen Sprache als Deutsch erfolgen.

(7) Hochschulen, die den Doktorgrad verleihen, steht auch das
Recht zur Verleihung des Grades Doktor oder Doktorin ehrenhalber
(Doctor honoris causa) zu. Mit der Verleihung des Grades Doktor
oder Doktorin ehrenhalber werden Personen gewiirdigt, die sich be-
sondere wissenschaftliche Verdienste erworben haben.

§ 36
Habilitation

(1) Die Habilitation dient dem Nachweis der Befahigung, ein wis-
senschaftliches Fach in Forschung und Lehre selbstindig zu vertre-
ten.

(2) Habilitiert ist, wem auf Grund eines Habilitationsverfahrens
an einer wissenschaftlichen Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes die Lehrbefiahigung zuerkannt ist.

(3) Die Zuerkennung der Lehrbefahigung begriindet keinen An-
spruch auf einen Arbeitsplatz in der Hochschule.

(4) Die Zulassung zum Habilitationsverfahren setzt mindestens
einen Hochschulabschluss und die Promotion voraus.

(5) Die fiir die Zuerkennung der Lehrbefdhigung erforderlichen
wissenschaftlichen Leistungen werden mindestens nachgewiesen
durch

1. eine umfassende Monographie (Habilitationsschrift) oder publi-
zierte Forschungsergebnisse, die in ihrer Gesamtheit einer Habi-
litationsschrift gleichwertige wissenschaftliche Leistungen dar-
stellen,

2. einen Offentlichen Vortrag aus dem Habilitationsfach mit wis-
senschaftlicher Aussprache,

3. ein Gutachten des zustdndigen Hochschulgremiums tiber die di-
daktischen Leistungen.

(6) Niheres regeln die Habilitationsordnungen.

(7) Die Lehrbefahigung erlischt, wenn der Habilitierte oder die
Habilitierte den Doktorgrad nicht mehr fiihren darf. Die Feststellung
des Erloschens trifft der Prasident oder die Prdsidentin auf Antrag
des Fachbereichs.

§ 36a
Reglementierte Studiengéinge

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten fiir reglementierte Stu-
diengdnge, soweit dies mit den Vorgaben staatlicher oder kirchlicher
Rechtsvorschriften und den Besonderheiten des Studiengangs ver-
einbar ist.

Vierter Abschnitt
Forschung

§37
Aufgaben der Forschung

(1) Die Forschung in den Hochschulen dient der Gewinnung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse sowie der wissenschaftlichen Grundle-
gung und Weiterentwicklung von Lehre und Studium. Gegenstand
der Forschung in den Hochschulen kdnnen unter Beriicksichtigung
der Aufgabenstellung der Hochschule alle wissenschaftlichen Berei-
che sowie die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der
Praxis und ihre Folgen sein.

(2) Die Forschung in den Hochschulen dient insbesondere auch
der Analyse von Problemen in allen Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens und zeigt Losungsmdglichkeiten auf. Sie soll sich auch
den besonderen Aufgaben, die sich dem Land Berlin stellen, wid-
men.

(3) Die Studenten und Studentinnen sollen in geeigneter Weise an
die Forschung herangefiihrt und an Forschungsvorhaben beteiligt
werden.

§38
Koordinierung der Forschung

(1) Forschungsvorhaben sind innerhalb einer Hochschule mit dem
Ziel zu koordinieren, die bereitgestellten Mittel mit dem groBBtmog-
lichen Nutzen fiir die Forschung wirtschaftlich zu verwenden.

(2) Forschungsvorhaben, die von besonderer Bedeutung sind oder
an denen Wissenschaftler oder Wissenschaftlerinnen mehrerer Fach-
bereiche/Hochschulen beteiligt sind, konnen als Forschungsschwer-
punkte anerkannt werden. Die Hochschulen sollen die Bildung von
Forschungsschwerpunkten anstreben und sie in die Entwicklungs-
plidne aufnehmen. Besonderes Augenmerk ist auf die Entwicklung
interdisziplindrer Forschungsschwerpunkte zu legen.

(3) Uber Anerkennung und Ausstattung eines Forschungsschwer-
punktes beschlieBen die Akademischen Senate der beteiligten Hoch-
schulen.

(4) Zur Durchfiihrung bestimmter Forschungsprojekte kénnen in-
terdisziplindre Arbeitsgruppen gebildet werden. Diese Arbeitsgrup-
pen sollen in sachlich gebotenem Umfang aus zentral bewirtschafte-
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ten Forschungsmitteln gefordert werden. Der Akademische Senat
entscheidet hiertiber gemdB § 61 Absatz 1 Nummer 9.

(5) Interdisziplindre Arbeitsgruppen konnen Fachbereichen ange-
gliedert oder hochschuliibergreifend und auch unter Beteiligung von
Forschungstragern und Wissenschaftlern oder Wissenschaftlerinnen
auBlerhalb des Hochschulbereichs gebildet werden. In diesem Fall ist
die Beteiligung der einzelnen Hochschulen und sonstiger For-
schungstrdger an den zuzuweisenden Forschungsmitteln durch Ver-
einbarung festzulegen.

§39

Forschungsmittel

(1) Die den einzelnen Bereichen der Hochschule zugewiesenen
Personal- und Sachmittel sind neben der Grundausstattung so zu
verteilen, dass die hauptberuflichen Hochschullehrer und Hoch-
schullehrerinnen und die sonstigen Mitglieder der Hochschule, zu
deren Aufgaben die selbstindige Forschung gehort, in angemesse-
nem Umfang daran beteiligt werden. Dies gilt grundsitzlich nicht
fiir Professoren und Professorinnen, die entpflichtet oder in den Ru-
hestand versetzt worden sind. Sie kénnen Forschungsarbeiten an der
Hochschule durchfiihren; soweit sie dafiir Raume, Personal- oder
Sachmittel der Hochschule nicht nur gelegentlich in Anspruch neh-
men miissen, bedarf dies der Zustimmung der zusténdigen Stellen.

(2) Gegen die Verteilungsentscheidung konnen die Betroffenen
den Akademischen Senat anrufen. Dieser kann die Verteilung von
Stellen und Mitteln dndern. Néheres kann durch Satzung geregelt
werden.

(3) In sachlich gebotenem Umfang sollen Stellen und Forschungs-
mittel zentral bewirtschaftet werden.

§ 40
Drittmittelforschung

Das Recht der in der Forschung tatigen Hochschulmitglieder, im
Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben auch Forschungsvorhaben
durchzufiihren, die aus Mitteln Dritter finanziert werden, ist von der
Hochschule und den zusténdigen staatlichen Stellen nach Mafigabe
des § 25 des Hochschulrahmengesetzes zu gewéhrleisten. Niheres
wird durch Satzung geregelt.

§41

Forschungsberichte

(1) Die Hochschulen berichten regelmiBig iiber ihre Forschungs-
tatigkeit. Die Mitglieder der Hochschule sind verpflichtet, bei der
Erstellung des Berichts mitzuwirken.

(2) Forschungsergebnisse sind zu ver6ffentlichen. Dies gilt auch
fiir Drittmittelforschung.

(3) Bei der Verdffentlichung von Forschungsergebnissen sind
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die einen eigenen wissenschaftli-
chen oder wesentlich sonstigen Beitrag geleistet haben, als Mitauto-
ren und Mitautorinnen zu nennen. Soweit moglich, ist ihr Beitrag zu
kennzeichnen.

§42

Angewandte Forschung
und kiinstlerische Entwicklungsvorhaben

Die §§ 37 bis 41 gelten fiir Entwicklungsvorhaben im Rahmen
angewandter Forschung und fiir kiinstlerische Entwicklungsvorha-
ben sinngemal.
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Fiinfter Abschnitt
Mitgliedschaft und Mitbestimmung

§43
Mitglieder der Hochschule

(1) Mitglieder der Hochschule sind

1. Personen, die in einem Beschéftigungsverhéltnis zur Hochschu-
le stehen,

2. Personen, die aus Mitteln Dritter bezahlt werden und mit Zu-
stimmung des Leiters oder der Leiterin der Hochschule dort
hauptberuflich tétig sind,

3. die Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen, auf3erplan-
méiBigen Professoren und Professorinnen und Privatdozenten
und Privatdozentinnen,

4. die eingeschriebenen Studenten und Studentinnen,
5. die Doktoranden und Doktorandinnen,
die Lehrbeauftragten und die gastweise tdtigen Lehrkrifte.

(2) Haben Lehrbeauftragte an mehreren Berliner Hochschulen
Lehrauftrage, so miissen sie erkldaren, an welcher Hochschule sie
ihre Mitgliedschaftsrechte ausiiben.

(3) Studentische Hilfskréfte sind nur Mitglieder derjenigen Hoch-
schule, an der sie als Studenten oder Studentinnen eingeschrieben
sind.

(4) Die Absitze 1 bis 3 gelten entsprechend fiir die Gliedkorper-
schaft des 6ffentlichen Rechts der Freien Universitit Berlin und der
Humboldt-Universitét zu Berlin ,,Charité - Universitidtsmedizin Ber-
lin“. Die Mitglieder dieser Korperschaft gelten als Mitglieder der
Freien Universitdt Berlin und der Humboldt-Universitdt zu Berlin.
Bis zu einer Neuregelung haben sie innerhalb einer der jeweiligen
Hochschulen die Rechte gemaB § 44. Nach Inkrafttreten des Geset-
zes zur Errichtung der Gliedkorperschaft ,,Charité - Universititsme-
dizin Berlin® eintretende Mitglieder der Charité - Universitdtsmedi-
zin Berlin (Charité) haben zum Zeitpunkt ihres Eintritts zu erkléren,
an welcher der Universititen sie diese Rechte ausiiben; die gemaf
§ 3 Absatz 2 und 3 des Gesetzes zur Errichtung der Gliedkorper-
schaft ,,Charité - Universitdtsmedizin Berlin® iibergegangenen Mit-
glieder iiben diese Rechte an der Hochschule aus, an der sie diese bis
zum Inkrafttreten des vorbezeichneten Gesetzes ausgeiibt haben.

§ 44
Rechte und Pflichten der Hochschulmitglieder

(1) Die Mitglieder der Hochschule sind verpflichtet,
1. ihre fachlichen Aufgaben wahrzunehmen,

2. sich so zu verhalten, dass die Hochschule und ihre Organe ihre
Aufgaben erfiillen konnen und niemand gehindert wird, seine
Pflichten und Rechte an der Hochschule wahrzunehmen,

3. sich so zu verhalten, dass niemand wegen seines Geschlechts,
seiner sexuellen Identitdt, seiner Rasse, ethnischen Herkunft,
Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung oder seines
Alters benachteiligt wird,

4. an der Selbstverwaltung mitzuwirken und Funktionen zu iiber-
nehmen; {iber Ausnahmen aus wichtigem Grund entscheidet der
Leiter oder die Leiterin der Hochschule.

Satz 1 Nummer 1 bis 3 gilt auch fiir Personen, die an der Hochschu-
le nebenberuflich titig sind, ohne Mitglieder zu sein.

(2) Die Hochschulmitglieder diirfen wegen ihrer Tatigkeit in der
Selbstverwaltung nicht benachteiligt werden. Sie sind als Mitglieder
eines Gremiums an Weisungen nicht gebunden.

(3) Mitglieder von Personalvertretungen der Hochschule konnen
keinem Gremium der Selbstverwaltung angehoren, das fiir Perso-
nalangelegenheiten zusténdig ist. Leitende Beamte und Beamtinnen
und Angestellte der Hochschulverwaltung diirfen nicht dem Kurato-
rium oder dem Akademischen Senat angehdren. Den Kreis der lei-
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tenden Beamten und Beamtinnen und Angestellten bestimmt die
Dienstbehdrde.

(4) Die Zahlung von Sitzungsgeldern an die in die Gremien der
Hochschulen gewéhlten Studenten und Studentinnen und nebenbe-
ruflichen Lehrkrifte wird in einer Rechtsverordnung geregelt, die
die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung nach Anhérung
der Hochschulen im Einvernehmen mit den Senatsverwaltungen fiir
Inneres und fiir Finanzen erlésst.

(5) Die Mitglieder des Akademischen Senats und seiner stdndigen
Kommissionen, der Hochschulleitung, des Kuratoriums, der Fach-
bereichs- und Institutsréte sowie die Frauenbeauftragten gemaf3 § 59
Absatz 1, die in einem zeitlich befristeten Dienstverhéltnis mit der
Hochschule stehen, erhalten auf Antrag die Zeiten, die sie dem Gre-
mium angehdren oder in denen sie ihr Amt als Frauenbeauftragte
ausiiben, mit dem Faktor 1/2 nicht auf ihre Dienstzeit angerechnet.
Gehoren sie mehreren Gremien gemif Satz 1 an, ist nur eine einma-
lige Anrechnung moglich.

(6) Fiir Vertreter und Vertreterinnen der sonstigen Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen im Akademischen Senat, im Kuratorium, in den
Fachbereichs- und Institutsriten sowie in den stdndigen Kommissi-
onen der genannten Gremien gilt die Teilnahme an den Sitzungen als
Dienstzeit.

§45
Bildung der Mitgliedergruppen

(1) Fiir die Vertretung in den Hochschulgremien werden fiir die
Mitglieder der Hochschule verschiedene Gruppen gebildet. Je eine
Gruppe bilden

1. die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen (Professoren
und Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorprofessorin-
nen), auch wihrend der Zeit der hauptberuflichen Ausiibung ei-
nes Amtes in der Hochschulleitung und wéhrend der Beurlau-
bung zur Ausiibung wissenschaftlicher oder kiinstlerischer
Tétigkeiten im Offentlichen Interesse, die auBerplanméBigen
Professoren und Professorinnen, die Honorarprofessoren und
Honorarprofessorinnen, die Hochschuldozenten und Hoch-
schuldozentinnen, die Privatdozenten und Privatdozentinnen
sowie die Gastprofessoren und Gastprofessorinnen,

2. die akademischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (wissen-
schaftliche und kiinstlerische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,
Lehrkréfte fiir besondere Aufgaben, die Lehrbeauftragten und
die gastweise titigen Lehrkrifte, soweit diese nicht der Gruppe
nach Nummer 1 zugeordnet sind),

3. die eingeschriebenen Studenten und Studentinnen, Doktoranden
und Doktorandinnen,

4. die sonstigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.

(2) Fir die Gruppenzugehdrigkeit von Mitgliedern, die mehreren
Gruppen angehdren konnen, ist das Beschiftigungsverhiltnis, im
Ubrigen die Entscheidung des betroffenen Mitglieds maf3gebend.

(3) Die Mitgliedergruppen gemél Absatz 1 Satz 2 kdnnen Vertre-
tervereinigungen auf Landesebene bilden.

(4) Angehorige des wissenschaftlichen oder kiinstlerischen Perso-
nals der Humboldt-Universitit, der Hochschule fir Musik ,,Hanns
Eisler”, der Kunsthochschule Berlin (Weillensee), der Hochschule
fiir Schauspielkunst ,,Ernst Busch* und der Hochschule fiir Technik
und Wirtschaft Berlin, die nicht bis zum 31. Mérz 1994 gemil §§ 2
und 3 des Hochschulpersonal-Ubernahmegesetzes vom 11. Juni
1992 (GVBI. S.191) in Amter iibernommen worden sind, sondern
gemilB § 4 des Hochschulpersonal-Ubernahmegesetzes in ihren bis-
herigen Rechtsverhidltnissen weiterbeschiftigt werden und fiir die
kein Gleichstellungsbeschluss gemél § 6 des Hochschulpersonal-
Ubernahmegesetzes gefasst worden ist, gehdren der Gruppe der aka-
demischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an. Die gemal} § 7 Ab-
satz 5 des Fusionsgesetzes vom 23. Juni 1992 (GVBI. S. 201)
getroffenen Entscheidungen der Griindungskomitees {iber die mit-
gliedschaftsrechtliche Stellung der an die Freie Universitdt und an

die Technische Universitét iibernommenen Dienstkrifte gelten auch
nach AuBerkrafttreten des Fusionsgesetzes weiter.

§ 46
Zusammensetzung und Stimmrecht

(1) Art und Umfang der Mitwirkung der einzelnen Mitglieder-
gruppen und innerhalb der Mitgliedergruppen und die Zusammen-
setzung der Gremien der Hochschule bestimmen sich nach der fach-
lichen Gliederung der Hochschule, den Aufgaben der Gremien
sowie nach Qualifikation, Funktion, Verantwortung und Betroffen-
heit der Mitglieder der Hochschule.

(2) Die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen miissen in al-
len Gremien mit Entscheidungsbefugnis in Angelegenheiten der
Forschung, der kiinstlerischen Entwicklungsvorhaben, der Lehre
und der Berufung von Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen
tiber die Mehrheit der Sitze und Stimmen verfiigen.

(3) Ist der Beschluss eines Gremiums mit Entscheidungsbefugnis
in Angelegenheiten der Forschung, der kiinstlerischen Entwicklungs-
vorhaben, der Lehre und der Berufung von Hochschullehrern und
Hochschullehrerinnen gegen die Stimmen sdmtlicher Mitglieder
mindestens einer der Mitgliedergruppen gemaf § 45 Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 getroffen worden, so muss iiber die Angelegenheit auf
Antrag erneut beraten werden. Eine erneute Entscheidung darf frii-
hestens nach einer Woche erfolgen. Ein Beschluss geméf Satz 1 darf
erst nach Fristablauf ausgefiihrt werden (suspensives Gruppenveto).

(4) In den beratenden Kommissionen von Gremien der akademi-
schen Selbstverwaltung sind alle Mitgliedergruppen zu beteiligen,
keine Gruppe gemil § 45 Absatz 1 darf allein iiber die Mehrheit der
Sitze verfligen, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Nahe-
res regelt die Grundordnung.

(5) In Angelegenheiten, die die Berufung von Hochschullehrern
und Hochschullehrerinnen unmittelbar beriihren, haben die sonsti-
gen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen kein Stimmrecht; sie wirken
beratend mit.

(6) An Leistungsbewertungen bei Habilitationen und Promotionen
diirfen neben den Professoren und Professorinnen nur habilitierte
bzw. promovierte Mitglieder des zustdndigen Gremiums mitwirken.
Die beratende Mitwirkung von Studenten und Studentinnen und aka-
demischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die nicht entsprechend
qualifiziert sind, richtet sich nach der jeweiligen Ordnung.

(7) Bei der Zusammensetzung der Gremien sollen Frauen ange-
messen beteiligt werden.

§47
Beschlussfassung

(1) Die Hochschulgremien sind beschlussfahig, wenn mindestens
die Halfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Wird ein
Gremium nach Beschlussunféhigkeit zur Behandlung desselben Ge-
genstandes erneut einberufen, so ist es in jedem Fall beschlussféhig,
wenn in der Einladung hierauf hingewiesen wird.

(2) Beschliisse werden mit der Mehrheit der abgegebenen giilti-
gen Stimmen gefasst; Stimmenthaltungen bleiben unberiicksichtigt.

(3) Entscheidungen, die Forschung, kiinstlerische Entwicklungs-
vorhaben oder die Berufung von Professoren und Professorinnen,
Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen unmittelbar betreffen,
bediirfen auBer der Mehrheit des Gremiums auch der Mehrheit der
dem Gremium angehdrenden Hochschullehrer und Hochschullehre-
rinnen. Kommt danach ein Beschluss auch im zweiten Abstim-
mungsgang nicht zu Stande, so geniigt fiir eine Entscheidung die
Mehrheit der dem Gremium angehérenden Hochschullehrer und
Hochschullehrerinnen. Bei Berufungsvorschlégen ist in einem sol-
chen Fall die Mehrheit des Gremiums berechtigt, ihren Vorschlag als
weiteren Berufungsvorschlag vorzulegen.

(4) Abstimmungen erfolgen offen, wenn nicht ein Mitglied gehei-
me Abstimmung verlangt. In Personalangelegenheiten, einschlieB3-
lich der Berufungsvorschliage und der Erteilung von Lehrauftrigen,
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ist stets geheim abzustimmen. Abstimmungen im schriftlichen Ver-
fahren sind zuldssig, sofern kein Mitglied dem Verfahren wider-
spricht.

§ 48
Wahlen

(1) Die Wahlen an der Hochschule sind frei, gleich und geheim.

(2) Die Mitglieder der zentralen Kollegialorgane und der Fachbe-
reichsrite werden in personalisierter Verhdltniswahl gewahlt. Brief-
wahl ist zuldssig; dies gilt nicht fiir Wahlen in Gremien.

(3) Die Vertreter und Vertreterinnen der Mitgliedergruppen in den
Kollegialorganen werden jeweils nur von den Angehdrigen ihrer
Gruppe gewdhlt. Die Honorarprofessoren und Honorarprofessorin-
nen, die auBerplanméfigen Professoren und Professorinnen, die Pri-
vatdozenten und Privatdozentinnen, die emeritierten Hochschulleh-
rer und Hochschullehrerinnen haben nur aktives Wahlrecht; Gleiches
gilt fiir die Lehrbeauftragen und die gastweise titigen Lehrkréfte an
den Universititen mit Ausnahme der Universitit der Kiinste.

(4) Die fiir Hochschulen zustindige Senatsverwaltung erldsst
durch Rechtsverordnung Grundsitze tiber die Durchfithrung der
personalisierten Verhéltniswahl und iiber die Ausiibung des aktiven
und passiven Wahlrechts. Die Hochschulen regeln die organisatori-
sche Durchfiihrung der Wahlen in eigenen Wahlordnungen.

(5) Es konnen Wahlkreise nach néherer Regelung durch die Wahl-
ordnung gebildet werden. Hierbei ist eine vergleichbare Représen-
tanz der Wihler und Wéhlerinnen in den Wahlkreisen sicherzustel-
len.

§ 49
Amtszeit

(1) Die Amtszeit von Funktionstrdgern und -trdgerinnen und Gre-
mien betridgt zwei Jahre, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt. Die Grundordnung kann fiir studentische Mitglieder eine
kiirzere Amtszeit vorsehen.

(2) Funktionstrdger und -trdgerinnen iiben ihr Amt nach Ablauf
der Amtszeit weiter aus, bis Nachfolger und Nachfolgerinnen ge-
wihlt worden sind und ihr Amt angetreten haben.

(3) Funktionstrager und -tragerinnen und Gremien, deren Wahl un-
anfechtbar fiir ungiiltig erklért worden ist, fiihren die unaufschiebba-
ren Geschifte weiter, bis die Neugewéhlten ihr Amt angetreten haben.
Entscheidungen, die vor der unanfechtbaren Ungiiltigkeitserklarung
einer Wahl ergangen sind, bleiben wirksam, soweit sie vollzogen sind.

§50
Offentlichkeit
(1) Die Gremien tagen 6ffentlich, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.

(2) Die Gremien konnen den Ausschluss der Offentlichkeit be-
schliefen.

(3) Personalangelegenheiten, einschlieflich der Berufungsangele-
genheiten und der Erteilung von Lehrauftrigen, sowie Entscheidun-
gen in Priifungssachen werden in nichtoffentlicher Sitzung behan-
delt. Teilnehmer und Teilnehmerinnen an nichtoffentlichen
Gremiensitzungen sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Sechster Abschnitt
Organe der Hochschulen

§51
Zentrale Organe der Hochschule
(1) Zentrale Organe der Hochschule sind:

1. der Prisident oder Rektor, die Prasidentin oder Rektorin,
2. der Akademische Senat,
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3. das Konzil.

(2) Die Kuratorien der Hochschulen gemal3 § 2 Absatz 4 sind be-
sondere zentrale Organe des Zusammenwirkens von Hochschule,
Staat und Gesellschaft.

(3) Neben den Mitgliedern nehmen an den Sitzungen der zentra-
len Organe und deren Kommissionen sowie an den Sitzungen der
Kuratorien der Prasident oder Rektor, die Prasidentin oder Rektorin,
die Vizeprisidenten oder Prorektoren, die Vizeprisidentinnen oder
Prorektorinnen, ein Vertreter oder eine Vertreterin der Personalver-
tretung sowie ein Vertreter oder eine Vertreterin des Allgemeinen
Studentenausschusses und der Kanzler oder die Kanzlerin mit Rede-
und Antragsrecht teil.

(4) In der Hauptkommission und in der Personalkommission des
Kuratoriums konnen der Kanzler oder die Kanzlerin sowie ein Ver-
treter oder eine Vertreterin der Personalvertretung beratend teilneh-
men.

§52
Leitung der Hochschule

(1) Die Universititen, die Beuth-Hochschule fiir Technik Berlin
und die Hochschule fiir Technik und Wirtschaft Berlin werden durch
Priasidenten oder Prdsidentinnen geleitet, die {ibrigen Fachhoch-
schulen durch Rektoren oder Rektorinnen.

(2) Zum Pridsidenten oder zur Prisidentin kann gewéhlt werden,
wer eine abgeschlossene Hochschulausbildung besitzt und auf
Grund einer mehrjahrigen verantwortlichen beruflichen Tétigkeit,
insbesondere in Wissenschaft, Wirtschaft, Verwaltung oder Rechts-
pflege, erwarten lésst, dass er oder sie den Aufgaben des Amtes ge-
wachsen ist. Der Rektor oder die Rektorin ist aus dem Kreis der der
Fachhochschule angehérenden hauptberufiich titigen Hochschul-
lehrer und Hochschullehrerinnen zu wéhlen.

(3) Die Amtszeit des Leiters oder der Leiterin der Hochschule be-
triagt vier Jahre. Wiederwahl ist zuldssig. Die Grundordnung kann
vorsehen, dass mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder
des fiir die Wahl zustdndigen Gremiums nach Anhérung des Kurato-
riums eine Abwahl erfolgen kann.

§53
Wahl der Leitung der Hochschule

(1) Die Vorschldge fiir die Wahl des Leiters oder der Leiterin der
Hochschule werden vom Akademischen Senat beschlossen. Der
Wahlvorschlag des Akademischen Senats hat die Vorschldge zu be-
rlicksichtigen, die von mindestens einem Drittel seiner Mitglieder
unterstiitzt werden.

(2) Die Vorschldge sind dem Kuratorium, an Hochschulen ohne
Kuratorium der fiir Hochschulen zustéindigen Senatsverwaltung zur
Stellungnahme vorzulegen. Das Kuratorium ist berechtigt, die Vor-
schldge einmal an den Akademischen Senat zuriickzuweisen. Danach
beschliefit der Akademische Senat endgiiltig iiber die Vorschldge.

(3) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule wird vom Konzil
mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder gewéhlt.

(4) Kommt eine Wahl auch im zweiten Wahlgang nicht zustande,
findet zwischen den beiden Kandidaten oder Kandidatinnen, die im
zweiten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten haben, ein dritter
Wahlgang statt, in dem zum Leiter oder zur Leiterin der Hochschule
gewihlt wird, wer die einfache Mehrheit der Stimmen erhélt. In die-
sem Wahlgang ist das Konzil ungeachtet der Zahl der anwesenden
Mitglieder beschlussféhig.

(5) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule wird vom Senat
von Berlin bestellt.
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§ 54
(weggefallen)

§5s5
Rechtsstellung der Leitung der Hochschule

(1) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule nimmt das Amt
hauptberuflich wahr. Fiir Hochschulen, deren Grof3e eine hauptbe-
rufliche Leitung nicht erfordert, kann das zustidndige Kuratorium
Ausnahmen vorsehen. An Hochschulen ohne Kuratorium wird die
Entscheidung nach Satz 2 von der fiir Hochschulen zustdndigen Se-
natsverwaltung getroffen.

(2) Das Amt und das Dienstverhiltnis als Leiter oder Leiterin der
Hochschule enden

1. mit Ablauf der Amtszeit; das Dienstverhiltnis als Leiter oder
Leiterin der Hochschule verldngert sich um die Zeit, in der die-
ser oder diese das Amt nach § 49 Absatz 2 weiter ausiibt,

2. mit Ablauf des Semesters, in dem er oder sie das 65. Lebensjahr
vollendet,

3. mit Zugang der Riicktrittserkldrung an das fiir Hochschulen zu-
standige Mitglied des Senats,

4. mit der Beendigung des Beamtenverhéltnisses aus sonstigen
Griinden,

5. soweit in der Grundordnung eine Abwahl vorgesehen ist, in den
Fillen des Absatzes 3 Satz 2 und in den Fillen, in denen die
Fortdauer eines Beamtenverhiltnisses neben dem Beamtenver-
hiltnis auf Zeit als Leiter oder Leiterin der Hochschule angeord-
net wurde, mit Ablauf des Tages, an dem die Abwahl erfolgt ist.
In den sonstigen Fillen wird der Leiter oder die Leiterin der
Hochschule mit Ablauf des Tages, an dem die Abwahl erfolgt
ist, von seiner oder ihrer Funktion abberufen; bis zum Ablauf
der Amtszeit erhilt der abberufene Leiter oder die abberufene
Leiterin Versorgung nach § 66 Absatz 8 des Gesetzes iiber die
Versorgung der Beamtinnen und Beamten sowie der Richterin-
nen und Richter des Landes Berlin. Die Zeit, fiir die eine Versor-
gung gewahrt wird, wird nicht in die nach Absatz 5 Satz 2 gefor-
derte Dienstzeit eingerechnet.

(3) Ein hauptberuflicher Leiter oder eine hauptberufliche Leiterin
der Hochschule wird fiir die Dauer der Amtszeit zum Beamten oder
zur Beamtin auf Zeit ernannt. Wird ein Hochschullehrer oder eine
Hochschullehrerin einer Hochschule des Landes Berlin zum haupt-
beruflichen Leiter oder zur Leiterin der Hochschule bestellt, so gilt
er oder sie fiir die Dauer der Amtszeit in seinem bzw. ihrem Dienst-
verhéltnis als Hochschullehrer oder Hochschullehrerin als ohne Be-
soldung beurlaubt. Auf Antrag kann die Fortfiihrung seiner oder ih-
rer Lehr- und Forschungstitigkeit teilweise gestattet werden.

(4) War der Leiter oder die Leiterin der Hochschule vor seiner
bzw. ihrer Wahl Professor oder Professorin einer Hochschule aufler-
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, so ist er oder sie, wenn
die allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen erfiillt sind,
nach Ablauf seiner bzw. ihrer Amtszeit auf Antrag ohne Berufungs-
verfahren als Professor oder Professorin der Hochschule zu tiber-
nehmen, deren Leiter oder Leiterin er oder sie war, und einem von
ihm oder ihr zu wihlenden Fachbereich zuzuordnen.

(5) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule ist nach Maf3gabe
des Absatzes 2 Nummer 1 2. Halbsatz mit Ablauf der Amtszeit ent-
lassen, wenn er oder sie nach Absatz 3 Satz 2 beurlaubt war oder
nach Absatz 4 iibernommen wird. Andernfalls tritt der Leiter oder
die Leiterin der Hochschule nach Ablauf der Amtszeit oder mit Er-
reichen der Altersgrenze in den Ruhestand, wenn er oder sie eine
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren in einem Beamtenverhéltnis
mit Dienstbeziigen zuriickgelegt hat oder aus einem Beamtenver-
héltnis auf Lebenszeit zum Beamten oder zur Beamtin auf Zeit er-
nannt worden ist; sind diese Voraussetzungen nicht erfiillt, ist der
Leiter oder die Leiterin der Hochschule mit Ablauf seiner oder ihrer
Amtszeit entlassen.

§56
Aufgaben der Leitung der Hochschule

(1) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule vertritt die Hoch-
schule, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.

(2) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule ist Inhaber des
Hausrechts in der Hochschule. Er oder sie ist fiir den geordneten
Hochschulbetrieb verantwortlich und trifft die zur Erhaltung oder
Wiederherstellung der Ordnung erforderlichen Entscheidungen.

(3) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule ist verpflichtet,
rechtswidrige Beschliisse und MaBnahmen der Organe oder sonsti-
ger Stellen der Hochschule mit aufschiebender Wirkung zu bean-
standen oder sie aufzuheben. In Fillen rechtswidriger Unterlassung
erteilt er oder sie die erforderlichen Anweisungen oder trifft die un-
terlassenen Maflnahmen selbst.

(4) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule kann in unauf-
schiebbaren Angelegenheiten anstelle der zustédndigen Organe oder
sonstigen zustidndigen Stellen der Hochschule die unerldsslichen
MaBnahmen und einstweiligen Regelungen treffen.

(5) Der Prisident oder die Prisidentin der Freien Universitit und
der Humboldt-Universitéit kann die Wahrnehmung einzelner Befug-
nisse auf den Klinikumsvorstand eines Universitétsklinikums tiber-
tragen.

(6) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule hat das Rede-,
Informations- und Antragsrecht bei allen Sitzungen aller Gremien
der akademischen Selbstverwaltung. Er oder sie kann sich vertreten
lassen.

(7) Die Befugnisse des Leiters oder der Leiterin der Hochschule
gemil den Absitzen 3 und 4 gelten nicht in Bezug auf das Kuratori-
um und seine Kommissionen.

§57

Vizeprisidenten/Vizeprisidentinnen und
Prorektoren/Prorektorinnen

(1) Der Erste Vizeprésident oder die Erste Vizeprisidentin ist der
standige Vertreter oder die stdndige Vertreterin des Présidenten oder
der Prisidentin, der Prorektor oder die Prorektorin der sténdige Ver-
treter oder die stdndige Vertreterin des Rektors oder der Rektorin.
Sie unterstiitzen den Leiter oder die Leiterin der Hochschule bei der
Wahrnehmung seiner bzw. ihrer Aufgaben.

(2) Der Erste Vizeprésident oder die Erste Vizeprisidentin oder
der Prorektor oder die Prorektorin ist nach den Vorschriften des § 53
aus dem Kreis der der Hochschule angehdrenden hauptberuflichen
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen zu wéhlen.

(3) An den Universititen werden mindestens zwei, hdchstens drei,
an der Hochschule der Kiinste und an der Beuth-Hochschule fiir
Technik Berlin werden mindestens ein, hochstens zwei weitere Vi-
zeprasidenten oder Vizeprésidentinnen vom Konzil gewéhlt. Die
Wahl bedarf der Mehrheit der abgegebenen giiltigen Stimmen. Vor-
schlagsberechtigt sind sowohl der Priasident oder die Prasidentin als
auch der Akademische Senat sowie ein Drittel des Konzils.

(4) An der Freien Universitdt und an der Humboldt-Universitat
gehort ein Vizeprasident oder eine Vizeprésidentin dem medizini-
schen Bereich, an der Hochschule der Kiinste ein Vizeprésident oder
eine Vizeprisidentin dem Bereich Musik an.

(5) Die Amtszeit der Vizeprisidenten oder Prorektoren oder der
Vizeprisidentinnen oder Prorektorinnen betrdgt zwei Jahre, endet
jedoch spitestens mit dem Ende der Amtszeit des Leiters oder der
Leiterin der Hochschule. Wiederwahl ist zulédssig, § 52 Absatz 3
Satz 3 gilt entsprechend.

(6) Der Erste Vizeprisident oder der Prorektor oder die Erste Vi-
zeprasidentin oder die Prorektorin wird vom Senat von Berlin, die
weiteren Vizeprésidenten oder Vizeprésidentinnen werden von der
fiir Hochschulen zustdndigen Senatsverwaltung bestellt.
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§58
Kanzler / Kanzlerin

(1) Der Kanzler oder die Kanzlerin unterstiitzt den Leiter oder die
Leiterin der Hochschule bei der Wahrnehmung seiner oder ihrer
Aufgaben. Er oder sie fiihrt die Geschifte der laufenden Verwaltung
und ist dabei an die Richtlinien des Leiters oder der Leiterin der
Hochschule gebunden. Er oder sie ist Beauftragter oder Beauftragte
fiir den Haushalt. Er oder sie wird auf Vorschlag des Kuratoriums,
an den Hochschulen ohne Kuratorium auf Vorschlag der Personal-
kommission vom Senat von Berlin bestellt.

(2) Er oder sie muss die Befdhigung zum Richteramt oder zum
hoheren Verwaltungsdienst oder die Voraussetzungen entsprechend
§ 24 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des Lautbahngesetzes erfiillen und
durch eine mindestens dreijéhrige berufliche Tatigkeit im offentli-
chen Dienst die fiir das Amt erforderliche Eignung und Sachkunde
erworben haben.

(3) Der Kanzler oder die Kanzlerin an den Universitdten und der
Hochschule der Kiinste ist Beamter oder Beamtin auf Zeit; seine
bzw. ihre Amtszeit betragt zehn Jahre.

(4) Durch Entscheidung des Kuratoriums kann an einer Universi-
tat der Kanzler oder die Kanzlerin abweichend von den Vorschriften
der Absitze 1 bis 3 in einem &ffentlich-rechtlichen Auftragsverhélt-
nis fiir die Dauer von bis zu fiinf Jahren beschéftigt werden. Rechte
und Pflichten des Auftragsverhéltnisses werden im Wege eines 6f-
fentlich-rechtlichen Vertrags geregelt, der der Zustimmung des Ku-
ratoriums bedarf.

§59
Frauenbeauftragte

(1) An jeder Hochschule wird zur Wahrnehmung der Aufgaben
gemdl § 4 Absatz 8 eine hauptberufliche Frauenbeauftragte be-
stellt. Es konnen bis zu zwei nebenberufliche Stellvertreterinnen
bestellt werden. Soweit Hochschulen in Fachbereiche gegliedert
sind, iiber zentrale Einrichtungen bzw. zentrale Dienstleistungsbe-
reiche verfiigen, werden nebenberufliche Frauenbeauftragte und
jeweils eine Stellvertreterin auf diesen Ebenen bestellt. In der Cha-
rité - Universitdtsmedizin Berlin werden eine hauptberufliche Zen-
trale Frauenbeauftragte und eine nebenberufliche Stellvertreterin
bestellt. Daneben werden bei Bedarf bis zu drei nebenberufliche
dezentrale Frauenbeauftragte und je eine Stellvertreterin bestellt.
Die Frauenbeauftragten werden nach ihrer Wahl gemél3 Absatz 11
von dem Leiter oder der Leiterin der Hochschule bestellt. Die Be-
stellung der hauptberuflichen Frauenbeauftragten erfolgt fiir vier
Jahre. Die Bestellung der Stellvertreterinnen, der nebenberuflichen
Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen erfolgt fiir zwei
Jahre. Hat die hauptberufliche Frauenbeauftragte ein Beschafti-
gungsverhéltnis mit der Hochschule, so wird sie von den Aufgaben
dieses Beschiftigungsverhéltnisses freigestellt. Anspriiche, die sich
aus der Anwendung des geltenden Tarifrechts ergeben, bleiben un-
beriihrt.

(2) Die Frauenbeauftragten sind im Rahmen ihrer Aufgaben
nicht an fachliche Weisungen gebunden. Sie diirfen in der Aus-
tibung ihres Amtes nicht behindert und wegen ihres Amtes nicht
benachteiligt oder begiinstigt werden; dies gilt auch fiir ihre beruf-
liche Entwicklung. Eine Kiindigung oder Versetzung ist nur zulds-
sig, wenn dies auch unter Beriicksichtigung der Tétigkeit als Frau-
enbeauftragte aus wichtigen dienstlichen Griinden unvermeidbar
ist und der Personalrat zustimmt. Die wirksame Erfiillung ihrer
Aufgaben ist durch die Bereitstellung von Personal- und Sachmit-
teln im Haushalt der Hochschule in dem erforderlichen Umfang zu
gewihrleisten.

(3) Die Frauenbeauftragten und ihre Stellvertreterinnen sind ver-
pflichtet, iiber die personlichen Verhéltnisse von Beschéftigten, die
ihnen auf Grund ihres Amtes bekannt geworden sind, sowie iiber
Angelegenheiten, die ihrer Bedeutung oder ihrem Inhalt nach einer
vertraulichen Behandlung bediirfen Stillschweigen zu bewahren.
Dies gilt auch {iber ihre Amtszeit hinaus. Diese Verpflichtung be-
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steht bei Einwilligung der Beschéftigten nicht gegeniiber der Hoch-
schulleitung und der Personalvertretung.

(4) Die Frauenbeauftragten wirken auf die Herstellung der verfas-
sungsrechtlich gebotenen Chancengleichheit der Frauen in der
Hochschule und auf die Beseitigung bestehender Nachteile fiir
weibliche Angehorige der Hochschule hin. Die Frauenbeauftragten
beraten und unterstiitzen die Hochschulleitung und die iibrigen Or-
gane und Einrichtungen der Hochschule in allen Frauen betreffen-
den Angelegenheiten, insbesondere bei der Erstellung von Frauen-
forderrichtlinien und Frauenforderpldnen, und nehmen Anregungen
und Beschwerden entgegen. Im Rahmen ihrer Aufgaben iiberneh-
men sie die Informations- und Offentlichkeitsarbeit.

(5) Uber die Umsetzung und die Einhaltung der Frauenférder-
richtlinien und Frauenforderpldne legen die Organe und Einrichtun-
gen der jeweiligen Hochschule der Frauenbeauftragten jéhrlich Ma-
terialien vor. Die hauptberufliche Frauenbeauftragte erstellt
mindestens alle zwei Jahre einen Bericht. Der Akademische Senat
und das Kuratorium nehmen zu diesem Bericht Stellung.

(6) Die Frauenbeauftragten sind bei allen die Frauen betreffenden
strukturellen, organisatorischen und personellen Mafinahmen sowie
bei den entsprechenden Vorlagen, Berichten und Stellungnahmen zu
beteiligen. Dazu haben sie insbesondere die folgenden Rechte:

1. Beteiligung am Auswahlverfahren bei Stellenbesetzungen,

2. Einsicht in die Personalakten, soweit auf deren Inhalt zur Be-
griindung von Entscheidungen Bezug genommen wird und die
Einwilligung der betroffenen Dienstkréfte vorliegt,

3. Einsicht in Bewerbungsunterlagen einschlieBlich der Unterla-
gen von Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht in die engere
Auswabhl einbezogen wurden.

Sie haben Informations-, Rede- und Antragsrecht bei allen Sitzun-
gen der Gremien ihres jeweiligen Bereichs. Soweit im Rahmen der
Erprobungsklausel nach § 7a Entscheidungsrechte von Gremien auf
andere Organe iibergehen, gilt das Beteiligungsrecht auch gegen-
iiber diesen Organen.

(7) Die Frauenbeauftragten haben ein Recht auf Auskunft in allen
mit ihren Aufgaben in Zusammenhang stehenden Angelegenheiten,
einschlieBlich des Rechts auf entsprechende Akteneinsicht sowie
auf Auskunft aus automatisierten Verfahren oder auf Einsicht in au-
tomatisierte Verfahren. Sie haben ein Recht auf Beteiligung an Stel-
lenausschreibungen, Beteiligung am Auswahlverfahren, Teilnahme
an Bewerbungsgesprachen und Einsicht in die Bewerbungsunterla-
gen einschlieBlich der Unterlagen von Bewerbern und Bewerberin-
nen, die nicht in die engere Auswahl einbezogen worden sind. Das
Recht auf Beteiligung umfasst tiber die in Absatz 6 genannten Rech-
te hinaus die frithzeitige und umfassende Unterrichtung der Frauen-
beauftragten durch die Hochschule in allen in Absatz 6 genannten
Angelegenheiten. Die Beteiligung der Frauenbeauftragten erfolgt in
dringenden Fillen zeitgleich mit dem Personalrat.

(8) Wird die Frauenbeauftragte nicht geméfl Absatz 7 beteiligt, so
ist die Entscheidung liber eine Mafinahme fiir zwei Wochen auszu-
setzen und die Beteiligung nachzuholen. In dringenden Féllen ist die
Frist auf eine Woche, bei aullerordentlichen Kiindigungen auf drei
Tage zu verkiirzen.

(9) Ist die Entscheidung eines Gremiums oder eines Organs der
Hochschule nach Absatz 6 gegen die Stellungnahme der Frauenbe-
auftragten getroffen worden, so kann sie innerhalb von zwei Wo-
chen widersprechen. Die erneute Entscheidung darf frithestens eine
Woche nach Einlegung des Widerspruchs erfolgen. Eine Entschei-
dung gemél Satz 1 darf erst nach Fristablauf oder Bestétigung der
Entscheidung ausgefiihrt werden.

(10) Nebenberufliche Frauenbeauftragte werden auf Antrag bis
zur Hilfte, in der Hochschulmedizin bis zum vollen Umfang ihrer
Dienstaufgaben freigestellt. Stellvertretende Frauenbeauftragte kon-
nen auf Antrag in angemessenem Umfang nach MaBigabe ihrer Be-
lastung in der Hochschulmedizin im Umfang von 50 vom Hundert
von ihren Dienstaufgaben freigestellt werden. Studentinnen erhalten
eine Aufwandsentschidigung in Hohe der Vergiitung fiir studenti-
sche Hilfskrifte gemédll § 121 nach ndherer Regelung durch die
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Grundordnung. Mit Ausnahme der humanmedizinischen Fachberei-
che darf pro Fachbereich nicht mehr als eine Stellvertreterin freige-
stellt werden. Auf Mitarbeiterinnen in befristeten Beschiftigungs-
verhiltnissen findet § 44 Absatz 5 Anwendung.

(11) Die Wahl der Frauenbeauftragten wird in der Grundordnung
nach dem Grundsatz der Viertelparitét geregelt. Wahlberechtigt sind
nur die weiblichen Mitglieder der Hochschule. Bei der Wahl der
hauptberuflichen Frauenbeauftragten konnen auch Frauen gewihlt
werden, die nicht Mitglieder der Hochschule sind.

§ 60
Zusammensetzung des Akademischen Senats
(1) Dem Akademischen Senat der Universitit gehoren fiinfund-

zwanzig Mitglieder stimmberechtigt an, und zwar
1. dreizehn Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,
2. vier akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,
3. vier Studenten oder Studentinnen,
4. vier sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

(2) Dem Akademischen Senat der Hochschule der Kiinste und der
Beuth-Hochschule fiir Technik Berlin gehoren neunzehn Mitglieder
stimmberechtigt an, und zwar

1. zehn Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,
2. drei akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,
3. drei Studenten oder Studentinnen,

4. drei sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

(3) Dem Akademischen Senat der kiinstlerischen Hochschulen
und der iibrigen Fachhochschulen gehoren dreizehn Mitglieder
stimmberechtigt an, und zwar

1. sieben Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,
2. zwei akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,
3. zwei Studenten oder Studentinnen,

4. zwei sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

(4) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule fiihrt den Vorsitz.
Mit Rede- und Antragsrecht sind berechtigt, an den Sitzungen des
Akademischen Senats teilzunehmen

- an Hochschulen mit Fachbereichen alle Dekane und Dekanin-
nen,

- an Hochschulen ohne Fachbereiche die Abteilungsleiter und Ab-
teilungsleiterinnen,

- die Vorsitzenden der Institutsriate der Zentralinstitute,

- die Vorsitzenden aller Kommissionen des Akademischen Se-
nats.

§ 51 Absatz 3 und § 59 Absatz 5 bleiben unberiihrt.

(5) Der Akademische Senat kann einen Ferienausschuss zur Erle-
digung dringender Angelegenheiten bilden. Dem Ferienausschuss
gehdren stimmberechtigt an

- an den Universititen dreizehn Mitglieder, davon sieben Hoch-
schullehrer oder Hochschullehrerinnen sowie je zwei Vertreter
oder Vertreterinnen der iibrigen Mitgliedergruppen;

- an den tbrigen Hochschulen sieben Mitglieder, davon vier
Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen sowie je ein Vertre-
ter oder eine Vertreterin der iibrigen Mitgliedergruppen.

§ol
Aufgaben des Akademischen Senats
(1) Der Akademische Senat ist zusténdig fiir
1. die Stellungnahme zum Entwurf des Haushaltsplans,

2. Vorschlédge fiir die Errichtung, Verdnderung und Aufthebung von
Organisationseinheiten,

3. die Einrichtung und Aufhebung von Studiengéngen,

4. den Erlass von Satzungen, soweit gesetzlich nichts anderes vor-
gesehen ist,

5. die Aufstellung von Grundsétzen fiir Lehre, Studium und Prii-
fungen, den Beschluss fachiibergreifender Verfahrensregelun-
gen flir Hochschulpriifungen sowie die Stellungnahme zu Studi-
en- und Priifungsordnungen der Fachbereiche,

6. die Beschlussfassung iiber Hochschulentwicklungspléne und
Ausstattungsplidne sowie Vorschldge fiir die Zweckbestimmung
von Stellen fiir Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,

7. die Beschlussfassung iiber die Frauenforderrichtlinien und die
Frauenforderpléne,

8. die Stellungnahmen zu den Berufungsvorschlagen der Fachbe-
reiche,

9. Entscheidungen von grundsétzlicher Bedeutung in Fragen der
Forschung und der Forderung des wissenschaftlichen und des
kiinstlerischen Nachwuchses,

10. Antriage auf Einrichtung, Ausstattung, Entwicklung und Zuord-
nung von Sonderforschungsbereichen,

11. die Regelungen iiber die Benutzung der Hochschuleinrichtun-
gen,
12. die Festsetzung von Zulassungszahlen,

13. die Koordinierung der Tétigkeit von Fachbereichen und sonsti-
gen Einrichtungen der Hochschule,

14. die Beschlussfassung tiber den Vorschlag zur Wahl des Leiters
oder der Leiterin der Hochschule sowie der Vizeprasidenten
oder Vizeprasidentinnen, des Prorektors oder der Prorektorin,

15. sonstige akademische Angelegenheiten, die die Hochschule als
Ganzes betreffen, soweit keine andere Zustdndigkeit besteht.

(2) Der Akademische Senat kann zu seiner Unterstiitzung und Be-
ratung Kommissionen einsetzen. Uber ihre Aufgabenstellung, Ver-
fahren und Dauer der Einsetzung entscheidet der Akademische Se-
nat. Die Mitglieder von Kommissionen werden jeweils von den
Vertretern oder Vertreterinnen ihrer Mitgliedergruppen im Akademi-
schen Senat benannt.

(3) Zur Unterstiitzung und Beratung des Leiters oder der Leiterin
der Hochschule und des Akademischen Senats bildet der Akademi-
sche Senat stindige Kommissionen fiir

1. Entwicklungsplanung,

2. Forschung und wissenschaftlichen Nachwuchs,
3. Lehre und Studium,

4. Bibliothekswesen.

In der standigen Kommission fiir Lehre und Studium haben die Stu-
denten und Studentinnen die Halfte der Sitze und Stimmen.

§ 62
Zusammensetzung des Konzils

(1) Dem Konzil der Universititen und der Hochschule der Kiinste
gehoren einundsechzig Mitglieder an, und zwar

einunddreiflig Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,

o =

zehn akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,
3. zehn Studenten oder Studentinnen,
4. zehn sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

(2) Dem Konzil der Beuth-Hochschule fiir Technik Berlin gehd-
ren neunundvierzig Mitglieder an, und zwar

1. fiinfundzwanzig Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,
2. sechs akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,

3. zwolf Studenten oder Studentinnen,

4. sechs sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,

(3) Dem Konzil der kiinstlerischen Hochschulen und der iibrigen
Fachhochschulen gehdren fiinfundzwanzig Mitglieder an, und zwar

1. dreizehn Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,
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2. drei akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,
3. sechs Studenten oder Studentinnen,
4. drei sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

§ 63
Aufgaben des Konzils

(1) Das Konzil ist zustindig fiir die Wahl des Leiters oder der
Leiterin der Hochschule sowie der Vizeprisidenten oder Vizeprisi-
dentinnen bzw. des Prorektors oder der Prorektorin, fiir die Be-
schlussfassung tiber die Grundordnung, fiir die Erérterung des jahr-
lichen Rechenschaftsberichts des Leiters oder der Leiterin der
Hochschule sowie fiir die Stellungnahmen zu Angelegenheiten, die
die Hochschule als Ganzes betreffen.

(2) Das Konzil wihlt aus seiner Mitte einen Vorstand, dem an den
Universititen, der Hochschule der Kiinste und der Beuth-Hochschu-
le fiir Technik Berlin jeweils zwei Vertreter oder Vertreterinnen, an
den iibrigen Hochschulen jeweils ein Vertreter oder eine Vertreterin
der Mitgliedsgruppen gemaf § 45 Absatz 1 angehoren.

§ 64
Zusammensetzung der Kuratorien

(1) Dem Kuratorium gehoren an

1. das fir Hochschulen zustindige Mitglied des Senats, das den
Vorsitz fiihrt,

2. die Senatsmitglieder fiir Inneres und fiir Finanzen sowie ein
weiteres Mitglied des Senats,

3. vier Mitglieder des Abgeordnetenhauses, wobei die im Abge-
ordnetenhaus vertretenen Fraktionen mit je einem Mitglied ver-
treten sein sollen,

4. je zwei Mitglieder der Gruppen geméil § 45 Absatz 1,

5. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der Berliner Arbeitgeberver-
biande - abweichend hiervon an der ,,Alice-Salomon‘“-Hoch-
schule fiir Sozialarbeit und Sozialpddagogik Berlin je ein Vertre-
ter oder eine Vertreterin der Jugend- und der Wohlfahrtsverbande,

zwei Vertreter oder Vertreterinnen der Berliner Gewerkschaften,

7. eine Vertreterin einer Organisation, die die Interessen von Frau-
en, sowie eine Person, die Umweltbelange vertritt.

(2) Die Mitglieder geméf Absatz 1 Nummer 3 werden vom Abge-
ordnetenhaus fiir die Dauer seiner Wahlperiode gewdhlt. Die Mit-
glieder gemdB Absatz 1 Nummer 4 werden nach MaB3gabe des § 48
gewihlt.

(3) Die Mitglieder gemdf3 Absatz 1 Nummer 5 und 6 werden auf
Vorschlag der Verbdnde vom Abgeordnetenhaus fiir zwei Jahre ge-
wihlt. Sie diirfen nicht hauptberuflich im Hochschulbereich titig
sein und nicht dem Abgeordnetenhaus angehoren.

(4) Die Mitglieder gemif3 Absatz 1 Nummer 7 werden vom Ab-
geordnetenhaus fiir zwei Jahre gewihlt; hierzu kann der Akademi-
sche Senat Vorschlige machen. Absatz 3 Satz 2 findet Anwen-
dung.

(5) Die dem Kuratorium angehorenden Mitglieder des Senats
konnen sich durch Staatssekretire oder Staatssekretdrinnen vertre-
ten lassen, die iibrigen Mitglieder durch gleichzeitig zu wéhlende
Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. Ist sowohl ein Mitglied des
Senats als auch ein Staatssekretdr oder eine Staatssekretdrin verhin-
dert, so kann es bzw. er oder sie sein bzw. ihr Stimmrecht auf ein
anderes dem Kuratorium angehérendes Mitglied des Senats iibertra-
gen. Einem Mitglied des Senats darf nicht mehr als eine Stimme
iibertragen werden.

(6) Mitglieder des Konzils oder des Akademischen Senats diirfen
dem Kuratorium nicht angehdren.

§ 65
Aufgaben des Kuratoriums

(1) Das Kuratorium ist zusténdig fiir
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1. die Billigung des Entwurfs und die Feststellung des Haushalts-
plans,

Richtlinien fiir die Haushalts- und Wirtschaftsfithrung,
den Erlass von Gebiihrensatzungen gemif § 2 Absatz 8§,

4. die Errichtung, Verdanderung und Authebung von Fachbereichen
und anderen Organisationseinheiten auf Vorschlag des Akade-
mischen Senats,

5. die Stellungnahme zu Hochschulentwicklungs- und Ausstat-
tungsplénen,

6. die Festlegung der Zweckbestimmung von Stellen fiir Hoch-
schullehrer oder Hochschullehrerinnen auf Vorschlag des Aka-
demischen Senats.

Dariiber hinaus ist das Kuratorium zustandig fiir Personalangelegen-
heiten geméal § 67.

(2) Im Ubrigen ist das Kuratorium zustéindig fiir die der Hoch-
schule zugewiesenen staatlichen Angelegenheiten von grundsétzli-
cher oder besonderer Bedeutung. Welche Angelegenheiten von
grundsétzlicher oder besonderer Bedeutung sind, entscheidet im
Zweifelsfall das Kuratorium selbst.

(3) Das Kuratorium richtet zu seiner Beratung eine Hauptkom-
mission, eine Personalkommission und fiir die Universititsklinika
eine Finanz- und Wirtschaftskommission als stindige Kommissio-
nen ein. Im Ubrigen kdnnen weitere Kommissionen und Ausschiisse
eingerichtet werden. Das Kuratorium kann Aufgaben zur endgiilti-
gen Erledigung an seine Kommissionen iibertragen.

(4) Das Kuratorium kann von Einrichtungen der Selbstverwaltung
die Erstattung von Berichten verlangen und andere Stellen auffor-
dern, bestimmte Angelegenheiten zu iiberpriifen.

§ 66
Hauptkommission des Kuratoriums

(1) Der Hauptkommission gehdren an

1. die dem Kuratorium angehdrenden Mitglieder des Senats, die
sich durch Beauftragte ihrer Verwaltungen vertreten lassen kon-
nen,

2. je ein vom Kuratorium zu bestimmendes Kuratoriumsmitglied
aus den Mitgliedergruppen gemél § 45 Absatz 1.

(2) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule fiihrt den Vorsitz;
er oder sie kann sich vertreten lassen.

§ 67

Personalangelegenheiten der Hochschulen,
Personalkommission

(1) Dienstbehorde, oberste Dienstbehdrde, Personalstelle und Per-
sonalwirtschaftsstelle ist das Kuratorium. Es kann seine Befugnisse
auf den Leiter oder die Leiterin der Hochschule, die Personalkom-
mission oder deren Vorsitzenden oder Vorsitzende, im Einvernehmen
mit der Senatsverwaltung fiir Inneres auch auf das Landesverwal-
tungsamt und in den Universitdtsklinika auf den Klinikumsvorstand
iibertragen.

(2) Das Kuratorium erlésst die Verwaltungsvorschriften in Perso-
nalangelegenheiten und Personalwirtschaftsangelegenheiten. Im
Ubrigen kann es Einzelangelegenheiten an sich ziehen und Priifun-
gen anordnen; soweit es hiermit nicht ein einzelnes Mitglied des
Kuratoriums betraut, setzt es einen Ausschuss ein, der aus je einem
Vertreter oder einer Vertreterin der fiir Hochschulen und fiir Inneres
zustdndigen Senatsverwaltungen sowie zwei weiteren Mitgliedern
des Kuratoriums besteht. Dem Kuratorium ist zu berichten und ein
Entscheidungsvorschlag zu unterbreiten; die Verfahrensweise hat
den Belangen des Datenschutzes Rechnung zu tragen.

(3) Der Personalkommission gehdren an

1. das fiir Hochschulen zustédndige Mitglied des Senats als Vorsit-
zender oder Vorsitzende,

2. die Senatsverwaltungen fiir Inneres und fiir Finanzen,

25.08.11 14.07



377_444_GVBI_2011_21.indd 401

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin

67. Jahrgang Nr.21  30. August 2011 401

3. der Leiter oder die Leiterin der Hochschule,

4. der Erste Vizeprésident bzw. Prorektor oder die Erste Vizeprisi-
dentin bzw. Prorektorin,

5. ein weiterer Vizeprésident oder eine weitere Vizeprisidentin, an
Hochschulen ohne weiteren Vizeprasidenten oder ohne weitere
Vizeprasidentin ein weiteres vom Kuratorium zu bestimmendes
Hochschulmitglied.

Die Mitglieder geméB Nummer 4 und 5 unterliegen in Angelegen-
heiten der Personalkommission nicht den Weisungen des Prasiden-
ten oder der Prisidentin.

(4) Die Prozessfiihrung in Personalangelegenheiten obliegt dem
Leiter oder der Leiterin der Hochschule, es sei denn, der oder die
Vorsitzende der Personalkommission zieht die Prozessfiihrung an
sich. Der oder die Vorsitzende ist iiber anhéngige Gerichtsverfahren
unverziiglich zu unterrichten.

(5) Die Personalkommission tagt in nichtdffentlicher Sitzung.

(6) Dienstbehorde, oberste Dienstbehérde und Personalstelle der
kiinstlerischen Hochschulen ist der Leiter oder die Leiterin der
Hochschule; fiir die Personalwirtschaft ist der oder die Beauftragte
fiir den Haushalt der kiinstlerischen Hochschulen zustdndig. Er oder
sie kann seine oder ihre Befugnisse mit Zustimmung der Senatsver-
waltung flir Inneres auf das Landesverwaltungsamt Berlin iibertra-
gen. Fiir den Leiter oder die Leiterin der Hochschule und den Kanz-
ler oder die Kanzlerin werden die Befugnisse nach Satz 1 von der fiir
Hochschulen zusténdigen Senatsverwaltung wahrgenommen.

§ 68

Finanz- und Wirtschaftskommissionen der Universititsklinika
(weggefallen)

§ 68a

Gemeinsame Finanz- und Wirtschaftskommission mit Ent-
scheidungsbefugnis fiir die Universititsklinika in Berlin
(weggefallen)

Siebenter Abschnitt
Fachbereiche

§ 69
Fachbereich

(1) Der Fachbereich ist die organisatorische Grundeinheit der
Hochschule; er erfiillt unbeschadet der Gesamtverantwortung der
Hochschule und der Zusténdigkeiten der zentralen Hochschulorgane
fiir sein Gebiet die Aufgaben der Hochschule. Er tragt dafiir Sorge,
dass die in seinem Gebiet titigen Personen und Einrichtungen ihre
Aufgaben erfiillen konnen.

(2) Fachbereiche sollen miteinander verwandte Facher oder fa-
chertibergreifende Bereiche umfassen. An Hochschulen, deren Gro-
Be und Aufgabenstellung die Gliederung in Fachbereiche nicht er-
fordern, kann hierauf verzichtet werden.

(3) Fachbereiche werden nach ihrer Anhoérung auf Vorschlag des
Akademischen Senats durch das Kuratorium errichtet, verdndert
oder aufgehoben.

§ 692

Gemeinsame Gliedkorperschaft Charité -
Universititsmedizin Berlin

Zur Erfiillung von Aufgaben der Hochschulmedizin wird eine ge-
meinsame Gliedkorperschaft der Freien Universitdt Berlin und der
Humboldt-Universitdt zu Berlin namens ,,Charité - Universitdtsme-
dizin Berlin (Charité)* gebildet.

§70
Fachbereichsrat
(1) Organe des Fachbereichs sind der Fachbereichsrat und der De-

kan oder die Dekanin als Sprecher oder Sprecherin des Fachbe-
reichs.

(2) Dem Fachbereichsrat an den Universitdten und der Hochschu-
le der Kiinste gehoren dreizehn Mitglieder an, und zwar

1. sieben Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,
2. zwei akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,
3. zwei Studenten oder Studentinnen,

4. zwei sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

(3) Dem Fachbereichsrat an den Fachhochschulen gehéren neun
Mitglieder an, und zwar

1. fiinf Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen,

2. ein akademischer Mitarbeiter oder eine akademische Mitarbei-
terin,

3. zwei Studenten oder Studentinnen,
ein sonstiger Mitarbeiter oder eine sonstige Mitarbeiterin.

(4) Mit Rede- und Antragsrecht sind berechtigt, an den Sitzungen
des Fachbereichsrats teilzunehmen:

- der Leiter oder die Leiterin der Hochschule oder ein von ihm
bzw. ihr Beauftragter,

- der Kanzler oder die Kanzlerin,
- der Leiter oder die Leiterin der Fachbereichsverwaltung,

- ein Vertreter oder eine Vertreterin des zustdndigen Organs der
Studierendenschaft,

ein Vertreter oder eine Vertreterin der Personalvertretung.
§ 59 Absatz 5 bleibt unberiihrt.

(5) Unbeschadet der Vorschrift des § 47 Absatz 3 haben bei Ent-
scheidungen des Fachbereichsrats iiber Berufungsvorschlige fiir
Professoren und Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorpro-
fessorinnen, bei Habilitationen und Habilitationsordnungen sowie
bei Entscheidungen iiber Promotionsordnungen alle dem Fachbe-
reich angehérenden Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen die
Moglichkeit der stimmberechtigten Mitwirkung; soweit sie an der
Entscheidung mitwirken, gelten sie als Mitglieder der Gruppe der
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im Fachbereichsrat.
§ 47 Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. Die Grundordnung regelt
Durchfiihrung und Verfahren.

(6) Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen, die nicht dem
Fachbereichsrat angehdren, sind bei der Beratung aller wesentlichen
Angelegenheiten ihres Fachgebiets zu horen.

(7) Die Fachbereiche konnen Ferienausschiisse zur Erledigung
dringender Angelegenheiten bilden.

§71
Aufgaben des Fachbereichsrats
(1) Der Fachbereichsrat ist, soweit dieses Gesetz nichts anderes

bestimmt, fiir alle Aufgaben des Fachbereichs zustindig, insbeson-
dere fiir

1. den Erlass von Satzungen des Fachbereichs,

2. die geordnete Durchfiihrung der Lehre und der Priifungen sowie
die Koordinierung von Lehre und Forschung im Fachbereich,

3. den Beschluss von Berufungsvorschlégen,
Entscheidungen iiber Habilitationen,

5. die Verteilung von dem Fachbereich zugewiesenen und von wie-
der frei werdenden, beim Fachbereich verbleibenden Stellen
und von Mitteln fiir nichtplanméBige Dienstkrifte sowie von
Sachmitteln,

6. die Vorschldge zur Begriindung und Beendigung der Rechtsver-
hiltnisse von hauptberuflich und nebenberuflich Tétigen, soweit
sie nicht Einrichtungen gemil § 75 zugewiesen sind.
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Der Fachbereichsrat soll die Wahrnehmung von Aufgaben, die nicht
von grundsitzlicher Bedeutung sind, dem Dekan oder der Dekanin
zur Erledigung tibertragen.

(2) An Hochschulen ohne Fachbereiche werden die Aufgaben des
Fachbereichsrats vom Akademischen Senat wahrgenommen.

§72
Dekan / Dekanin

(1) Der Dekan oder die Dekanin und sein Stellvertreter oder seine
Stellvertreterin (Prodekan/Prodekanin) werden vom Fachbereichs-
rat aus dem Kreis der ihm angehdrenden Hochschullehrer und
Hochschullehrerinnen gewahlt.

(2) Der Dekan oder die Dekanin vertritt den Fachbereich und
fiihrt dessen Geschifte in eigener Zusténdigkeit. Er oder sie hat da-
rauf hinzuwirken, dass die Mitglieder des Fachbereichs ihre dienst-
lichen Aufgaben, insbesondere ihre Lehr- und Priifungsverpflichtun-
gen ordnungsgemalf erfiillen. Er oder sie erledigt, vorbehaltlich der
Zustandigkeiten der Dienstbehdrde und Personalstelle, die laufen-
den Personal- und Verwaltungsangelegenheiten des Fachbereichs.
Er oder sie ist berechtigt, dem Personal, soweit es nicht Hochschul-
lehrern und Hochschullehrerinnen oder Einrichtungen des Fachbe-
reichs zugewiesen ist, Weisungen zu erteilen.

(3) Der Dekan oder die Dekanin ist Vorsitzender bzw. Vorsitzen-
de des Fachbereichsrats. Er oder sie kann in unaufschiebbaren An-
gelegenheiten anstelle des Fachbereichsrats die unerlésslichen Ent-
scheidungen und MafBnahmen treffen. Die Befugnis des
Fachbereichsrats, eigene Entscheidungen zu treffen, bleibt unbe-
riihrt.

(4) Der Dekan oder die Dekanin kann an den Sitzungen der iibri-
gen Gremien des Fachbereichs mit Rederecht teilnehmen.

§73
Kommissionen und Beauftragte

(1) Der Fachbereichsrat kann zu seiner Unterstiitzung und Bera-
tung Kommissionen oder Beauftragte einsetzen. Uber ihre Aufga-
benstellung und die Dauer der Einsetzung entscheidet der Fachbe-
reichsrat. Der Fachbereichsrat setzt eine Ausbildungskommission
ein, in der die Studenten und Studentinnen die Hilfte der Sitze und
Stimmen haben.

(2) Die Mitglieder von Kommissionen werden jeweils von den
Vertretern oder Vertreterinnen ihrer Mitgliedergruppen im Fachbe-
reichsrat benannt.

(3) In den Kommissionen zur Vorbereitung von Vorschldgen fiir
die Berufung von Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen (Be-
rufungskommissionen) haben die Hochschullehrer und Hochschul-
lehrerinnen die Mehrheit. Sonstige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
wirken beratend mit. In begriindeten Fallen konnen den Berufungs-
kommissionen auch Personen angehoren, die nicht Mitglieder der
Hochschule sind. Den Berufungskommissionen sollen Wissen-
schaftlerinnen angehoren, gegebenenfalls auch solche, die nicht
Mitglieder der Hochschule sind.

(4) Kommissionen zur Vorbereitung von Habilitationen diirfen
neben den Professoren und Professorinnen nur habilitierte Mitglie-
der des zustdndigen Gremiums angehoren. Die beratende Mitwir-
kung von Studenten und Studentinnen und akademischen Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen, die nicht entsprechend qualifiziert sind,
richtet sich nach der jeweiligen Ordnung.

(5) Kommissionen mit Entscheidungsbefugnis werden fiir Prii-
fungen und Promotionen eingesetzt. Ndheres regeln die Priifungs-
und Promotionsordnungen.

§ 74
Gemeinsame Kommissionen
(1) Soweit mehrere Fachbereiche gemeinsame Aufgaben zu erfiil-

len haben, sollen Gemeinsame Kommissionen eingesetzt werden.
Dies gilt auch fiir Fachbereiche verschiedener Hochschulen.
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(2) Uber die Aufgabenstellung, die Dauer der Einsetzung, die Zu-
sammensetzung und das Verfahren einer Gemeinsamen Kommissi-
on entscheiden die beteiligten Fachbereichsrite.

(3) Der Akademische Senat kann Fachbereiche auffordern, Ge-
meinsame Kommissionen zu bilden. Er hat abweichend von Absatz
2 das Recht, nach Anhoérung der betroffenen Fachbereiche Gemein-
same Kommissionen einzusetzen.

(4) Fiir die Zusammensetzung Gemeinsamer Kommissionen, die
das Recht haben, fiir die beteiligten Fachbereiche verbindliche Ent-
scheidungen zu treffen, gilt das Verhiltnis der Sitze und der Stim-
men der einzelnen Gruppen gemif3 § 70 Absatz 2 bzw. 3. Die Vor-
schriften des § 70 Absatz 4 und 6 finden entsprechende Anwendung.

(5) Fiir Gemeinsame Kommissionen, die fiir die Entscheidung
iiber Berufungsvorschlidge, Habilitationen, Habilitations- oder Pro-
motionsordnungen zusténdig sind, gilt § 73 Absatz 3 und 4. Die Vor-
schriften des § 70 Absatz 5 finden entsprechende Anwendung.

(6) Die Vertreter und Vertreterinnen jedes Fachbereichs in Ge-
meinsamen Kommissionen werden vom Fachbereichsrat mit der
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder gewahlt. Sie brauchen
nicht Mitglieder des Fachbereichsrats zu sein.

(7) Gemeinsame Kommissionen konnen unter Einbeziehung von
Zentralinstituten gebildet werden.

§75
Einrichtungen der Fachbereiche

(1) Die Fachbereiche der Universititen und der Hochschule der
Kiinste kdnnen sich in

- wissenschaftliche,
- kiinstlerische und
- wissenschaftlich-kiinstlerische

Einrichtungen gliedern. An Fachbereichen, deren GroBe und Aufga-
benstellung die Gliederung in Einrichtungen nicht erfordern, kann
hierauf verzichtet werden.

(2) Die Einrichtung wird durch einen Geschéftsfithrenden Direk-
tor oder eine Geschiftsfilhrende Direktorin im Rahmen der Be-
schliisse des Institutsrats geleitet und verwaltet. Er oder sie kann in
unaufschiebbaren Angelegenheiten anstelle des Institutsrats die un-
erldsslichen Entscheidungen und MaBnahmen treffen. Die Befugnis
des Institutsrates, eigene Entscheidungen zu treffen, bleibt unbe-
riihrt.

(3) Es wird ein Institutsrat gewdhlt, dem vier Hochschullehrer
oder Hochschullehrerinnen und je ein Vertreter oder eine Vertreterin
der iibrigen Gruppen gemil § 45 Absatz 1 angehoren. Abweichend
von Satz 1 kann der Fachbereichsrat auf Antrag der Einrichtung fiir
den Institutsrat eine Zusammensetzung im Verhdltnis 7: 2 : 2 : 2
festlegen. Der Institutsrat wahlt den Geschiftsfiihrenden Direktor
oder die Geschéftsfithrende Direktorin und deren Stellvertreter bzw.
Stellvertreterin aus dem Kreis der ihm angehdrenden Hochschulleh-
rer und Hochschullehrerinnen. Gehdren einer Einrichtung weniger
als vier Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen an, verringert
sich die Zahl der Stimmberechtigten aus den {ibrigen Gruppen ent-
sprechend. Naheres regelt die Grundordnung.

(4) Der Institutsrat fasst Beschliisse tiber die grundsétzlichen An-
gelegenheiten der Einrichtung. Dazu gehort die Verteilung von Stel-
len und von Mitteln fiir nichtplanméBige Dienstkrifte an Hoch-
schullehrer und Hochschullehrerinnen. Er beschlie3t auch iiber die
Vorschlidge zur Begriindung und Beendigung der Rechtsverhéltnisse
von Personen, die der Einrichtung zugewiesen sind, und iiber ihre
Verwendung. Sind Personen einzelnen Hochschullehrern und Hoch-
schullehrerinnen zugewiesen, so ergeht der Beschluss nach Satz 3
auf deren Vorschlag.

(5) Der Institutsrat beruft mindestens einmal im Semester eine In-
stitutsversammlung aller Mitglieder der Einrichtung ein.
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Achter Abschnitt Neunter Abschnitt
Medizin Zentrale Einrichtungen
§76 §83
Medizinische Fachbereiche Zentralinstitute
(weggefallen) (1) An den Hochschulen kdnnen gemif § 61 Absatz 1 Nummer 2
fiir Daueraufgaben in Forschung, Lehre und Weiterbildung Zentral-
institute errichtet werden, in denen Mitglieder der Hochschule aus
§77 verschiedenen Fachbereichen zusammenarbeiten. Fiir den Instituts-
Universititsklinika rat und seinen Vorsitzenden oder seine Vorsitzende sowie fiir die
(weggefallen) Aufgaben der Zentralinstitute gelten die Vorschriften der §§ 69 bis
73 entsprechend.
(2) Dem Institutsrat eines Zentralinstituts, das ausschlielich fiir
§77a Forschung zustdndig ist, gehdren Hochschullehrer und Hochschul-
Wirtschaftsfiithrung und Rechnungswesen der lehrerinnen, akademische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und
Universititsklinika sonstige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an. Die Hochschullehrer
(weggefallen) und Hochschullehrerinnen miissen die Mehrheit der Sitze und Stim-
25 men haben.
(3) Zentralinstitute konnen auch fiir den Bereich mehrerer Hoch-
§ 77b schulen errichtet werden. Sie sind einer beteiligten Hochschule zu-
Zwischenberichte, Jahresabschluss und Lagebericht zuordnen. Die Entscheidung tiber die Zuordnung trifft die fiir Hoch-
(weggefallen) schulen zusténdige Senatsverwaltung nach Anhorung der beteiligten
Hochschulen.
(4) Fiir besondere Aufgaben in der Lehre kdnnen Zentralinstitute
§78 errichtet werden.
Klinikumsvorstand
(weggefallen) §84
Zentraleinrichtungen
§79 (1) Zentraleinrichtungen sind Betriebseinheiten auflerhalb von
Arztlicher Direktor/Arztliche Direktorin Fachbereichen. Sie erbringen Dienstleistungen fiir die Hochschule
(weggefallen) insgesamt oder fiir mehrere Fachbereiche.
(2) Die Organisation und Benutzung einer Zentraleinrichtung
wird vom Akademischen Senat durch Satzung geregelt.
§79a (3) § 61 Absatz 1 Nummer 2 und § 83 Absatz 3 gelten entspre-
Verwaltungsdirektor/Verwaltungsdirektorin chend.
(weggefallen)
§85
§ 80 Institut an der Hochschule
Krankenpflegekommission (1) Eine Einrichtung auflerhalb der Hochschule, die ausschlief3-
ich im Bereich von Weiterbildung oder Forschung und Entwicklun
(weggefallen) lich im Bereich Weiterbildung oder Forschung und Entwicklung
tatig ist, kann vom Akademischen Senat als ,.Institut an der Hoch-
schule® anerkannt werden, wenn gewéhrleistet ist, dass
§ 80a 1. die Tétigkeit der Einrichtung sich im Rahmen der Aufgaben der
Krankenpflegedirektor/Krankenpflegedirektorin Hochschule und in Zusammenarbeit mit ihr vollzieht,
(weggefallen) 2. Grundsitze der Wissenschaftsfreiheit und das Recht auf Verof-
fentlichung von Forschungsergebnissen gesichert sind,
§ 81 3. fuir die Angehorigen der Einrichtung die Grundsétze dieses Ge-
setzes bei Beschiftigung und Mitwirkung in sinngeméfer An-
Wissenschaftliche Einrichtungen der Universititsklinika wendung gelten,
(weggefallen) 4. die Arbeitsvertrdge den vergleichbaren tariflichen Bestimmun-
gen fiir die Beschiftigten der Hochschule als Mindestbedingun-
§ 82 gen entsprechen,

Geschiftsfiihrende Direktoren/Direktorinnen im Fachbereich

Veterinirmedizin

Der Geschiftsfiihrende Direktor oder die Geschéftsfiihrende Di-
rektorin der Kliniken im Fachbereich Veterindrmedizin ist gegen-
iiber den in der Abteilung beschiftigten Personen weisungsbefugt.
Hauptberuflichen Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen ge-
geniiber kann der Geschiftsfithrende Direktor oder die Geschéfts-
fithrende Direktorin nur die zur Organisation, Koordinierung und
Sicherstellung der Krankenversorgung in der Klinik erforderlichen

Weisungen erteilen.
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die laufenden Kosten der Einrichtung tiberwiegend aus Mitteln
Dritter finanziert werden.

(2) Die Anerkennung geméf Absatz 1 ist auf hochstens fiinf Jahre
zu befristen. Sie kann nach Uberpriifung verlédngert werden.

(3) Naheres regelt der Akademische Senat durch Satzung.

§ 86
Bibliothekswesen
(1) Das Bibliothekssystem der Hochschule gliedert sich in die

zentrale Bibliothek und gegebenenfalls in Fachbibliotheken. Die Bi-
bliotheken haben die Aufgabe, die fiir Forschung, Lehre und Infor-
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mation erforderliche Literatur und andere Informationstrager zu
sammeln, zu erschlieBen und zur Nutzung bereitzustellen. Die Bib-
liotheken der Hochschule sind zur Zusammenarbeit verpflichtet.

(2) Die zentrale Bibliothek arbeitet mit anderen Bibliotheken und
bibliothekarischen Einrichtungen aulerhalb der Hochschule zusam-
men und nimmt gegebenenfalls regionale Aufgaben wahr. Die Fach-
bibliotheken konnen mit bibliothekarischen Einrichtungen aufer-
halb der Hochschule zusammenarbeiten. Die zentrale Bibliothek
koordiniert die Arbeit und die Anschaffung der Literatur im Biblio-
thekssystem. Sie {ibt die bibliothekarische Fachaufsicht aus.

(3) Die Auswabhl der fiir die Fachbibliotheken zu beschaffenden
Informationstrager liegt bei den wissenschaftlichen Einrichtungen.
Wo keine wissenschaftlichen Einrichtungen bestehen, iibernehmen
diese Aufgabe die Fachbereiche.

(4) Berit ein Gremium der Hochschule iiber grundsétzliche Bib-
liotheksangelegenheiten, ist der Leiter oder die Leiterin der zentra-
len Bibliothek mit beratender Stimme hinzuzuziehen. Er oder sie
kann sich dabei vertreten lassen.

(5) Der Akademische Senat erlédsst eine Bibliotheksordnung, die
einheitliche Grundsétze fiir die Verwaltung der Bibliotheken der
Hochschule bestimmt und Regelungen iiber die Bildung eines
Selbstverwaltungsgremiums fiir die zentrale Bibliothek trifft.

Zehnter Abschnitt
Haushaltswesen und Aufsicht

§ 87
Haushaltswesen

(1) Zur Erfiillung ihrer Aufgaben erhalten die Hochschulen Zu-
schiisse des Landes Berlin. Bei Haushaltsiiberschreitungen ist die
vorherige Zustimmung der fiir Hochschulen zustindigen Senatsver-
waltung und der Senatsverwaltung fiir Finanzen erforderlich.

(2) Die fiir Hochschulen zustidndige Senatsverwaltung kann im
Zusammenhang mit der Gewéhrung und Verwendung der Mittel
nach Absatz 1 in den Hochschulen Priifungen vornehmen.

(3) Auflagenbeschliisse des Abgeordnetenhauses zum Hochschul-
haushalt sind flir die Hochschulen unmittelbar verbindlich.

(4) Fiir Verbindlichkeiten der Hochschulen haftet das Land Berlin
als Gewidhrtrager unbeschrankt. Kreditaufnahmen einschlielich
Sonderfinanzierungen der Hochschulen fiir investive Zwecke sind
unzuléssig. Andere Kredite sind nur zur kurzfristigen Sicherung der
Liquiditat (Betriebsmittelkredite) zuldssig und bediirfen der Zustim-
mung der fiir Hochschulen zustéindigen Senatsverwaltung und der
Senatsverwaltung fiir Finanzen.

§ 88
Haushaltsplan

(1) Der Leiter oder die Leiterin der Hochschule stellt den Entwurf
des Haushaltsplans auf Grund von Vorschlidgen der Fachbereiche,
der Zentralinstitute und der Zentraleinrichtungen auf und legt ihn
dem Akademischen Senat zur Stellungnahme vor. Danach leitet er
oder sie ihn dem Kuratorium zu.

(2) Der Entwurf des Haushaltsplans bedarf der Billigung durch
das Kuratorium. Wenn es in wesentlichen Punkten von der Vorlage
abweichen will, muss vorher dem Akademischen Senat Gelegenheit
zur Stellungnahme gegeben werden.

(3) Nach der Veranschlagung des Zuschusses im Haushaltsplan
von Berlin stellt das Kuratorium den Haushaltsplan fest. Ist der Zu-
schuss des Landes Berlin geringer als im Entwurf des Haushalts-
plans vorgesehen, muss vor der Feststellung dem Akademischen
Senat Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden.

(4) Die Priifung der Haushaltsrechnung geméaf § 109 Absatz 2 der
Landeshaushaltsordnung obliegt dem Rechnungshof von Berlin.

(5) Bei den kiinstlerischen Hochschulen tritt an die Stelle des Ku-
ratoriums das nach der Grundordnung zustdndige Organ.
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§ 88a

(1) Zur Erprobung einer flexibleren Gestaltung der Haushaltswirt-
schaft und Erhéhung der Wirtschaftlichkeit kénnen die Kuratorien
der Universitdten, der Hochschule der Kiinste und der Fachhoch-
schulen abweichend von § 20 Absatz 1 der Landeshaushaltsordnung
zulassen, dass die Personalausgaben (Hauptgruppe 4) mit konsumti-
ven Sachausgaben (Hauptgruppen 5 und 6) gegenseitig deckungsta-
hig sind.

(2) Die in Absatz 1 genannten Kuratorien kénnen entsprechend
§ 19 Satz 2 der Landeshaushaltsordnung die Titel 515 01, 515 02,
51511,519 00, 522 11,523 01, 524 01, 524 11, 524 40, 525 02, 531
05,531 06, 540 50 und 540 51 fiir ibertragbar erklaren. Fiir die nach
Satz 1 fiir iibertragbar erkldrten Titel kann die allgemeine Deckungs-
fahigkeit zugelassen werden.

(3) Den in Absatz 1 genannten Kuratorien wird die Mdoglichkeit
eingerdumt, liber die Festlegung von fiir die Haushaltswirtschaft
verbindlichen summarischen Stellenrahmen, die nicht tiberschritten
werden diirfen, zu beschlielen. § 17 Absatz 5 der Landeshaushalts-
ordnung bleibt unberiihrt. Es ist zu gewihrleisten, dass Uberschrei-
tungen der Stellenrahmen nur fiir zuléssig erkléart werden, wenn die
Haushaltsfithrung der jeweiligen Hochschule dauerhaft und unter
Ausschluss von Zuschusserhdhungen sowie unter Beriicksichtigung
auch von Beitrdgen zur Konsolidierung des Haushalts Berlins gesi-
chert ist.

§ 88b
Gemeinsame Personalmanagementliste

(1) In jeder staatlichen Hochschule wird der Personaliiberhang
des nichtwissenschaftlichen und des wissenschaftlichen oder kiinst-
lerischen Personals, mit Ausnahme der Hochschullehrer und Hoch-
schullehrerinnen, auf einer Personalmanagementliste gefiihrt. Die
Hochschulen vereinbaren innerhalb von zwei Monaten ein Verfah-
ren oder die Bildung einer gemeinsamen Personalborse, um Stellen-
ausschreibungen den Personalverwaltungen aller in Frage kommen-
den Hochschulen bekannt zu machen. Die ausschreibende
Hochschule ist verpflichtet, geeignete Bewerber und Bewerberinnen
aus Personalmanagementlisten im Stellenbesetzungsverfahren vor-
rangig zu berticksichtigen. In die Personalmanagementliste sind be-
zogen auf Beschéftigte nach Satz 1 der Name, der Vorname, die ge-
genwirtige Tatigkeit, das Geschlecht, das Geburtsjahr, der
Stellenvermerk gemél § 47 der Landeshaushaltsordnung, die Ein-
gruppierung oder Besoldung, eine vorhandene Teilzeitbeschifti-
gung, die Personalwirtschaftsstelle und das jeweilige Kapitel des
Haushaltsplans aufzunehmen, soweit dies im Einzelfall zur Durch-
fiihrung der Ubernahmeverpflichtung erforderlich ist.

(2) Den im Personaliiberhang befindlichen Beschiftigten bleiben
beim Wechsel des Arbeitgebers die bisherigen arbeitsrechtlichen
Besitzstinde erhalten; gleiches gilt fiir Anspriiche aus den Tarifver-
tragen liber den Rationalisierungsschutz.

(3) Soweit zur Realisierung von Strukturentscheidungen Verset-
zungen von Hochschullehrern oder Hochschullehrerinnen erforder-
lich werden, gilt § 102 Absatz 4 Satz 2.

§ 89
Aufsicht

(1) Die Hochschulen einschlieBlich der Kuratorien unterstehen
der Rechtsaufsicht des Landes Berlin. Sie wird durch die fiir Hoch-
schulen zustindige Senatsverwaltung unabhdngig von den Auf-
sichtsbefugnissen des Leiters oder der Leiterin der Hochschule aus-
geiibt. Die Durchfithrung der Rechtsaufsicht richtet sich nach den
Vorschriften der §§ 10 bis 13 und § 28 Absatz 5 des Allgemeinen
Zustandigkeitsgesetzes.

(2) Soweit die Hochschulen einschlieBlich der Kuratorien Aufga-
ben wahrnehmen, die ihnen als staatliche Angelegenheiten iibertra-
gen sind, unterstehen sie der Fachaufsicht der fiir Hochschulen zu-
standigen Senatsverwaltung; dies gilt auch fiir Aufgaben bei der
Ermittlung der Ausbildungskapazitéten und der Festsetzung von Zu-
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lassungszahlen. Die Ausiibung der Fachaufsicht richtet sich nach § 8
des Allgemeinen Zustindigkeitsgesetzes.

(3) Nach Beschluss der Landeskommission fiir die Struktur der
Universititen gemil § 7b teilt die fiir Hochschulen zusténdige Se-
natsverwaltung der Universitdt ihre Auffassung und den sie betref-
fenden Teil des Beschlusses mit und gibt der Universitdt Gelegen-
heit zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen Frist. Nach
Vorliegen der Stellungnahme, spitestens nach Ablauf der Frist, trifft
der Senat die Entscheidung und gibt diese dem Abgeordnetenhaus
zur Kenntnis.

§90
Bestiitigung und Veroffentlichung von Rechtsvorschriften

(1) Satzungen der Hochschule bediirfen der Bestitigung durch die
Hochschulleitung. Dariiber hinaus bediirfen die Grundordnung, die
Rahmengebiihrensatzung, die Rahmenstudien- und -priifungsord-
nung, die Wahlordnungen, Drittmittelsatzungen sowie Satzungen,
die den Zugang zum Studium sowie die duale Ausbildung regeln,
der Bestitigung der fiir Hochschulen zustindigen Senatsverwaltung;
eine nach anderen Rechtsvorschriften fiir das Satzungsgebungsver-
fahren vorgesehene Zustdndigkeit der fiir Hochschulen zusténdigen
Senatsverwaltung bleibt unberiihrt. Die Bestitigung kann teilweise
oder mit Auflagen erteilt werden; sie kann auch befristet werden.
Das Verfahren der Bestitigung von Satzungen durch die Hochschul-
leitung regelt die Grundordnung.

(2) Die Bestitigung von Rechtsvorschriften ist zu versagen, wenn
sie gegen geltendes Recht verstolen. Die Bestitigung kann versagt
werden, wenn die Rechtsvorschriften die im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes gebotene Einheitlichkeit im Hochschul-
wesen gefahrden.

(3) Die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung kann aus
den in Absatz 2 genannten Griinden die Anderung von Rechtsvor-
schriften verlangen. Wenn die Hochschule diesem Verlangen inner-
halb von drei Monaten nicht entspricht, kann die Bestdtigung ganz
oder teilweise widerrufen werden. Die Rechtsvorschrift tritt drei
Monate nach Bekanntmachung des Widerrufs im Mitteilungsblatt
der Hochschule auler Kraft. Nach dem AuBerkrafttreten kann die
fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung die von ihr geforder-
ten Anderungen bis zur Bestitigung einer Neufassung als Satzung in
Kraft setzen.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend, wenn die Bestdtigung einer neuen
Rechtsvorschrift versagt wird und die Hochschule auf das Ande-
rungsersuchen innerhalb von drei Monaten keine Neufassung vor-
legt oder diese nicht bestétigt wird.

(5) Rechtsvorschriften der Hochschulen sind im Mitteilungsblatt
der Hochschule bekannt zu machen.

§91
(weggefallen)

Elfter Abschnitt
Hauptberufliches Personal der Hochschulen

§92

Hauptberufliches wissenschaftliches und kiinstlerisches
Personal

(1) Das hauptberuflich titige wissenschaftliche und kiinstlerische
Personal der Universitdten besteht aus den Professoren und Profes-
sorinnen, den Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen, den
Hochschuldozenten und Hochschuldozentinnen, den wissenschaftli-
chen und kiinstlerischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sowie
den Lehrkriften fiir besondere Aufgaben.

(2) Das hauptberuflich titige wissenschaftliche und kiinstlerische
Personal an den iibrigen kiinstlerischen Hochschulen und an den
Fachhochschulen besteht aus den Professoren und Professorinnen,

den wissenschaftlichen und den kiinstlerischen Mitarbeitern und
Mitarbeiterinnen sowie den Lehrkriften fiir besondere Aufgaben.

§ 92a
Personal der Charité - Universititsmedizin Berlin

(1) Das hauptberuflich titige wissenschaftliche Personal gemif
§ 92 der Medizinischen Fakultét der Charité ist nach néherer Ausge-
staltung des Dienstverhiltnisses und der Funktionsbeschreibung der
Stelle verpflichtet, Aufgaben im Universitdtsklinikum Charité —
Universitdtsmedizin Berlin in der Krankenversorgung und im 6f-
fentlichen Gesundheitswesen, in der Fort- und Weiterbildung der
Arzte und Arztinnen sowie in der Aus- und Weiterbildung von An-
gehdrigen sonstiger Fachberufe des Gesundheitswesens wahrzuneh-
men. § 99 Absatz 4 gilt entsprechend.

(2) Hauptberuflich an der Medizinischen Fakultdt der Charité tati-
ge Personen mit &rztlichen Aufgaben in der Krankenversorgung,
Forschung und Lehre, die nicht in einem Dienst- oder Arbeitsver-
héltnis zur Freien Universitdt Berlin oder zur Humboldt-Universitit
zu Berlin stehen, sind in der Regel den wissenschaftlichen Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen der Freien Universitdt Berlin oder der
Humboldt-Universitdt zu Berlin mitgliedschaftsrechtlich gleichge-
stellt.

§93
Beamtenrechtliche Stellung

(1) Auf Beamte und Beamtinnen an Hochschulen finden die fiir
Landesbeamte geltenden Vorschriften Anwendung, soweit durch
dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Auf Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen finden die all-
gemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften iiber die Probezeit, die
Laufbahn und den einstweiligen Ruhestand keine Anwendung. Ein
Eintritt in den Ruhestand mit Ablauf der Dienstzeit ist fiir die Beam-
ten und Beamtinnen auf Zeit ausgeschlossen.

(3) Beamte und Beamtinnen der Hochschule werden von ihrer
Dienstbehdrde ernannt.

(4) Die Entscheidung nach § 7 Absatz 3 des Beamtenstatusgeset-
zes trifft bei Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen sowie bei
anderen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des wissenschaftlichen
und kiinstlerischen Personals die fiir die Hochschulen zustdndige
Senatsverwaltung.

§ 94
Ausschreibung

(1) Stellen fiir hauptberufliches wissenschaftliches Personal sind
offentlich auszuschreiben. Die Ausschreibung muss Art und Um-
fang der zu erfiillenden Aufgaben enthalten.

(2) Die Dienstbehorde kann im Einzelfall Ausnahmen von der
Pflicht zur Ausschreibung einer Professur zulassen, wenn ein Pro-
fessor oder eine Professorin in einem Beamtenverhdltnis auf Zeit
oder einem befristeten Beschiftigungsverhéltnis auf dieselbe Pro-
fessur in einem Beamtenverhiltnis auf Lebenszeit oder einem unbe-
fristeten Beschéftigungsverhéltnis berufen werden soll. Ferner kann
von einer Ausschreibung abgesehen werden, wenn ein Juniorprofes-
sor oder eine Juniorprofessorin auf eine Professur in einem Beam-
tenverhéltnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschéfti-
gungsverhiltnis berufen werden soll. Im Ubrigen kann die
Dienstbehdrde im Einzelfall Ausnahmen von der Pflicht zur Aus-
schreibung zulassen; dies gilt nicht bei Stellen fiir Juniorprofessoren
und Juniorprofessorinnen. Ausschreibungen im Sinne dieses Geset-
zes sind auch Ausschreibungen durch Forschungsférderungsorgani-
sationen im Rahmen von Forderprogrammen fiir Personen, die die
Einstellungsvoraussetzungen fiir Professoren und Professorinnen
oder Juniorprofessoren und Juniorprofessorinnen erfiillen.
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rechtigt zu sein, oder wer eine Einrichtung ohne einen Sitz in
Berlin betreibt, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes solche
Handlungen begeht, ohne auf Grund des Rechts des Sitzlandes
dieser Einrichtung dazu berechtigt zu sein, oder solche Handlun-
gen veranlasst,

2. eine Einrichtung mit Sitz in Berlin errichtet oder betreibt oder
die Errichtung oder das Betreiben einer solchen Einrichtung ver-
anlasst, die Hochschulstudiengénge anbietet oder durchfiihrt,
Hochschulpriifungen abnimmt oder Hochschulgrade verleiht,
ohne dazu nach § 123 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 7 Satz 1 be-
fugt zu sein,

3. veranlasst, dass eine Einrichtung mit Sitz in Berlin ohne die
nach § 123 Absatz 5 Satz 1 erforderliche Anderung der staatli-
chen Anerkennung weitere Studiengénge einrichtet, Studien-
génge dndert oder Zweigstellen einrichtet,

4. Hochschultitel oder Hochschultitigkeitsbezeichnungen ohne
die nach § 123 Absatz 6 Satz 1 erforderliche Zustimmung ver-
gibt oder Bezeichnungen vergibt, die Hochschulgraden, Hoch-
schultiteln oder Hochschultétigkeitsbezeichnungen zum Ver-
wechseln dhnlich sind, oder veranlasst, dass eine Einrichtung
solche Handlungen vornimmt,

5. veranlasst, dass eine Einrichtung mit Sitz in Berlin ohne die
nach § 123 Absatz 6 Satz 2 erforderliche Zustimmung hauptbe-
rufliches Personal beschiftigt, das Aufgaben wahrnimmt, die an
staatlichen Hochschulen von Hochschullehrern und Hochschul-
lehrerinnen wahrgenommen werden,

6. vollziehbare Auflagen der fiir Hochschulen zustdndigen Senats-
verwaltung nach § 123 Absatz 3 oder 7 nicht erfiillt oder als Mit-
glied des zustdndigen Organs einer juristischen Person deren
Erfiillung nicht veranlasst,

7. es unterldsst, den nach § 124a Absatz 1 Satz 3 erforderlichen
Hinweis zu geben,

8. es nach Aufforderung der fiir Hochschulen zustindigen Senats-
verwaltung unterldsst, den nach § 124a Absatz 2 Satz 2 erforder-
lichen Nachweis der Berechtigung der Einrichtung nach dem
Recht des Sitzlandes, rechtzeitig und vollstdndig zu erbringen
oder die danach erforderlichen Akkreditierungsnachweise recht-
zeitig und vollsténdig vorzulegen.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu einhun-
derttausend Euro geahndet werden.

(2) Die fiir Hochschulen zustindige Senatsverwaltung kann die
Unterlassung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 genannten
Handlungen anordnen. Sie kann ferner die von den Bestimmungen
der §§ 34, 34a, 35 dieses Gesetzes sowie § 6 des Gesetzes zur Ein-
gliederung der Berufsakademie Berlin in die Fachhochschule fiir
Wirtschaft Berlin vom 2. Oktober 2003 (GVBI. S. 490), das durch
Nummer 62 der Anlage zum Gesetz vom 22. Oktober 2008 (GVBL
S. 294) gedndert worden ist, abweichende Fithrung von Hochschul-
graden, Hochschultiteln und Hochschultitigkeitsbezeichnungen un-
tersagen.

Fiinfzehnter Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 126
Ubergangsregelungen

(1) Die Anpassung von Satzungsbestimmungen an die Regelun-
gen des Artikels I des Gesetzes zur Modernisierung des Hochschul-
zugangs und zur Qualitéitssicherung von Studium und Priifung vom
20. Mai 2011 (GVBL. S. 194) richtet sich nach den folgenden Be-
stimmungen. Bestehende Rechte Dritter sind bei der Anpassung an-
gemessen zu beriicksichtigen.

(2) Die Hochschulen haben der fiir Hochschulen zusténdigen Se-
natsverwaltung innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des in
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes Satzungen zur Bestitigung
vorzulegen, mit denen die dem in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Ge-
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setz widersprechenden Regelungen der Grundordnungen angepasst
werden. Soweit die Hochschulen in ihren Grundordnungen nach In-
krafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes Abwei-
chungen von den in § 7a genannten Vorschriften vornehmen, gilt im
Hinblick auf diese Anderungen § 7a mit der MaBgabe, dass fiir die
Abweichung die Zustimmung des nach der geltenden Grundord-
nung vorgesehenen Kuratoriums oder des nach der geltenden
Grundordnung vorgesehenen Hochschulrats erforderlich ist. § 137a
gilt fiir die Anderungen nach Satz 2 entsprechend.

(3) Rahmenstudien- und -priifungsordnungen geméaf § 31 miissen
spétestens ein Jahr nach Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeich-
neten Gesetzes der fiir Hochschulen zustindigen Senatsverwaltung
zur Bestdtigung vorgelegt werden. Soweit solche Satzungen bereits
bestehen, gilt fiir die Anpassung Satz 1 entsprechend. Spétestens ein
Jahr nach der Bestitigung der Rahmenstudien- und -priifungsord-
nungen durch die fiir Hochschulen zustéindige Senatsverwaltung
sind auf deren Grundlage die Studien- und Priifungsordnungen fiir
die einzelnen Studienginge zu erlassen oder bestehende Studien-
und Priifungsordnungen anzupassen. Solange Rahmenstudien-
und -priifungsordnungen nicht bestehen, unterliegen der Erlass und
die Anderung von Studienordnungen der Anzeigepflicht nach § 24
Absatz 4 und der Erlass und die Anderung von Priifungsordnungen
dem Bestitigungserfordernis gemdl3 § 31 Absatz 4, § 90 in der bis
zum Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes gel-
tenden Fassung. Studium und Priifung richten sich bis zur Anpas-
sung der jeweiligen Regelungen nach den zum Zeitpunkt des In-
krafttretens des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes erlassenen
Studien- und Priifungsordnungen, langstens jedoch bis zu dem in
Satz 3 bezeichneten Zeitpunkt.

(4) Dem in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetz widersprechende
Bestimmungen in anderen als den in den Absétzen 2 und 3 genann-
ten Satzungen sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes anzupassen.

(5) Diplom- und Magisterstudiengidnge werden nicht mehr einge-
richtet und weitergefiihrt. Uber Ausnahmen entscheidet die fiir
Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung. Studenten und Studen-
tinnen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 1 Satz 1
bezeichneten Gesetzes in einem Diplom- oder Magisterstudiengang
eingeschrieben sind, fithren ihr Studium nach den Bestimmungen
des Berliner Hochschulgesetzes in der bis zum Inkrafttreten des in
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes geltenden Fassung und den
auf seiner Grundlage erlassenen Studien- und Priifungsordnungen
fort. Die Hochschulen legen fest, zu welchem Zeitpunkt in den vor-
handenen Diplom- und Magisterstudiengéngen letztmals die Ab-
schlusspriifung abgelegt werden kann; hierbei sind die Lebensum-
stinde der betroffenen Studenten und Studentinnen angemessen zu
beriicksichtigen. Nach Ablauf des Priifungsverfahrens nach Satz 4
ist der jeweilige Studiengang aufgehoben.

(6) Die auf der Grundlage der §§ 45 Absatz 1 und 48 Absatz 3 in
der bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Geset-
zes geltenden Fassung besetzten Gremien und Kommissionen neh-
men ihre Aufgaben bis zum Ablauf der Wahlperiode wahr.

(7) § 55 Absatz 2 Nummer 5 gilt nicht fiir Leiter und Leiterinnen
von Hochschulen, die vor Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 be-
zeichneten Gesetzes gewihlt wurden.

(8) Fiir zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 1 Satz 1
bezeichneten Gesetzes vorhandenes beamtetes Personal nach §§ 104
und 106 gelten die Regelungen des Berliner Hochschulgesetzes in
der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung; § 95 Absatz 3 findet
entsprechende Anwendung.

(9) Fiir zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 1 Satz 1
bezeichneten Gesetzes vorhandenes Personal gilt § 103 Absatz 1
und 2 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung. Soweit
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen zu diesem Zeitpunkt be-
reits das Recht erworben hatten, nach Ausscheiden aus der Hoch-
schule die Bezeichnung ,,Professor* oder ,,Professorin® weiterzu-
fiihren, bleibt dieses Recht unbertihrt.
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§ 127
Fortbestehen der Dienstverhiltnisse

Auf die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Professo-
ren und Professorinnen in der Besoldungsgruppe C 2, Hochschulas-
sistenten und Hochschulassistentinnen und Akademischen Réte und
Rétinnen im Beamtenverhiltnis auf Zeit finden die sie betreffenden
Vorschriften des Berliner Hochschulgesetzes in der bis zum Inkraft-
treten dieses Gesetzes geltenden Fassung und die zu seiner Ausfiih-
rung erlassenen Regelungen Anwendung.

§ 128

Akademische Rite und Lektoren/
Akademische Ritinnen und Lektorinnen

Akademische Rite und Lektoren/Rétinnen und Lektorinnen so-
wie Akademische Oberrite und Lektoren/Oberrdtinnen und Lekto-
rinnen bleiben in ihren bisherigen Dienstverhéltnissen. Die §§ 7 und
54 des Hochschullehrergesetzes in der Fassung vom 6. Mai 1971
(GVBL. S. 755), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 13. Dezember
1974 (GVBL. S. 2882), gelten fiir sie fort.

§129

Nichtiibergeleitete Hochschuldozenten und -dozentinnen
und wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

Fiir die bis zum 31. Médrz 1971 ernannten Hochschuldozenten und
Hochschuldozentinnen, Akademische Réte und Rétinnen und Ober-
rite und Oberritinnen und Oberassistenten und Oberassistentinnen,
Oberingenieure und Oberingenieurinnen und Oberdrzte und Ober-
4rztinnen, die nicht in andere Amter {ibernommen worden sind, gel-
ten die entsprechenden Bestimmungen des Hochschullehrergesetzes
in der Fassung vom 28. August 1969 (GVBI. S. 1884) weiter; Beam-
te und Beamtinnen auf Widerruf werden auf Antrag in Beamtenver-
hiltnisse auf Lebenszeit {ibernommen. Soweit sie nicht Beamte und
Beamtinnen sind, findet § 7 Absatz 2 des Hochschullehrergesetzes in
der Fassung vom 6. Mai 1971 (GVBL S. 755), zuletzt geéndert
durch Gesetz vom 13. Dezember 1974 (GVBIL. S. 2882), auch auf'sie
Anwendung.

§ 130

Ubergangsregelungen fiir das Personal der
Fachhochschule fiir Verwaltung und Rechtspflege Berlin
(weggefallen)

§ 130a

Ubergangsregelungen fiir das Personal der kiinstlerischen
Hochschulen

(1) Die an der Hochschule fiir Musik ,,Hanns Eisler*, der Kunst-
hochschule Berlin (Weilensee) und der Hochschule fiir Schauspiel-
kunst ,,Ernst Busch tdtigen Beamten und Beamtinnen des Landes
Berlin treten mit Inkrafttreten des Artikels I des Gesetzes zur Um-
setzung des Professorenbesoldungsreformgesetzes und zur Ande-
rung hochschulrechtlicher Vorschriften vom 2. Dezember 2004
(GVBIL. S. 484) in den Dienst ihrer jeweiligen Hochschule iiber. Der
Ubergang ist jedem Beamten und jeder Beamtin persdnlich in
schriftlicher Form mitzuteilen. Fiir die Erstattung der anteiligen Ver-
sorgungsbeziige durch das Land Berlin gilt § 107b des Beamtenver-
sorgungsgesetzes entsprechend; die fiir die Versorgungslastenvertei-
lung erforderlichen Zustimmungen des abgebenden und des
aufnehmenden Dienstherrn gelten als erteilt.

(2) Mit Inkrafttreten des Artikels II des Gesetzes zur Umsetzung
des Professorenbesoldungsreformgesetzes und zur Anderung hoch-
schulrechtlicher Vorschriften gehen die Arbeitsverhdltnisse der bei
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Hochschulen beschéftigten Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen des Landes Berlin mit allen Rech-
ten und Pflichten auf ihre jeweilige Hochschule iiber. Der Ubergang
ist jedem Arbeitnehmer und jeder Arbeitnehmerin personlich und
unverziiglich nach Inkrafttreten des Artikels I des Gesetzes zur Um-

setzung des Professorenbesoldungsreformgesetzes und zur Ande-
rung hochschulrechtlicher Vorschriften schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Absitze 1 und 2 gelten nicht fiir an die Hochschulen abge-
ordnete Dienstkrifte.

§ 131
Nachdiplomierung

(1) Personen, die im Land Berlin graduiert worden sind, haben
das Recht, anstelle der Graduierung den Diplomgrad als akademi-
schen Grad zu fiihren. Sind sie nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
graduiert worden, fithren sie den Diplomgrad mit dem Zusatz
W(FH)*.

(2) Personen, die die Priiffung fiir Laufbahnen des gehobenen
nichttechnischen Verwaltungsdienstes oder flir den gehobenen oder
leitenden Polizeivollzugsdienst bestanden haben, haben, soweit die
Ausbildung fiir diese Laufbahnen von der Fachhochschule fiir Ver-
waltung und Rechtspflege Berlin oder von der Fachhochschule des
Bundes fiir 6ffentliche Verwaltung - Fachbereich Sozialversiche-
rung - Gibernommen oder durchgefiihrt worden ist, das Recht, den
Diplomgrad zu fiihren; dies gilt nicht fiir Personen, die die Priifung
fiir den gehobenen Polizeivollzugsdienst in besonderer Verwendung
oder sachbearbeitender Tétigkeit bestanden haben. Die Bezeich-
nung richtet sich nach den Rechtsverordnungen auf Grund des § 22
Absatz 2 des Laufbahngesetzes.

(3) Auf Antrag wird den Berechtigten in den Fillen der Absitze 1
und 2 eine Urkunde ausgestellt; daflir wird eine Gebiihr nach néhe-
rer Regelung in der Verordnung erhoben. Zustindig ist die fiir Hoch-
schulen zustdndige Senatsverwaltung, in den Féllen des Absatzes 2
die fiir die Rechtsverordnung auf Grund des § 22 Absatz 2 des Lauf-
bahngesetzes jeweils zustindige Senatsverwaltung.

(4) Mit der Nachdiplomierung erlischt das Recht auf Fithrung des
bisherigen Grades.

(5) Die fiir Hochschulen zustdndige Senatsverwaltung erldsst Ver-
waltungsvorschriften zur Durchfithrung dieser Bestimmung.

§ 132
Mitgliedschaftsrechtliche Zuordnung

(1) Der Mitgliedergruppe der Professoren und Professorinnen ge-
horen auch die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes emeritierten
Professoren und Professorinnen an.

(2) Der Mitgliedergruppe der akademischen Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen gehoren auch an die in ihren bisherigen Dienstverhalt-
nissen verbliebenen
1. Hochschulassistenten und -assistentinnen,

2. Akademischen Rite und Rétinnen auf Zeit,

3. Akademischen Rite und Lektoren/Rétinnen und Lektorinnen
sowie Akademischen Oberrite und Lektoren/Oberrdtinnen und
Lektorinnen,

4. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gemaf3 § 134,
wissenschaftlichen Angestellten,

Fachdozenten und Fachdozentinnen an den ehemaligen fachbe-
zogenen Akademien gemif § 60 Absatz 1 des Fachhochschulge-

setzes vom 27. November 1970 (GVBI. S. 1915), zuletzt geén-
dert durch Gesetz vom 11. Mai 1978 (GVBI. S. 1058).

§133
Unterrichtsgeldpauschalen

§ 7 Absatz 2 des Hochschullehrergesetzes in der Fassung vom
6. Mai 1971 (GVBI. S. 755), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
13. Dezember 1974 (GVBI. S. 2882), gilt fiir Honorarprofessoren
und Honorarprofessorinnen sowie fiir Privatdozenten und Privatdo-
zentinnen und auflerplanmifBige Professoren und Professorinnen
fort.
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§ 134
Laufbahn fiir Universititsbeamte und -beamtinnen

Universititsbeamte und -beamtinnen in der Laufbahn des hoheren
Dienstes gemél § 63 des Universitdtsgesetzes in der Fassung vom 4.
September 1975 (GVBI. S. 2565) verbleiben in ihrem bisherigen
Dienstverhéltnis. Die bisher fiir sie geltenden Vorschriften gelten
fort.

§135
Besitzstandswahrung bei der Entpflichtung, Altersgrenze

(1) Das Recht der am Tage vor Inkrafttreten dieses Gesetzes vor-
handenen ordentlichen und auBerordentlichen Professoren und Pro-
fessorinnen gemél § 23 des Hochschullehrergesetzes in der Fassung
vom 6. Mai 1971 (GVBL. S. 755), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
13. Dezember 1974 (GVBL. S. 2882), nach Erreichen der dort vorge-
sehenen Altersgrenze von ihren amtlichen Pflichten entbunden zu
werden (Entpflichtung), bleibt unberiihrt; dies gilt auch beim Wech-
sel des Dienstherrn. In diesen Féllen werden die Dienstbeziige nach
der Entpflichtung und die Versorgungsbeziige der Hinterbliebenen
auf der Grundlage des am Tage vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
geltenden Beamten- und Besoldungsrechts gewéhrt. Dabei wird das
Grundgehalt nach der Dienstaltersstufe zugrundegelegt, die bis zum
Zeitpunkt der Entpflichtung hitte erreicht werden kdnnen. Durch die
Entpflichtung wird die allgemeine beamtenrechtliche Stellung nicht
verdndert; die Vorschriften {iber Nebentétigkeit, Wohnung, Urlaub
und Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunféhigkeit finden
jedoch keine Anwendung.

(2) Absatz 1 findet auf Antrag des Professors oder der Professorin
keine Anwendung. Der Antrag kann nur gestellt werden, solange der
Professor oder die Professorin noch nicht entpflichtet ist. Ist der Pro-
fessor oder die Professorin vor der Entpflichtung verstorben, ohne
einen Antrag nach den Sétzen 1 und 2 gestellt zu haben, so werden
die Hinterbliebenenbeziige auf Grund der Besoldungsgruppe be-
rechnet, in der der Professor oder die Professorin zuletzt eingestuft
war.

(3) Die Rechtsverhéltnisse der am Tage vor dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes entpflichteten oder im Ruhestand befindlichen Profes-
soren und Professorinnen, die als solche Beamte oder Beamtinnen
sind, im Sinne der §§ 21 bis 25 des Hochschullehrergesetzes in der
Fassung vom 6. Mai 1971 (GVBL. S. 755), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 13. Dezember 1974 (GVBI. S. 2882), und der zu diesem
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Zeitpunkt versorgungsberechtigten Hinterbliebenen dieser Beamten
oder Beamtinnen bleiben unbertihrt.

§ 136
Verlidngerung der Amtszeit

In den medizinischen Fachbereichen der Freien Universitdt und
der Humboldt-Universitit verldngert sich abweichend von § 49 Ab-
satz 1 die Amtszeit der bei Inkrafttreten des Neunten Gesetzes zur
Anderung des Berliner Hochschulgesetzes im Amt befindlichen
Funktionstrdger und Funktionstrdgerinnen sowie Gremien bis zum
Inkrafttreten einer gesetzlichen Neuregelung der Struktur der Hoch-
schulmedizin, langstens jedoch bis zum 31. Dezember 2003.

§ 137
Anpassung der Promotionsordnungen
_ Die zum Zeitpunkt des Inkrafitretens des Neunten Gesetzes zur
Anderung des Berliner Hochschulgesetzes geltenden Promotions-

ordnungen sind innerhalb von zwei Jahren an die Bestimmungen des
§ 35 anzupassen.

§ 137a
Verliangerung der Erprobungsregelungen
Die gemill § 7a Satz 1 zugelassenen Abweichungen von Vor-
schriften dieses Gesetzes sowie die darauf beruhenden Satzungen

der Hochschulen gelten fort, ldngstens jedoch bis zum AuBerkraft-
treten des § 7a.

§ 138
Auflerkrafttreten entgegenstehender Vorschriften
Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz iiber die
Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz - BerlHG)
vom 13. November 1986 (GVBI. S. 1771) auller Kraft; bisher erlas-

sene Rechtsverordnungen gelten fort, soweit sie diesem Gesetz nicht
entgegenstehen.

§ 139
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung im Gesetz- und
Verordnungsblatt fiir Berlin in Kraft.

25.08.11 14.07



Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 47/2013

Verfassung

der Humboldt-Universitat zu Berlin
(Fassung vom 24. Oktober 2013)

Das Konzil der Humboldt-Universitat zu Berlin hat Inhalt
am 22. November 2005 auf Grund von 8 3 Abs. 1

und 2 Berliner Hochschulgesetz in der Fassung vom Praambel
13. Februar 2003 [GVBI. S. 82], zuletzt geandert

durch Art. Il Besoldungsreform-Umsetzungsgesetz

Abschnitt A: Grundséatze und Ziele der

vom 02.12.2004 [GVBI. S. 484] (BerlHG), folgende Hum boldt.Universitat zu Berlin

Verfassung beschlossen.

Soweit die Verfassung von den 88 24 bis 29, 34 bis §1 Ziele

36, 51 bis 58, 60 bis 67, 69 bis 75 sowie 83 bis 121

BerlHG abweicht, ist diese Abweichung durch § 7 Abschnitt B: Kuratorium

a.i.V.m. § 137 a gedeckt. §2 Zusammensetzung und Wahl des
Dem Antrag der Humboldt-Universitat zu Berlin auf Kuratoriums

Inkraftsetzung der Verfassung hat nach Stellung- §3 Aufgaben des Kuratoriums

nahme des Akademischen Senats vom 22.
November 2005 und Zustimmung des Kuratoriums
im Sinne des 8 64 Berl[HG vom 11. Mai 2006 die fur

Abschnitt C: Akademischer Senat und Konzil

Hochschulen zustandige Senatsverwaltung nach §4 Zusammensetzung des Akademischen

§ 90 Abs. 1 BerlHG am 1. Juni 2006 zugestimmt. Senats

Das Konzil der Humboldt-Universitat zu Berlin hat §5 Aufgaben des Akademischen Senats

am 15. Februar 2011 auf Grund von § 3 Abs. 1 und §6 Kommissionen des Akademischen Senats
2 Berliner Hochschulgesetz in der Fassung vom 13. §7 Zusammensetzung des Konzils

Februar 2003 [GVBI. S. 82], zuletzt geandert durch §8 Aufgaben des Konzils

das Zwolfte Anderungsgesetz vom 12. Juli 2007 §9 Organisation des Konzils

(BerlHG), eine Anderung des 813 Abs. 4 der
Verfassung der Humboldt-Universitat zu Berlin
beschlossen. Dem Antrag der Humboldt-Universitat

zu Berlin auf Inkraftsetzung der Verfassungs- Abschnitt D: Universitatsleitung

§ 10 Universitéatsleitung

anderung hat nach Stellungnahme des

Akademischen Senats vom 15. Februar 2011 die fir §11 Aufgaben, Rechte und Pflichten der
Hochschulen zustandige Senatsverwaltung nach Prasidentin oder des Préasidenten

§ 90 Abs. 1 BerlHG am 18. April 2011 zugestimmt. §12 Aufgaben, Rechte und Pflichten des
Mit Beschluss des Konzils der Humboldt-Universitat Prasidiums

zu Berlin vom 26. Juni 2012 und Beschluss uber § 13 Mitglieder des Prasidiums

punktuelle Anderungen der Verfassungsnovelle vom
11. Juni 2013 wurden auf der Grundlage des
Gesetzes Uber die Hochschulen im Land Berlin
(BerlHG) in der Fassung der Neubekanntmachung
vom 26. Juli 2011 [GVBI. S. 378], nach Stellung-

Abschnitt E: Fakultaten, I nstitute und weitere
wissenschaftliche Einrichtungen
§ 14 Fakultat

nahme des Akademischen Senats am 26. Juni 2012 § 15  Ubertragung von Zustandigkeiten

und 09. Juli 2013 Anderungen der Verfassung innerhalb der Fakultat

beschlossen. Das Kuratorium hat den Abweichungen § 16 GroRBe von Fakultatsraten

dieser Satzung von den Bestimmungen des BerlHG § 17 Aufgaben des Fakultatsrats

auf der Grundlage von 8§ 7a i.V.m. 126 Abs. 2 § 18 Dekanat der Fakultaten

Berl[HG am 06. September 2013 zugestimmt. Dem §19 Aufgaben des Dekanats der Fakultaten
Antrag der Humboldt-Universitat zu Berlin auf § 20 Aufgaben der Dekanin oder des Dekans

Inkraftsetzung der Anderungen der Verfassung hat
die fur Hochschulen zusténdige Senatsverwaltung
nach § 90 Abs. 1 Satz 2 Berl[HG am 14. Oktober
2013 stattgegeben.

§ 21 Aufgaben der Studiendekanin oder des
Studiendekans

§ 22 Kommissionen der Fakultaten

§ 23 Gemeinsame Kommissionen

§ 24 Institute der Fakultaten

§ 25 Weitere Wissenschaftliche Einrichtungen

§ 26 Personalzustandigkeiten der Fakultaten
und Institute

§ 27 Dezentraler Globalhaushalt



Abschnitt F: Mitgliedschaft und
Mitbestimmung

§ 28

§ 29
§ 30
§ 31
§ 32

§33

§ 34

Berufung von Professorinnen und
Professoren, Juniorprofessorinnen und
Juniorprofessoren
Zweitmitgliedschaft

Stimmrecht

Weitere Tatigkeit nach Erreichen der
Altersgrenze

Besetzung von Stellen und
Beschéaftigungspositionen
Honorarprofessorinnen und
Honorarprofessoren, auRerplanmafige
Professorinnen und Professoren
Ehrenmitgliedschaft

Abschnitt G: I nklusion

§ 35

Beauftragte oder Beauftragter fur
Studierende mit Behinderung

Abschnitt H: Geschlechtergerechtigkeit

§ 36
§ 37

§ 38

Rechte der Frauenbeauftragten

Wahl der Frauenbeauftragten und ihrer
Stellvertreterinnen; Aufwandsent-
schadigung

Geschlechtergerechte Sprache
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Abschnitt |: Rechte der Gremienmitglieder,

Geschaftsordnung und Beschlussfassung

§ 39 Rechtsstellung der Mitglieder von
Gremien, Informationsrechte

§ 40 Geschéaftsordnung

§ 41 Suspensives Gruppenveto

Abschnitt J: Bibliotheks- und
Sammlungswesen

§ 42 Bibliothekswesen

§ 43 Archive und Sammlungen

Abschnitt K: Ubergangs- und Schlussbe-
stimmungen

§ 44 AuBerkrafttreten

§ 45 Inkrafttreten



Praambel

Die Humboldt-Universitat zu Berlin verdankt ihre
Entstehung einem Reformimpuls, durch den es 1810
gelang, die uberlieferte lIdee der Universitat mit
einer neuzeitlichen Organisation der Wissenschaft
zu verbinden. Diesem Impuls weill sich die
Universitat auch zweihundert Jahre nach ihrer
Grindung verpflichtet. Die in ihrer wechselvollen
Geschichte gemachten Erfahrungen geben ihr allen
Grund, die damals leitenden Ideen der Freiheit, der
auf Wahrheit gerichteten Erkenntnis, der an
Gerechtigkeit orientierten politischen Wirksamkeit
und der Eigenstandigkeit aller am wissenschaft-
lichen Leben beteiligten Individuen fur unverandert
gultig anzusehen.

.Bildung durch Wissenschaft® lautet daher ihr
Programm. Mit Blick darauf hat auch die mit
Humboldts Grindung verbundene |Idee der
Autonomie der Universitdt nichts von ihrer
Gultigkeit verloren. Unter ihrem Anspruch bekennt
sich die Humboldt-Universitat zu Berlin zur Einheit
von Forschung und Lehre, zur Gemeinschaft von
Lehrenden und Lernenden, zum Programm des
forschenden Lernens sowie zur institutionellen
Verantwortung der akademischen Selbstverwaltung.
Die weltweite Wirksamkeit ihrer Grindungsideen
verpflichtet die Universitat uberdies zu besonderen
Leistungen im Rahmen der internationalen
Kooperation in Forschung, Lehre und Studium.

Abschnitt A: Grundséatze und Ziele der
Humboldt-Universitat zu Berlin

§1 Ziele

(1) Die Humboldt-Universitdt zu Berlin ist eine
offentlich-rechtliche Korperschaft zur Pflege und
Entwicklung von Wissenschaft und Kunst durch
Forschung, Lehre und Studium und der Vorberei-
tung auf berufliche Tatigkeiten. Entsprechend ihrem
gesetzlichen Auftrag tréagt sie mit ihrer Forschung
und Lehre zum Erhalt und zur Verbesserung der
menschlichen Lebens- und Umweltbedingungen bei.
In diesem Sinne setzt sie sich im Bewusstsein ihrer
Verantwortung gegeniber der Gesellschaft und der
Umwelt mit den Voraussetzungen und mdglichen
Folgen einer Nutzung ihrer Forschungsergebnisse,
insbesondere fiur die Erhaltung des Friedens, der
naturlichen Lebensgrundlagen und far eine
diskriminierungsfreie, nachhaltige Entwicklung aller
Menschen auseinander.

(2) Im Sinne von Absatz 1 férdert die Universitat in
Forschung, Lehre und Studium, bei der Arbeit und
bei Bewerbungen insbesondere:

— die Freiheit des Studiums, insbesondere

durch die Gewé&hrleistung von Wabhlfreiheit
und den Freiraum fur ein forschungsorien-
tiertes und selbstbestimmtes Lernen,

— die Freiheit akademischer Lehre und
Forschung,

— die Beseitigung bestehender Nachteile von
Frauen mit dem Ziel einer Herstellung der
Chancengleichheit der Geschlechter,
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— den Schutz vor sexualisierter Diskrimi-
nierung und Gewalt, vor Mobbing sowie
Stalking,

— die Inklusion aller Mitglieder der Univer-
sitdt unter besonderer Beriicksichtigung
der Belange von Menschen mit Behin-
derung oder chronischer Erkrankung sowie
die Schaffung von Barrierefreiheit und
Nachteilsausgleich,

— die Uberwindung struktureller Benachtei-
ligungen aufgrund der sozialen Lage, der
sozialen oder ethnischen Herkunft sowie
aufgrund rassistischer Zuschreibungen,

— die Vereinbarkeit von Studium, Beruf und
Familie, insbesondere durch die Berick-
sichtigung der spezifischen Belange und
Bedurfnisse der Universitatsmitglieder mit
Kindern oder pflegebedirftigen Angeho-
rigen,

— die Weiterbildung des Universitatsperso-
nals, der Lehrenden und Studierenden
sowie die allgemeine Erwachsenenbildung,

— die Mobilitat der Studierenden und
anderer Mitglieder der Universitat,

— den europaischen und internationalen
Austausch und die Zusammenarbeit in
Forschung, Studium und Lehre,

— die Nutzbarkeit von Forschungsergeb-
nissen fir Menschen, die auf deren
Nutzung angewiesen sind, sowie fur die
nicht-kommerzielle Verwendung,

— die Gebuhrenfreiheit des Studiums (8§ 2
Abs. 9 BerlHG).

(3) Niemand darf in der Humboldt-Universitat zu
Berlin oder beim Zugang zu ihren Leistungen wegen
des Geschlechts, des Alters, der ethnischen
Herkunft, der sexuellen Orientierung, wegen einer
Behinderung oder chronischen Erkrankung, auf-
grund der sozialen Lage oder Herkunft, aus poli-
tischen, religiésen, weltanschaulichen, rassistischen
oder anderen Grinden, die den genannten
gleichstehen, diskriminiert werden.

8§ 1a Grundsatze

(1) Die Personalverwaltung, die Wirtschaftsver-
waltung, die Haushalts- und Finanzverwaltung der
Universitat, die Erhebung von Gebihren sowie die
Krankenversorgung sind staatliche Angelegenheiten.
Sie werden von der Universitat zusammen mit den
akademischen Angelegenheiten in einer Einheits-
verwaltung erfullt.

(2) Das Land besitzt die Fachaufsicht; vor Einzel-
weisungen ist dem Kuratorium Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Soweit fachaufsichtlich
nichts anderes festgelegt wird, kann das Kuratorium
in Ubertragenen staatlichen Angelegenheiten gegen-
Uber anderen Organen verbindliche Weisungen
erteilen.



(3) Das Land besitzt die Rechtsaufsicht. Sie wird
durch die fur Hochschulen zustadndige Senatsver-
waltung unabhéangig von den Aufsichtsbefugnissen
der Prasidentin oder des Prasidenten nach 8 56
BerlHG ausgelbt.

(4) Die Charité — Universitatsmedizin Berlin ist eine
gemeinsame  Gliedkodrperschaft der Humboldt-
Universitat zu Berlin und der Freien Universitat
Berlin. Das N&here regelt die Landesgesetzgebung.

Abschnitt B: Kuratorium

8§ 2 Zusammensetzung und Wahl des
Kuratoriums

(1) Das Kuratorium der Humboldt-Universitat zu
Berlin ist ein Organ der Universitat; es handelt
zugleich im Sinne des 8 2 Abs. 4 Satz 2 BerlHG fur
das Land Berlin. Die Mitglieder tragen den Titel
Kuratorin oder Kurator der Humboldt-Universitat zu
Berlin.

(2) Das Kuratorium besteht aus neun stimmbe-
rechtigten Mitgliedern. Von Amts wegen gehdren
ihm das fur Hochschulen zustadndige Mitglied des
Senats und die Prasidentin oder der Prasident der
Universitat an. Die weiteren Mitglieder werden vom
Akademischen Senat gewahlt. Die Wahlvorschlage
bedirfen der Zustimmung des fir die Hochschulen
zustéandigen Mitglieds des Senats. Neugewéhlte
Mitglieder des Kuratoriums werden von der oder
dem Vorsitzenden des Kuratoriums ernannt. Die
Vizepréasidentinnen und Vizeprasidenten der Univer-
sitat nehmen an den Sitzungen des Kuratoriums mit
Rederecht teil.

(3) Das Vorschlagsrecht besitzen

— fur je ein Mitglied des Kuratoriums die
Studierenden, die akademischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sowie Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter fur Technik, Service
und Verwaltung im Konzil,

— fur zwei Mitglieder die Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer im Konzil,

— fur ein Mitglied die Berliner Gewerk-
schaften,

— fur ein Mitglied die Berliner Wirtschaft,
vertreten durch die Berliner Arbeitgeber-
verbéande.

(4) Die Vorschlagsberechtigten sollen darauf achten,
dass die vorgeschlagenen Personen dem
besonderen Anspruch der Humboldt-Universitat zu
Berlin in Lehre, Forschung und Dienstleistung
gerecht werden und einen Sinn flur die Belange des
Umweltschutzes haben. Beide Geschlechter mussen
mit mindestens zwei Personen im Kuratorium
vertreten sein. Die Vorschlagsberechtigten sichern
gemeinsam, dass diese Regelung nicht stets zu
Lasten ein und derselben Vorschlagsberechtigten
geht. AuRer den Mitgliedern von Amts wegen dirfen
die Mitglieder des Kuratoriums weder hauptberuflich
an der Humboldt-Universitat zu Berlin tatig sein
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noch der Landesregierung, der Landesverwaltung
oder dem Abgeordnetenhaus angehéren.

(5) Die Amtszeit der gewdahlten Mitglieder des
Kuratoriums betréagt vier Jahre, die eines studen-
tischen Mitglieds zwei Jahre. Das Vorschlagsrecht
nach Abs. 3 steht im Falle eines Ausscheidens
denjenigen Berechtigten zu, auf deren Vorschlag der
Akademische Senat das ausscheidende Mitglied
gewdahlt hat. Einmalige Wiederwahl ist mdglich.
Findet eine Wahl nicht rechtzeitig statt, so
verlangert sich das Mandat des betreffenden
Mitgliedes bis zur Neuwahl. Scheiden die gewahlten
Mitglieder gleichzeitig aus, ist zwei Jahre nach der
Neuwahl durch das Los zu bestimmen, welche drei
Mitglieder ihr Amt verlieren.

(6) Fir ihre ehrenamtliche Tatigkeit im Kuratorium
erhalten die gewdahlten Mitglieder eine Aufwands-
entschadigung, deren Hohe der Akademische Senat
auf Vorschlag der Prasidentin oder des Prasidenten
beschliel3t.

(7) Das fur die Hochschulen zustandige Mitglied des
Senats kann sich im Verhinderungsfall durch seine
Staatssekretarin oder seinen Staatssekretar, die
Prasidentin oder der Prasident durch eine Vizeprasi-
dentin oder einen Vizeprasidenten vertreten lassen.

(8) Das Kuratorium wahlt aus dem Kreis der
gewahlten Mitglieder fir eine Amtszeit von zwei
Jahren eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden.
Wiederwahl ist zulassig. Im Falle einer vorzeitigen
Vakanz des Vorsitzes erfolgt die Wahl fir den Rest
der Amtszeit.

(9) Das Kuratorium beschlie3t, falls nichts anderes
bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit; es kann sich
eine Geschaftsordnung geben. Das Kuratorium kann
offentlich tagen, die in 8 51 Abs. 3 Berl[HG genann-
ten Amts- und Mandatstragerinnen und -tréger und
weitere Angehdrige der Universitat sowie auswartige
Personen anhdren und muss die Tagesordnung und
Beschlisse veroffentlichen. Die Vorsitzende oder der
Vorsitzende des Kuratoriums berichtet regelmaRig,
mindestens aber einmal im Jahr im Konzil.

(10) Die Frauenbeauftragte sowie eine Vertreterin
oder ein Vertreter des Gesamtpersonalrats nehmen
mit Rede- und Antragsrecht an den Sitzungen des
Kuratoriums teil. Der Gesamtpersonalrat kann sein
Rede- und Antragsrecht auf die jeweilige 0rtliche
Personalvertretung Ubertragen. Je eine Vertreterin
oder ein Vertreter der im Berliner Abgeord-
netenhaus vertretenen Fraktionen und Gruppen hat
bei Entscheidungen uber den Haushalt Rede- und
Antragsrecht. Das Kuratorium kann beschlieRen,
Vertragsangelegenheiten der Mitglieder des
Prasidiums unter Teilnahme nur der
stimmberechtigten Mitglieder des Kuratoriums zu
behandeln. § 59 BerlHG bleibt unberihrt.

(11) Die Geschéafte des Kuratoriums werden von der
Universitat gefiihrt.



§ 3 Aufgaben des Kuratoriums

(1) Das Kuratorium beréat die Universitat hinsichtlich
ihrer strategischen Entwicklung und ist zustandig fur
1. die Feststellung des Haushaltsplans,

2. den Erlass des Strukturplans,

3. die Einrichtung, Veranderung und Aufhebung von
Fakultaten und Zentralinstituten,

4. die Einrichtung, Veranderung oder Verlangerung
von Integrativen Forschungsinstituten gemaR § 25
Abs. 3,

5. die Einrichtung und Aufhebung von Zentralein-
richtungen,

6. den Erlass der Rahmengebiihrensatzung gem. §
2 Abs. 7a BerlHG,

7. die Zustimmung zu Abweichungen von den
Bestimmungen des Berliner Hochschulgesetzes
gem. § 7a BerlHG,

8. Entscheidungen gemé&f 8§ 88 a BerlHG,

9. Entscheidungen gemé&f 8 4 Absatz 11 BerlHG,

10. die Entscheidung ulber die Freigabe von Stellen
far Professorinnen und Professoren, Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren, wenn ein
Mitglied des Kuratoriums oder die Frauenbeauf-
tragte dem Beschluss des Akademischen Senats
gemaR 8 5 Abs. 1 lit. b Nr. 7 innerhalb von zwei
Wochen nach Zugang des Protokollentwurfs
widerspricht,

11. die Einrichtung und Aufhebung von Studien-
gangen, wenn ein Mitglied des Kuratoriums den
Beschlissen des Akademischen Senats gemaR § 5
Abs. 1 lit. b Ziffer 8 innerhalb von zwei Wochen
widerspricht,

12. den Vorschlag fur die Besetzung des Amtes der
Préasidentin oder des Prasidenten sowie der Vize-
prasidentinnen oder Vizepréasidenten der Humboldt-
Universitat zu Berlin nach Vorbereitung gemaR § 13
Absatz 2 Satz 1; das Kuratorium kann mit der
Mehrheit seiner Mitglieder die Feststellung der
Frauenbeauftragten nach 8 13 Absatz 2 Satz 5
ersetzen,

13. die Beratung des Rechenschaftsberichts des
Préasidiums nach Erérterung im Konzil und

14. die Beratung der mittelfristigen Bau- und
Investitionsplanung.

(2) Im Ubrigen ist das Kuratorium  fir
Entscheidungen grundsatzlicher Art in den der
Universitat zugewiesenen staatlichen Angelegen-
heiten zustandig. Die Zustandigkeit des Konzils fir
die Zuordnung neuer Kompetenzen bleibt
unberihrt.

(3) In den Fallen des Absatz 1 Nummern 1 — 6, 10 —
11 und 14 hat der Akademische Senat ein Vor-
schlagsrecht. Das Kuratorium kann Vorlagen mit
Winschen zur Korrektur oder Hinweisen an den
Akademischen Senat zurickgeben. Hat der AS die
Vorlage einstimmig beschlossen oder die Wiinsche
und Hinweise des Kuratoriums einstimmig zurick-
gewiesen, kann das Kuratorium davon nicht
abweichen.
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(4) Das Kuratorium soll zur Wahl von Mitgliedern
des Prasidiums jeweils mindestens zwei Personen
vorschlagen.

(5) Das Kuratorium kann die Universitatsleitung und
die Gremien der Selbstverwaltung der Universitéat
zur FErstattung von Berichten auffordern, Anre-
gungen an die fur die Hochschulen zustandige
Senatsverwaltung, den Senat von Berlin und das
Abgeordnetenhaus geben und bitten, dass
bestimmte Angelegenheiten Uberpriuft werden.

(6) Das Kuratorium ist oberste Dienstbehdrde,
Dienstbehtrde und Personalstelle fur die Prasidentin
oder den Prasidenten und die Vizeprasidentinnen
und Vizeprasidenten. Insoweit kann das Kuratorium
Zustandigkeiten auf die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden Ubertragen.

Abschnitt C: Akademischer Senat und Konzil

§ 4 Zusammensetzung des Akademischen
Senats

(1) Dem Akademischen Senat gehéren 25 Mitglieder
stimmberechtigt an, und zwar:

1. dreizehn Hochschullehrerinnen oder Hochschul-
lehrer,

2. vier akademische Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beiter,

3. vier Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter im Sinne
von § 45 Abs. 1 Nr. 4 BerlHG (Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter fir Technik, Service und Verwaltung),

4. vier Studierende.

(2) Mit Rede- und Antragsrecht koénnen an den
Sitzungen teilnehmen,
- die Mitglieder des Présidiums,
- die Dekaninnen und Dekane,
- die Vorsitzenden der Kommissionen des
Akademischen Senats,
- die Vorsitzende oder der Vorsitzende des
Kuratoriums,
- die Direktorinnen und Direktoren der
Zentralinstitute,
- eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Referentinnenrats,
- die Frauenbeauftragte,
- die Beauftragte oder der Beauftragte fur
Studierende mit Behinderung,
- eine Vertreterin oder ein Vertreter des
Personalrats,
- eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Schwerbehindertenvertretung.

(3) Vorbehaltlich einer anderen Regelung durch die
Geschaftsordnung werden die Sitzungen des Akade-
mischen Senats durch die Présidentin oder den
Prasidenten geleitet.



§5 Aufgaben des Akademischen Senats

(1) Der Akademische Senat ist zustandig fur:

a. Vorschlage:
1. zum Erlass des Strukturplans,
2. fur die Einrichtung, Veranderung und
Aufhebung von Fakultdten und Zentral-
instituten,
3. fur die Einrichtung und Aufhebung von
Zentraleinrichtungen sowie fur die Einrich-
tung oder Verlangerung der Integrativen
Forschungsinstitute gemanR § 25 Abs. 3,
4. zur Grundung, Ausstattung und Auflo-
sung von Unternehmen gemaR § 4 Absatz
11 BerlHG oder zur Beteiligung an solchen,
5. zum Erlass von Rahmengebihren-
satzungen.

b. Beschllsse:
1. uber den Haushaltsentwurf der Univer-
sitat (Billigung),
2. Uber den Hochschulvertragsentwurf mit
dem Land Berlin,
3. Uber die unmittelbaren Untergliede-
rungen der Fakultaten,
3a. Uber die Einrichtung, Veranderung oder
Verlangerung Interdisziplindrer Zentren
geman § 25 Abs. 2,
4. Uber den Erlass von Satzungen (mit
Ausnahme der Rahmengebihrensatzung),
soweit nicht die Fakultdten oder Zentral-
institute zustandig sind,
5. zur Festsetzung von Zulassungszahlen,
6. Uber Grundséatze fur Lehre, Studium und
Prafungen sowie Uuber fachibergreifende
Verfahrensregelungen fur Hochschulpri-
fungen,
7. Uber die Freigabe und Zweckbestim-
mung von Stellen fur Professorinnen und
Professoren, Juniorprofessorinnen und
Juniorprofessoren; bei Abweichung vom
Strukturplan ist die Mehrheit der Mitglieder
erforderlich,
8. Uber die Einrichtung und Aufhebung von
Studiengangen,
9. Uber die Frauenfdrderrichtlinie gem. § 59
Abs. 4 BerlHG und die Satzung zur
Verwirklichung der Chancengleichheit gem.
§ 5a BerlHG,
10. uber die Einrichtung, Ausstattung, Ent-
wicklung und Zuordnung von Sonderfor-
schungsbereichen und Einrichtungen
vergleichbarer Bedeutung, soweit nicht
anders geregelt,
10a. uber die Einrichtung und Zuordnung
von Graduiertenkollegs und Graduierten-
schulen,
11. uber die Bestellung der Sprecherinnen
und Sprecher der weiteren Wissenschaft-
lichen Einrichtungen gem. § 25 und
Zustimmung zu deren Satzungen (8 25
Abs. 4),
12. uber Grundsatzfragen der Forschung
und des wissenschaftlichen und kunstle-
rischen Nachwuchses,
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13. tber die Verleihung einer Honorar-
professur, des Titels einer aufBlerplan-
maRigen Professorin oder eines aullerplan-
maRigen Professors, des Titels einer
Ehrensenatorin oder eines Ehrensenators
und die Zustimmung zur Verleihung der
Ehrendoktorwirde durch eine Fakultat.

c. Stellungnahmen:
1. zur mittelfristigen Bau- und Investi-
tionsplanung der Universitat far die
Beratung im Kuratorium,
2. zu Studien- und Prifungsordnungen der
Fakultaten,
3. zu Berufungslisten der Fakultaten,
4. zu Angelegenheiten von grundsatzlicher
Bedeutung, die die Hochschule als Ganzes
betreffen.

(2) In Fallen, in denen das Présidium von seiner
Zustandigkeit nach 8§ 12 Absatz1 und 8§ 12a
Absatze 3 und 4 Gebrauch macht, hat der
Akademische Senat einen Anspruch auf zeitnahe
Information.

(3) Der Akademische Senat gibt sich eine
Geschaftsordnung.

8§ 6 Kommissionen des Akademischen
Senats

(1) Zur Vorbereitung seiner Entscheidungen und zur
Unterstitzung des Prasidiums bildet der Akade-
mische Senat Stadndige Kommissionen fur

1. Entwicklungsplanung,

. Haushalt,

. Forschung und wissenschaftlichen Nachwuchs,

. Lehre und Studium,

. Medien,

. Standortentwicklung,

. Frauenférderung,

. Barrierefreie Hochschule,

. Familiengerechte Hochschule.
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(2) Mit Ausnahme der Kommissionen fir Forschung
und wissenschaftlichen Nachwuchs sowie fur Lehre
und Studium werden die Kommissionen von allen
Mitgliedergruppen paritatisch besetzt. In der
Standigen Kommission fir Lehre und Studium
haben die Studierenden die Héalfte der Sitze und
Stimmen. Alle Kommissionen sollen innerhalb der
Statusgruppen geschlechterparitatisch besetzt
werden.

(2a) Die Arbeit der Vorsitzenden der standigen
Kommissionen ist, soweit rechtlich zuléassig, beson-
ders zu entschéadigen.

(3) Der Akademische Senat kann weitere Kom-
missionen einrichten oder Arbeitsgruppen mit der
Untersuchung besonderer Fragen beauftragen.

(4) Der Akademische Senat kann im Einzelfall oder
fir Gruppen von Angelegenheiten den Kom-
missionen Entscheidungskompetenz Ubertragen;



dabei ist 8 46 Abs. 2 BerlHG zu bericksichtigen.
Die Ubertragung kann jederzeit widerrufen werden.

(5) Mit Rede- und Antragsrecht kodnnen eine
Vertreterin oder ein Vertreter der Personalvertre-
tungen an den Sitzungen der Kommissionen des
Akademischen Senats teilnehmen.

§ 7 Zusammensetzung des Konzils

(1) Dem Konzil gehéren 61 Mitglieder an, und zwar
die Mitglieder des Akademischen Senats und
zusatzlich

1. achtzehn Hochschullehrerinnen oder Hochschul-
lehrer,

2. sechs akademische Mitarbeiterinnen oder Mitar-
beiter,

3. sechs Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fur Tech-
nik, Service und Verwaltung,

4. sechs Studierende.

(2) Die Mitglieder des Konzils und die Mitglieder des
Akademischen Senats werden in einem Wahlgang
durch personalisierte Verhéltniswahl gewé&hlt. Nach
der im Ergebnis der Wahl entstandenen Reihenfolge
der Liste werden zuné&chst die Senatssitze und dann
die Ubrigen Sitze des Konzils besetzt. Bei einem
Verzicht auf den Senatssitz zugunsten eines
Konzilssitzes ruckt die bzw. der nachste, nicht far
den Senat bericksichtigte Kandidatin oder Kandidat
in den Senatssitz ein.

(3) Fur das Wahlverfahren ist sicherzustellen, dass
bei der Aufstellung von Wabhlvorschlagen nach Ab-
satz 2 diesen jeweils mindestens ein Viertel Bewer-
berinnen bzw. mindestens ein Viertel Bewerber
angehdren. Dies gilt nicht, wenn der Wahlvorschlag
nicht mehr als drei Personen umfasst. Naheres
regelt die Wahlordnung (8§ 8 Nr. 1).

§ 8 Aufgaben des Konzils

Das Konzil hat folgende Aufgaben:

1. es beschlieBt dber die Verfassung und die
Wahlordnung,

2. es entscheidet darlber, welches Gremium der
Universitdt neue vom Staat Ubertragene Kompe-
tenzen erhalt,

3. es entscheidet uber die Zahl der Vizeprasi-
dentinnen oder Vizepréasidenten und wahlt auf
Vorschlag des Kuratoriums die Mitglieder des
Présidiums,

4. es erortert den jahrlichen Rechenschaftsberichts
des Prasidiums,

5. es erortert die Berichte des Kuratoriums und

6. gibt auf Ersuchen des Akademischen Senats oder
des Kuratoriums Stellungnahmen ab.

8§ 9 Organisation des Konzils

Das Konzil wéahlt:

- aus seiner Mitte einen Vorstand, dem jeweils
zwei  Vertreterinnen oder Vertreter der
Mitgliedsgruppen gemaR § 45 Abs. 1 BerlHG
angehoren.
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- die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und eine
oder mehrere Stellvertreterinnen oder Stell-
vertreter auf Vorschlag des Konzilsvorstands.

Abschnitt D: Universitatsleitung

§ 10 Universitatsleitung

(1) Das Prasidium besteht aus der Prasidentin oder
dem Prasidenten und drei oder vier Vizeprasi-
dentinnen oder Vizeprasidenten. Die Regelungen
Uber die Haushaltsangelegenheiten und Uber den
Aufgabenbereich Studium und Lehre missen in der
Ausschreibung und im Wahlverfahren bericksichtigt
werden. Die Prasidentin oder der Prasident hat den
Vorsitz im Prasidium und Richtlinienkompetenz
gegenlber den anderen Prasidiumsmitgliedern.

(2) Die Prasidentin oder der Prasident verteilt im
Benehmen mit den Vizeprésidentinnen oder Vize-
prasidenten die Geschafte. Die Stellvertretung
regelt das Prasidium. Die fur Haushaltsangelegen-
heiten  zustadndige Vizeprasidentin oder der
zusténdige Vizepréasident ist zugleich die oder der
Beauftragte fir den Haushalt gemaR § 9 LHO.

(3) Die Vizeprasidentinnen oder Vizeprasidenten
sind innerhalb der Richtlinien in ihrem Geschéfts-
bereich eigenverantwortlich und stehen den zu
ihrem Bereich gehdérenden Zentralen Einrichtungen
und Verwaltungsabteilungen der Universitat vor. Im
Ubrigen entscheidet das Prasidium.

§ 11 Aufgaben, Rechte und Pflichten der
Prasidentin oder des Prasidenten

(1) Die Prasidentin oder der Prasident vertritt die
Universitat, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Prasidentin oder der Prasident ist fur den
geordneten Universitatsbetrieb verantwortlich, trifft
die zur Erhaltung oder Wiederherstellung der Ord-
nung erforderlichen Entscheidungen und ist Inhaber
des Hausrechts in der Universitat.

(3) Die Prasidentin  oder der Prasident st
unbeschadet von § 3 Abs. 4 Dienstbehérde, oberste
Dienstbehérde, Personalstelle und Personalwirt-
schaftsstelle. Sie oder er kann die Befugnisse
Ubertragen.

(4) Die Prasidentin  oder der Prasident st
verpflichtet, rechtswidrige Beschlisse und Maflnah-
men der Organe oder sonstiger Stellen der
Hochschule mit Ausnahme des Kuratoriums mit
aufschiebender Wirkung zu beanstanden oder sie
aufzuheben. In Fallen rechtswidriger Unterlassung
erteilt sie oder er die erforderlichen Anweisungen
oder trifft die unterlassenen MalRhahmen selbst.



12 Aufgaben, Rechte und Pflichten des
Prasidiums

(1) Das Prasidium entscheidet in Angelegenheiten
der Universitat, fir die ein anderes Organ nicht
zustandig ist. Es ist verpflichtet den Akademischen
Senat daruber zeitnah zu informieren.

(2) Das Prasidium kann in unaufschiebbaren
Angelegenheiten anstelle der zustdndigen Organe
oder sonstigen zustandigen Stellen der Universitat
die unaufschiebbaren MaBnahmen und Anordnungen
treffen. Es hat ihnen unverziglich dariber zu
berichten. Ihre Befugnis, eigene Entscheidungen zu
treffen, bleibt unberdhrt. Sie konnen diese
MaRBnahme abandern oder aufheben, soweit Rechte
Dritter nicht verletzt werden.

(3) Das Prasidium kann die Wahrnehmung einzelner
Befugnisse auf das Dekanat der Medizinischen
Fakultat Charité oder den Klinikumsvorstand
Ubertragen. Bei der Behandlung von Angelegen-
heiten der Medizinischen Fakultat wird die Dekanin
oder der Dekan und von Angelegenheiten des
Klinikums die oder der Vorsitzende des Klinikums-
vorstandes herangezogen.

(4) Die Mitglieder des Prasidiums haben Rede-,
Informations- und Antragsrecht bei den Sitzungen
aller Gremien der akademischen Selbstverwaltung.
Sie sind zur Information Uber wichtige Angelegen-
heiten aus ihrem Geschéftsbereich, insbesondere
Uber die Verwendung zentraler Mittel oder im
Hinblick auf Entscheidungszustandigkeiten des
jeweiligen Gremiums, verpflichtet.

(5) Das Prasidium erstattet dem Kuratorium und
dem Konzil jahrlich in schriftlicher Form Rechen-
schaft. Es berichtet regelméafig tUber den Stand der
Umsetzung des Hochschulvertrages gem. 8§ 2a
BerlHG und Art. || Haushaltsstrukturgesetz 1997 im
Akademischen Senat.

§ 12 a Bestatigung und Verdffentlichung
von Rechtsvorschriften

(1) Satzungen der Humboldt-Universitat zu Berlin
bedirfen der Bestatigung durch das Prasidium. Die
nach Landesrecht erforderliche Bestatigung durch
die zustdndige Senatsverwaltung bleibt davon
unberihrt.

(2) Kommt es in der Beschlussfassung zu einer
Abweichung von der Beschlussvorlage und wird das
Protokoll der Anderung nicht nach der Beschluss-
fassung vorgelesen, entscheidet das Préasidium,
auller in Fallen von Eilbedurftigkeit, uber die
Bestétigung erst nachdem die Protokollierung der
Beschlussfassung uber die Satzung im zustandigen
Gremium von diesem bestatigt worden ist.

(3) Die Bestatigung kann auch teilweise oder mit
Auflagen erteilt oder befristet werden.

(4) Sieht das Prasidium gewichtige Grinde eine
ordnungsgemal beschlossene Satzung nicht ohne
Einschrankungen zu bestéatigen, so ist eine erneute
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Befassung des zustandigen Gremiums erforderlich.

(5) Das zustadndige Gremium kann in Fallen von
Absatz 4 ein Rechtsgutachten verlangen.

(6) Bestatigte Satzungen wund sonstige Rechts-
vorschriften im Sinne von § 90 BerlHG werden im
Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat
zu Berlin bekannt gemacht.

§ 13 Mitglieder des Prasidiums

(1) Die Mitglieder des Prasidiums werden auf
Vorschlag des Kuratoriums vom Konzil mit der
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder auf funf
Jahre gewahlt. Wiederwahl ist zuléssig. Werden
Mitglieder der Humboldt-Universitdt gewahlt,
kénnen sie nach zweieinhalb Jahren erklaren, dass
sie nach drei Jahren aus dem Amt ausscheiden
werden.

(2) Zur Vorbereitung des Wahlvorschlags wird eine
Findungskommission gebildet, der je vier vom
Kuratorium und von den Mitgliedergruppen im
Konzil zu bestimmende Mitglieder angehéren. Sie
wahlen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden. Fir die Wahl der Vizepréasidentinnen
oder Vizeprasidenten ist die Prasidentin oder der
Prasident bzw. die designierte Prasidentin oder der

designierte  Prasident Mitglied der Findungs-
kommission. Die Frauenbeauftragte und die
stellvertretenden Kommissionsmitglieder aus dem
Konzil haben das Recht, an den Sitzungen

teilzunehmen. Die Findungskommission muss fur
jedes Amt mindestens ein Drittel Kandidatinnen
benennen, es sei denn die Frauenbeauftragte stellt
fest, dass geeignete Kandidatinnen nicht zur
Verfiigung stehen.

(3) Steht nur eine Person zur Wahl und erreicht sie
im ersten Wahlgang nicht die absolute Mehrheit,
wird ein zweiter Wahlgang durchgefuhrt. Stehen
mehrere Personen zur Wahl, sind bis zu drei
Wahlgange maoglich. Ab dem zweiten Wahlgang
kann nur noch zwischen den beiden Bestplatzierten
gewahlt werden.

(3a) Die Wahl des Mitglieds des Prasidiums, zu
dessen Aufgabenbereich  Studium und Lehre
gehoren sollen, ist unter Beachtung des Verfahrens
nach Satz 2 unglltig, wenn auf dieses Mitglied nicht
wenigstens eine studentische Stimme entfallt.
Stehen flur dieses Amt mehr als eine Person zur
Wahl und erreicht eine dieser Personen im ersten
oder zweiten Wahlgang die absolute Mehrheit, ohne
dass eine studentische Stimme auf sie entféllt,
findet ein letzter Wahlgang nur Uber diese Person
statt.

(4) Werden hauptberufliche Professorinnen oder
Professoren anderer Universitaten gewéahlt, so sind
sie auf ihren Antrag zu Professorinnen oder
Professoren der Universitat in der entsprechenden
Fakultdt zu ernennen. Bei Vorliegen der beamten-
rechtlichen Voraussetzungen kann auch eine
Ernennung zur Beamtin oder zum Beamten auf Zeit



erfolgen. Professorinnen oder Professoren sowie
andere Personen der Humboldt-Universitat zu Berlin
werden nach ihrer Wahl gemaR den geltenden
Vorschriften von ihren bisherigen Amtern beurlaubt.
Die Mitglieder des Prasidiums erhalten im Rahmen
des besoldungsrechtlich Zulassigen einen 6ffentlich-
rechtlichen Sondervertrag.

(5) Die Verhandlungen nach Abs. 4 fuhrt in
Absprache mit dem Kuratorium dessen Vorsitzende
oder dessen Vorsitzender.

(6) Die Prasidentin oder der Prasident werden vom
Senat von Berlin, die Vizepréasidentinnen oder Vize-
prasidenten vom zustéandigen  Senatsmitglied
bestellt. Sie verpflichten sich bei der Amtsuber-
nahme in ihrer Amtsfihrung die Interessen der
Universitat zu wahren.

(7) Mitglieder des Prasidiums kénnen vom Konzil
mit einer Mehrheit von zwei Drittel seiner Mitglieder
abgewé&hlt werden.

Abschnitt E: Fakultaten, I nstitute und weitere
Wissenschaftliche Einrichtungen

§ 14 Fakultat

(1) Die Humboldt-Universitat zu Berlin gliedert sich
in Fakultaten und weitere Wissenschaftliche Einrich-
tungen.

Die Fakultaten sind die organisatorischen Grundein-
heiten und sollen verwandte Fachgebiete in uber-
schaubarer GroRe zusammenfassen. Sie konnen
sich in wissenschaftliche Institute gliedern.

(2) Die Fakultaten tragen im Rahmen ihrer
Zustandigkeit dafur Sorge, dass die Aufgaben in
Lehre und Studium, Forschung sowie der Forderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses erfullt werden.

(3) Fakultaten werden auf Vorschlag des
Akademischen Senats durch das Kuratorium
eingerichtet, verandert oder aufgehoben.

(4) Organe der Fakultat sind der Fakultatsrat, das
Dekanat, die Studiendekanin oder der Studiendekan
und Kommissionen, soweit ihnen Entscheidungs-
befugnisse ubertragen sind.

(5) Gliedern sich Fakultaten in Institute, sind deren

Organe der Institutsrat, die Direktorin oder der

Direktor, ggf. das Direktorium.

§ 15 Ubertragung von Zustandigkeiten
innerhalb der Fakultat

(1) Im Einzelfall oder far Gruppen von

Angelegenheiten, mit Ausnahme von Ordnungen
und Satzungen, kénnen Entscheidungskompetenzen
Ubertragen werden:

1. durch den Fakultétsrat auf das Dekanat,

2. durch den Fakultatsrat auf die Rate der Institute
nach § 24,
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3. durch das Dekanat auf die Direktorin oder den
Direktor der Institute nach § 24, ggf. das
Direktorium,

4. durch die Réate der Institute nach § 24 auf die
Direktorin oder den Direktor, ggf. das Direktorium.

(2) Die Ubertragung gem&R Nr. 1 und 4 kann nicht
gegen die Stimmen aller Mitglieder einer Gruppe
gemaR 8§45 Abs. 1 BerlHG erfolgen. Wurden
Zustandigkeiten Ubertragen, ist das Gremium uber
entsprechende Einzelentscheidungen zeitnah zu
unterrichten.

(3) Die Ubertragung kann widerrufen werden. In
den Féallen von Nr. 1 und 4 muss sie widerrufen
werden, wenn alle Mitglieder einer Gruppe gemaR §
45 Abs. 1 BerlHG dies verlangen.

8§ 16 GroRe von Fakultatsraten

(1) Dem Fakultatsrat gehoren dreizehn Mitglieder
an, und zwar

1. sieben Professorinnen oder Professoren,
Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren,

2. zwei akademische Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter,

3. zwei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fir Technik,
Service und Verwaltung,

4. zwei Studierende.

(2) Dem Rat einer Fakultat mit groRerer
Fachervielfalt kénnen auf Beschluss des
Fakultatsrats mit Zustimmung des Akademischen
Senats 19 Mitglieder angehdéren, und zwar

1. zehn Professorinnen oder Professoren,
Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren,

2. drei akademische Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter,

3. drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fur Technik,
Service und Verwaltung,

4. drei Studierende.

(3) Mit Rede- und Antragsrecht sind berechtigt, an
den Sitzungen des Fakultatsrats teilzunehmen:

1. die Mitglieder des Prasidiums oder von diesen
Beauftragte,

2. die Mitglieder des Dekanats,

3. die Leitung der Institute nach § 24,

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter der
zustandigen Organe der Studierendenschaft sowie
eine Vertreterin oder ein Vertreter des fur das
jeweils betroffene Fach zustandigen Organs der
Studierendenschaft,

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Personalvertretung,

6. die Frauenbeauftragte der Fakultat im Rahmen
ihrer Rechte gemaR § 59 BerlHG.

(4) Professorinnen und Professoren sowie Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren, die nicht dem
Fakultatsrat angehdren, sind bei der Beratung aller
wesentlichen Angelegenheiten ihres Fachgebiets zu
hoéren.



(5) Unbeschadet der Vorschrift des § 47 Abs. 3
BerlHG haben bei Entscheidungen des Fakultatsrats
Uber Berufungsvorschlage, Feststellung uber die
Bewé&hrung von Juniorprofessorinnen oder Junior-
professoren, Habilitationen sowie tUber Habilitations-
und Promotionsordnungen alle der Fakultat
angehdrenden hauptberuflichen Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer nach rechtzeitiger
Anmeldung, spéatestens zwei Tage vor der Sitzung,
die Moglichkeit der stimmberechtigten Mitwirkung;
soweit sie an der Entscheidung mitwirken, gelten sie
als Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrer im Fakultatsrat. § 47 Abs. 4
Satz 3 BerIHG gilt entsprechend.

§ 17 Aufgaben des Fakultéatsrats

(1) Der Fakultatsrat ist zusténdig fur
1. die Wahl und die Abwahl der Dekanin oder des
Dekans und der Prodekaninnen oder Prodekane,

2. die Einberufung einer Fakultatsversammlung aller
Mitglieder der Einrichtung einmal im Jahr, wenn die
Fakultat nicht in Institute nach § 24 gegliedert ist,
3. den Erlass von Satzungen der Fakultat,

4. die Beschlussfassung Uber die unmittelbaren
Untergliederungen der Fakultat,

5. den Struktur- und Entwicklungsplan der Fakultét,
6. den Beschluss Uber den dezentralen Global-
haushalt der Fakultat entsprechend § 27, die
Zuordnung von bei der Fakultat verbleibenden
Stellen und die Verwendung von Mitteln fur nicht-
planméaRige Dienstkrafte sowie von Sachmitteln,
soweit diese nicht den Instituten nach 8 24
zugewiesen sind,

7. den Beschluss Uber grundsatzliche Angelegen-
heiten von Lehre, Studium und Forschung an der
Fakultat, insbesondere die Koordinierung von Lehre
und Forschung,

8. den Beschluss uber das Lehrangebot,

9. den Beschluss Uber den Lehrbericht der Fakultéat
und Uber die Berichte zur Evaluation der Lehre
sowie der Studien- und Priufungsordnungen,

10. den Beschluss von Berufungsvorschlagen,

11. den Beschluss Uber Gastprofessuren sowie Uber
Gastdozenturen,

12. die Entscheidungen Uber Habilitationen,

13. die Entscheidung uber die Bewdahrung von
Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren,

14. den Beschluss Uber den Frauenforderplan und
das Gleichstellungskonzept der Fakultat, soweit
nicht die Institute mit Zustimmung des Fakultatsrats
entsprechende Beschlisse gefasst haben,

15. den Beschluss lber die Inanspruchnahme von
sachlichen und personellen Mitteln der Fakultat fur
weitere Wissenschaftliche Einrichtungen gem. § 25,

16. den Beschluss von Ziel- und Leistungsverein-
barungen mit dem Prasidium soweit sie die
Kompetenzen des Fakultatsrats berihren,

17. die Vorschlage fur Ehrungen durch die Fakultat
und

18. die Erorterung aller die Fakultat als Ganzes
betreffenden Fragen.
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(2) Die Mitglieder des Fakultatsrates haben in allen
Kommissionen der Fakultat Rede- und Antragsrecht.

(3) Der Fakultéatsrat kann einen Ferienausschuss zur
Erledigung dringender Angelegenheiten bilden.

(4) Der Fakultatsrat kann sich eine Geschéafts-
ordnung geben.

(5) Die Zustandigkeit des Fakultatsrats in Personal-
angelegenheiten richtet sich nach § 26.

§ 18 Dekanat der Fakultaten

(1) Die Fakultat wird durch ein Dekanat geleitet.
Diesem gehdren mindestens an

1. die Dekanin oder der Dekan,

2. zwei Prodekaninnen oder Prodekane,

3. die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungs-
leiter mit beratender Stimme.

Durch einen mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der
Mitglieder gefassten Beschluss des Fakultatsrats
kann nur eine Prodekanin oder ein Prodekan
vorgesehen werden, wenn der Akademische Senat
dem mit zwei Dritteln seiner Mitglieder zustimmt.
Mindestens ein Mitglied des Dekanats sollte eine
Frau sein.

(2) Der Fakultatsrat wahlt die Dekanin oder den
Dekan und die Prodekaninnen oder Prodekane fur
die Dauer der Amtszeit; sie koénnen vom
Fakultatsrat mit einer Mehrheit von zwei Drittel
seiner Mitglieder abgewahlt werden. Die Dekanin
oder der Dekan und mindestens eine Prodekanin
oder ein Prodekan mussen der Gruppe der
hauptberuflichen Professorinnen und Professoren
der Fakultat angehoren; im Fall von Abs. 1 Satz 3
gilt dies nicht fur die Prodekanin oder den Prodekan.
Die Wahl der Prodekanin oder des Prodekans im
Sinne von Absatz 4 ist ungultig, wenn auf ihn oder
sie nicht wenigstens eine studentische Stimme
entfallt.

(3) Das Dekanat arbeitet nach dem Kollegialprinzip.
Es kann die Erledigung von Aufgaben an Mitglieder
des Dekanats ubertragen.

(4) Eine Prodekanin oder ein Prodekan, die oder der
nicht zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender eines
Prufungsausschusses sein darf, ist zustandig fur alle
Angelegenheiten der Lehre und des Studiums
innerhalb der Fakultat (”"Studiendekanin” oder
"Studiendekan”). Mit Zustimmung des Fakultatsrats
kann die Studiendekanin oder der Studiendekan
Kompetenzen auf das fir Studium und Lehre
zustandige Direktoriumsmitglied eines Instituts nach
§ 24 Ubertragen.

(5) Die Frauenbeauftragte der Fakultat ist geman
8§ 59 BerlHG an den Beratungen des Dekanats zu
beteiligen.



§ 19 Aufgaben des Dekanats der
Fakultaten

(1) Soweit nicht ein anderes Organ zustandig ist,
werden die Entscheidungen der Fakultat im Dekanat
getroffen.

(2) Zu den
insbesondere:
1. MaBnahmen zur geordneten Durchfiihrung der
Lehre und der Prufungen,

2. der Vorschlag fir den Haushaltsplan, fir die
Zuordnung der von den bei der Fakultat
verbleibenden Stellen und fiir die Verwendung von
Mitteln fir nichtplanmé&Rige Dienstkrafte sowie von
Sachmitteln,

3. Erledigung der laufenden Personal- und
Verwaltungsangelegenheiten der Fakultat,
vorbehaltlich der Zustandigkeit der Dienstbehdrde
und Personalstelle.

Im Ubrigen richtet sich die Zustandigkeit in
Personalangelegenheiten nach § 26.

Aufgaben des Dekanats gehoren

(3) Das Dekanat kann in eilbedurftigen
Angelegenheiten anstelle des Fakultatsrats die
unaufschiebbaren MaRBnahmen und Anordnungen
treffen. Diese Eilentscheidungen bedlrfen zum
nachstmdoglichen Zeitpunkt der Bestatigung durch
den Fakultatsrat. Die Befugnis des Fakultatsrats,
eigene Entscheidungen zu treffen, bleibt unberihrt.
Er kann die Eilentscheidung abéandern oder
aufheben, soweit Rechte Dritter davon nicht berihrt
sind.

(4) Die Mitglieder des Dekanats haben Rede- und
Antragsrecht bei den Sitzungen aller Gremien der
akademischen Selbstverwaltung in der Fakultat. Sie
sind zur Information Uber wichtige Angelegenheiten
aus ihrem Geschéaftsbereich oder im Hinblick auf
Entscheidungszustandigkeiten des jeweiligen
Gremiums verpflichtet.

§ 20 Aufgaben der Dekanin oder des
Dekans

Die Dekanin oder der Dekan vertritt die Fakultat
nach innen und auBlen, fuhrt den Vorsitz im
Fakultatsrat, hat darauf hinzuwirken, dass die
Mitglieder der Fakultat ihre dienstlichen Aufgaben,
insbesondere ihre Lehr- und Priufungs-
verpflichtungen, ordnungsgemaR erfullen, und ist
berechtigt, Personal Weisungen zu erteilen, soweit

dieses nicht Professorinnen und Professoren,
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren oder
Einrichtungen der Fakultat zugewiesen ist. Die

Dekanin oder der Dekan berichtet dem Fakultatsrat
regelméafig Uber die Geschafte der Fakultat.

§ 21 Aufgaben der Studiendekanin oder
des Studiendekans

(1) Zu den Aufgaben der Studiendekanin oder des
Studiendekans gehoren insbesondere:

1. der Vorschlag fur das Lehrangebot und die
Verteilung der Lehrauftragsmittel far den
Fakultatsrat sowie die Sicherstellung des
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Lehrangebots und die Sorge fur den geordneten
Studienbetrieb gemaR den Studienordnungen,

2. die Organisation der Erarbeitung der Studien-
und Prufungsordnungen,

3. die Verantwortung fur die Lehrevaluation,

4. die Erstellung des Lehrberichts der Fakultét,

5. die Organisation der Orientierungsphase fur
Studienanfangerinnen und Studienanfanger in
Zusammenarbeit mit den jeweiligen Fachschaften,
6. die kontinuierliche Studienreform.

(2) Die Studiendekanin oder der Studiendekan ist
von Amts wegen Mitglied in der Kommission fir
Lehre und Studium der Fakultat. Die Referentinnen
und Referenten fur Studium und Lehre, die
Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter far
Studium und Lehre  sowie die  for die
Studienfachberatung eingesetzten studentischen
Hilfskrafte unterstehen fachlich der Studiendekanin
oder dem Studiendekan.

(3) Die Arbeit von Studiendekaninnen oder
Studiendekanen der Fakultaten ist besonders zu
entschadigen.

(4) Die Arbeit von Studiendekaninnen und
Studiendekanen aus der Gruppe der Studierenden
wird vergutet und bei der Berechnung der
Regelstudienzeit bertcksichtigt. Die Hodhe der
Vergutung richtet sich nach dem Aufgabenumfang
und der GroRRe der Fakultat. Das Nahere ist in einer
Ordnung zu regeln.

§ 22 Kommissionen der Fakultaten

(1) Der Fakultatsrat kann zu seiner Unterstltzung
und Beratung Kommissionen einsetzen. Er
entscheidet zugleich Uber ihre Zusammensetzung,
die Aufgabenstellung und die Dauer der Einsetzung.
Der Fakultatsrat setzt Kommissionen mit
Entscheidungsbefugnis far Prifungen und
Promotionen ein; Naheres regeln die Prifungs- und
Promotionsordnungen.

(2) Die Mitglieder von Kommissionen werden von
den Vertreterinnen oder Vertretern ihrer
Mitgliedergruppen im Fakultatsrat langstens fur die
Dauer seiner Amtszeit benannt. Die Kommissionen
wahlen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden
und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.
Vorsitzende von Prufungsausschissen durfen nicht
zu Vorsitzenden der Kommission fir Lehre und
Studium gewahlt werden.

(3) Der Fakultatsrat setzt eine standige Kommission
fur Lehre und Studium ein, in der die Studierenden
die Halfte der Sitze und Stimmen haben. Zu ihren
Aufgaben gehdren inshesondere:

1. die Beratung der Studiendekanin oder des
Studiendekans und des Fakultatsrates in allen
grundsatzlichen Angelegenheiten des Studiums und
der Lehre der Fakultat,

2. der Beschluss uUber die Entwirfe der Studien- und
Prifungsordnungen,

3. der Beschluss Uber den Entwurf des Lehrberichts
der Fakultat,



4. die Beteiligung an der Erstellung des Gutachtens
nach § 36 Abs. 5 Punkt 3 Berl[HG unter Einbezie-
hung einzureichender Unterlagen uUber die bisherige
und ggf. uber hochschuldidaktische Aktivitaten,

5. die Lehrevaluation.

Ubertragt der Fakultatsrat Aufgaben der
Kommission fur Lehre und Studium an die Institute
nach § 24, werden auf Institutsebene ebenfalls
Kommissionen fir Lehre und Studium eingerichtet.

(4) Die Kommission fir Lehre und Studium hat
sicherzustellen, dass alle Studiengédnge und die
dazugehdrigen Studien- und Prifungsordnungen
regelméafig evaluiert werden. Die erste Evaluation
muss nach Ende der Regelstudienzeit des ersten
Studierendenjahrgangs erfolgen. Die Kommission
legt ihren Evaluationsbericht bzw. eine Stellung-
nahme zu externen Evalutionsberichten und der
daraus folgenden Anderungsvorschlage fir die
Ordnungen oder fur die Studienorganisation
einschlieBlich eventueller Anderungsvorschlage fir
die Ordnungen dem Fakultatsrat zur Beschluss-
fassung vor.

(5) Wird eine Kommission fur Forschung und
wissenschaftlichen Nachwuchs eingesetzt, haben die
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer sowie der akademischen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mindestens je ein Drittel der Sitze.

(6) In den Kommissionen zur Vorbereitung von
Vorschlagen fur die Berufung von Professorinnen
und Professoren oder von Juniorprofessorinnen und
Juniorprofessoren (Berufungskommissionen) haben
die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer die
Mehrheit. Die akademischen Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter sowie die Studierenden haben das
Recht, die Kommission bis zu einer Stimme
unterhalb der Zahl der Professorinnen und
Professoren, Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren aufzufiillen, in der Regel zu gleichen
Teilen. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fir Technik,
Service und Verwaltung wirken beratend mit. Den
Berufungskommissionen sollen zur Halfte Frauen,
mindestens missen ihr zwei Hochschullehrerinnen
angehdren; 8§ 28 Abs. 2 bleibt unberihrt. Die
Kommission bestimmt eine Vorsitzende oder einen
Vorsitzenden aus der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme der oder des
Vorsitzenden. Werden nach § 28 Abs. 2 vom
Fakultatsrat mindestens zwei externe Mitglieder mit
Zustimmung der Prasidentin oder des Prasidenten

bestellt, entfallt die Notwendigkeit auswartiger
Gutachten.
(7) Kommissionen zur Vorbereitung von Habili-

tationen durfen neben den Professorinnen und
Professoren nur habilitierte Mitglieder stimmbe-
rechtigt angehoren. Eine beratende Mitwirkung von
Studierenden und akademischen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern, die nicht entsprechend qualifiziert
sind, ist zu gewahrleisten; sie richtet sich nach der
jeweiligen Ordnung.
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§ 23 Gemeinsame Kommissionen

(1) Soweit mehrere Fakultaten gemeinsame
Aufgaben zu erfullen haben, sollen Gemeinsame
Kommissionen eingesetzt werden. Dies gilt auch fir
Fakultaten verschiedener Hochschulen.

(2) Uber die Aufgabenstellung, die Dauer der
Einsetzung, die Zusammensetzung und das Verfah-
ren einer Gemeinsamen Kommission entscheiden
die beteiligten Fakultatsrate.

(3) Der Akademische Senat kann Fakultaten
auffordern, Gemeinsame Kommissionen zu bilden.
Er hat, abweichend von Absatz 2, das Recht, nach
Anhorung der betroffenen Fakultaten Gemeinsame
Kommissionen einzusetzen.

(4) Fur die Zusammensetzung Gemeinsamer Kom-
missionen, die das Recht haben, fir die beteiligten
Fakultaten verbindliche Entscheidungen zu treffen,
gilt das Verhéltnis der Sitze und der Stimmen der
einzelnen Gruppen gem&R § 16 Abs. 1 bzw. 2. Die
Vorschriften des 8 16 Abs. 3 finden entsprechend
Anwendung. Die Vertreterinnen und Vertreter jeder
Fakultat werden vom Fakultatsrat auf Vorschlag der
jeweiligen Mitgliedergruppe gewahlt. Sie brauchen
nicht dem Fakultatsrat anzugehdren. Die Amtszeit

von Mitgliedern stéandiger Gemeinsamer Kom-
missionen richtet sich grundsatzlich nach der
Amtszeit des sie wahlenden Fakultatsrats. Ein

nachriickendes oder nachgewé&hltes Mitglied tritt in
die laufende Amtsperiode seiner Vorgangerin oder
seines Vorgangers ein.

(5) Fir Gemeinsame Kommissionen, die fur die
Entscheidung uber Berufungsvorschlage, Habili-
tationen, Habilitations- oder Promotionsordnungen
zustandig sind, gilt § 22 Abs. 6. Die Vorschriften des
§ 16 Abs. 5 finden entsprechende Anwendung.

(6) Gemeinsame Kommissionen koénnen unter
Einbeziehung von Zentralinstituten gebildet werden.

(7) Wird einer Gemeinsamen Kommission mit Ent-
scheidungsbefugnis die Zustandigkeit fir Studien-
gange ubertragen, so ist in dem Einsetzungsbe-
schluss festzulegen, welche Kommission fir Lehre
und Studium der beteiligten Fakultaten zustandig
ist.

§ 24 Institute der Fakultaten

(1) Die Institute der Fakultaten nach § 75 BerlHG
werden durch Geschéaftsfihrende Direktorinnen oder
Geschéaftsfuhrende Direktoren geleitet. Abweichend
von Satz 1 kann der Fakultatsrat auf Antrag ein
kollegial organisiertes Direktorium mit einer
Geschaftsfihrenden Direktorin oder einem
Geschaftsfihrenden Direktor sowie zwei Stellver-
treterinnen oder Stellvertretern einrichten. In
diesem Falle Gbernimmt in Instituten ein Direkto-
riumsmitglied den Aufgabenbereich fir Studium und
Lehre.



(2) Die Geschéaftsfuhrende Direktorin oder der
Geschéaftsfuhrende Direktor leitet und verwaltet das
Institut im Rahmen der Beschlisse des Institutsrats.
Sie oder er kann in unaufschiebbaren Angelegen-
heiten anstelle des Institutsrats die unaufschieb-
baren MaRBnahmen und Anordnungen treffen. Die
Eilentscheidungen bedurfen zum frihestmdglichen
Zeitpunkt der Bestatigung durch den Institutsrat.
Die Befugnis des Institutsrates, eigene Entschei-
dungen zu treffen, bleibt unberthrt. Er kann die
Eilentscheidung abandern oder aufheben, soweit
Rechte Dritter davon nicht berdhrt sind. Der
Geschéaftsfihrenden Direktorin oder dem Geschéfts-
fuhrenden Direktor koénnen weitere Befugnisse
geméal 8 15, der stellvertretenden Direktorin oder
dem stellvertretenden Direktor fur Studium und
Lehre Befugnisse gemall § 18 Abs. 4 lbertragen
werden.

(3) Es wird ein |Institutsrat gewahlt, dem vier
Professorinnen oder Professoren, Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren und je eine

Vertreterin oder ein Vertreter der ubrigen Gruppen
gemaR § 45 Abs. 1 BerlHG angehoren. Abweichend
von Satz 1 kann der Fakultatsrat auf Antrag fur den
Institutsrat eine Zusammensetzung im Verhéaltnis
7 :2:2: 2 festlegen. Gehoren einem Institut nur
drei Professorinnen oder Professoren an, so werden
im Institutsrat ihre Stimmen jeweils mit dem Faktor
4/3 gewichtet. Gehotren einem Institut nur zwei
Professorinnen oder Professoren an, so werden im
Institutsrat ihre Stimmen jeweils mit dem Faktor 2
gewichtet. Gehoért einem Institut ausnahmsweise
nur eine Professorin oder ein Professor an, so wird
im Institutsrat die Stimme mit dem Faktor 4
gewichtet.

(4) Der Institutsrat wahlt die Geschéaftsfiuhrende
Direktorin oder den Geschéaftsfuhrenden Direktor
sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter
bzw. die Mitglieder des Direktoriums. Die
Geschéaftsfihrende Direktorin oder der Geschafts-
fuhrende Direktor sowie eine Stellvertreterin oder
ein  Stellvertreter miussen der Gruppe der
hauptberuflichen Professorinnen und Professoren
des Instituts angehdren. Das Direktoriumsmitglied,
das fur Studium und Lehre zustandig ist, darf nicht
gegen die Stimmen aller studentischen Mitglieder im
Institutsrat gewahlt werden. Die Mitglieder des
Direktoriums haben im Fakultatsrat Rede- und
Antragsrecht. Mitglieder des Direktoriums kénnen
vom Institutsrat mit einer Mehrheit von zwei Drittel
seiner Mitglieder abgewahlt werden.

(5) Der Institutsrat fasst Beschlisse uber die
grundsatzlichen Angelegenheiten des Instituts. Dazu
gehort die Verteilung von Stellen, von Mitteln far
nichtplanmaRige Dienstkrafte und von Sachmitteln

an  Professorinnen und Professoren,  Junior-
professorinnen und Juniorprofessoren. Dem
Institutsrat  kénnen gemal § 15 zusatzliche

Befugnisse ubertragen werden; 8§ 16 Abs. 3 bis 5
und 8§ 17 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. Der
Institutsrat beruft mindestens einmal im Jahr eine
Institutsversammlung aller Mitglieder der Einrich-
tung ein.
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(6) Der Institutsrat kann zu seiner Unterstltzung
und Beratung Kommissionen einsetzen. Er
entscheidet zugleich Uber ihre Zusammensetzung,
die Aufgabenstellung und die Dauer der Einsetzung.
§ 22 Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend.

§ 25 Weitere Wissenschaftliche
Einrichtungen

(1) Neben Fakultaten, Instituten, Zentralinstituten
und Zentralen Einrichtungen konnen als weitere
Wissenschaftliche Einrichtungen Interdisziplinare
Zentren und Integrative Forschungsinstitute
eingerichtet werden.

(2) Interdisziplindre Zentren verfolgen interdiszipli-
nare Projekte in Lehre, Forschung, Nachwuchs-
forderung und wissenschaftlicher Weiterbildung. Die
Verantwortung der Fakultaten oder Gemeinsamen
Kommissionen fur Lehre und Graduierungen bleibt
unberidhrt. Auf entsprechende Initiativen von
Mitgliedern der Universitat kdénnen solche Zentren
durch Antrag von in der Regel zwei Fakultaten vom
Akademischen Senat fir einen Zeitraum von drei
Jahren eingerichtet werden. Dabei prift dieser die
erforderliche Kompetenz, den interdisziplindren
Charakter und die Realisierbarkeit des Vorhabens
und holt Stellungnahmen weiterer betroffener
Fakultaten ein. Eine Verlangerung des Zeitraums
um jeweils zwei Jahre kann nach Uberpriifung vom
Akademischen Senat beschlossen werden. Auf
Antrag des Zentrums beschliet der Akademische
Senat auch Uber eine Veranderung eines einge-
richteten Interdisziplindren Zentrums.

(3) Integrative Forschungsinstitute sind Orte der
disziplinen- wie institutionentbergreifenden For-
schung wund Instrumente der Profilbildung der
Humboldt-Universitat zu Berlin. Sie werden auf
Antrag des Prasidiums in einem forschungsstarken

interdisziplindren Arbeitsbereich der Humboldt-
Universitat zu Berlin auf der Grundlage eines
Vorschlags des Akademischen Senats durch

Beschluss des Kuratoriums fur einen Zeitraum von
funf Jahren eingerichtet. Es kann eine Fakultat
bestimmt werden, die das Integrative Forschungs-
institut administrativ tragt. Nach Evaluation durch
das Prasidium unter Einbeziehung externer
Gutachterinnen und Gutachter kann das Kuratorium
auf Vorschlag des Akademischen Senats ein
Integratives Forschungsinstitut bis zu zweimal
verlangern.

(4) Die Zugehorigkeit zu einer weiteren Wissen-
schaftlichen Einrichtung lasst die Mitgliedschaft in
den Herkunftseinrichtungen unberihrt. Auf
Vorschlag der jeweiligen weiteren Wissenschaft-
lichen Einrichtung bestellt der Akademische Senat
eine Sprecherin oder einen Sprecher, die oder der
Mitglied der Humboldt-Universitdt zu Berlin sein
muss. Die Organisation der weiteren Wissenschaft-
lichen Einrichtung und die Mitgliedschaft werden
durch interne Satzung geregelt, die der Zustimmung
des Akademischen Senats bedarf. Dabei sind die
Rechte der beteiligten Gruppen gemalR 8§ 45 Abs. 1
BerlHG zu wahren.



§ 26 Personalzust adndigkeiten der
Fakultaten und I nstitute

(1) Uber die Begriindung und Beendigung der
Rechtsverhéltnisse von hauptberuflich und
nebenberuflich Tatigen, die einzelnen Professo-
rinnen oder Professoren, Juniorprofessorinnen oder
Juniorprofessoren zugewiesen sind, sowie Uber ihre
Verwendung entscheidet auf Vorschlag der
Professorin oder des Professors
1. in Fakultaten, die nicht in
gegliedert sind, das Dekanat,
2. in Fakultaten, die in |Institute nach § 24
gegliedert sind, der Institutsrat, falls ein Direkto-
rium gebildet wird, das Direktorium.

Institute nach § 24

(2) Sind Personen keiner Professorin oder keinem
Professor, keiner Juniorprofessorin oder keinem
Juniorprofessor zugeordnet, entscheidet

1. in Fakultaten, die nicht in Institute nach § 24

gegliedert sind, der Fakultatsrat,

2.in  Fakultaten, die in Institute
§ 24 gegliedert sind, der Institutsrat.
Sind Personen keinem Institut zugeordnet, ent-
scheidet der Fakultatsrat. Die Entscheidungen
konnen durch Geschaftsordnung auf das Dekanat
oder das Direktorium Ubertragen werden.

gemaf

(3) Bei Entscheidungen nach Absatz 1 und 2 ist die

Frauenbeauftragte gemaR § 59 Berl[HG zu
beteiligen.
(4) Uber die Vorschlage fur Gastprofessuren,

Gastdozenturen und Lehrauftrage entscheidet

1. in Fakultaten, die nicht in Institute nach § 24
gegliedert sind, der Fakultatsrat,

2. in Fakultaten, die in Institute nach § 24
gegliedert sind, der Institutsrat.

Auf Beschluss des Fakultatsrats kénnen
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sowie
entsprechend qualifizierte akademische Mitarbeite-
rinnen oder akademische Mitarbeiter der Humboldt-
Universitat zu Berlin in Abweichung von § 120
Abs. 1 Satz 2 Berl[HG auRerhalb ihrer Dienstauf-
gaben — insbesondere ihres Lehrdeputats — Lehrauf-
trage zur Wahrnehmung von Weiterbildungs-
aufgaben erhalten.

§ 27 Dezentraler Globalhaushalt

(1) Die Fakultaten, Zentralinstitute und Zentral-
einrichtungen der Universitat verfigen Uber einen
dezentralen Globalhaushalt. Dieser Globalhaushalt
enthalt, die den Fakultaten nach Absatz 2 zur
selbststandigen Bewirtschaftung Ubertragenen
Mittel, Einnahmen sowie Ausgaben im Personal-,
Sachmittel- und Investitionsbereich. Bei den
dezentralen Globalhaushalten sind die Personal- und
die Sachmittel gegenseitig deckungsfahig. Der
Globalhaushalt wird jahrlich aufgestellt, die Mittel
sind Ubertragbar. Die Verantwortung fir die
Ressourcensteuerung obliegt den jeweiligen
Einrichtungen.

(2) Nach Genehmigung des Haushalts informiert die
fur Haushaltsangelegenheiten zusténdige Vizeprasi-
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dentin oder der flur Haushaltsangelegenheiten
zustandige Vizeprasident den Akademischen Senat
Uber die Dezentralisierung des Globalhaushalts und
gibt Gelegenheit zur Stellungnahme.

(3) Zur Erh6éhung der Flexibilitat des dezentralen
Globalhaushaltes und zur Beschleunigung von
Verfahren kann die Préasidentin oder der Prasident
Zustandigkeiten, insbesondere nach § 11 Abs. 3 im
Personalbereich, Fakultaten, Zentralinstituten und
zentralen Einrichtungen Ubertragen.

(4) Im Rahmen der Budgetierung kann der Dekanin
oder dem Dekan ein aus Personal- und Sachmitteln
bestehendes Budget zur Starkung von Innovation
und Leistungsfahigkeit zur Verfigung gestellt
werden. Uber die vorgesehene Verwendung ist der
Fakultatsrat zu informieren. Sprechen sich zwei
Drittel der Mitglieder des Fakultatsrats gegen die
geplante Verwendung des Budgets aus, so muss ein
neues Konzept vorgelegt werden.

Abschnitt F: Mitgliedschaft und
Mitbestimmung

§ 28 Berufung von Professorinnen und
Professoren, Juniorprofessorinnen
und Juniorprofessoren

(1) Zur Berufung einer Professorin oder eines
Professors bzw. einer Juniorprofessorin oder eines

Juniorprofessors beschliet der Fakultatsrat eine
Liste, die grundsatzlich die Namen von drei
Bewerberinnen oder Bewerbern enthalten soll

(Berufungsvorschlag).

(2) Zur Vorbereitung des Beschlusses gemé&R Abs. 1
setzt der Fakultatsrat eine Berufungskommission
ein. Ihr sollen externe Mitglieder angehoren.
Werden vom Fakultatsrat mindestens zwei externe
Mitglieder mit Zustimmung der Prasidentin oder des
Prasidenten bestellt, entfallt die Notwendigkeit
auswartiger Gutachten. Die Kommission soll in jeder
Statusgruppe geschlechterparitatisch besetzt sein;
in jedem Fall missen ihr zwei Hochschullehrerinnen
angehdren.

(3) Widerspricht die Frauenbeauftragte im Rahmen
ihrer Zustéandigkeit einem Berufungsvorschlag, so
kann sie die Einholung auswéartiger Gutachten
verlangen.

(4) Der Akademische Senat kann zur Beurteilung
des Berufungsverfahrens fakultatsfremde Senats-
beauftragte einsetzen.

§ 29 Zweitmitgliedschaft

(1) Ein Mitglied einer Fakultat oder eines Zentral-
instituts kann Zweitmitglied in einer anderen
Fakultat oder eines Zentralinstituts werden, wenn es
von seiner Qualifikation her gerechtfertigt und fir
die Zusammenarbeit erforderlich oder nutzlich ist.
Die Zweitmitgliedschaft in einer Fakultat oder einem
Zentralinstitut setzt die Zustimmung der Fakultat, in
dem das Universitatsmitglied die Erstmitgliedschaft



hat, und der Fakultat oder des Zentralinstituts, in
dem die Zweitmitgliedschaft erworben werden soll,
voraus. Die Einrichtung, in der die Erstmit-
gliedschaft besteht, kann ihre Zustimmung
zuricknehmen, wenn durch die Zweitmitgliedschaft
ihre Belange erheblich beeintréachtigt werden. Die
Zweitmitgliedschaft erlischt mit dem Ende der
Erstmitgliedschaft, durch Austrittserklarung oder
durch Beschluss des Fakultatsrates oder des Rates
des Zentralinstituts, in dem die Zweitmitgliedschaft
begrindet wurde. Fir die Zweitmitgliedschaft in
Instituten gelten Satze 2 und 3 entsprechend.

(2) Die Zweitmitgliedschaft begriundet alle Rechte
der Mitarbeit in der akademischen Selbstverwaltung
in dieser Einrichtung.

(3) Aktives und passives Wahlrecht der Studieren-
den, die fur mehrere Studiengénge beziehungsweise

Teilstudiengédnge immatrikuliert sind, regelt die
Wahlordnung.

§ 30 Stimmrecht

Privatdozentinnen und Privatdozenten, aufRerplan-
maRige Professorinnen und Professoren sowie
Honorarprofessorinnen und  Honorarprofessoren
werden mit Erreichen des 65. Lebensjahres
korporationsrechtlich den in den Ruhestand
versetzten Professorinnen und Professoren

gleichgestellt.

§ 31 Weitere Tatigkeit nach Erreichen der
Altersgrenze

(1) Den  hauptberuflichen  Professorinnen  und
Professoren gemaR § 45 Abs. 1 Ziff. 1 BerlHG
stehen nach dem Eintritt in den Ruhestand die mit
der Lehrbefugnis  verbundenen Rechte  zur
Abhaltung von Lehrveranstaltungen und zur Betei-
ligung an Prifungs-, Promotions- und
Habilitationsverfahren zu. Sie sind berechtigt,
Forschungsarbeiten zu betreuen und vor dem
Eintritt in den Ruhestand begonnene Forschungs-
vorhaben zu Ende zu fuhren.

Der Fakultatsrat kann sie bei der Einsetzung von
Berufungskommissionen gem. § 22 Abs. 6 fur die
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer benennen, soweit es nicht ihre Nachfolge
betrifft.

(2) Privatdozentinnen und Privatdozenten, auler-
planméaRigen Professorinnen und Professoren sowie
Honorarprofessorinnen und  Honorarprofessoren
kann mit deren Zustimmung der Fakultatsrat in
besonders begrindeten Fallen weiterhin befristet
Aufgaben Ubertragen.

(3) Eine weitere Tatigkeit geméalR Abs. 1 und 2
begrindet keinen Anspruch auf Ausstattung und
Entgelt gegen die Universitat.

17

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 47/2013

§ 32 Besetzung von Stellen und
Beschaftigungspositionen

Zu besetzende Stellen sind grundsatzlich 6ffentlich,
Beschaftigungspositionen fir studentische Hilfs-
krafte sind hochschul6ffentlich auszuschreiben. Im
Verfahren ist 8 6 LGG zu beachten.

8§ 33 Honorarprofessorinnen und
Honorarprofessoren, auRerplan-
mafRkige Professorinnen und
Professoren

(1) Die Beschlussfassung uber die Bestellung zur
Honorarprofessorin oder zum Honorarprofessor
erfolgt auf der Grundlage zweier Gutachten - davon
mindestens eines auswartigen - Uber das Vorliegen

hervorragender wissenschaftlicher oder Kkinstle-
rischer Leistungen entsprechend den Anforde-
rungen, die an Professorinnen und Professoren

gestellt werden.

(2) Die Prasidentin oder der Prasident kann auf
Vorschlag der Fakultat auf der Grundlage zweier
externer Gutachten mit Zustimmung der fur die
Hochschulen zustandigen Senatsverwaltung Privat-
dozentinnen oder Privatdozenten, die mindestens
vier Jahre habilitiert sind sowie hervorragende
Leistungen in Forschung und Lehre erbracht haben,
die Wirde einer auBerplanmafigen Professorin oder
eines aufBerplanmaRigen Professors verleihen. Das
Recht der Titelfuhrung bleibt nach Erreichen der
Altersgrenze erhalten. 8 117 Abs. 2 Ziff. 3 und 4
BerIHG bleiben davon unberihrt.

§ 34 Ehrenmitgliedschaft

Die Universitat zu Berlin kann auf Beschluss des
Akademischen Senats an verdiente Persodnlichkeiten
den Titel einer Ehrensenatorin oder eines
Ehrensenators der Humboldt-Universitat zu Berlin
verleihen. Das Verfahren, die Voraussetzungen und
den Entzug regelt der Akademische Senat durch
Ordnung.

Abschnitt G: I nklusion

§ 35 Beauftragte oder Beauftragter far
Studierende mit Behinderung

An der Humboldt-Universitdt zu Berlin nimmt die
Beauftragte oder der Beauftragte alle Rechte aus
§ 28a Berl[HG wahr. Die Beauftragte oder der
Beauftragte wird vom Prasidium nach Anhdrung der
Kommission fur Barrierefreie Hochschule (8 6 Abs. 1
Nr. 8) bestellt.



Abschnitt H: Geschlechtergerechtigkeit

§ 36 Rechte der Frauenbeauftragten

An der Humboldt-Universitat zu Berlin nehmen die
hauptberufliche Frauenbeauftragte und die
dezentralen Frauenbeauftragten i.S.v. § 37 Abs. 2
sowie deren jeweilige Stellvertreterinnen alle Rechte
aus § 59 BerlHG sowie 88 16 und 17 LGG wahr.

§ 37 Wahl der Frauenbeauftragten und
ihrer Stellvertreterinnen; Aufwands-
entschadigung

(1) Die hauptberufliche Frauenbeauftragte und ihre
beiden Stellvertreterinnen werden von einem
Wahlgremium nach Ausschreibung und o6ffentlicher
Anhérung gewéahlt. An den sich an die Anhérungen
anschlieBRenden Aussprachen koénnen die dezen-
tralen Frauenbeauftragten beratend teilnehmen.
Dem Wahlgremium gehoren jeweils drei
Vertreterinnen der Mitgliedergruppen gemall § 45
Abs. 1 BerlHG an. Sie werden von den weiblichen
Mitgliedern der Universitat zeitgleich mit den
Wahlen zum Konzil nach den gleichen Grundsatzen
gewahlt.
(2) Die dezentralen Frauenbeauftragten und ihre
Stellvertreterinnen werden in einer Urnen- bzw.
Briefwahl der weiblichen Angehorigen der
Einrichtung bestimmt. Hierfur ist der Ortliche
Wahlvorstand zustandig. An folgenden Einrich-
tungen der Universitat werden dezentrale
Frauenbeauftragte und deren Stellvertreterinnen
gewahlt:

— Fakultaten (8 14),

— Institute (8 24),

— Zentralinstitute,

— Zentraleinrichtungen,

— Zentrale Universitatsverwaltung,

— weitere  Wissenschaftliche Einrichtungen

i.S.v. § 25.

Weitere Einrichtungen, an denen eine Wahl zu
erfolgen hat, kdnnen in der Frauenforderrichtlinie
festgelegt werden.

(3) Dezentrale Frauenbeauftragte nach Abs. 2 und
deren Stellvertreterinnen sowie die Stellvertrete-
rinnen der zentralen Frauenbeauftragten werden auf
Antrag in angemessenem Umfang nach MalRgabe
ihrer Belastung von ihren Dienstaufgaben
freigestellt. Dezentrale Frauenbeauftragte nach
Abs. 2 und deren Stellvertreterinnen sowie die
Stellvertreterinnen der zentralen Frauenbeauf-
tragten, die der Gruppe der Studierenden
angehdren, erhalten eine Aufwandsentschadigung.
Die Hohe der Entschadigung richtet sich nach dem
Aufgabenumfang und der GroRe der Einrichtung.
lhre Tatigkeit wird bei der Berechnung der
Regelstudienzeit berlcksichtigt. Das N&ahere regelt
der Akademische Senat in einer Ordnung.

(4) Ist eine dezentrale Frauenbeauftragte und deren
Stellvertreterin an der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben gehindert, kann die hauptberufliche Frauen-
beauftragte die erforderlichen MaRBnahmen im
Einzelfall treffen. Ist eine dezentrale Frauenbeauf-
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tragte oder eine stellvertretende zentrale Frauen-
beauftragte dauerhaft an der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben gehindert, kann die hauptberufliche
Frauenbeauftragte eine Person kommissarisch mit
der Stellvertretung beauftragen, bis eine Neuwahl
moglich ist.

8§ 38 Geschlechtergerechte Sprache

Im allgemeinen Schriftverkehr sowie in Rechts- und
Verwaltungsvorschriften  einschlie8lich  Studien-,
Prifungs-, Promotions- und Habilitationsordnungen
sind entweder geschlechtsneutrale Bezeichnungen
oder die weibliche und die ménnliche Sprachform zu
verwenden.

Abschnitt | : Rechte der Gremienmitglieder,
Geschaftsordnung und Beschlussfassung

§ 39 Rechtsstellung der Mitglieder von
Gremien, Informationsrechte

(1) Kein Mitglied darf wegen seiner Tatigkeit in der
Selbstverwaltung benachteiligt oder bevorzugt
werden. Wer in einem Gremium mit Rede- und
Antragsrecht teilnimmt, hat mit Ausnahme des
Stimmrechts alle Rechte eines Mitglieds.

(2) Jedes Mitglied eines Gremiums hat das Recht
zur Akteneinsicht; die Vorsitzende oder der
Vorsitzende des jeweiligen Gremiums, das
Prasidium oder Dekanat sind zur Auskunft verpflich-
tet. Sind personenbezogene Daten Gegenstand der
Anfrage, sind die Regelungen des Datenschutzes zu

beachten. Néheres regelt die jeweilige
Geschaftsordnung.
(3) Die Mitglieder in der akademischen Selbst-

verwaltung sowie Teilnehmerinnen und Teilnehmer
gem. Abs.1 Satz2 erhalten, soweit rechtlich
zulassig, Aufwendungsersatz und Nachteilsaus-
gleich. Studentische Mitglieder erhalten Sitzungs-
geld, ihre Tatigkeit wird bei der Berechnung der
Regelstudienzeit berlcksichtigt. Das Nahere ist in
Satzungen zu regeln.

§ 40 Geschaftsordnung

(1) Die Gremien der akademischen Selbstver-
waltung kdnnen sich eine Geschaftsordnung geben.
Die Geschaftsordnung enthéalt unter anderem
néahere Regelungen uber die Durchfihrung von
Abstimmungen im schriftlichen Verfahren geméan
§ 47 Abs. 4 Satz 3 BerlHG. Besteht fur einen
Fakultatsrat, einen Zentralinstitutsrat, eine
Gemeinsame Kommission mit Entscheidungsbefug-
nis oder einen Institutsrat keine Geschéaftsordnung,
gilt die Geschéaftsordnung des Akademischen Senats
entsprechend.

(2) Hat der Akademische Senat Bedenken gegen
Rechtsvorschriften der Fakultadten, der Gemeinsa-
men Kommissionen mit Entscheidungsbefugnis, der
Zentralinstitute oder der Zentraleinrichtungen, die
ihm gemaR 8 5Abs. 1 vorzulegen sind, kann er sie



den beschlieBenden Gremien

Prifung zurtickgeben.

zur nochmaligen

(3) Bei Abstimmungen gemaR § 47 Abs. 3 BerlHG
soll zwischen dem ersten und dem zweiten
Abstimmungsgang mindestens eine Woche liegen;
eine Vermittlung ist anzustreben.

(4) Jedes Mitglied eines Gremiums, das bei einer

Beschlussfassung Uberstimmt worden ist, kann
verlangen, dass:

1. seine abweichende Meinung im  Protokoll
vermerkt wird (Protokollerklarung),

2. Beschliussen, die anderen Stellen zugeleitet

werden, sein Minderheitsvotum beigefugt wird.
Protokollerklarungen miissen wahrend der Sitzung
angemeldet und am Werktag nach der Sitzung
vorgelegt werden. Minderheitsvoten missen
wahrend der Sitzung angemeldet und innerhalb von
14 Tagen eingereicht werden.

§ 41 Suspensives Gruppenveto

(1) Ist der Beschluss eines Gremiums mit Entschei-
dungsbefugnis in Angelegenheiten der Forschung,
der kiinstlerischen Entwicklungsvorhaben, der Lehre
und der Berufung von Professorinnen und
Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren gegen die Stimmen samtlicher Mitglieder
mindestens einer der Mitgliedergruppen gemaf § 45
Abs. 1 Nr. 2 bis 4 BerlHG getroffen worden, so muss
Uber die Angelegenheit auf Antrag erneut beraten
werden. Diese Regelung gilt auch bei Abstimmung
mit verdeckten Stimmzetteln. In diesem Fall wird
das Gruppenveto durch getrennte Auszdhlung der
Stimmen ermittelt.

(2) Ein von einer Gruppe geltend gemachtes Veto
zieht die Einsetzung eines Vermittlungsausschusses
nach sich. Die oder der Vorsitzende des jeweiligen
Gremiums hat auch den Vorsitz des Ausschusses
inne. Jede Gruppe entsendet eine Vertreterin oder
einen Vertreter mit vollem Stimmrecht in den
Vermittlungsausschuss. Die vetoeinlegende Gruppe
hat eine zweite Stimme. Der Vermittlungsausschuss
soll einen Beschlussvorschlag erarbeiten. Der
Vermittlungsausschuss entscheidet mit einfacher
Mehrheit. Er Uberweist die Angelegenheit zur
endgultigen Entscheidung an das jeweilige
Gremium; nach Uberweisung ist ein weiteres Veto
derselben Gruppe ausgeschlossen.

(3) Wird uber einen Antrag gemaR 8§ 47 Abs. 3
BerlHG in mehreren Abstimmungsgangen entschie-
den, so kann ein Gruppenveto von einer Gruppe nur
einmal eingelegt werden, also entweder im ersten
oder im zweiten Abstimmungsgang.

(4) Bestatigt das Gremium dann die Entscheidung,
so wird der Beschluss ausgefihrt. Zwischen der
ersten Entscheidung und der néachsten Sitzung muss
mindestens eine Woche liegen.
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Abschnitt J: Bibliotheks- und
Sammlungswesen

§ 42 Bibliothekswesen

Die bibliothekarischen Einrichtungen der Humboldt-
Universitdt zu Berlin bilden ein einheitliches
Bibliothekssystem, das Forschung, Lehre und
Studium mit Literatur und weiteren — inshesondere
elektronischen — Informationsmitteln versorgt. Das
Bibliothekssystem gliedert sich in die Zentrale
Universitatsbibliothek und in dezentrale Einrich-
tungen, die insbesondere bei einer starken
raumlichen Differenzierung der wissenschaftlichen
Einrichtungen der Universitat die Literaturver-
sorgung vor Ortibernehmen.

8§ 43 Archive und Sammlungen

(1) Das Universitatsarchiv, andere an der
Universitat gefuhrte Archive sowie die
kinstlerischen, geistes- und naturwissenschaftlichen
Sammlungen und der Kunstbesitz der Humboldt-
Universitat zu Berlin erfullen Aufgaben fur
Forschung, Lehre, Studium und Verwaltung.
Insbesondere durch die Ubernahme von dienst-
lichem Schriftgut, den Erwerb von Kunstgegen-
standen und anderen spezifischen Sammlungs-
objekten gehdren sie zum unverzichtbaren
wissenschaftlichen Kulturgut und Vermégen der
Universitat. Es soll bewahrt, gepflegt, erschlossen,
erweitert sowie der Offentlichkeit prasentiert und
zugéanglich gemacht werden. Naheres ist in einer
Sammlungsordnung zu regeln.

(2) Fur das Museum fir Naturkunde gilt das Gesetz
Uber die Stiftung Museum fur Naturkunde Leibniz-
Institut fur Evolutions- und Biodivenitatsforschung

an der Humboldt-Universitéat zZu Berlin
(Naturkundemuseumsgesetz - NkMG) vom
29.10.2008.

Abschnitt K: Ubergangs- und
Schlussbestimmungen

§ 44 AuBerkrafttreten

Es treten auler Kraft:

1. das Statut der Humboldt-Universitdt zu Berlin
vom 15. Oktober 1990 [HUB - Information der
Universitatsleitung vom 16.0ktober 1990, Nr. 90
(10-17)],

2. die Teilgrundordnung der Humboldt-Universitat
zu Berlin vom 29. April 1992 (Konzilsbeschluss vom
14. April 1992) [Amtliches Mitteilungsblatt der HUB,
Nr. 1a/1992],

3. die Teilgrundordnung der Humboldt-Universitat

zu Berlin vom 28. Oktober 1992 [Amtliches
Mitteilungsblatt der HUB, Nr. 15/1993 vom 23. Mérz
1993],

4. die Einstweilige Regelung uber die Moglichkeit
der stimmberechtigten Mitwirkung von Professoren
und Professorinnen im Fakultatsrat [Amtliches
Mitteilungsblatt der HUB, Nr. 14/1994 vom 28. Mérz
1994],



5. die Einstweilige Regelung Gber die Verleihung der
Ehrenmitgliedschaft der Humboldt- Universitat zu
Berlin [Amtliches Mitteilungsblatt der HUB, Nr.
15/1994 vom 15. April 1994],

6. die Einstweilige Regelung iber die Bezeichnung
der Fachbereiche der Humboldt-Universitat zu Berlin
[Amtliches Mitteilungsblatt der HUB, Nr. 39/1994
vom 16. August 1994],

7. die Einstweilige Regelung uber die Wahl der
Frauenbeauftragten in  den Fakultaten  und
Zentraleinrichtungen der HU vom 17. Januar 1997
[Amtliches Mitteilungsblatt der HU, Nr. 12/1997
vom 7. April 1997]

8. die Einstweilige Regelung zur Wahl der
hauptberuflichen Frauenbeauftragten und ihrer
Stellvertreterinnen [Amtliches Mitteilungsblatt der
HUB, Nr. 13/1997 vom 16. Mai 1997]

9. die Einstweilige Regelung uber das Wahlrecht der
Professoren und Professorinnen am Museum fir
Naturkunde [Amtliches Mitteilungsblatt der HU, Nr.
36/1997 vom 5. November 1997]
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8§ 45 Inkrafttreten

(1) Die Verfassung tritt am Tage nach der
Veroffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin in Kraft.

(2) Anderungen der Verfassung bedirfen der
Mehrheit der dem Konzil angehdrenden Mitglieder.
Ein Anderungsbeschluss muss in mindestens zwei
Lesungen beraten werden; § 41 bleibt unbertuhrt.
Das Konzil setzt grundséatzlich vor der Beschluss-
fassung lber eine Anderung der Verfassung eine mit
Mitgliedern aller Statusgruppen paritatisch besetzte
Arbeitsgruppe ein; § 59 BerlHG bleibt unberuhrt.



Geschiftsordnung (GO)

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitit, Nr. 07/2007

des Konzils der Humboldt-Universitit zu Berlin

Priambel

Das

Konzil der Humboldt-Universitit zu Berlin hat sich

am 13. Februar 2007 folgende Geschiftsordnung gege-

ben:

Inhaltsverzeichnis

§1
{2
§3
§ 4
§5
§6
§7
§8
§9
§10
§1I
§12
§13
§14

g 1
(1)

Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer
Vorstand und Vorsitz

Einberufung

Tagesordnung und Vorlagen

Beratung

Antrige zur Geschiftsordnung
Beschlussfihigkeit

Abstimmung

Wahlen

Verfahren beim Erlass von Vorschriften
Einsetzung von Kommissionen
Geschiiftsstelle

Protokoll

Inkrafttreten

Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer

An den Sitzungen des Konzils nehmen die stimm-
berechtigten Mitglieder gem. § 7 Abs. 1 Verfassung
der Humboldt-Universitit zu Berlin (VerfHU) und
die Rede- und Antragsberechtigten gem. § 12 Abs. 4
VerfHU sowie {§ 51 Abs. 3 und 59 Abs. 6 BerlHG teil
(Teilnehmerinnen und Teilnehmer).

Weitere Personen kénnen beratend hinzugezogen
werden. Dariiber beschlieflt die Mehrheit der anwe-
senden Mitglieder des Konzils.

Die stimmberechtigten Mitglieder werden im Fall
ihrer Verhinderung gem. der Regelung in der Wahl-
ordnung der Humboldt-Universitit zu Berlin
(HUWO) von der jeweils rangnichsten Bewerberin
oder dem jeweils rangnichsten Bewerber aus dem
entsprechenden Wahlvorschlag vertreten. Die Mit-
glieder haben selbst fiir ihre Vertretung zu sorgen
und diese rechtzeitig der Geschiftsstelle anzuzeigen.

Die Mitglieder sind verpflichtet, die Niederlegung ih-
res Mandats oder den Verlust der Wihlbarkeit in ih-
rer Gruppe der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
schriftlich zu erkliren.

Die Pflicht zur Mitteilung an den Zentralen Wahl-
vorstand gem. der Regelung in der HUWO bleibt
davon unberiihrt.

(4) Bleibt ein stimmberechtigtes Mitglied unentschul-

§ 2

(1)

(2)

§ 3

)

(2)

digt zwei aufeinanderfolgenden Sitzungen fern, so
hat die oder der Vorsitzende es unverziiglich zu der
Erklirung aufzufordern, das Amt weiter auszu-
iben. Geht diese Erklirung der oder dem Vorsit-
zenden nicht spitestens am Tage vor der nichsten
Sitzung zu und erscheint das stimmberechtigte
Mitglied nicht, so fordert die oder der Vorsitzende
die Liste auf, das Mandat zu tiberpriifen.

Vorstand und Vorsitz

Das Konzil wihlt aus seiner Mitte einen Vorstand,
dem jeweils zwei Vertreterinnen oder Vertreter der
Mitgliedergruppen gem. § 45 Abs. 1 BerlHG angeho-
ren und auf Vorschlag des Konzilsvorstandes die
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und einen oder
mehrere Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Pro
Mitgliedergruppe kann eine Stellvertreterin oder ein
Stellvertreter fiir die Vorstandsmitglieder gewihlt
werden.

Die oder der Vorsitzende vertritt das Konzil sowie
den Konzilsvorstand und fithrt dessen Geschifte.
Die Mitglieder des Konzilsvorstandes haben das
Recht, an den Sitzungen der Kommissionen des
Konzils mit beratender Stimme teilzunehmen.

Mitglieder des Konzilsvorstandes kénnen vor Ablauf
der Amtszeit mit einer Mehrheit von zwei Dritteln
der Konzilsmitglieder abgewihlt werden. Die Ab-
wahl des gesamten Vorstandes ist nur giiltig, wenn
gleichzeitig eine Neuwahl stattfindet. Der Antrag auf
Ab- und Neuwahl muss als eigener Tagesordnungs-
punkt bei der Ladung zur Sitzung angegeben sein.

Einberufung

Konzilssitzungen sollen in der Regel dienstags statt-
finden.

Die Einberufung zu einer Sitzung erfolgt schriftlich
durch den Konzilsvorstand. Die Einladung wird un-
ter Beiftigung der Tagesordnung und der Beratungs-
unterlagen spitestens am 14. Tage vor dem Sitzungs-
tag an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer gem. §
1 Abs. 1 versandt. Sitzungstermin und Tagesordnung
sind universitats-offentlich bekanntzugeben.

Wird in einer Sitzung des Konzils eine neue Sitzung
zur Fortsetzung der bisherigen Tagesordnung be-
schlossen, so geniigt eine Einladungsfrist von sechs
Tagen. Eine schriftliche Einladung ist unverziiglich
abzusenden.



(4) In Einzelfillen kann durch Beschluss des Vorstandes
die Einberufungsfrist des Konzils auf 5 Werktage
verkiirzt werden. Die Entscheidung tiber die Tages-
ordnung bedarf dann der Zustimmung von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder.

(5) Das Konzil ist unter Wahrung der Einladungsfrist
einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder des
Konzils dies unter Angabe des beantragten Tages-
ordnungspunktes verlangt und eine Vorlage beiftigt.

§ 4 Tagesordnung und Vorlagen

(1) Jede Teilnehmerin und jeder Teilnehmer gem. § 1
Abs. 1 hat das Recht, die Aufnahme eines Beratungs-
gegenstandes in die Tagesordnung mit schriftlicher
Begriindung zu beantragen. Dieser Antrag muss 10
Tage vor dem Sitzungstermin dem Konzilsvorstand
vorliegen.

(2) Der Vorstand kann einen ordnungsgemifl bean-
tragten Beratungsgegenstand unter Angabe einer Be-
grindung zuriickweisen, wenn er nicht in die Zu-
stindigkeit des Konzils (gem. § 8 VerfHU) fillt.
Das Konzil ist davon zu informieren.

(3) Das Konzil kann vor Eintritt in die Tagesordnung
durch GO-Beschluss mit der Mehrheit der anwesen-
den Mitglieder:

1. dringliche Tagesordnungspunkte in die Tagesord-
nung aufnehmen;

2. Tagesordnungspunkte auf eine spitere Sitzung
vertagen;

3. vom Vorstand zuriickgewiesene Antrige auf die
Tagesordnung der nichsten Sitzung setzen;

4. die Reihenfolge der Beratung von Tagesordnungs-
punkten indern.

§ 5 Beratung

(1) Das Konzil tagt offentlich, soweit nachstehend
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Das Konzil kann den Ausschluss der Offent-
lichkeit beschlieRen (GO-Antrag).

(3) Eine Sitzung soll einschliellich Unterbrechun-
gen nicht linger als drei Stunden dauern. Eine
Verlingerung bedarf der Zustimmung von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder
(GO-Antrag).

(4) Jede Teilnehmerin und jeder Teilnehmer kann
eine Unterbrechung der Sitzung (GO-Antrag)
unter Angabe der Dauer beantragen. Wird der
Antrag angenommen, so wird die Redeliste da-
durch bendet.

(55 Wenn ein ordnungsgemifler Ablauf der Sit-
zung nicht gewihrleistet ist, hat die oder der
Vorsitzende die Sitzung auf bestimmte Zeit zu
unterbrechen. Ist nach Wiederaufnahme der
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Sitzung der ordnungsgemifle Ablauf nicht zu
gewihrleisten, hat die oder der Vorsitzende die
Sitzung zu beenden.

(6) Die oder der Vorsitzende hat fiir jeden Gegen-
stand, der auf der Tagesordnung steht, die Bera-
tung zu erdffnen.

(7) Das Konzil kann auch wihrend der Behandlung
eines Gegenstandes die Beratung durch Be-
schluss vertagen (GO-Antrag).

(8) Das Konzil kann die jeweilige Redezeit zu ein-
zelnen Beratungsgegenstinden begrenzen (GO-
Antrag). Uberschreitet eine Rednerin oder ein
Redner die Redezeit, so entzieht ihr oder ihm
die oder der Vorsitzende nach einmaliger Ab-
mahnung das Wort.

(9) Die oder der Vorsitzende schlieflt die Beratung,
wenn die Redeliste erschopft ist oder die Bera-
tung durch Beschluss geschlossen wurde (GO-
Antrag). Vor einer Abstimmung iiber den An-
trag auf Schluss der Beratung ist die Redeliste
zu verlesen. Nach Erdffnung der Abstimmung
sind Antrige nicht mehr zulissig.

(10) Antrige zu einzelnen Beratungsgegenstinden -
einschlieRlich der Anderungs- und Zusatzantri-
ge, ausgenommen Antrige zur Geschiftsord-
nung - sind (ggf. nach miindlichem Vortrag) der
oder dem Vorsitzenden unverziiglich schriftlich
zu tiberreichen.

(11) Das Konzil kann die Sitzung vor Erledigung der
Tagesordnung schlieflen (GO-Antrag). Sofern
nichts anderes beschlossen wird, werden die
nicht erledigten Beratungsgegenstinde in die
Tagesordnung der nichsten Sitzung aufge-
nommen.

(12) Die oder der Vorsitzende ruft Rednerinnen oder
Redner, die vom Verhandlungsgegenstand ab-
weichen, zur Sache. Ist eine Person dreimal in
derselben Rede zur Sache gerufen worden und
beim zweiten Mal auf die Folgen eines dritten
Sachrufs hingewiesen worden, so entzieht ihr
die oder der Vorsitzende das Wort. Diese Per-
son kann wihrend der Behandlung des aufgeru-
fenen Beratungsgegenstandes das Wort nicht
wieder erhalten.

§ 6 Antrige zur Geschiftsordnung

(1) Antrige zur Geschiftsordnung (GO-Antrige)

diirfen sich ausschliefRlich mit dem Ablauf der
Sitzung befassen.
Sie konnen jederzeit auflerhalb der Redeliste
von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern
gem. § 1 Abs. 1 gestellt werden. Erfolgt keine
Gegenrede, ist der Antrag angenommen, an-
sonsten ist ohne weitere Beratung abzustim-
men.
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(2) Antrige zur Geschiftsordnung sind Antrige auf

Feststellung der Beschlussfahigkeit
(§7 Abs. 2),

Vertagung vor Eintritt in die Tagesordnung
(§ 4 Abs. 3 Nr. 2),

Aufnahme dringlicher Tagesordnungspunkte
in die Tagesordnung (§ 4 Abs. 3 Nr. 1),

Aufnahme  zuriickgewiesener = Tagesord-
nungspunkte (§ 4 Abs. 3 Nr. 3),

Anderung der Reihenfolge der Beratung
(§ 4 Abs. 3 Nr. 4),

Schluss der Sitzung (§ 5 Abs. 11),
Unterbrechung der Sitzung (§ 5 Abs. 4),

Vertagung des aufgerufenen Tagesordnungs
punktes (§ 5 Abs. 7),

Verlingerung der Sitzungsdauer tiber drei
Stunden (§ 5 Abs. 3: Zustimmung von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder erforder-
lich),

Ausschluss der Offentlichkeit (§ 5 Abs. 2)
Begrenzung der Redezeit (5, Abs. 8)
Schliefung der Redeliste (§ 5 Abs. 9),
getrennte Abstimmung (§ 8 Abs. 2),

geheime Abstimmung (§ 8 Abs. 3)
Beschlussfihigkeit

Das Konzil ist beschlussfihig, wenn die Sitzung
ordnungsgemif} einberufen wurde und mindestens
die Hilfte der stimmberechtigten Mitglieder anwe-
send ist; § 47 Abs. 1 Satz 2 BerlHG bleibt unbe-
rithrt.

Die Beschlussfihigkeit ist von der Vorsitzenden
oder dem Vorsitzenden festzustellen:

1. zu Beginn jeder Sitzung,

2. wenn die Beschlussfihigkeit von einer Teilneh-
merin oder einem Teilnehmer gem. § 1 Abs. 1
angezweifelt wird (GO-Antrag).

Nach Beginn einer Abstimmung oder Wahl kann
die Beschlussfihigkeit mit Wirkung fiir diese Ab-
stimmung oder Wahl nicht mehr bezweifelt wer-
den.

Wird das Konzil nach Beschlussunfihigkeit zur Be-
ratung desselben Gegenstandes erneut einberufen,
so ist es in jedem Fall beschlussfihig, wenn in der
Einladung hierauf verwiesen wird.
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§ 8 Abstimmung

()  Nach der Beratung eréffnet die oder der Vorsitzen-
de die Abstimmung tber die Antrige. Sie sollen
sich mit Ja oder Nein entscheiden lassen. Nach Be-
ginn der Abstimmung sind weitere Redebeitrige
nicht zulissig.

(2) Jede Teilnehmerin und jeder Teilnehmer gem. § 1
Abs. 1 kann eine Teilung des Antrages zur getrenn-
ten Abstimmung verlangen (GO-Antrag).

(3)  Auf Verlangen einer Teilnehmerin oder eines Teil-
nehmers gem. § 1 Abs. 1 ist - aufler bei GO-
Antrigen - die Abstimmung geheim durchzufiih-
ren (GO-Antrag).

(4) Beider Abstimmung ist folgende Reihenfolge ein-
zuhalten:

1. Geschiftsordnungsantrige,

2. Anderungsantriige, iiber den weitergehenden
Antrag ist grundsitzlich zuerst abzustimmen,

3. Abstimmung iiber den Gegenstand selbst.

(5) Teilnehmerinnen und Teilnehmer gem. § 1 Abs. 1
kénnen zu einer Abstimmung eine kurze schriftli-
che Erklirung zur Aufnahme in das Protokoll ab-
geben (Protokollerklirung). Sie muss wihrend der
Sitzung angekiindigt werden und ihr Text bis zum
3. Werktag nach der Sitzung der Schriftfithrerin
oder dem Schriftfiihrer vorgelegt werden.

§ 9 Wahlen

Die Wahlen des Prisidiums, der oder des Konzilsvorsit-
zenden sowie des -vorstandes finden unter Leitung des
Zentralen Wahlvorstandes statt.

§ 10 Verfahren beim Erlass von Vorschriften

(1) Antrige auf Erlass oder Anderung von Vorschriften
sind 35 Tage vor dem Sitzungstermin an die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer gem. § 1 Abs. 1 zu versen-
den. Auf der Sitzung kénnen Anderungsantrige nur
noch gestellt werden, sofern sie Regelungen betref-
fen, deren Erlass mit den versandten Unterlagen be-
absichtigt wird.

(2) In besonders zu begriindenden Ausnahmefillen
kann der Konzilsvorstand eine Fristverkiirzung gem.
Abs. 1 auf 14 Tage beschlieflen.

(3) Der Erlass einer Vorschrift gem. Abs. 1 bedarf einer
abschliefenden Gesamtabstimmung.

§ 11 Einsetzung von Kommissionen

Das Konzil kann zur Erledigung seiner Aufgaben Kom-
missionen einsetzen. Die Mitglieder werden von den
Vertreterinnen und Vertretern ihrer Mitgliedergruppe be-
nannt. Uber den Vorsitz entscheidet die Kommission.



§ 12 Geschiftsstelle

Der Konzilsvorstand wird bei der Erledigung seiner Auf-
gaben von der Geschiftsstelle des Konzils unterstiitzt.
Die Geschiftsstelle bereitet insbesondere Sitzungen
technisch vor und fithrt Protokoll. Die oder der Vor-
sitzende ist berechtigt, den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Geschiftsstelle fachliche Weisungen im
Rahmen ihrer oder seiner Zustindigkeit zu erteilen.

§ 13 Protokoll

(1)  Uber jede Sitzung des Konzils ist unverziiglich ein
Beschlussprotokoll zu fertigen, das nach der Ge-
nehmigung durch den Konzilsvorstand von der
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und der Pro-
tokollfithrerin oder dem Protokollfithrer zu unter-
zeichnen ist. Es wird den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern gem. § 1 Abs. 1 anschliefend zuge-
sandt und universititsoffentlich bekanntgegeben.

(2)  Das Protokoll enthilt:
1. Ort, Beginn und Ende der Sitzung,

2. die Namen der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer gem. § 1 Abs. 1,

3. eine Aufzihlung der Tagesordnungspunkte,

4. den Wortlaut der Beschliisse unter Angabe der
Antragstellerin oder des Antragstellers und des
verkiindeten Abstimmungsergebnisses.

(3)  Beschliisse, die in nichtéffentlicher Sitzung gefasst
werden, sind besonders zu kennzeichnen.

(4) Die Sitzungen des Konzils kénnen zur Erleichte-
rung und Kontrolle der Protokollfiihrung auf Ton-
triger aufgenommen werden. Die verwendeten
Tontriger sind unverziiglich der Geschiftsstelle zu
itbergeben und werden von dieser bis zur nichsten
Sitzung aufbewahrt und anschliefRend geloscht.

§ 14 Inkrafttreten

Diese Geschiftsordnung tritt am Tage nach der Verof-
fentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universitit zu Berlin in Kraft.
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Geschaftsordnung

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 30/2008

des Akademischen Senats der Humboldt-Universitéat

zu Berlin (GO-AS)

Der Akademische Senat der Humboldt-Universitat
zu Berlin hat sich folgende Geschéaftsordnung

gegeben.

Ubersicht

I. Allgemeines

§1 Mitglieder und Teilnehmerinnen/
Teilnehmer mit Rede- und Antragsrecht

§ 2 Informationsrechte und Auskunftspflicht
gegenliber Gremienmitgliedern

Vertretung

Mandatsbeendigung

Leitung der Sitzungen
Ferienausschuss

Abweichung von der Geschéftsordnung

w W W W W
~No o~ w

I'l. Sitzungen

Termin und Dauer
Einberufung

§8

§9

§ 10 Tagesordnung, Vorlagen

§11 Offentlichkeit

§12 Beratung

§ 13 Antrége zur Geschaftsordnung
§ 14 Anfragen

Il1l. Abstimmung und Wahlen
§ 15 Beschlussfahigkeit

§ 16 Beschlussfassung
8§17 Abstimmung

§ 18 Wahlen

8§19 Erlass von Satzungen

IV. Ehrungen

§ 20 Verfahren bei der Beschlussfassung
gemaR § 5 Abs. 1 lit b Nr. 13 VerfHU

V. Kommissionen und Senatsbeauftragte
§ 21 Kommissionen

§ 22 Senatsbeauftragte

VI. Geschaftsstelle und Protokoll

§ 23 Geschaftsstelle
§ 24 Protokollfuihrung

VI1. Schlussbestimmungen — Anderung der
Geschéaftsordnung, Geltungsbereich und
I nkrafttreten

§ 25 Anderung der Geschéftsordnung
8§ 26 Geltungsbereich
§ 27 Inkrafttreten

Der Akademische Senat der Humboldt-Universitéat
zu Berlin gibt sich auf der Grundlage von
8§ 5 Abs. 3 VerfHU die folgende Geschéaftsordnung:

I. Allgemeines

§1 Mitglieder und Teilnehmerinnen/
Teilnehmer mit Rede- und
Antragsrecht

(1) Dem Akademischen Senat gehdren gemaf
§ 4 Abs. 1 VerfHU 25 Mitglieder stimmberechtigt
an, und zwar:
1. dreizehn Hochschullehrerinnen/
Hochschullehrer,
2. vier akademische Mitarbeiterinnen/
Mitarbeiter,
3. vier Studierende,
4. vier sonstige Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter.

(2) Mit Rede- und Antragsrecht kénnen gemaf

§ 4 Abs. 2 VerfHU an den Sitzungen teilnehmen:

- die Mitglieder des Prasidiums,

- die Vorsitzenden der Kommissionen des
Akademischen Senats,

- die Vorsitzende/der Vorsitzende des
Kuratoriums,

- die Dekaninnen und Dekane,

- die Direktorinnen und Direktoren der
Zentralinstitute,

- die Generaldirektorin/der Generaldirektor des
Museums fur Naturkunde,

- eine Vertreterin/ein Vertreter des
Referentlnnenrats,

- die Frauenbeauftragte,

- eine Vertreterin/ein Vertreter des Personalrats.

(3) Die Sitzungen des Akademischen Senats
werden durch die Prasidentin/den Préasidenten oder
deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter geleitet
(Sitzungsleitung).

(4) Der Akademische Senat kann weitere Personen
zu einzelnen Tagesordnungspunkten beratend
heranziehen. Die vom Akademischen Senat
gewahlten Mitglieder des Medizinsenats und die
Studiendekaninnen/Studiendekane haben Rede-
recht, um beratend mitwirken zu kénnen.

8§82 Informationsrechte und Auskunfts-
pflicht gegeniiber Gremienmitgliedern

(1) Jedes Mitglied eines Gremiums der Humboldt-
Universitat zu Berlin hat das Recht zur Akten-
einsicht; die Vorsitzende/der Vorsitzende des
jeweiligen Gremiums, das Prasidium oder Dekanat
sind zur Auskunft verpflichtet (8 39 Abs. 2 VerfHU).
Dies wird in Erfullung des Verfassungsauftrags fur
den Akademischen Senat nachfolgend
konkretisiert.



(2) Gremienmitglieder im Sinne des Abs. 1 sind
neben den Mitgliedern des Akademischen Senats
nach § 4 VerfHU, seiner Kommissionen nach § 6
VerfHU und Arbeitsgruppen nach 8 6 Abs. 3 VerfHU
auch die Senatsbeauftragten nach § 28 Abs. 4
VerfHU und alle nach § 1 Abs. 2 VerfHU mit Rede-
und Antragsrecht ausgestatteten Personen.

(3) Wéahrend der Sitzungen kann das
Auskunftsersuchen durch Gremienmitglieder der
Humboldt-Universitat zu Berlin unmittelbar an die
auskunftspflichtige Person gestellt werden. Dem
Auskunftsersuchen ist grundsatzlich sofort
nachzukommen. Sollte eine Informationseinholung
durch die zur Auskunft verpflichtete Person
notwendig sein, so ist dies kurz darzulegen; der
Auskunftspflicht ist in diesen Fallen innerhalb von
14 Tagen schriftlich zu entsprechen. Die schriftliche
Auskunft ist im Rahmen der néchsten Sitzung zu
verlesen und dem Protokoll der Gremiumssitzung
beizufliigen.

(4) Auskunftsersuchen kénnen von den
berechtigten Personen auch schriftlich gestellt
werden. Schriftliche Auskunftsersuchen sind inner-
halb von vierzehn Tagen zu beantworten. Auf
Wunsch  des  Auskunftsersuchenden st die
schriftliche Auskunft zu veroffentlichen. Dies
geschieht durch Verlesung in der néchsten Sitzung
des Gremiums, dem der Antragssteller angehort,
und durch die Beifigung der schriftlichen Auskunft
zum Protokoll dieser Gremiumssitzung.

(5) Akteneinsicht durch die berechtigten Personen

ist mit Ausnahme von

a) Berufungsunterlagen, die im Gremienreferat
zur Einsicht ausliegen,

b) Forschungsunterlagen, die in der Forschungs-
abteilung zur Einsicht ausliegen,

c) Studiumsverwaltungsunterlagen, einschlief3lich
der Kapazitatsberechnungen und deren
Grundlagen, die in dem Bereich des
Vizepréasidiums fir Lehre und Studium
ausliegen, ohne Priufungsunterlagen und
Studierendenunterlagen,

d) datenschutzkonforme Evaluationsunterlagen,
einschlieBlich der Forschungsevaluierung, die
bei der mit der Evaluierung beauftragten Stelle
zur Einsicht ausliegen,

nur nach vorherigem schriftlichen Antrag maoglich.

Der Antrag ist mindestens drei Arbeitstage vor der

gewlnschten Akteneinsicht bei der

einsichtsgewahrenden Stelle einzureichen.

Elektronische Antragsstellung steht der Schriftform

gleich. Ist die einsichtsgewahrende Stelle nicht

eindeutig bestimmbar, so ist der Antrag auf

Akteneinsicht an die Présidentin/ den Présidenten

der HU zu richten.

Akten sind alle zu einem Vorgang gehérenden

Unterlagen, einschlieBlich  der elektronischen

Medien, insbesondere auch E-Mails.

(6) Akteneinsicht kann aus datenschutzrechtlichen
Grunden und aus Grinden des Geheimnisschutzes
versagt werden. Datenschutzrechtliche Griinde
liegen vor, wenn durch die Einsicht das
informationelle  Selbstbestimmungsrecht Dritter
gefahrdet wird; Grinde fur den Geheimnisschutz
sind insbesondere die Gefahr der Strafvereitelung
und die Gefahrdung der Interessen der
Bundesrepublik Deutschland. Die Versagung bedarf
der Schriftform und der Begrundung. Die
Begrindung muss sich detailliert auf das Berliner
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Datenschutzgesetz, insbesondere auf die
Zweckbindung und Verhdaltnismé&Rigkeit, und/oder
auf das Informationsfreiheitsgesetz stutzen. Die
schriftliche Versagung ist spéatestens am dritten
Tag nach dem Akteneinsichtsantrag dem
Antragssteller zu Ubermitteln; eine Kopie der
schriftlichen Versagung ist dem Beauftragten fur
Informationsfreiheit und Datenschutz in Berlin
zuzuleiten.

§3 Vertretung

Die stimmberechtigten Mitglieder werden im Fall
ihrer Verhinderung gemafR der Regelung in der
Wahlordnung der Humboldt-Universitat zu Berlin
(HUWO) von der jeweils rang-nachsten
Bewerberin/dem jeweils rang-nachsten Bewerber
aus dem Wabhlvorschlag, durch den sie gewé&hlt
wurden, vertreten. Die Mitglieder haben selbst fur
ihre  Vertretung zu sorgen; diese ist der
Geschéftsstelle anzuzeigen.

§ 4 Mandatsbeendigung

Die Mitglieder und deren Stellvertreterinnen/
Stellvertreter sind verpflichtet, die Niederlegung
des Mandats oder den Verlust der Wahlbarkeit in
ihrer Gruppe der Sitzungsleitung unverziglich
schriftlich mitzuteilen. Die Pflicht zur Mitteilung an
den Zentralen Wahlvorstand (ZWV) gemaR der
Regelung in der HUWO bleibt davon unberihrt. Die
Niederlegung des Mandats wird erst mit dem
Zugang der Mitteilung des ZWV beim
Akademischen Senat wirksam.

8§ 5 Leitung der Sitzungen

(1) Die Prasidentin/der Prasident oder deren
Stellvertreterin/ Stellvertreter beruft die Sitzungen
ein und leitet die Verhandlungen.

(2) Die Prasidentin/der Prasident unterrichtet die
Mitglieder in allen zum Aufgabenbereich des
Akademischen Senats gehdrenden Angelegenheiten
nach pflichtgemaRem Ermessen und gibt ihnen auf
Verlangen Auskunft.

(3) Entscheidet das Prasidium gemalRl § 12 Abs. 1
und 2 VerfHU, ist in der darauf folgenden Sitzung
des Akademischen Senats dartber zu informieren.

8§ 6 Ferienausschuss

(1) In der letzten Sitzung wahrend der Vorlesungs-
zeit jedes Semesters soll der Akademische Senat
geméal 8§ 60 Abs. 5 BerlHG fur die anschlieRende
vorlesungsfreie Zeit einen Ausschuss dringender
Aufgaben einsetzen.

(2) Dem Ferienausschuss gehdren an:

a) sieben Professorinnen/Professoren,

b) zwei akademische
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter,

c) zwei Studierende,

d) zwei sonstige Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter.

8 1 Abs. 2 und 4 bleiben unberthrt.

Die Statusgruppen legen auf konsensualer Basis
ihre Vertreterinnen/Vertreter fir den Ferien-
ausschuss fest. Dabei kann auch ein Rotations-



verfahren Anwendung finden. Spéatestens vor der
letzten Sitzung des Akademischen Senats wahrend
der Vorlesungszeit sind diese Vertreterinnen/
Vertreter bekannt zu geben. Sollte innerhalb der
Gruppe kein Konsens bestehen, so regelt sich die
Zusammensetzung des Ferienausschusses nach
dem Wabhlergebnis zum Akademischen Senat.

(3) Dem Ferienausschuss dirfen  folgende
Angelegenheiten nicht zur  Beschlussfassung
vorgelegt werden:

§5Abs. 1

lit. a Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3, Nr. 4,

lit. b Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3, Nr. 6, Nr. 7 (2. HS),

Nr. 9, Nr. 10, Nr. 12, Nr. 13, Nr. 14,

lit. ¢ Nr. 1, Nr. 5 der VerfHU.

§7 Abweichung von der
Geschaftsordnung

Eine Abweichung von den Vorschriften der
Geschéaftsordnung bedarf der Mehrheit von zwei
Dritteln der Mitglieder des Akademischen Senats.
Weicht der Verhandlungsablauf von der
Geschéaftsordnung ab, so kann hiergegen ein
Einspruch nur wahrend der Behandlung des bei der
Abweichung aufgerufenen Tagesordnungspunktes
erhoben werden.

I'l. Sitzungen
§8 Termin und Dauer

(1) Sitzungen sollen in der Regel dreiwéchentlich
dienstagvormittags stattfinden. Der Akademische
Senat bestimmt in seiner letzten Sitzung in der
Vorlesungszeit eines Semesters die
Sitzungstermine fur die Vorlesungszeit des
folgenden Semesters. Die Sitzungsleitung kann bei
besonderer Dringlichkeit weitere Sitzungen
einberufen. Sie ist dazu verpflichtet, wenn
mindestens ein Drittel der Mitglieder des
Akademischen Senats oder aber eine geschlossene
Mitgliedergruppe dies verlangt. Auch die weiteren
Sitzungen sollen dienstagvormittags stattfinden.

(2) Jedes Mitglied kann eine Unterbrechung der
Sitzung unter Angabe der Dauer beantragen. Wird
der  Antrag angenommen, so muss die
Sitzungsleitung die Redeliste nach der
Unterbrechung neu erdffnen. Sie kann die Sitzung
auch bestimmte Zeit unterbrechen oder ganz
aufheben, wenn ein ordnungsgemalier Ablauf der
Sitzung nicht mehr gewé&hrleistet ist. Fir diesen
Fall kann sie entscheiden, ob die Sitzung an einem
anderen Ort oder zu einem anderen Zeitpunkt
gegebenenfalls nichtoéffentlich weitergefuhrt wird.

(3) Eine Sitzung soll einschlief3lich
Unterbrechungen nicht langer als funf Stunden
dauern. Eine Verlangerung der Sitzung uber funf
Stunden hinaus bedarf der Zustimmung von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder des
Akademischen Senats. Nicht mehr behandelte
Tagesordnungspunkte werden in die Tagesordnung
der nachsten Sitzung aufgenommen.
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§9 Einberufung

(1) Die Einberufung einer Sitzung erfolgt schriftlich.
Die Einladung muss unter Beifuigung der
Tagesordnung und der Beratungsunterlagen
spatestens am achten Tage vor dem Sitzungstag
den Mitgliedern des Akademischen Senats sowie
den Teilnehmerinnen/Teilnehmern gemaR § 1 Abs.
1 zugesandt bzw. per Fach bereitgestellt werden.
Die Art der Zustellung wird mit der Geschéftsstelle
vereinbart.

(2) Bei besonderer Dringlichkeit kann die
Sitzungsleitung die Frist gemaR Absatz 1 auf zwei
Arbeitstage herabsetzen. In diesem Fall gilt die
Sitzung nur als ordnungsgemaR einberufen, wenn
zu Beginn der Sitzung die Beschlussfahigkeit
festgestellt und die Dringlichkeit der
Tagesordnungspunkte durch Beschluss gemaR § 10
Abs. 3 anerkannt wird.

(3) Wird in einer Sitzung des Akademischen Senats
eine neue Sitzung zur Fortsetzung der bisherigen
Tagesordnung beschlossen, so genligt es, dass die
Sitzungsleitung dies mindlich verkindet.

(4) Sitzungstermin und Tagesordnung sind
offentlich bekannt zu geben.

§ 10 Tagesordnung, Vorlagen

(1) Antréage auf Aufnahme von Gegenstanden in die
Tagesordnung miussen schriftlich bis zum 20. Tag
vor der Sitzung bei der Sitzungsleitung unter
Beifiigung einer Beschlussvorlage (siehe Anlage 1)
und den erforderlichen Unterlagen eingegangen
sein. Vorlagen und etwaige weitere Unterlagen sind
in einfacher (Ordnungen in zweifacher und
Berufungsunterlagen in dreifacher) Ausfertigung
sowie in digitaler Form einzureichen.

Die Sitzungsleitung prift die eingegangenen
Antréage auf Aufnahme in die Tagesordnung.

Sie sollen zum fruhestmdglichen Zeitpunkt in die
Tagesordnung aufgenommen werden. Die
Sitzungsleitung schlagt die Tagesordnung vor. Sie
kann bestimmte Gegenstande fir die en-bloc-
Abstimmung empfehlen.

(2) Der Akademische Senat stellt zu Beginn der
Sitzung die Tagesordnung fest.

(3) Die Aufnahme zusatzlicher Tagesordnungs-
punkte kann vom Akademischen Senat mit zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder beschlossen
werden. Kommt diese Mehrheit nicht zustande, so
wird der Gegenstand in die Tagesordnung der
néachsten Sitzung aufgenommen.

(4) Nicht erledigte Beratungsgegenstande werden,
falls nichts anderes beschlossen wird, in die
Tagesordnung der ndchsten Sitzung aufgenommen.

§11 Offentlichkeit

(1) sSitzungen des Akademischen Senats mit
Ausnahme von Personalangelegenheiten sind
offentlich.



(2) Auf Antrag der Sitzungsleitung oder eines
Mitglieds des Akademischen Senats kann dieser
den Ausschluss der Offentlichkeit fir einzelne
Punkte der Tagesordnung beschlieBen. Nicht zur
Offentlichkeit gehéren die ersten  Stellver-
treterinnen/Stellvertreter der Mitglieder und die
Teilnehmerinnen/Teilnehmer gemal § 1 Abs. 2.

§12 Beratung

(1) Die Sitzungsleitung schlieBt die Beratung, wenn
die Redeliste erschopft ist oder die Beratung durch
Beschluss geschlossen wurde. Sie kann durch
Beschluss mit zwei Dritteln der anwesenden
Mitglieder erneut erdffnet werden.

Vor einer Abstimmung Gber den Antrag auf Schluss
der Beratung ist die Redeliste zu verlesen.
Antragstellerinnen/Antragsteller und Berichter-
statterinnen/Berichterstatter kdnnen sowohl zu
Beginn wie zum Abschluss der Beratung das Wort
verlangen. Nach Er6ffnung der Abstimmung durfen
Antréage nicht mehr gestellt werden.

(2) Der Akademische Senat kann die Beratung
Uber einzelne Beratungsgegenstande durch
Beschluss vertagen. Die Beratungsgegenstande
sind in diesem Fall auf die Tagesordnung der
nachsten Sitzung zu setzen, sofern nicht ein
anderer Termin bestimmt wird.

(3) Der Akademische Senat kann bis zum Eintritt in
die Abstimmung beschlieBen, dass er sich mit
einem Gegenstand der Tagesordnung nicht oder
nicht weiter befassen will. Wird der Antrag auf
Nichtbefassung abgelehnt, darf er im Laufe
derselben Sitzung nicht wiederholt werden. Wird er
angenommen, gilt dieser Gegenstand als erledigt.
Uber die Angelegenheit darf in derselben Sitzung
nicht mehr beraten werden.

§13 Antrége zur Geschéaftsordnung

(1) Geschaftsordnungsantrage (GO-Antrage), die

sich ausschlieBlich mit dem Ablauf der Sitzung

befassen durfen, sind Antrage auf:

Unterbrechung der Sitzung (8 8 Abs. 2)

Anderung der Tagesordnung (§ 10 Abs. 2)

Ergdnzung der Tagesordnung

Aufnahme eines Beratungspunktes geman

§ 14 Abs. 3

Absetzung von der Tagesordnung

Dringlichkeitsbeschluss (8 10 Abs. 3)

Schluss der Sitzung

Ausschluss der Offentlichkeit im Einzelfall

(8 11 Abs. 2)

Schluss der Redeliste (§ 12 Abs. 1)

10. Wiederer6ffnung der Redeliste geméan
§ 12 Abs. 1 Satz 2

11. Schluss der Beratung und sofortige
Abstimmung

12. Vertagung (8 12 Abs. 2)

13. Nichtbefassung (8§ 12 Abs. 3)

14. Abstimmung Uber einzelne Teile eines Antrags

15. Geheime Abstimmung (8 17 Abs. 3)

16. Antrag auf beratende Beteiligung weiterer
Personen zu einzelnen Tagesordnungspunkten
(8 1 Abs. 4)

17. Abweichung von der Behandlung in zwei
Lesungen (8 19 Abs. 1)

18. Feststellung der Beschlussfahigkeit
(8 15 Abs. 2)

N> AWM
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(2) GO-Antrage konnen jederzeit auBerhalb der
Redeliste von den Rede- und Antragsberechtigten
gestellt werden. Vor der Abstimmung ist eine
Rednerin/ein Redner gegen den Antrag zu héren
(Gegenrede). Erfolgt keine Gegenrede, so ist der
Antrag ohne Abstimmung angenommen. Erfolgt
Gegenrede, so ist ohne weitere Beratung
abzustimmen.

§ 14 Anfragen

(1) Fur jede Sitzung ist der Tagesordnungspunkt
L,Aktuelle Halbe Stunde“ vorzusehen. Dessen Dauer
sollte 30 Minuten nicht Gberschreiten.

(2) Die ,Aktuelle Halbe Stunde* beginnt mit einer
Erklarung des Présidiums, in der es seinen

Informationspflichten aus der Verfassung
nachkommt (vgl. 8§ 12 VerfHU). Mitglieder und
Teilnehmerinnen/Teilnehmer mit Rede- und

Antragsrecht haben die Méglichkeit, mindliche und
schriftliche Anfragen zu stellen. Anfrage und
Antwort werden im Sitzungsprotokoll vermerkt.
Schriftliche Anfragen sind spéatestens bis zur
Ubernachsten Sitzung zu beantworten.

(3) An die Bekanntgabe bzw. Beantwortung von
Fragen schliefdt sich keine Beratung an. § 12 Abs. 2
Satz 3 und 4 VerfHU bleiben unberihrt. Nach
Bekanntgabe bzw. Beantwortung konnen die
Mitglieder des Akademischen Senats nach MaflRgabe
der Redeliste Zusatzfragen, die sich aus der
Antwort ergeben, stellen. Ergibt sich aus der
Informationspflicht ein dringlicher Beratungsbedarf,
so kann der Akademische Senat mit einfacher
Mehrheit einen entsprechenden Punkt in die
Tagesordnung aufnehmen.

I1'l. Abstimmung und Wahlen
§ 15 Beschlussfahigkeit

(1) Der Akademische Senat ist beschlussféahig,
wenn die Sitzung ordnungsgemaR einberufen
wurde und mindestens die Halfte der Mitglieder
anwesend ist. Mitglieder, die die Sitzung vorzeitig
endgultig  verlassen, haben sich aus der
Anwesenheitsliste auszutragen und ggf. die
Vertretung anzuzeigen.

(2) Wird die Beschlussfahigkeit im Verlauf der
Sitzung angezweifelt, so hat die Sitzungsleitung die
Beschlussfahigkeit zu Uberprifen. Von Amts wegen
wird sie nicht festgestellt, mit Ausnahme der
Abstimmungen Uber auBlerplanméflige Professuren

und Honorarprofessuren, um die geman
§ 47 Abs. 3 BerlHG erforderliche doppelte
Professorenmehrheit zu gewahrleisten. Bei

Beschlussunfahigkeit kann die Sitzungsleitung die
Sitzung auf bestimmte Zeit unterbrechen oder
aufheben und Zeit und Tagesordnung der néachsten
Sitzung verkunden. Wird die Beschlussunféahigkeit
zu einem Punkt in der Tagesordnung festgestellt,
die eine Abstimmung oder Wahl zum Gegenstand
hat, so wird der Tagesordnungspunkt in der
nachsten Sitzung erneut behandelt. Wird der
Akademische Senat nach Beschlussunféhigkeit zur
Behandlung desselben  Gegenstandes erneut
einberufen, so ist er gemaR § 47 Abs. 1 BerlHG in
jedem Fall beschlussfahig, wenn in der Einladung
darauf hingewiesen wurde.



§ 16 Beschlussfassung

(1) Beschliisse werden mit der einfachen Mehrheit
der abgegebenen giltigen Stimmen gefasst, soweit
die VerfHU nichts anderes bestimmt.
Stimmenthaltungen werden bei der Berechnung
der Mehrheit gemaR Satz 1 nicht bericksichtigt
(8 47 Abs. 2 BerlHG).

Beschlisse, die eine zwei Drittel Mehrheit der
Mitglieder bzw. der Anwesenden erfordern, sind
angenommen, wenn mindestens zwei Drittel der
Mitglieder bzw. der Anwesenden des Akademischen
Senats dem Antrag zustimmen.

Bedurfen Beschlisse der doppelten Mehrheit, muss
auBBer der Mehrheit des Akademischen Senats auch
die Mehrheit der dem Akademischen Senat
angehorenden Hochschullehrerinnen/Hochschul-
lehrer zustimmen.

(2) Ist ein Beschluss des Akademischen Senats
geméal 8 46 Abs. 3 BerlHG i.V.m. § 41 Abs. 1
VerfHU in einer Angelegenheit der Forschung, der
kinstlerische Entwicklungsvorhaben, der Lehre und
der Berufung von Hochschullehrerinnen/
Hochschullehrern, in der er Entscheidungsbefugnis
hat, gegen die Stimmen samtlicher Mitglieder
mindestens einer der Mitgliedergruppen gemaéan
§ 45 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 BerlHG getroffen worden, so
muss uber die Angelegenheit auf Antrag erneut
beraten werden (suspensives Gruppenveto). Diese
Regelung gilt auch bei Abstimmung mit verdeckten
Stimmzetteln. In diesem Fall wird das Gruppenveto
durch getrennte Auszahlung der Stimmen ermittelt.
Ein weiteres Veto derselben Mitgliedergruppe ist zu
diesem Gegenstand ausgeschlossen.

(3) Das Gruppenveto zieht die Einsetzung eines
Vermittlungsausschusses nach sich. Die
Sitzungsleitung hat den Vorsitz inne. Jede Gruppe
entsendet eine Vertreterin/einen Vertreter mit
vollem Stimmrecht in den Vermittlungsausschuss.
Die das Veto einlegende Gruppe hat eine zweite
Stimme. Der Vermittlungsausschuss soll einen
Beschlussvorschlag zur endgultigen Entscheidung
im Akademischen Senat erarbeiten. Der
Vermittlungsausschuss entscheidet mit einfacher
Mehrheit.

(4) Eine erneute Entscheidung des Akademischen
Senats soll erst erfolgen, wenn der
Vermittlungsausschuss einen Beschlussvorschlag
erarbeitet hat, frihestens aber nach einer Woche.
Vorher darf der Beschluss nicht ausgefiuihrt werden.
Der Akademische Senat kann dem Beschluss-
vorschlag des Vermittlungsausschusses zustimmen
oder die urspringliche Entscheidung bestatigen.

§ 17 Abstimmung

(1) Nach der Beratung gibt die Sitzungsleitung die
Gelegenheit, Antréage zu stellen und er6ffnet dann
die Abstimmung Uber die Antrage. Die Antrage
sollen sich mit Ja oder Nein beantworten lassen.
Nach Beginn der Abstimmung sind weitere
Redebeitrdge nicht zuldssig. Abstimmungen im
schriftlichen Verfahren gemaR § 47 Abs. 4 Satz 3
BerlHG sind unzuléssig.
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(2) Bei der Abstimmung soll folgende Reihenfolge
eingehalten werden:

1. Geschéaftsordnungsantrage

2. Anderungsantrage

3. Zusatzantrage

4. Abstimmung Uber den Gegenstand selbst.

Uber den weitergehenden Antrag ist grundsatzlich
zuerst abzustimmen. Bei Zeitbestimmungen ist
Uber die langere Zeit zuerst zu entscheiden. Betrifft
der Gegenstand der Anderung Finanzfragen, ist der
Antrag weitergehender, der groéRere finanzielle
Auswirkungen fir die Humboldt-Universitat zu
Berlin erwarten lasst.

(3) Geheime Abstimmungen finden bei Personal-
angelegenheiten sowie auf Verlangen eines
stimmberechtigten Mitglieds des Akademischen
Senats statt (8 47 Abs. 4 BerlHG).

(4) Jedes Mitglied gemaR § 1 Abs. 1 kann uber eine
Abstimmung eine kurze schriftliche Erklarung zur
Aufnahme in das Protokoll abgeben
(Protokollerklarung). Die Erklarung muss wahrend
der Sitzung angekundigt werden. Ihr Text muss
spatestens am zweiten Werktag nach der Sitzung
der Schriftfuhrerin/dem Schriftfihrer vorgelegt
werden. (§ 40 Abs. 4 VerfHU)

(5) Jedes Mitglied gemaR § 1 Abs . 1, das bei einer
Abstimmung Uber Beschlisse, die anderen Stellen
zugeleitet werden, Uberstimmt worden ist, kann
verlangen, dass dem Beschluss ein
Minderheitsvotum beigefiigt wird. Es muss wahrend
der Sitzung angemeldet und innerhalb von 14
Tagen eingereicht werden. (8 40 Abs. 4 VerfHU)

8§18 Wahlen

(1) Fur alle Wahlen des Akademischen Senats gilt
die Wahlordnung der HU (HUWO) entsprechend.

(2) Wahlen sind geheim durchzufiihren. Die
Zustimmungserklarung der Bewerberin oder des
Bewerbers soll vorliegen.

(3) Die Sitzungsleitung gibt das Wahlergebnis
bekannt. Fur die Anfechtung der Wahl finden die
entsprechenden Vorschriften der HUWO Anwen-
dung. Der Einspruch st beim Vorsitzenden
einzulegen. Die Entscheidung Uber den Einspruch
trifft der Akademische Senat.

§19 Erlass von Satzungen

(1) Satzungen, die der Akademische Senat gemaf
§5 Abs. 1

lit. a Nr. 1, Nr. 5,

lit. b Nr. 1, Nr. 4, Nr. 5, Nr. 6 (sofern es sich um
Satzungen handelt), Nr. 9, Nr. 11 (2. HS),

lit. ¢ Nr. 2 VerfHU

erlasst oder andert, werden in zwei Lesungen
beraten.

Durch Beschluss des Akademischen Senats kann
mit einfacher Mehrheit auf die zweite Lesung
verzichtet werden.



(2) Vorlagen uber den Erlass von Rechts-
vorschriften missen eine erlauternde Begrindung
enthalten. Das gleiche gilt fur die Anderung
bestehender Rechtsvorschriften. Die oder der
Vorsitzende des die Rechtsvorschrift vorlegenden
Gremiums oder ein von der zustandigen Stelle
bestimmtes Mitglied hat dem Akademischen Senat
die Vorlage zu erlautern.

(3) Die Sitzungsleitung stellt sicher, dass zur
RechtmaRigkeit der Satzung im Rahmen der ersten
Lesung Stellung genommen wird.

(4) Nach der ersten Lesung ist der Satzungs-
entwurf in der HU — einschlieBlich Intranet — zu
veroffentlichen und an die Fakultaten und
Zentraleinrichtungen zur Diskussion zu Uberweisen.

(5) Vor der Beschlussfassung sind die Fakultaten
und Zentraleinrichtungen auf Antrag zu horen.

IV. Ehrungen

§ 20 Verfahren bei der Beschlussfassung
gemal 8 5 Abs. 1 lit. b Nr.13 VerfHU

Die Beschlussfassung uber die Verleihung einer
Honorarprofessur, des Titels einer auler-
planméaRigen Professorin/eines aullerplanméafigen
Professors, des Titels einer Ehrensenatorin/eines
Ehrensenators und die Zustimmung zur Verleihung
der Ehrendoktorwirde durch eine Fakultat erfolgt
in zwei Lesungen; im Ubrigen entspricht das
Verfahren dem einer Berufung (vgl. auch § 15
Abs. 2). Der Akademische Senat kann durch
Beschluss mit zwei Dritteln seiner Mitglieder auf die
zweite Lesung verzichten. Die erste Lesung dient
der allgemeinen Beratung Uber den Antrag auf
Ehrung. Der Akademische Senat legt in der ersten
Lesung fest, welche Unterlagen zur zweiten Lesung
Uber die Ehrung noch beizubringen sind.

V. Kommissionen und Senatsbeauftragte
§ 21 Kommissionen

(1) Zur Vorbereitung seiner Entscheidungen und
zur Unterstlitzung des Prasidiums bildet der
Akademische Senat gemafl § 6 Abs. 1 VerfHU
Standige Kommissionen fur:

Entwicklungsplanung (EPK),

Haushalt (HHK),

Forschung und wissenschaftlichen

Nachwuchs (FNK),

Lehre und Studium (LSK),

Medien (MK),

Standortentwicklung (StEK),

Frauenforderung (KFF).

PNO>AEWDN

(2) GemaR 8§ 6 Abs. 2 VerfHU haben in der
Standigen Kommission fir Lehre und Studium die
Studierenden die Halfte der Sitze und Stimmen.

(3) GemalR 8§ 6 Abs. 3 VerfHU kann der
Akademische Senat weitere Kommissionen
einrichten oder Arbeitsgruppen mit der
Untersuchung besonderer Fragen beauftragen.

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 30/2008

(4) GemaR 8§ 6 Abs. 4 VerfHU kann der
Akademische Senat im Einzelfall oder fur Gruppen
von Angelegenheiten den Kommissionen
Entscheidungskompetenz Ubertragen; die
Ubertragung kann jederzeit widerrufen werden. Gilt
fir die Ubertragene Entscheidungskompetenz
geméalR § 47 Abs. 1 Berl[HG die doppelte
Professorenmehrheit, ist die Entscheidung geman
§ 15 Abs. 2 entsprechend zu treffen. Bei der
Ubertragung der Entscheidungskompetenz kann
der Akademische Senat qualifizierte Mehrheiten bei
der Entscheidung in der Kommission vorsehen.

(5) Die Mitglieder der Kommissionen werden
geméal § 61 Abs. 2 BerlHG von den Vertretern ihrer
Mitgliedergruppen benannt. Die Benennung sollte
einvernehmlich erfolgen. Kann Einvernehmen unter
den Gruppenlisten nicht hergestellt werden, so
haben die Gruppenlisten ein Benennungsrecht fur
Kommissionsvertreter im Verhdltnis der Starke der
einzelnen Liste. Hierbei sind die zu vergebenden
Sitze aller Kommissionen zu addieren und nach
dem Hare/Niemayer-Verfahren zu verteilen.

(6) Die Prasidentin/der Prasident oder eine von ihm
beauftragte Person nimmt die Konstituierung der
Kommissionen des Akademischen Senats vor.

(7) Fur die Rechte und Pflichten der Mitglieder des
Prasidiums in den Kommissionen wird auf
8§ 12 Abs. 4 VerfHU verwiesen.

(8) Uber den Vorsitz entscheiden die Mitglieder der
Kommission.

(9) Kommissionen kodnnen sich mit Zustimmung
des Akademischen Senats eine Geschéaftsordnung
geben.

§ 22 Senatsbeauftragte

Der Akademische Senat kann gemaR § 28 Abs. 4
VerfHU zur Beurteilung eines Berufungsverfahrens
fakultatsfremde Senatsbeauftragte einsetzen.

VI. Geschaftsstelle und Protokoll
8§ 23 Geschéaftsstelle

Der Akademische Senat wird bei der Erledigung
seiner Aufgaben von der Geschaftsstelle
unterstitzt.

§ 24 Protokollfuhrung

(1) Uber jede Sitzung des Akademischen Senats
wird ein von der Sitzungsleitung und vom
Protokollfihrerin/der Protokollfihrer zu
unterzeichnendes Beschlussprotokoll gefertigt. Der
Sitzungsverlauf wird durch einen Tontrager
aufgezeichnet; diese Aufnahmen sind von der
Geschéftsstelle bis zur Genehmigung des Protokolls
aufzubewahren und anschlieBend zu I6schen.



(2) Das Protokoll enthalt:

1. Ort, Beginn und Ende der Sitzung,

2. die Anwesenheitsliste getrennt nach den
Mitgliedern, Teilnehmerinnen/Teilnehmern mit
Rederecht und unter Angabe der Personen
gemaR § 1 Abs. 4,

3. die Aufzéhlung der Tagesordnungspunkte,

4. Wortlaute der Beschlisse unter Angabe der
Antragstellerin/des Antragstellers und des
Abstimmungsergebnisses mit Ausnahme von
Geschéftsordnungsantragen,

5. das Ergebnis von Wahlen unter Angabe der fur
die einzelnen Bewerberinnen/Bewerber
abgegebenen Stimmen,

6. den Wortlaut schriftlicher Anfragen gemaR
§ 14 sowie deren Beantwortung durch das
Prasidium,

7. FErklarungen zum Protokoll, sofern diese
fristgemaR der Sitzungsleitung oder der
Schriftfuhrerin/dem  Schriftfihrer Uberreicht
wurden.

(3) Beschlusse, die in nichtéffentlicher Sitzung
gefasst wurden, sind besonders zu kennzeichnen.

(4) Das Protokoll wird in einer Sitzung des
Akademischen Senats genehmigt. Das Protokoll der
letzten Sitzung der Amtsperiode des Akademischen
Senats wird im Umlaufverfahren genehmigt.

(5) Das gemalR Absatz 4 genehmigte Protokoll wird
durch Aushang bekannt gemacht.
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VII. Schlussbestimmungen — Anderung der
Geschaftsordnung, Geltungsbereich und
I nkrafttreten

§ 25 Anderung der Geschaftsordnung

Anderungen der Geschéaftsordnung kénnen nur
aufgrund eines Antrages gemaR § 19 beraten und
beschlossen werden.

§ 26 Geltungsbereich

Diese Geschaftsordnung gilt fir den Akademischen
Senat sowie fir alle anderen Gremien der
Akademischen Selbstverwaltung der Humboldt-
Universitat zu Berlin, sofern sie lUber keine eigene
Geschaftsordnung verfigen, entsprechend.

8§ 27 Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am Tage nach der
Veroffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin in Kraft.
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Anlage 1
Antragstellende Institution: Datum:
Antragstellerin/ Antragsteller: Bearbeiterin/Bearbeiter:

Tel.:

Vorlage Nr.
- zur Beschlussfassung -
fur die Sitzung des Akademischen Senates am:

1. Gegenstand der Vorlage:

2. Berichterstatterin/Berichterstatter:

3. Beschlussentwurf:

4. Begrindung:

5. Rechtsgrundlagen:

6. HaushaltsmaRige Auswirkungen:

Unterschrift
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Geschéaftsordnung

Humboldt-Universitat zu Berlin 16.11.2005 (geéndert am 21.10.2009)
Philosophische Fakultéat |

Die Philosophische Fakultéat | ist eine organisatorische Grundeinheit der Humboldt-
Universitat im Sinne eines Fachbereiches gemaR § 69 Abs. 1 BerlHG.

Die Fakultat gliedert sich in folgende Institute, die sich als selbstandige wissenschaftliche
Einrichtungen gemaR 8 75 Abs. 1 BerlHG verstehen und Aufgaben der Fakultat in Lehre
und Forschung unbeschadet der Regelungen des § 71 Abs. 1 BerlHG bearbeiten und
verantworten:

- Institut far Bibliotheks- und Informationswissenschaft

- Institut fur Européische Ethnologie

- Institut fir Geschichtswissenschaften

- Institut fur Philosophie

Der Fakultat gehort als institutsiibergreifende Struktur die Fakultatsverwaltung an. Sie ist
dem Dekan oder der Dekanin direkt unterstellt und allen Instituten gleichermaflen
verpflichtet.

Organ der Fakultat sind gemaR § 70 Abs. 1 BerlHG der Fakultatsrat und der Dekan oder
die Dekanin als Sprecher bzw. Sprecherin der Fakultat. Der Dekan oder die Dekanin
vertritt die Fakultat und fihrt deren Geschéafte gemaR § 72 BerlHG. Der Dekan oder die
Dekanin und seine oder ihre Stellvertreter oder Stellvertreterin werden vom Fakultatsrat
aus dem Kreis der ihm angehdrenden Professoren und Professorinnen gewdhlt. lhre
Amtszeit betragt zwei Jahre, eine Wiederwahl ist zulassig.

Der Fakultatsrat hat auf seiner Sitzung am 16.11.2005 folgende Geschaftsordnung
beschlossen:

Geschaftsordnung des Fakultatsrates
Ubersicht
I. Allgemeines

§ 1 Mitglieder

§ 2 Vertretung

§ 3 Mandatsbeendigung

8 4 Vorsitz

§ 5 Auslegung der Geschéaftsordnung
Il. Sitzungen

8§ 6 Termine

§ 7 Einberufung

§ 8 Tagesordnung

8§ 9 Vorlagen

§ 10 Offentlichkeit

§ 11 Beratung

8§ 12 Antrage zur Geschaftsordnung
I1l. Abstimmungen

8§ 13 Beschluf¥fahigkeit

8 14 Beschluf3fassung

§ 15 Abstimmung
IV. Sonstiges

§ 16 Kommissionen und Beauftragte

§ 17 Protokoll

8§ 18 Inkrafttreten



I. Allgemeines

§ 1 Mitglieder
(1) Dem Fakultatsrat gehoren als Mitglieder (8§ 70 Abs.2 BerlHG) an:

- 7 Professoren oder Professorinnen

- 2 akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen
- 2 Studierende

- 2 sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen.

(2) Mit Rede- und Antragsrecht sind berechtigt, an den Sitzungen teilzunehmen:

- der Prasident oder die Prasidentin der Universitat
- die Geschaftsfiuhrenden Direktoren oder Direktorinnen der Institute

die Vorsitzenden der Kommissionen des Fakultatsrates bei Tagesordnungspunkten,
die die Arbeit der Kommissionen betreffen

- der Leiter oder die Leiterin der Fakultatsverwaltung

- jeweils ein Vertreter oder eine Vertreterin der Fachschaften
ein Mitglied der Personalvertretung

- die Frauenbeauftragte der Fakultat.

(3) Professoren oder Professorinnen, die nicht dem Fakultatsrat angehdren, sind bei der
Beratung aller wesentlichen Angelegenheiten ihres Fachgebietes zu hdren (8 70 Abs. 6
BerlHG).

(4) Bei Entscheidungen Uber Berufungsvorschlage, Habilitationen, Habilitations- und
Promotionsordnungen haben (gemaR § 70 Abs. 5 BerlHG i.V.m. der Einstweiligen
Regelung Uber die Mdglichkeit der stimmberechtigten Mitwirkung von Professoren und
Professorinnen im Fakultétsrat) alle hauptberuflichen sowie die durch den Akademischen
Senat mitgliedschaftlich gleichgestellten Professoren oder Professorinnen der Fakultat die
Moglichkeit der stimmberechtigten Mitwirkung im Fakultatsrat.

(5) Trifft der Fakultatsrat Entscheidungen, die die Belange der Institute unmittelbar
beriihren, so sind diese vor der Entscheidung zu héren.

§ 2 Vertretung

Die stimmberechtigten Mitglieder gemaR 8 1 (1) kénnen sich im Fall ihrer Verhinderung
von einem Bewerber oder einer Bewerberin aus dem Wahlvorschlag, durch den sie
gewahlt wurden, vertreten lassen (8 18 Abs. 1 HUWO). Die Verhinderung ist im Dekanat
der Fakultat anzuzeigen. Die Mitglieder haben selbst fiir ihre Vertretung zu sorgen.

§ 3 Mandatsbeendigung

Die Mitglieder und deren Vertreter oder Vertreterinnen sind verpflichtet, die Niederlegung
des Mandats dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des ortlichen Wahlvorstandes
gemalR § 18 Abs. 2 HUWO unverziglich schriftlich mitzuteilen.

§ 4 Vorsitz
Den Vorsitz fuhrt im Regelfall der Dekan oder die Dekanin (8§ 72 Abs. 3 BerlHG), bei
Verhinderung der Prodekan oder die Prodekanin.

§ 5 Anderung der Geschéaftsordnung
Anderungen in der Geschaftsordnung sind auf Antrag maéglich. Sie kénnen nur mit
mindestens Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Fakultatsrates beschlossen werden.



Il. Sitzungen

8§ 6 Termine

Die Termine der Sitzungen werden jeweils zu Beginn des Semesters festgelegt.
Abweichungen davon werden immer fir die nachfolgende Sitzung vereinbart. Die
Vorsitzende kann bei besonderer Dringlichkeit weitere Sitzungen einberufen. Sie ist dazu
verpflichtet, wenn mindestens finf Mitglieder dies unter Angabe der Tagesordnung
beantragen. Die Sitzung soll innerhalb von zwei Wochen nach Eingang des Antrages
stattfinden.

§ 7 Einberufung

(1) Die Einladung zu einer Sitzung sollte wird vom Vorsitzenden oder von der
Vorsitzenden unter Beifigung der Tagesordnung und der Beratungsunterlagen spatestens
7 Tage vor Sitzungsbeginn jedem Mitglied sowie den Teilnehmern und Teilnehmerinnen
mit Rede- und Antragsrecht zur Verfiigung gestellt.

Eine Einladung erhalten ferner der Prasident oder die Prasidentin und die
Frauenbeauftragte der Universitat.

(2) Zu Entscheidungen gem. § 70 Abs. 5 BerlHG haben die eingeladenen, nicht dem
Fakultatsrat angehérenden Professoren oder Professorinnen schriftlich ihren
Mitwirkungswillen zu erklaren.

(3) Sitzungstermin und Tagesordnung sind im Dekanat und an allen Instituten durch
Aushang 6ffentlich bekanntzugeben.

§ 8 Tagesordnung

(1) Der Fakultatsrat kann vor Eintritt in die Tagesordnung die von der Vorsitzenden
festgesetzte Reihenfolge &ndern (Geschaftsordnungsantrag), Gegenstdnde von der
Tagesordnung absetzen (Geschaftsordnungsantrag) oder die Tagesordnung erganzen.
Widerspricht ein Mitglied der Aufnahme eines Gegenstandes in die Tagesordnung, wird
dariiber abgestimmt. Die Aufnahme dieses Gegenstandes in die Tagesordnung bedarf
dann einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder.

(2) Der Fakultatsrat kann die Sitzung vor Erledigung der Tagesordnung schlieRen
(Geschéaftsordnungsantrag). Sofern nichts anderes beschlossen wird, werden die nicht
erledigten Gegenstande in die Tagesordnung der nachsten Sitzung aufgenommen.

8 9 Vorlagen

(1) Antrage sind in Form von Vorlagen zur BeschluR3fassung oder Vorlagen zur
Kenntnisnahme einzureichen. Der Vorlage ist ein BeschluBentwurf voranzustellen, der
auch bestimmt, wer den Beschlul3 auszufiihren hat.

(2) Zur Einreichung von Vorlagen und Anmeldung von Beratungsgegenstanden sind nur
die Mitglieder und Teilnehmer oder Teilnehmerinnen mit Rede- und Antragsrecht
berechtigt. Die Beratungsgegenstande werden von den in den Vorlagen angegebenen
Berichterstatterinnen vertreten. Stellungnahmen der Institutsrate und von Kommissionen
sind dem Beratungsgegenstand entsprechend beizufligen.

(3) Der Text einer Vorlage soll den Umfang von finf Seiten nicht Gbersteigen. Anlagen zu
Vorlagen sind auf das notwendige Mindestmal zu beschranken.

(4) Bei Entscheidungen Uber Berufungsvorschlage und Habilitationen ist die Méglichkeit
der Akteneinsicht zu gewahrleisten.
Die Frist hierfur betragt i.d.R. zwei Wochen. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende kann



die Frist angemessen verlangern, soweit das notwendig ist. Falls erforderlich, wird Uber
die Mdglichkeit der Akteneinsicht getrennt von der Ublichen Einladung informiert.

(5) Uber die Aufnahme von Antragen in Form von Tischvorlagen in die Tagesordnung
entscheidet der Fakultatsrat gemaR § 8 (1). Der Antragsteller oder die Antragstellerin ist
verpflichtet, die Tischvorlagen selbst zu verschicken oder in ausreichender Anzahl zur
Beratung vorzulegen.

(6) In Ausnahmefallen kann der Fakultatsrat ohne Vorlagen beschliel3en.

§ 10 Offentlichkeit
(1) Die Sitzungen des Fakultatsrates und die der Kommissionen sind in der Regel
offentlich.

(2) Auf Antrag des Dekans oder der Dekanin oder mindestens eines Drittels der
stimmberechtigten Mitglieder kann der Fakultatsrat den AusschluB der Offentlichkeit fur
einzelne Tagesordnungspunkte beschlieRen (Geschaftsordnungsantrag).

(3) Personaleinzelangelegenheiten werden in nichtéffentlicher Sitzung behandelt.

§ 11 Beratung
(1) Der Vorsitzende oder die Vorsitzende erdffnet Gber jeden Gegenstand der
Tagesordnung die Beratung.

(2) Die Mitglieder des Fakultatsrates haben das Recht, jederzeit innerhalb der Beratung
nach Worterteilung zur Sache zu sprechen (Rederecht) und Antrage zu stellen
(Antragsrecht). Gleiches gilt fur die Teilnehmer und Teilnehmerinnen gemalR § 1 Abs. (2).

§ 12 Antrage zur Geschaftsordnung
(1) Geschéftsordnungsantrage sind:

- Anderung der Tagesordnung

- Absetzung von der Tagesordnung

- Dringlichkeitsbeschluf3 (2/3-Mehrheit)
- Schluf3 der Sitzung

- AusschluB der Offentlichkeit

- Schlul der Beratung

(2) Geschaftsordnungsantrage kénnen jederzeit gestellt werden,
Geschéaftsordnungsantrage zur Tagesordnung jedoch nur vor Eintritt in die Tagesordnung.
Vor der Abstimmung ist ein Redner oder eine Rednerin gegen den Antrag zu hdren
(Gegenrede). Erfolgt keine Gegenrede, so ist der Antrag ohne Abstimmung
angenommen. Erfolgt Gegenrede, so ist ohne weitere Beratung abzustimmen.

Il'l. Abstimmungen

§ 13 BeschluRfahigkeit
(1) Der Fakultatsrat ist beschlu3fahig, wenn und solange mindestens die Halfte der
Mitglieder anwesend ist und die Sitzung ordnungsgemaR einberufen wurde.



(2) Bei BeschluBunféahigkeit kann der Vorsitzende oder die Vorsitzende die Sitzung auf
bestimmte Zeit unterbrechen oder aufheben und Zeit und Tagesordnung der néchsten
Sitzung verkinden.

§ 14 BeschluRfassung

Beschliisse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen gultigen Stimmen
gefal’t, soweit das BerlHG und diese Ordnung nichts anderes bestimmen.
Stimmenthaltungen werden bei der Berechnung der Mehrheit nicht bericksichtigt.

§ 15 Abstimmung
(1) Nach der Beratung eréffnet der Vorsitzende oder die Vorsitzende die Abstimmung
Uber die Antrage. Die Antrage sollen sich mit Ja oder Nein beantworten lassen.

(2) Abgestimmt wird in der Regel durch Handzeichen.

(3) Auf Verlangen eines stimmberechtigten Mitglieds ist die Abstimmung gemaf § 47
Abs. 4 BerlHG mit verdeckten Stimmzetteln durchzufiihren.

I'V. Sonstiges

§ 16 Kommissionen und Beauftragte

(1) Der Fakultatsrat kann zur Unterstitzung seiner Arbeit Kommissionen und Beauftragte
einsetzen (8§ 73 Abs. 1 BerlHG). Deren Mitglieder mussen nicht Mitglieder des
Fakultatsrates sein.

(2) Die Amtszeit der Kommissionen und Beauftragten endet spatestens mit der Amtszeit
des eingesetzten Fakultatsrates.

§ 17 Protokoll

(1) Uber jede Sitzung wird ein BeschluBprotokoll gefertigt, das alle Mitglieder des
Fakultatsrates sowie die Geschaftsfilhrenden Direktoren oder Direktorinnen erhalten. Das
Protokoll ist vom Vorsitzenden oder von der Vorsitzenden und dem Schriftfihrer oder der
Schriftfihrerin zu unterzeichnen.

Ein Protokoll erhalt ferner der Prasident oder die Prasidentin, der zustandige
Vizeprasident oder die zustandige Vizeprasidentin und die Frauenbeauftragte der
Universitat. Das Beschlussprotokoll zum 6ffentlichen Teil der Sitzung wird dariber hinaus
auf der Homepage der Philosophischen Fakultat | zur Verfigung gestellt.

(2) Jeder Sitzungsteilnehmer und jede Sitzungsteilnehmerin gemaR 8 1 hat das Recht,
Erklarungen zu Protokoll zu geben.

(3) Das Protokoll wird auf der nachsten Sitzung genehmigt. Uber Antrage auf
Protokollanderung entscheidet der Fakultatsrat.

(4) Beschlisse, die in nichtoffentlicher Sitzung gefal3t wurden, sind besonders zu
kennzeichnen.

8 18 Inkrafttreten
Die Geschéaftsordnung tritt mit der Annahme durch den Fakultatsrat in Kraft.



Oh mein Gott, sie haben
Humboldt getotet!
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Studienangebot

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 25/2014

fur das Akademische Jahr 2014/15

Der Akademische Senat der Humboldt-Universitat zu
Berlin hat am 15. April 2014 auf Grund von § 61 Ab-
satz 1 Nummer 12 des Gesetzes Uber die Hochschulen
im Land Berlin (Berliner Hochschulgesetz - BerlHG) in
der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung
vom 26. Juli 2011 (GVBI. S. 378) in Verbindung mit
§ 3 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes Uber die Zulassung
zu den Hochschulen des Landes Berlin in zulassungs-
beschrankten Studiengangen (Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetz - BerlHZG) in der Fassung der Bekannt-
machung der Neufassung vom 18. Juni 2005 (GVBI.
S. 393), zuletzt geandert durch Artikel I des Gesetzes
vom 26. Juni 2013 (GVBI. S. 198), und gemaB § 5 Ab-
satz 1 Buchstabe b Nummer 5 der Verfassung der
Humboldt-Universitat zu Berlin in der Fassung der Be-
kanntmachung der Neufassung vom 24. Oktober 2013
(Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat
zu Berlin Nr. 47/2013 vom 28. Oktober 2013) das
Studienangebot fiir das Akademische Jahr 2014/15
beschlossen:?!

§1

An der Humboldt-Universitat zu Berlin wird im Akade-
mischen Jahr 2014/15 das sich aus den Anlagen 1
bis 3 ergebene Studienangebot vorgehalten.

§ 2

An der Humboldt-Universitat zu Berlin werden fir die
Zulassung zum Wintersemester 2014/15 und zum
Sommersemester 2015 die sich aus der Anlage 1 er-
gebenden Hochstzahlen festgesetzt.

! Die Bestatigung durch das Prasidium erfolgte am 30. April 2014.
Die Bestéatigung der fir Hochschulen zustdndigen Senatsverwaltung er-
folgte flir das Wintersemester 2014/15 am 26. Mai 2014.

§ 3

Die in der Anlage 2 ausgewiesenen Kombinationsmdg-
lichkeiten von Studienféchern werden abschlieBend
festgesetzt.

§ 4

(1) 'In den in Anlage 3 aufgefiihrten Studiengingen
und Studienfdachern werden keine Neuimmatrikulatio-
nen bzw. Neuregistrierungen vorgenommen. % Mit Aus-
nahme eines Wechsels aus der neuen, gestuften Stu-
dienstruktur in auslaufende Studiengange oder Stu-
dienfacher bleiben kapazitatsneutrale Studiengangs-
oder Studienfachwechsel innerhalb der Universitdt
maoglich.

(2) *Zu den jeweils aufgefiihrten Terminen kann die
Abschlussprifung im jeweiligen Studiengang letztmals
abgelegt werden; Studienangebote, bei denen dieser
Termin zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-
zung bereits verstrichen ist, sind in Klammern ausge-
wiesen. 2Nach Ablauf des entsprechenden Priifungs-
verfahrens ist der jeweilige Studiengang aufgehoben,
§ 126 Absatz 5 BerlHG.

§5

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2014 in
Kraft.
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Zulassungszahlen fiir das Akademische Jahr 2014/15

Studiengange, Studienfacher Abschliisse 1.FS 1.FS  |Zulassungsbeschrankungen
und sonstiges Studienangebot " WS 14/15 [ SS 2015 |[fiir hohere Fachsemester ?
Juristische Fakultat
Rechtswissenschaft ' 1. Jur. Prifung 425 nur WS 12.-3./4.-9. FS: Auffillprinzip
Rechtswissenschaft %) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Europaisches Recht und Rechtsvergleich %9 LL.M. 10 nur WS |0
Rechtsvergleichende Studien zum deutschen, euro- LL.M. nur SS 5 0
paischen und chinesischen Recht (120 LP) #-813:29
Rechtsvergleichende Studien zum deutschen, euro- LL.M. 5 nur WS [0
paischen und chinesischen Recht (150 LP) #-%:6: %24
Deutsches Recht  (WB) LL.M. 30 nur WS |0
Deutsches und Européisches Recht und LL.M. 10 nur WS |0
Rechtspraxis (Master of German and European
Law and Legal Practice - M.LL.P.) ¥ (WB)
Europawissenschaften 9 1919:21 (WB) M.E.S 25 nur WS |0
Immaterialgtiterrecht und Medienrecht 7 (WB) LL.M. 15 0 0
Public Policy 311 (WB) MPP 0 0 0
Grundkenntnisse im Deutschen Recht (WB) Zertifikat 25 25 -
Lebenswissenschaftliche Fakultat
Agrar- und Gartenbauwissenschaften B.Sc. (K-LA) 30 nur WS |frei
[Agrarwissenschaften B.Sc. (M) 120 nur WS |frei
Agrarwissenschaften ¥ B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Gartenbauwissenschaften B.Sc. (M) 90 nur WS |frei
Gartenbauwissenschaften 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Agrarokonomik/Agricultural Economics M.Sc. 20 10 frei
Fish Biology, Fisheries and Aquaculture M.Sc. frei frei frei
Horticultural Sciences ™ M.Sc. 5 nur WS |[frei
Integrated Natural Resource Management M.Sc. 45 nur WS |frei
Prozess- und Qualitdtsmanagement in Landwirtschaft M.Sc. 30 15 frei
und Gartenbau
Rural Development (ERASMUS Mundus) ®* M.Sc. 10 nur WS |frei
Agrar- und Gartenbauwissenschaften M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Internationale Entwicklungszusammenarbeit ¥ (WB) Zertifikat 20 nur WS |0
Biologie B.Sc. (M) 165 nur WS |Auffillprinzip
Biologie B.Sc. (K-LA) 45 nur WS |Auffiillprinzip
Biologie B.A/B.Sc. (Z-LA) 50 nur WS |Auffllprinzip
Biologie 32 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Biophysik B.Sc. (M) 50 nur WS |Auffillprinzip
Biophysik M.Sc. frei frei frei
Computational Neuroscience ° -2 M.Sc. 15 nurWs |0
Molekulare Lebenswissenschaft M.Sc. 30 20 Auffillprinzip
Organismische Biologie und Evolution M.Sc. frei frei frei
Biologie M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei frei frei
Biologie M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei frei frei
Biologie M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei frei frei
Biologie M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei frei frei
Psychologie B.Sc. (M) 95 nur WS |Auffillprinzip
Psychologie ¥ B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Mind and Brain - Track Brain * M.Sc. 13 nur WS |2.-3. FS: Auffiillprinzip, 4. FS: 0
Mind and Brain - Track Mind ¥ M.A. 12 nur WS |2.-3. FS: Auffiillprinzip, 4. FS: 0
Psychologie M.Sc. 80 nur WS |Auffillprinzip
Psychologische Psychotherapie ¥ (WB) Staatl. Priifung 18 nur WS |0
Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultat
Chemie B.Sc. (M) frei nur WS |frei
Chemie B.Sc. (K-LA) 30 nur WS |frei
Chemie B.A./B.Sc. (Z-LA) 45 nur WS |frei
Chemie ¥ B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Chemie M.Sc. frei frei frei
Chemie M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Chemie M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Chemie M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Chemie M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
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Studiengange, Studienfacher Abschliisse 1.FS 1.FS  |Zulassungsbeschrankungen
und sonstiges Studienangebot WS 14/15 [ SS 2015 |[fiir hohere Fachsemester ?
Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultat
Geographie B.A./B.Sc. (M) 95 nur WS |Auffillprinzip
Geographie B.A./B.Sc. (K-LA) 15 nur WS |Auffillprinzip
Geographie B.A./B.Sc. (Z-LA) 15 nur WS |Auffiillprinzip
Geographie 32 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Geographie der GroRstadt — Humangeographie M.A. 20 nur WS |Auffillprinzip
Physische Geographie von Mensch-Umwelt-Systemen M.Sc. 15 nur WS [Auffillprinzip
Geographie M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Geographie M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Geographie M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Geographie M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Informatik B.Sc. (M) 200 nur WS |frei
Informatik B.A. (K-LA) frei nur WS |frei
Informatik B.A./B.Sc. (Z-LA) frei nur WS |[frei
Informatik -2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Informationsmanagement & Informationstechnologie B.A. (M) 25 nur WS |Auffilllprinzip
Informatik M.Sc. frei frei frei
Informatik M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Informatik M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Informatik M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Informatik M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Mathematik B.Sc. (M) frei nur WS |frei
Mathematik B.A. (K-LA) 70 nur WS |frei
Mathematik B.A./B.Sc. (Z-LA) 70 nur WS |frei
Mathematik 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Grundlagen der Naturwissenschaften -2 B.Sc. (B) 0 0 0
Mathematik M.Sc. frei frei frei
Mathematik M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Mathematik M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Mathematik M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS [frei
Mathematik M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Physik B.Sc. (M) frei nur WS |[frei
Physik B.Sc. (K-LB) frei nur WS |frei
Physik B.A./B.Sc. (Z-LA) frei nur WS |[frei
Physik 922 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Physik M.Sc. frei frei frei
Polymer Science * 914191720 M.Sc. frei nurWS |2.FS:0, 3. FS: frei, 4. FS: 0
Physik M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei frei frei
Physik M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei frei frei
Physik M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei frei frei
Physik M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei frei frei
[Philosophische Fakultat |
Philosophie B.A. (K) 90 nur WS |Auffillprinzip
Philosophie B.A./B.Sc. (2) 70 nur WS |Auffiillprinzip
Philosophie ¥ 2 B A./B.Sc. (B) 0 0 0
Philosophie/Ethik A. (K-LB) 20 nur WS |Auffillprinzip
Philosophie/Ethik B A /B.Sc. (Z-LB) 20 nur WS |Auffiillprinzip
Philosophie M.A. 45 nur WS |Auffillprinzip
Ethik M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |[frei
Ethik M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |[frei
Philosophie/Ethik M.Ed. (120 LP, 2. F.) 30 nur WS |frei
Geschichte B.A. (K-LA) 140 nur WS |Auffiillprinzip
Geschichte B.A/B.Sc. (Z-LA) 140 nur WS |Auffillprinzip
Geschichte *# B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Alte Geschichte @ M.A. 0 0 0
European History ™ M.A. 5 nur WS |Aufflillprinzip
Geschichtswissenschaften M.A. 50 nur WS |Auffillprinzip
Mittelalterliche Geschichte # ' M.A. 0 0 0
Moderne Européische Geschichte M.A. 20 5 Auffiillprinzip
Geschichte M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Geschichte M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Geschichte M.Ed. (120 LP, 1. F.) 20 nur WS |Auffillprinzip
Geschichte M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
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Studiengange, Studienfacher Abschliisse 1.FS 1.FS  |Zulassungsbeschrankungen
und sonstiges Studienangebot WS 14/15 [ SS 2015 |[fiir hohere Fachsemester ?
[Philosophische Fakultat |
Europaische Ethnologie B.A. (K) 35 nur WS |Auffiillprinzip
Europaische Ethnologie B.A./B.Sc. (2) 25 nur WS |Auffillprinzip
Européische Ethnologie ¥ B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Europaische Ethnologie M.A. 30 5 Auffiillprinzip
Bibliotheks- und Informationswissenschaft B.A. (K) 45 nur WS |Auffillprinzip
Bibliotheks- und Informationswissenschaft B.A./B.Sc. (2) 20 nur WS |Auffiillprinzip
Bibliotheks- und Informationswissenschaft ¥ 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Bibliotheks- und Informationswissenschaft M.A. 30 nur WS |Auffillprinzip
Bibliotheks- und Informationswissenschaft M.A. (LIS) 60 nur WS |Auffillprinzip
(WB, Fernstudium)
Digital Information and Asset Management ¥ 49 (WB) ~ M.A. 20 nur WS |0
[Philosophische Fakultat Il
Deutsch B.A. (K-LA) 65 nur WS |Auffillprinzip
Deutsch B.A./B.Sc. (Z-LA) 110 nur WS |Auffiillprinzip
Deutsch * B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Deutsche Literatur B.A. (K) 70 nur WS |Auffillprinzip
Deutsche Literatur B.A/B.Sc. (2) 55 nur WS |Auffillprinzip
Germanistische Linguistik B.A. (K) 60 nur WS |Auffiillprinzip
Germanistische Linguistik B.A./B.Sc. (2) 45 nur WS |Auffillprinzip
Historische Linguistik B.A. (K) 25 nur WS |frei
Historische Linguistik B.A./B.Sc. (2) 20 nur WS |frei
Deutsch als Fremdsprache M.A. 25 nur WS |Auffillprinzip
Deutsche Literatur M.A. 35 nur WS |Auffillprinzip
Europaische Literaturen M.A. 35 nur WS |Auffillprinzip
Historische Linguistik M.A. frei nur WS |frei
Linguistik M.A. 25 nur WS |Auffillprinzip
Deutsch M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Deutsch M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Deutsch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Deutsch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien B.A. (M) 60 nur WS |Auffillprinzip
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien B.A. (K) 45 nur WS |Auffillprinzip
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien B.A./B.Sc. (2) 30 nur WS |Auffillprinzip
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien M A. frei nur WS |frei
Franzosisch A. (K-LA) 55 nur WS |Auffillprinzip
Franzosisch B A /B.Sc. (Z-LA) 55 nur WS |Auffiillprinzip
Italienisch A. (K-LA) frei nur WS |frei
Italienisch B A /B.Sc. (Z-LA) frei nur WS |frei
Spanisch A. (K-LA) 50 nur WS |Auffillprinzip
Spanisch B A /B.Sc. (Z-LA) 50 nur WS |Auffiillprinzip
Portugiesisch % B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Rumanisch 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Katalanisch 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Euromaster flir Franzdsische und Frankophone M.A. 5 nur WS |0
Studien (Master Européen en Etudes Frangaises
et Francophones) ##*
Romanische Kulturen M.A. frei nur WS |[frei
Franzosisch M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Franzosisch M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Franzosisch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Franzosisch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Italienisch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Italienisch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Spanisch M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Spanisch M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Spanisch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Spanisch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
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Studiengange, Studienfacher Abschliisse 1.FS 1.FS  |Zulassungsbeschrankungen
und sonstiges Studienangebot WS 14/15 [ SS 2015 |[fiir hohere Fachsemester ?
[Philosophische Fakultat I

[Amerikanistik B.A. (K) 35 nur WS |Auffillprinzip
[Amerikanistik B.A./B.Sc. (2) 25 nur WS |Auffllprinzip
Englisch B.A. (K-LA) 105 nur WS |Auffillprinzip
Englisch B.A./B.Sc. (Z-LA) 95 nur WS |Auffillprinzip
[Amerikanistik M.A. 30 nur WS |Auffillprinzip
English Literatures M.A. frei nur WS |frei

Englisch M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS [frei

Englisch M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Englisch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei

Englisch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Russisch B.A. (K-LA) frei nur WS |[frei

Russisch B.A./B.Sc. (Z-LA) frei nur WS |frei
Slawische Sprachen und Literaturen B.A. (K) frei nur WS |frei
Slawische Sprachen und Literaturen B.A./B.Sc. (2) frei nur WS |frei
Slawische Sprachen und Literaturen *-%) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Ungarische Literatur und Kultur B.A. (K) frei nur WS |frei
Ungarische Literatur und Kultur B.A./B.Sc. (2) frei nur WS |frei
Ungarische Literatur und Kultur 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Kulturen Mittel- und Osteuropas M.A. frei nur WS |frei
Slawische Literaturen % M.A. 0 0 0

Slawische Sprachen M.A. frei nur WS |frei

Russisch M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Russisch M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS [frei

Russisch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei

Russisch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
Griechisch B.A. (K-LA) frei nur WS |frei
Griechisch B.A./B.Sc. (Z-LA) frei nur WS |frei
Griechisch %) B A./B.Sc. (B) 0 0 0

Latein A. (K-LA) frei nur WS |[frei

Latein B A/B Sc. (Z-LA) frei nur WS |frei

Latein #%) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Grazistik ¥ M.A. 0 0 0

Klassische Philologie M.A. frei nur WS |frei

Latinistik @ * M.A. 0 0 0

Griechisch M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei
Griechisch M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Latein M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |frei

Latein M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Kultur-, Sozial- und Bildungswissenschaftliche Fakultat

Archaologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas *© B.A. (K) 30 nur WS |0
Archaologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas ¥ B.A./B.Sc. (2) 15 nur WS |0
Archaologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Archaologie und Kulturwissenschaft B.A. (M) 0 0 Auffilllprinzip
Griechisch-rémische Archéologie ¥ B.A./B.Sc. (2) 0 0 frei
Griechisch-rémische Archéologie #* B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Klassische Archaologie ¥ B.A. (K) 30 nurWs |0

Klassische Archaologie ¢ B.A/B.Sc. (2) 15 nurWs |0
Archdologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas M.A. frei nur WS |frei
Klassische Archéologie M.A. frei nur WS |frei
Regionalstudien Asien/Afrika B.A. (M) 205 nur WS |frei
Regionalstudien Asien/Afrika B.A/B.Sc. (2) frei nur WS |frei
Regionalstudien Asien/Afrika *-%) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Klassisches Chinesisch und traditionelle B.A. (B) 0 0 0

Schriftkultur Chinas 2

Afrikawissenschaften M.A. frei nur WS |[frei

Global History 9 192 M.A. 30 nur WS 2. FS: 0, 3. FS: Auffilllprinzip, 4. FS: 0
Global Studies Programme -9 M.A. nur SS 25 0

Moderne Stid- und Stidostasienstudien M.A. frei nur WS |frei
Zentralasien-Studien/Central Asian Studies M.A. frei nur WS |frei
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und sonstiges Studienangebot WS 14/15 [ SS 2015 |[fiir hohere Fachsemester ?
||Ku|tur-, Sozial- und Bildungswissenschaftliche Fakultat
Betriebliches Rechnungswesen B.Sc. (Z-LA) 0 0 0
Erziehungswissenschaften B.A. (K) 40 nur WS |Auffillprinzip
Erziehungswissenschaften B.A./B.Sc. (2) 30 nur WS |Auffiillprinzip
Erziehungswissenschaften # 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Wirtschaftspadagogik (Wirtschaftswissenschaften) B.Sc. (K-LA) 40 nur WS [Auffillprinzip
Wirtschaftspadagogik B.Sc. (B) 0 0 0
Erwachsenenbildung/Lebenslanges Lernen M.A. 35 nur WS |Auffillprinzip
Erziehungswissenschaften * M.A. 30 nurWs |0
Betriebliches Rechnungswesen M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei
\Wirtschaftspadagogik (Wirtschaftswissenschaften) M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS [frei
Grundschulpadagogik B.A. (K-LB) 65 nur WS |Auffiillprinzip
Grundschulpadagogik 2 B.A. (Z-LB) 10 nur WS |Aufflillprinzip
Grundschulpadagogik M.Ed. (60 LP, 1. F.) 50 nur WS |frei
Grundschulpadagogik M.Ed. (60 LP, 2. F.) 8 nur WS |[frei
Kulturwissenschaft B.A. (K) 140 nur WS |Auffllprinzip
Kulturwissenschaft B.A./B.Sc. (2) 90 nur WS |Auffilllprinzip
Kulturwissenschaft 32 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Kulturwissenschaft M.A. 40 nur WS |Auffillprinzip
Open Design 3458713 (WB) M.A. 30 nur WS |0
Psychoanalytische Kulturwissenschaft * 491 % (\WB) M.A. 20 nur WS 12.-3. FS: Auffiillprinzip, ab 4. FS: 0
Kunst- und Bildgeschichte B.A. (K) 90 nur WS |Auffillprinzip
Kunst- und Bildgeschichte B.A./B.Sc. (2) 65 nur WS |Auffillprinzip
Kunst- und Bildgeschichte # B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Kunst- und Bildgeschichte M.A. 40 nur WS |Auffillprinzip
Musikwissenschaft B.A. (K) 70 nur WS |Auffilllprinzip
Musikwissenschaft B.A./B.Sc. (2) 30 nur WS |Auffillprinzip
Musikwissenschaft 32 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Musikwissenschaft M.A. frei nur WS _ |frei
Medienwissenschaft B.A/B.Sc. (2) 75 nur WS |Auffillprinzip
Medienwissenschaft 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Medienwissenschaft M.A. 40 nur WS |Auffillprinzip
Deaf Studies (Sprache und Kultur der B.A. (K) 15 nur WS |Auffillprinzip
Gehdrlosengemeinschaft)
Deutsche Gebéardensprache B.A.(2) frei nur WS |frei
Rehabilitationspadagogik B.A. (M) 40 nur WS |Auffiillprinzip
Rehabilitationspadagogik 3% B A./B.Sc. (B) 0 0 0
Rehabilitationswissenschaften A. (K-LB) 70 nur WS |Auffiillprinzip
Rehabilitationswissenschaften B A /B.Sc. (Z-LB) 20 nur WS |Auffillprinzip
Rehabilitationswissenschaften — Schwerpunkt A. (K-LA) 15 nur WS |Auffillprinzip
Gebérdensprach- und Audiopadagogik
(Gehérlosen- und Schwerhérigenpadagogik)
Gebardensprachdolmetschen M.A. nur SS 14 Auffiillprinzip
Rehabilitationspadagogik M.A. frei nur WS |frei
Dyslexie und Dyskalkulie ®#-9-9-2 (WB) M.A. 25 nur WS |0
Sonderpédagogik M.Ed. (90 LP, 1. F.) 48 nur WS |Auffillprinzip
Sonderpadagogik 2 M.Ed. (90 LP, 2. F.) 6 nur WS |Auffiillprinzip
Sonderpéadagogik % M.Ed. (120 LP, 2. F.) 6 nur WS |frei
Sozialwissenschaften B.A. (M) 140 nur WS |Auffiillprinzip
Sozialwissenschaften B.A./B.Sc. (2) 80 nur WS |Auffillprinzip
Sozialwissenschaften B.A./B.Sc. (B) 0 0 0
Deutsch-Turkischer Masterstudiengang Sozial- M.A. frei nur WS |0
wissenschaften / German-Turkish Masters
Program in Social Sciences *
Internationale Beziehungen 412 M.A. 45 nur WS |Auffiillprinzip
Research Training Program in Social Sciences * M.A. 15 nur WS |0
Sozialwissenschaften M.A. 50 25 Auffillprinzip
Sozialwissenschaften (Euromasters) ¥ ™ M.A. frei nur WS |Auffiillprinzip
Sozialwissenschaften (Trans-Atlantic Masters) M.A. frei nur WS |Auffiillprinzip
Wissenschaftsforschung M.A. frei nur WS |frei
Master of European Governance and MEGA 25 0 0

Administration 3497197 (WB)




Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 25/2014

Anlage 1

Studiengange, Studienfacher Abschliisse 1.FS 1.FS  |Zulassungsbeschrankungen

und sonstiges Studienangebot WS 14/15 [ SS 2015 |[fiir hohere Fachsemester ?
Kultur-, Sozial- und Bildungswissenschaftliche Fakultat

Sportwissenschaft B.A. (M) 40 nur WS |Auffillprinzip

Sportwissenschaft B.A. (K-LA) 45 nur WS |Auffillprinzip

Sportwissenschaft B.A./B.Sc. (Z-LA) 45 nur WS |Auffillprinzip

Sportwissenschaft * 2 B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Sportwissenschaft M.A. 20 nur WS |Auffillprinzip

Sport M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei

Sport M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Sport M.Ed. (120 LP, 1. F.) 30 nur WS [Auffillprinzip

Sport M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Geschlechterstudien/Gender Studies B.A./B.Sc. (2) 75 nur WS |Auffillprinzip
Geschlechterstudien/Gender Studies *+*) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Geschlechterstudien/Gender Studies M.A. 30 nur WS |Auffillprinzip

Theologische Fakultat

Evangelische Theologie D, 1. Th. Prifung frei frei frei

Evangelische Theologie *% MT 0 0 0

Evangelische Theologie B.A. (K-LA) frei nur WS |frei

Evangelische Theologie B.A./B.Sc. (Z-LA) frei frei frei

Evangelische Theologie *+%) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Religion und Kultur / Religion and Culture * M.A. 50 nur WS |[frei

Evangelische Theologie M.Ed. (60 LP, 1. F.) frei nur WS |frei

Evangelische Theologie M.Ed. (60 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Evangelische Theologie M.Ed. (120 LP, 1. F.) frei nur WS |[frei

Evangelische Theologie M.Ed. (120 LP, 2. F.) frei nur WS |frei

Evangelische Theologie % "% (WB) Zertifikat, EKLP 0 0 0
||Wirtschaftswissenschaftliche Fakultat

Betriebswirtschaftslehre B.Sc. (M) 160 nur WS |Auffillprinzip
Betriebswirtschaftslehre B.A./B.Sc. (2) 60 nur WS |Auffillprinzip
Betriebswirtschaftslehre ¥ B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Volkswirtschaftslehre B.Sc. (M) 110 nur WS |Auffiillprinzip

Volkswirtschaftslehre B.A./B.Sc. (2) 40 nur WS |Auffillprinzip

\Volkswirtschaftslehre %) B.A./B.Sc. (B) 0 0 0

Betriebswirtschaftslehre M.Sc. 55 nur WS |Auffillprinzip

Economics and Management Science (MEMS) * M.Sc. 55 nur WS |0

Statistik 1919 M.Sc. 35 nur WS |Auffiillprinzip

Volkswirtschaftslehre M.Sc. 40 nur WS |Auffillprinzip

Wirtschaftsinformatik *-% M.Sc. 20 0 0

[Zentralinstitut GroRbritannien-Zentrum

British Studies (90 ECTS) @ Zertifikat, M.B.S. 0 0 0

British Studies ® Zertifikat, M.A. 30 nur WS |Auffiillprinzip

Kontingente geméaR § 20 ZSP-HU an anderen Berliner Universitéten (nachrichtlich)

Arbeitslehre ® (Technische Universitat Berlin) B.A./B.Sc. (Z-LB) 16 nur WS |2.,4. und 6. FS: 0; 3. und 5. FS: Auffillprinzip
Arbeitslehre  (Technische Universitat Berlin) M.Ed. (60 LP, 2. F.) 12 4 Auffiillprinzip

Katholische Theologie  (Freie Universitét Berlin) B.A./B.Sc. (Z-LA) 5 nur WS |2.,4. und 6. FS: 0; 3. und 5. FS: Auffillprinzip
Katholische Theologie  (Freie Universitét Berlin) M.Ed. (60 LP, 2. F.) 2 nurWs |0

Katholische Theologie  (Freie Universitat Berlin) M.Ed. (120 LP, 2. F.) 4 nur WS 2. und 4. FS: 0, 3. FS: Auffiillprinzip
Sozialkunde ® (Freie Universitat Berlin) B.A./B.Sc. (Z-LB) 8 nur WS |2.,4. und 6. FS: 0; 3. und 5. FS: Auffillprinzip
Sozialkunde ? (Freie Universitat Berlin) M.Ed. (60 LP, 2. F.) 2 nurWs |0

Sozialkunde ? (Freie Universitat Berlin) M.Ed. (120 LP, 2. F.) 8 nur WS 2. und 4. FS: 0, 3. FS: Auffiillprinzip
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Anlage 1
Abkiirzungen:
B.A. Bachelor of Arts MB.S. Master in British Studies
B.Sc. Bachelor of Science M.E.S. Master of European Studies
M.A. Master of Arts M.A. (LIS) Master of Arts (Library and Information Science)
M.Sc. Master of Science D Diplom
M.Ed. Master of Education MT Magister der Theologie
LL.M. Master of Laws 1. Th. Priifung Erste Theologische Priifung
1. Jur. Priifung Erste juristische Priifung Staatl. Priifung Staatliche Priifung
MPP Master of Public Policy
EKLP erganzende Kirchliche Priifung im Fach Evangelische Theologie fiir Lehrkrafte mit abgeschlossener Staatsprifung im Schuldienst
MEGA Master of European Governance and Administration/Master droit, mention droit public, Spécialité Gouvernance et administration européennes
B.A/B.Sc. (M) Kern- bzw. Monostudienfach im Monobachelorstudiengang
B.A./B.Sc. (K) Kernfach im Kombinationsbachelorstudiengang
B.A/B.Sc. (K-LA)  Kernfach im Kombinationshachelorstudiengang mit Lehramtsoption
B.A/B.Sc. (K-LB)  Kernfach im lehramtsbezogenen Kombinationsbachelorstudiengang - die Berufswissenschaften (erziehungswissenschaftliche Studienanteile und

Fachdidaktik) nebst Schulpraktischen Studien und dem Lehrangebot ,Deutsch als Zweitsprache* sind zwingender Bestandteil des Studiums
B.A/B.Sc. (Z) Zweitfach in einem Kombinationsbachelorstudiengang
B.A/B.Sc. (Z-LA)  Zweitfach in einem Kombinationshachelorstudiengang mit Lehramtsoption
B.A/B.Sc. (Z-LB)  lehramtsbezogenes Zweitfach in einem Kombinationsbachelorstudiengang (fachdidaktische Anteile zum genannten Zweitfach sind vorgegebener
Bestandteil des Studiums)
B.A/B.Sc. (B) Beifach in einem Monobachelorstudiengang

N N

L
L

1.F. Erstes Fach in einem Lehramtsmasterstudiengang

2.F. Zweites Fach in einem Lehramtsmasterstudiengang

FS Fachsemester

WB Wissenschaftliche Weiterbildung

SS Sommersemester

WS Wintersemester

60 LP 60 Leistungspunkte (einjahriger Masterstudiengang)

90 LP 90 Leistungspunkte (eineinhalbjahriger Masterstudiengang)

120 LP 120 Leistungspunkte (zweijéhriger Masterstudiengang)

frei keine zahlenférmige Beschrankung; Zugangsvoraussetzungen bleiben unberiihrt; bei beabsichtigter Studienaufnahme in Beifachern, Zweitfachern

bzw. zweiten Fachern miissen Bewerberinnen und Bewerber auch fiir ein zuléssiges Kern- bzw. Monostudienfach bzw. erstes Fach ausgewahlt sein;
die Zulassung zum Studium in oder die Immatrikulation fiir einen unvollstdndigen Studiengang ist ausgeschlossen.

In den hoheren Fachsemestern werden die freien Studienplétze durch den Vergleich der eingeschriebenen und zuriickgemeldeten Studierenden in einzelnen
Studienjahren mit der vorhandenen Ausbildungskapazitat, ggf. unter Berlicksichtigung der Schwundquote, ermittelt. Sofern Zulassungsbeschrankungen bestehen
(,Auffillprinzip“), werden die freien Platze bis zur Hochstzahl fiir Studienanfangerinnen und Studienanfanger des entsprechenden Anfangsjahres (Winter- und
Sommersemester) aufgefiillt. Wird die fiir ein hdheres Fachsemester sich durch das Auffilllprinzip ergebene Referenzzahl der Studienplatze durch die Zahl der
Riickmeldungen Uberschritten, verringern sich die Hochstzahlen fiir die anderen Fachsemester, und zwar vorrangig fiir das jeweils hdchste Fachsemester, entsprechend.
Die Regelungen zur Zulassung in hdhere Fachsemester gelten sowohl fiir das Bezugssemester WS 2014/15 als 1. Fachsemester wie auch dem SS 2015 als

1. Fachsemester. Ausnahmen bestehen in den Fallen, in denen die Neueinrichtung oder sonstige Anderung von Studiengangen oder Studienf4chern betrieben wird
(siehe auch FuBnote 3). Hier erfolgt eine entsprechende Fortschreibung der semesterspezifischen Zulassungsregelung.

Aufgrund der Neueinrichtung oder sonstigen Anderung von Studiengangen und Studienféchern kann ein vollsténdiges Studienangebot fiir alle Fachsemester des neuen
bzw. alten Studienganges oder Studienfaches noch nicht bzw. nicht mehr vorgehalten werden. Soweit als Zulassungszahl eine "0" festgesetzt ist, besteht kein
Studienangebot; Immatrikulation bzw. Registrierung sind ausgeschlossen. Die Riickmeldung im Rahmen des Vertrauensschutzes bleibt méglich.

Mit Ausnahme eines Wechsels aus der neuen, gestuften Studienstruktur in auslaufende Studiengénge oder Studienfacher bleiben Studiengangs- bzw. Studienfach-
wechsel nach den hierfiir mafgeblichen Regelungen innerhalb der Universitat méglich.

Aufgrund der besonderen Ausgestaltung der Organisation des Studienverlaufes unter Beriicksichtigung der Belange der internationalen Kooperationspartner bzw. der
Zielgruppe des betroffenen Studienganges ist eine Zulassung/Aufnahme in héhere Fachsemester ausgeschlossen. Das Recht bereits Immatrikulierter oder ihnen
Gleichgestellter zur Riickmeldung bleibt unberihrt.

Das Zulassungsverfahren erfolgt im Zusammenwirken der jeweils beteiligten Kooperationspartner. Hinsichtlich Zugang, Zulassung, Immatrikulation und Registrierung
bestehen besondere, studiengangsspezifsche Ausgestaltungen.

Fir die nachfolgend aufgefiihrten Studiengange erfolgt das Bewerbungs- und Zulassungsverfahren mafgeblich iiber die jeweils angegebene Einrichtung:

- fiir den Studiengang "Rechtsvergleichende Studien zum deutschen, europdischen und chinesischen Recht (150 LP)": Tongji-Universitat Shanghai, China

- fiir den Studiengang "Europawissenschaften": Freie Universitat Berlin

- fiir den Studiengang "Rural Development": Universitat Gent, Belgien

- fiir den Studiengang "Computational Neuroscience": Technische Universitat Berlin

- fiir den Studiengang "Polymer Science": Freie Universitét Berlin

- fiir den Studiengang "Digital Information and Asset Management": King's College London, GroRbritannien

- fiir den Studiengang "Internationale Beziehungen": Universitét Potsdam

- fiir den Studiengang "Sozialwissenschaften (Euromasters)": University of Bath, GroRbritannien

- fiir den Studiengang "Sozialwissenschaften (Trans-Atlantic Masters)": University of North Carolina at Chapel Hill, U.S.A.

- fiir den Studiengang "Master of European Governance and Administration": Bundesakademie fiir éffentliche Verwaltung (BAk&V)

- fiir den Studiengang "Open Design" (WB): Universidad de Buenos Aires, Argentinien

- fir das Studienangebot "Evangelische Theologie" (WB): Amt fir kirchliche Dienste in der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz
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Vorbehaltlich der Einrichtung bzw. Weiterfiihrung des Studienganges oder Studienfaches
Der Studiengang beginnt im 2-Jahresrhythmus. Der Studiengang "Master of European Governance and Administration” beginnt dabei zu Beginn eines Kalenderjahres.

Aufgrund zwischenuniversitarer Vereinbarung stellt die jeweils benannte Hochschule ein begrenztes Kontingent an Registrierungskapazitaten fiir Studierende der
Humboldt-Universitat zu Berlin in einem Kombinationsbachelorstudiengang mit ausgetibter Lehramtsoption, d.h. mit dem Anschlussziel der Studienaufnahme in einem
Lehramtsmasterstudiengang, u.a. mit der Magabe, dass es sich um eine nach Berliner Lehrerbildungsrecht zulassige Lehrfachkombination handelt, die nicht in dieser
Kombination vollstandig an einer Hochschule studiert werden kann, zur Verfiigung. Die Bestimmungen zu héheren Fachsemestern beziehen sich auf das Kontingent.
Es sind ggf. abweichende Bestimmungen der beteiligten Hochschulen, insbesondere in Bezug auf die Zugangsmaglichkeit zu hdheren Fachsemestern, zu beriick-
sichtigen. Bei dem durch die Freie Universitat Berlin zur Verfligung gestellten Studienangebot handelt es sich um sogenannte 60-Leistungspunkte-Modulangebote.

Aufgrund zwischenuniversitérer Vereinbarung stellt die jeweils benannte Hochschule ein begrenztes Kontingent an Registrierungskapazitaten fiir Studierende der
Humboldt-Universitat zu Berlin in einem Lehramtsmasterstudiengang u.a. mit der MaRgabe, dass es sich um eine nach Berliner Lehrerbildungsrecht zuldssige
Lehrfachkombination handelt, die nicht in dieser Kombination vollstandig an einer Hochschule studiert werden kann, zur Verfligung. Die Bestimmungen zu hdheren
Fachsemestern beziehen sich auf das Kontingent. Es sind ggf. abweichende Bestimmungen der beteiligten Hochschulen, insbesondere in Bezug auf die
Zugangsmdglichkeit zu héheren Fachsemestern, zu berlicksichtigen. Bei dem durch die Technische Universitat Berlin zur Verfligung gestellten Studienangebot handelt
es sich um ein sogenanntes Zweitfach. Bei dem durch die Freie Universitat Berlin zur Verfligung gestellten Studienangebot handelt es sich um sogenannte Facher 2.

Der Studiengang wird voriibergehend ausgesetzt. Das Recht bereits Immatrikulierter zur Riickmeldung bleibt unberiihrt.
(unbesetzt)

Nach MafRgabe der "Ordnung zur Verleihung des Hochschulgrades ,Diplom-Juristin“ oder ,Diplom-Jurist* an der Humboldt-Universitat zu Berlin" (Amtliches
Mitteilungsblatt Nr. 59/2002 vom 15. Oktober 2002) ist die Verleihung des benannten Hochschulgrades méglich.

Das Studienangebot wird im Zusammenwirken mit internationalen Kooperationspartnern organisiert und durchgefiihrt.

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Hochschulpartnerschaft mit der Freien Universitat Berlin organisiert und durchgefiihrt.

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Hochschulpartnerschaft mit der Technischen Universitét Berlin organisiert und durchgefihrt.

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Hochschulpartnerschaft mit der Europa-Universitét Viadrina Frankfurt (Oder) organisiert und durchgefiihrt.

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Hochschulpartnerschaft mit der Universitat Potsdam organisiert und durchgefiihrt.

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Partnerschaft mit dem Berliner Institut fiir Psychotherapie und Psychoanalyse (BIPP) e.V. organisiert und durchgefiihrt.
Das Studienangebot wird im Rahmen einer Hochschulpartnerschaft mit der ,Charité — Universitatsmedizin Berlin (Charité)* organisiert und durchgefiihrt.

Aufgrund zwischenuniversitarer Vereinbarung stellt die Humboldt-Universittat zu Berlin die jeweils benannten und begrenzten Kontingente an Registrierungskapazitaten
ausschlielich fur Studierende der Universitat der Kiinste Berlin zur Verfiigung, die die Aufnahme eines Studiums in einem Kombinationsbachelorstudiengang mit dem
Kernfach Bildende Kunst oder Musik bzw. in einem Lehramtsmasterstudiengang mit dem ersten Fach Bildende Kunst oder Musik begehren. Die Universitét der Kiinste
Berlin vergibt die Platze innerhalb der ihr zur Besetzung bereitgestellten Kontingente in eigener Zustandigkeit. Es sind ggf. abweichende Bestimmungen der Universitét
der Kiinste Berlin, insbesondere in Bezug auf die Zugangsmdglichkeit zu héheren Fachsemestern, zu beriicksichtigen.

Die Hochstzahlangabe bezieht sich auf die Gesamtanzahl verfiigbarer Studienplatze aller beteiligten Kooperationspartner. Fir die nachfolgend aufgefiihrten Studiengange
ist die jeweils angegebene Héchstzahl fiir an der Humboldt-Universitat zu Berlin selbst aufzunehmende Studienanféngerinnen und Studienanfénger vorgesehen:

- fir den Studiengang "Internationale Beziehungen": 15

- fiir den Studiengang "Global History": 10

Das Studienangebot kann nur mit einem erstem Fach einer beruflichen Fachrichtung in einem Lehramtsmasterstudiengang kombiniert werden.

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Partnerschaft mit der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz organisiert und durchgefiihrt.
Das Studienangebot wird im Rahmen einer Hochschulpartnerschaft mit der Universitat Konstanz organisiert und durchgefiihrt.

Die Einrichtung des Studienangebotes war bis zum 30.09.2013 befristet.

Vorbehaltlich der Weiterfiihrung des Studienganges, inshesondere unter dem Aspekt der Sicherung der Finanzierung des Studienganges.

Fiir das Studium mit dem Abschlussziel "Magister der Theologie" werden, beginnend mit dem Sommersemester 2014, keine Neuimmatrikulationen bzw. Registrierungen
vorgenommen. Zu dem aufgefiihrten Termin kann die entsprechende Abschlusspriifung letztmals abgelegt werden. Nach Ablauf des entsprechenden Priifungsverfahrens
ist der jeweilige Studiengang aufgehoben, § 126 Abs. 5 BerlHG.

- Studiengang "Evangelische Theologie" mit dem Abschlussziel "Magister der Theologie": 30.09.2021

Das Studienangebot wird im Rahmen einer Partnerschaft mit der Johann Wilhelm Klein-Akademie Wiirzburg GmbH (gemeinniitzig) organisiert und durchgefiihrt.

Mit dem Bewerbungssemester Wintersemester 2014/15 werden die bisherigen Beifacher nach MaRgabe von § 133 ZSP-HU als Module des tiberfachlichen Wahlpflicht-
bereichs des grundstandigen Studiums fortgefiihrt.

Das Studienangebot ist zur Aufhebung vorgesehen; die Aufhebung erfolgt auRerhalb des Verfahrens nach § 126 Abs. 5 BerlHG.
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Fachkombinationsmdglichkeiten - Kombinationsbachelorstudiengénge
u : g - s == .
% @ 8 E £ o | @ % % \E, ﬁo g @© % 3 a._' =
HEE > slels 2118 | =gl |2 g2 |5ls] |- =1
) 1),2) S = S| o 3|35 2 © B lel=|3 B |« <|3 s |- 2 x|
Zweitfach =|8|&|L 8|5 s|2|8 5 5 2 s|S|E|8 S8 = = |2 s|s|s|= =353
= liemtach? 2l2(£|3 sisl |g|E|g| (& (2| || |2 2le|g|2 2lsl (5| |8|2| |2|8|2(g| |g|=|=2
o  |Kemfac = I Bl I 3|2 HE P E = = Sl g2 lgl2lals <|5|_ |B|6|=|5 2= |2
3 HEHEHE el2ls|202(2|2|2|5|2|2|2|2|8lslalal2|8|8| (B|2|2|5|5| |B|2|5|8|5(5|8|s|8|2|E
= 2z (gl8lEl2|elglglglB8l2la|e|8|a|e|c|2|<|2|2|E|C|2|8|2|x S|5|z|8lg|=El5|2|€|2|2|2|8|2|%|3
5 |2 |e|2|3|2|E|le|le|le|l2|5|2|2|N|c|lo|e|c|S|S|5|E|S|S|2|S5|v|ls|2|2|=2|8|8|w|S|6|al|2 | S| s | c Zls|3
3 2l8|lc|s|s|e|l2|2|l2l2|2nlsle|ls|s|ls|glale|e|E2|le|2|5|&|2|S|S|E8|13|2|2|2|2|25|8|8|&|R|N|s|g|2|3
B.Sc. Agrar- und Gartenbauwiss. oL oL oL oL X | X X oL X oL oL oL X oL oL oL oL oL oL oL X | oL oL oL oL oL X oL oL oL X oL LB oL oL oL LB oL X X oL oL
B.A. Archaologie Nordostafrikas *® | X X | X oL oL oL X oL | X | X oL oL X oL X oL|X ol X oL oL X | X | X oL ol X X X oL X ol X X X oL ol X X
B.A. Amerikanistik X X X oL oL oL X X X oL oL X oL X oL X oL X oL oL X X X oL o X X | X oL X oL X | X X oL ol X | X
B.A. Bibliotheks- u. Inform.wiss. X X X oL oL oL X oL X X oL oL X oL X oL|X oL X oL oL X X X obob X X X oL X oL X | X X oL ol X | X
B.Sc. Biologie X X
B.Sc. Chemie X X X X X
BA. Deaf Studies ¥ X
B.A. Deutsch oL LBjoL oL|oL| X |X X oL oL X X oL X X oL X oL X X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X X oL oL
B.A. Deutsche Literatur X X X X oL oL oL X | X oLjoL| X |oL X oL X oL X oL oL X X X obiob X X X oL X oL X | X X oL oL X | X
B.A. Englisch LB oL oL oL X X |X oL oL oL X X oL X oL X oL X oL X |X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X X oL oL
B.A. Erziehungswissenschaften X X X | X oL oL oL X oL X joL oL | X oL X oL/ X oL X oL oL X X X oLiob X X X oL X oL X | X X oL ol X | X
B.A. Européische Ethnologie X X X | X oL oL oL X oL X oL oL X oL X oL X oL X oL oL X X X obiob X X X oL X oL X | X X oL oL X | X
B.A. Evangelische Theologie oL LB oL oL oL X X X oL X oL oL X oL X oL X oL X oL X |X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL LB/oL X X oL oL
B.A. Franzdsisch oL LBjoL oL oL X X X oL X oL oL X oL X oL X oL X oo X X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X X oL oL
B.A./B.Sc. | Geographie oL LB oL oL oL X X X oL X oL oL X X oL oL oL oL X oL X X LB/oL oL /oL X | X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X X oL oL
B.A. Germanistische Linguistik X X X X oL oL X oL X X oL oL X oL oL | X oL | X oL oL X X X obob X X X oL X oL X | X X oL ol X | X
B.A. Geschichte oL LBjoL oL/oL X X X oL X oL oL X X oL oL oL oL X oL X X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X X oL oL
B.A. Griechisch oL oL oL oL X X X oL X oL oL X X oL X oL X oL oL X oL oL oL oL X X oL oL oL LB X oL oL oL oL oL X X oL oL
B.A. Grundschulpadagogik LB LB LB LB LB LB LB LB LB LB
B.A. Historische Linguistik X X X | X oL oL oL X oL X | X oL|oL X oL X oL X oL oL oL X X X loLiob| X X |X oL X oL X | X X oL ol X | X
B.A. Informatik oL LB oL oL oL X | X X oL X oL oL X X oL X oL X oL X oL X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X | X oL oL
B.A. Italienisch oL oL oL oL X | X X oL X oL oL X X oL X oL X oL oL|oL X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL oL oL oL oL X | X oL oL
B.A. Klassische Archzologie *°) X X | X | X oL oL/ oL X oL X | X oL ol X oL X oL oL X oL oL X | X loLloL X X X oL X ol X X X oL ol X X
B.A. Kulturwissenschaft X X X X oL oL oL X oL X X oL oL X oL X oL X oL X oL oL X X oL oL X X X oL X oL X X X oL oL X | X
B.A. Kunst- und Bildgeschichte X X X | X oL oL oL X oL X | X oLjoL X oL X oL X oL X oL oL X | X oL oL X X |X oL | X oL X X X oL ol X | X
B.A. Latein oL oL oL oL X | X X oL X oL oL X X oL X oL X oL X oL X|X oL oL oL X oL oL|oL LB| X oL X oL oL oL X | X oL oL
B.A. Mathematik oL LB oL oL oL X | X X oL X oL oL X X oL X oL X oL X oL X|X oL oL oL X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X | X oL oL
B.A. Musikwissenschaft X X X X oL oL oL X oL X X oL oL X oL X oL X oL X oL oL X X X oL oL X X oL | X oL X X X oL oL X | X
B.A. Philosophie X X X X oL oL oL X oL X | X oLjoL X oL X oL X oL X oL oL X X X loL oL|X X oL X oL X X X oL oL X | X
B.A. Philosophie/Ethik LB LB LB LB LB LB LB LB LB LB LB LB | LB LB LB LB LB | LB
B.Sc.  [Physik* LB
B.A. Rehabilitationswissensch. LB LB LB|LB LB LB LB LB LB LB LB LB LB
B.A. Rehawiss./Audiopadagogik oL LB oL oL oL X X X oL X oL oL oL X oL X oL X oL oL oL X oL oL oL oL oL X oL oL oL X oL oL oL oL LB oL oL X oL oL
B.A. Russisch oL LBjoL oL oL X X X oL X oL oL X X oL X oL X oL oL oL X oL LB oL oL oL X X oL oL oL LB X oL oL oL |LB oL |X | X oL oL
B.A. Skandinavistik/Nordeuropa X X X | X oL oL oL X oL X | X oLjoL X oL X oL X oL X oL oL X X X joL ol X X |X oL X oL X X oL oL X | X
B.A. Slaw. Sprachen u. Liter. ¥ X X X X oL oL oL X oL X X oL oL X oL X oL X oL X oL oL X X X oL oL X X X oL X oL X X oL oL X X
B.A. Spanisch oL LB oL oL oL X X X oL X oL oL X X oL X oL X oL X oL X |X oL oL oL X X oL oL oL LB X oL X oL oL oL X oL oL
B.A. Sportwissenschaft oL LB oL oL oL X X X oL X oL oL X X oL X oL X oL X oL X | X LBjoL oL oL X |X oLjoL oL LB X oL X oL oL LB oL X oL oL
B.A. Ungar. Literatur u. Kultur X X | X X oL oL oL X oL X | X oLjoL X oL X oL X oL X oL oL X X X joL ol X X |X oL X oL X X X oL oL X
(IB.Sc. Wi.pad./Wirtsch.wissensch oL oL oL X X X oL X oL oL ol X oL oL oL oL oL oL oL X ol oL oL oL ol X oL oL oL X loL LBloL ol ol LB ol X X oL
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Fachkombinationsmaglichkeiten - Lehramtsmasterstudiengange
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Anlage 2
Abkiirzungen:
B.A. Bachelor of Arts
B.Sc. Bachelor of Science
M.Ed.(1) einjahriger Lehramtsmasterstudiengang (60 Leistungspunkte)

bzw. eineinhalbjahriger Masterstudiengang (90 LP = 90 Leistungspunkte)

M.Ed.(2) zweijahriger Lehramtsmasterstudiengang (60 Leistungspunkte)

[leeres Feld]  Kombinationsmdglichkeit ausgeschlossen

X grundsétzlich kombinierbar

oL kombinierbar, jedoch nicht in einer Studiengangsauspragung mit ausgetibter Lehramtsoption/Anschlussziel
der Studienaufnahme in einem Lehramtsmasterstudiengang

LB nur in einer Studiengangsauspragung mit ausgetibter Lehramtsoption, d.h. mit dem Anschlussziel der

Studienaufnahme in einem Lehramtsmasterstudiengang, kombinierbar

TU Das Studienangebot wird durch die Technische Universitat Berlin bereitgestellt und durchgefiihrt.
FU Das Studienangebot wird durch die Freie Universitét Berlin bereitgestellt und durchgefiihrt.

Studienfachbezeichnungen:

Agrar- und Gartenbauwiss.
Archéologie Nordostafrikas
Betriebl. Rechnungswesen
Bibliotheks- u. Inform.wiss.
Deaf Studies

Gender Studies

Griech. Rom. Archaologie
Regionalst. Asien/Afrika
Rehabilitationswissensch.
Rehawiss./Audiopadagogik

Skandinavistik/Nordeuropa
Slaw. Sprachen u. Liter.
Ungar. Literatur u. Kultur
Wi.pad./Wirtsch.wissensch

Agrar- und Gartenbauwissenschaften

Arch@ologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas

Betriebliches Rechnungswesen

Bibliotheks- und Informationswissenschaft

Deaf Studies (Sprache und Kultur der Gehdrlosengemeinschaft)

Geschlechterstudien/Gender Studies

Griechisch-romische Archéologie

Regionalstudien Asien/Afrika

Rehabilitationswissenschaften

Rehabilitationswissenschaften — Schwerpunkt Gebardensprach- und Audiopadagogik
(Gehorlosen- und Schwerhdrigenpadagogik)

Skandinavistik/Nordeuropa-Studien

Slawische Sprachen und Literaturen

Ungarische Literatur und Kultur

Wirtschaftspadagogik (Wirtschaftswissenschaften)

Aufgrund der Neueinrichtung oder sonstigen Anderung von Studiengéngen und Studienfichern kann ein vollstandiges
Studienangebot fiir alle Fachsemester des neuen bzw. alten Studienganges oder Studienfaches noch nicht bzw. nicht
mehr vorgehalten werden.

Die angegebene Fachkombination ist verbindlich vorgeschrieben.

Bei Nachweis der Beherrschung der Deutschen Gebérdensprache im Umfang des Zweitfaches ,Deutsche Gebéarden-
sprache" bereits zu Beginn des Studiums kann aus dem Angebot der Zweitfacher der Humboldt-Universitat zu Berlin
ein anderes Zweitfach gewahlt werden.

Vorbehaltlich der Einrichtung bzw. Weiterfiihrung des Studienganges oder Studienfaches
(unbesetzt)

Die wechselseitige Kombination des Studienangebotes "Russisch" mit dem Studienangebot "Slawische Sprachen und
Literaturen" ist ausgeschlossen, soweit im Studienangebot "Slawische Sprachen und Literaturen" Russisch als Sprache
gewahlt wird.
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Anlage 3

In folgenden Studiengangen und Studienfachern werden fortschreibend aufgrund des Beschlusses des Akademischen Senats vom 15. April 2014

keine Neuimmatrikulationen bzw. Registrierungen vorgenommen:

|rStudiengénge und Studienfacher

Abschlussziel

Zeitpunkt der letztmaligen
Priifungsablegung

Juristische Fakultat

Lebenswissenschaftliche Fakultat

Arid Land Studies (ATLANTIS) ?

Biodiversity Management and Research ?
(Biologie)

Biologie "?¥

(Biophysik)

(Fischwirtschaft und Gewasserbewirtschaftung)
(Gartenbauwissenschaften)

Internationale Agrarentwicklung ?

(Agrarwissenschaften)
Land- und Gartenbauwissenschaft "?-¥

(Diplom)

Master of Science

Master of Science, weiterbildend
(Diplom)

Staatspriifung fir ein Lehramt
(Diplom)

(Diplom)

(Diplom)

weiterbildendes Zertifikatsstudium
Staatsprifung fir ein Lehramt

(07.03.2014)

31.03.2014)

07.03.2014)

(
(31.03.2014)
(
(07.03.2014)

30.09.2016

Mathematik 723
(Physik)
Physik 23

Staatsprifung fiir ein Lehramt
(Diplom)
Staatsprifung fiir ein Lehramt

(31.03.2014)

Psychologie Diplom

Psychologie Magisterpriifung im Nebenfach 30.09.2016
||Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultat

Chemie Diplom 30.09.2015
Chemie 23 Staatsprifung fiir ein Lehramt -
Erdkunde "2-? Staatspriifung fiir ein Lehramt -
(Geographie) (Diplom) (30.09.2013)
(Geographie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(30.09.2013)
(Geographie) (Magisterpriifung im Nebenfach) (30.09.2013)
Informatik Diplom 30.09.2018
Informatik Magisterprifung im 2. Hauptfach 30.09.2014
Informatik Magisterpriifung im Nebenfach 30.09.2014
Informatik "2 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
Mathematik Diplom 30.09.2016
Mathematik Magisterprifung im 2. Hauptfach 30.09.2016
Mathematik Magisterprifung im Nebenfach 30.09.2016
|

[Philosophische Fakultit |

(Alte Geschichte) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Alte Geschichte) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Bibliothekswissenschaft) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Bibliothekswissenschaft) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Europaische Ethnologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Europaische Ethnologie) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Geschichte 29 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
(Mittelalterliche Geschichte) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Mittelalterliche Geschichte) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Neuere und Neueste Geschichte) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Neuere und Neueste Geschichte) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Philosophie) (Magisterpriifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Philosophie) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Philosophie "29 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
|[Philosophische Fakultit I
(Altere deutsche Literatur und Sprache) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Altere deutsche Literatur und Sprache) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Altgriechisch) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Altgriechisch) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Amerikanistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Amerikanistik) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Anglistik) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Anglistik/Amerikanistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Bohemistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Bohemistik) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Bulgaristik) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
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“=Studiengénge und Studienfacher Abschlussziel Zeitpunkt der letztmaligen
Priifungsablegung

[Philosophische Fakultit I

Deutsch 729 Staatspriifung fiir ein Lehramt -

(Deutsch als Fremdsprache) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Deutsch als Fremdsprache) (weiterbildendes Zertifikatsstudium) (31.03.2014)
(Dolmetschen) (Diplom) (31.03.2014)
Englisch 729 Staatspriifung fir ein Lehramt -
(Franzosisch) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Franzosisch) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Franzdsisch 2% Staatspriifung fir ein Lehramt -
(Germanistische Linguistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Germanistische Linguistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Griechisch 29 Staatspriifung fir ein Lehramt -
(Historisch-vergleichende Sprachwissenschaft (Indogermanistik)) (Magisterpriifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Historisch-vergleichende Sprachwissenschaft (Indogermanistik)) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Hungarologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Hungarologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Italienisch) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Italienisch) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Italienisch 22 Staatspriifung fir ein Lehramt -
(Interkulturelle Fachkommunikation (Ubersetzen und Dolmetschen))  |(Diplom) (31.03.2014)
(Keltologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Latein) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Latein) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Latein 29 Staatspriifung fir ein Lehramt -

(Neuere deutsche Literatur) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Neuere deutsche Literatur) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Polonistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Polonistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Portugiesisch) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Ruménisch) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Russisch 2% Staatspriifung fiir ein Lehramt -

(Russistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Russistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Serbistik/Kroatistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Serbistik/Kroatistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Skandinavistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Skandinavistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Slawistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Slowakistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Spanisch) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Spanisch) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Spanisch "2-9 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
(Ubersetzen) (Diplom) (31.03.2014)
(Ubersetzungswissenschaft) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Ubersetzungswissenschaft) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Kultur-, Sozial- und Bildungswissenschaftliche Fakultat

(Afrikawissenschaften) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Afrikawissenschaften) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Agyptologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Agyptologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Archaologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Archaologie und Kulturgeschichte Nordostafrikas) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Berufsbegleitendes Studium in einer sonderpadagogischen weiterbildendes Zertifikatsstudium -

Fachrichtung ?
Betriebliches Rechnungswesen "2-9 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
Erganzungsstudium Sonderpadagogik ? weiterbildendes Zertifikatsstudium, -
Erganzende Staatspriifung fiir ein Lehramt

Erwachsenenpadagogik ? weiterbildendes Zertifikatsstudium -
(Erziehungswissenschaften) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(15.12.2013)
(Erziehungswissenschaften) (Magisterprifung im Nebenfach) (15.12.2013)
(Geschichte und Gesellschaft Stidasiens) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Geschichte und Gesellschaft Stidasiens) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Geschlechterstudien/ Gender Studies) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Geschlechterstudien/ Gender Studies) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
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“=Studiengénge und Studienfacher Abschlussziel Zeitpunkt der letztmaligen
Priifungsablegung

||Ku|tur-, Sozial- und Bildungswissenschaftliche Fakultat

Grundschulpadagogik (zwei Lernbereiche) "2 Staatspriifung fir ein Lehramt -
(Hebraistik/Israelwissenschaften) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  (31.03.2013)
(Hebraistik/Israelwissenschaften) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2013)
(Indonesistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Indonesistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Internationale Beziehungen Asiens und Afrikas) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Islamwissenschaft) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) (31.03.2013)
(Islamwissenschaft) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2013)
(Japanologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Japanologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Klassische Archaologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Klassische Archaologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Koreanistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Koreanistik) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Kulturwissenschaft) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Kulturwissenschaft) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Kunstgeschichte) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Kunstgeschichte) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Medienwissenschaft) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Medienwissenschaft) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Mittelasienwissenschaften) (Magisterpriifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Mittelasienwissenschaften) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Mongolistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  (31.03.2013)
(Musikwissenschaft) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Musikwissenschaft) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Politikwissenschaft) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Rehabilitationspadagogik Diplom 30.09.2016
(Sinologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Sinologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Sonderpadagogik "?¥ Staatspriifung fiir ein Lehramt -
(Soziologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Sport 29 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
(Sportwissenschaft) (Diplom) (31.03.2014)
(Sudanarchaologie) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Sudanarchéologie) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Stidasienwissenschaften) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Stidostasien-Studien) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) |(31.03.2014)
(Stidostasien-Studien) (Magisterprifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Theaterwissenschaft/ Kulturelle Kommunikation) (Magisterpriifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Theaterwissenschaft/ Kulturelle Kommunikation) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
(Vietnamistik) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach) (31.03.2013)
(Wirtschaftspadagogik) (Diplom) (15.12.2013)
Wirtschaftswissenschaft 2+% Staatspriifung fir ein Lehramt -
(Zentralasien-Studien) (Magisterprifung im 1. oder 2. Hauptfach)  |(31.03.2014)
(Zentralasien-Studien) (Magisterpriifung im Nebenfach) (31.03.2014)
Theologische Fakultat

Evangelische Religionslehre 29 Staatspriifung fiir ein Lehramt -
Evangelische Theologie Magisterprifung im 2. Hauptfach 30.09.2014
Evangelische Theologie Magisterpriifung im Nebenfach 30.09.2014
| irtschaftswissenschaftliche Fakultat

(Betriebswirtschaftslehre) (Diplom) (31.03.2014)
(Betriebswirtschaftslehre) (Magisterprifung im Nebenfach) (30.09.2013)
(Volkswirtschaftslehre) (Diplom) (31.03.2014)
Volkswirtschaftslehre) (Magisterpriifung im Nebenfach) (30.09.2013)

1) = In den Studiengéngen mit dem Abschlussziel "Staatspriifung fiir ein Lehramt" war die Meldung zur Ersten Staatspriifung gemaR § 4 der Verordnung iiber die Erprobung
lehramtsbezogener Bachelor- und Master-Studiengénge (Lehramtserprobungsverordnung — LEPVO) vom 28. Februar 2006 (GVBI. S. 251), zuletzt geéndert durch die Erste
Verordnung zur Anderung der Lehramtserprobungsverordnung vom 16. Februar 2010 (GVBI. S. 136), bis zum 30. September 2010 zulassig.

2) = Die avisierte Aufhebung erfolgt auBerhalb des Verfahrens nach § 126 Abs. 5 BerlHG.

3) = Der Akademische Senat hat am 15. Januar 2013 die Aufhebung des Studienganges zum 30. September 2014 beschlossen; die fiir Hochschulen zusténdige Senatsverwaltung
hat am 18. Juli 2013 ihre Zustimmung erteilt (vgl. Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 40/2013 vom 9. September 2013).
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Weiterentwicklung des Bologna-Prozesses

Beschluss der 327. Kultusministerkonferenz am 15.10.2009

L

Mit der Unterzeichnung der Bologna-Erklirung
1999 wurden die verschiedenen, bis dahin parallel
laufenden Stringe europdischer Bildungs- und
Hochschulpolitik der beteiligten Staaten zusam-
mengefasst und gebiindelt. Durch die Einfithrung
eines zweistufigen Systems leicht verstidndlicher
und vergleichbarer Studienabschliisse (BA/MA), ei-
nes Leistungspunktesystems und der Modularisie-
rung sollte die Mobilitdt von Studierenden, Lehren-
den, Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ge-
fordert und die europidische Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Qualitétssicherung erhoht werden.
Die deutschen Hochschulen haben in den
vergangenen Jahren erhebliche Anstrengungen un-
ternommen, um nahezu alle Studiengénge auf die
neuen Studienstrukturen umzustellen, die Studien-
ginge zu modularisieren, das Leistungspunktesys-
tem einzufiihren und die Qualitdt der Lehre zu ver-
bessern.

Neben der Anerkennung erzielter Fortschritte und
Erfolge wurde aber auch Kritik gegeniiber empfun-
denen Uberregulierungen und einzelnen Schwichen
des Bologna-Prozesses laut. Deshalb miissen die
Wirkungen analysiert und, wo nétig, Korrekturen
vorgenommen werden. Dabei sind mogliche

Schwachstellen in der Umsetzung aufzugreifen und
zu korrigieren, ohne die erreichten Verbesserungen
in der Lehre aufs Spiel zu setzen. Vielmehr miissen
die Aufwertung der Lehre und ihre Verbesserung als
entscheidendes bisheriges Ergebnis des Bologna-
Prozesses stabilisiert und weiterentwickelt werden.

Gegenwirtig werden insbesondere folgende Punkte
kritisiert, die teils auf der jiingsten Bologna-Nach-
folge-Konferenz in Leuven am 28./29. April 2009
eine prominente Rolle gespielt haben und teils
durch Studierende wéhrend des ,,Bildungsstreiks®
im Sommer dieses Jahres vorgetragen wurden:

. stoffliche Uberfrachtung, zu hohe Anwesen-
heitspflicht und Priifungsdichte im Gefolge
zunehmender Strukturierung und ,,Verschu-
lung* des Studiums

. zu geringe Ausnutzung der Bandbreite der
Regelstudienzeiten fiir Bachelor- und Mas-
ter-Studiengéinge

. Zugang zum Master-Studium (Leistungs-
voraussetzungen, Kapazititen, ,,Quotie-
rung“)

. restriktive Anerkennung von Studien- und
Priifungsleistungen, unzureichende Aquiva-



lenzregelungen in den Studien- und Prii-
fungsordnungen

. Verschlechterung der nationalen und inter-
nationalen Mobilitét

. Akzeptanz des Bachelors als ersten, berufs-
qualifizierenden Abschluss

. aufwindige Akkreditierungsverfahren
. Studienbeitrage in mehreren Bundesldandern

Unabhéngig davon, ob die offentlich geduflerten
Kritikpunkte in jedem Fall, an jeder Hochschule
und in allen Bundesldndern zutreffend sind, spie-
geln sie doch eine nicht unerhebliche Skepsis in
Teilen der akademischen Offentlichkeit hinsichtlich
des Bologna-Prozesses wider.

IL.

Die Kultusministerkonferenz hat sich zum Ziel ge-
setzt, addquat und schnell auf die vorgebrachten
Kritikpunkte zu reagieren und die Weiterent-
wikklung des Bologna-Prozesses gemeinsam mit
den Hochschulen voranzutreiben. Die Kultusminis-
terkonferenz beschliefit deshalb folgende Punkte:

1. Die Léander sehen die strukturierten Studiengén-
ge mit den Abschliissen Bachelor und Master als
einen entscheidenden Schritt zur Flexibilisierung
von Studium und Ausbildung und zur Verbesserung
der Durchléssigkeit innerhalb des Bildungssystems
an. Dabei hat der Bachelor-Abschluss als erster be-
rufsqualifizierender Abschluss eine Schliissel-
funktion. Die Lénder wiirdigen ausdriicklich die
bisher geleistete Arbeit der Hochschulen, ihre Stu-
dienstrukturen innerhalb der letzten Jahre zum
Grofteil auf das Bachelor- und Mastersystem um-
gestellt, die Studieninhalte modularisiert, ihre Cur-
ricula entsprechend angepasst sowie die Vorbe-
reitung und Durchfiihrung der Akkreditierungsverf-
ahren erfolgreich absolviert zu haben.

2. Im Rahmen der ,,sozialen Dimension® des Bo-
logna-Prozesses setzen sich die Lander fiir einen
weiteren Ausbau des BAfoG ein. Eine Stirkung der
Studentenwerke hélt die KMK fiir sinnvoll.

3. Die Lander fordern die Hochschulen dazu auf,
im Rahmen der ldndergemeinsamen Struktur-
vorgaben bei der Einfiihrung neuer Studiengiéinge
die vorhandene Bandbreite von Regelstudienzeiten
in Bachelor-Studiengédngen (die sechs, sieben oder
acht Semester betragen kann) zu nutzen. Die Hoch-
schulen werden gebeten, im Rahmen der Reakkre-
ditierung die Studieninhalte zu {iberpriifen. Dabei
koénnen Grundlagen und Spezialisierungen im Rah-
men von Bachelor- und Masterstudiengdngen neu
austariert werden. Zugleich fordern sie die Hoch-
schulen auf, in ihren Studiengangskonzepten, insbe-
sondere bei konsekutiven Studiengéngen, ,,Mobili-
tiatsfenster” vorzusehen, die den Studierenden den
Wechsel zwischen den Hochschulen in Deutschland
und dariiber hinaus erleichtern.

4. Die Lander erwarten vom Akkreditierungsrat
und den Akkreditierungsagenturen, dass sie bei der
(Re-)Akkreditierung von Studiengéingen der Stu-
dierbarkeit des Studiums Geltung verschaffen, und
zwar im Hinblick auf die Studieninhalte, die
Studiendauer und das Verhéltnis von Pflicht-, Wahl-
pflicht- und Wahlveranstaltungen. Auch die Modul-
gestaltung und Kompetenzorientierung sowie die
,~Employability” sind im Zuge anstehender (Re-)
Akkreditierungen verstérkt einer kritischen Priifung
zu unterziehen. Jedes Studienprogramm muss auch
daraufhin gepriift werden, ob die den Studierenden
zu vermittelnden Kompetenzen sinnvoll definiert
sind, der Studiengang fiir die Studierenden in zeitli-
cher Hinsicht studierbar ist, der Priifungsumfang
angemessen ist und die Ziele des Studiengangs tat-
sdchlich erreicht werden. Die KMK befiirwortet die
aktive Einbeziehung der Studierenden in diesen
qualitdtsorientierten =~ Weiterentwicklungsprozess.
Bei der Systemakkreditierung hat die Hochschule
nachzuweisen, dass ihre internen Qualitétssiche-
rungsmechanismen geeignet sind, die Studierbarkeit
des Studiums zu gewéhrleisten.

5. Die Grundsétze Vermittlung von Grundlagen-
wissen und Methodenkompetenz sowie exemplari-
sche Themen- bzw. Inhaltswahl im Studium miissen
auch Malstab fiir die gegenseitige Anerkennung
von Studien- und Priifungsleistungen in und zwi-
schen den Hochschulen sein. Bei der Anerkennung
von Studien- und Priifungsleistungen, die sich auf
diese Anspriiche griinden, kann es nicht um gleich-
artige, sondern muss es um gleichwertige Stu-
dienergebnisse gehen. Dies ist eine entscheidende
Voraussetzung flir die Verbesserung der Mobilitdt
der Studierenden zwischen den Hochschulen ent-
sprechend den Regelungen der Lissabon-Konven-
tion. Das bedeutet, dass die Anerkennung zu ertei-
len ist, sofern keine wesentlichen Unterschiede be-
stechen. Hochschulen, Akkreditierungsagenturen,
Fachgesellschaften und Fakultdtentage werden auf-
gefordert, dafiir Sorge zu tragen, dass die gegensei-
tige Anerkennung von Studien- und Priifungsleis-
tungen in den jeweiligen Studiengingen von den
Hochschulen im gegenseitigen Vertrauen auf Quali-
tatssicherung und erfolgreiche Akkreditierung ge-
griindet wird, um sie einfacher, verldsslicher, flexi-
bler und schneller zu gestalten. Zudem werden die
Hochschulen ermuntert, den Aufbau strukturierter
Austauschprogramme mit auslédndischen Partner-
hochschulen voranzutreiben, um die gegenseitige
Anerkennung von Studien- und Priifungsleistungen
zu gewibhrleisten. Die Wissenschaftsminister der
Lander werden diesem Aspekt der Mobilitatssiche-
rung, z.B. in den Zielvereinbarungen mit den Hoch-
schulen, kiinftig besonderes Augenmerk widmen.

6. Die Lander wirken ggf. auch im Rahmen ihrer
Hochschulgesetzgebung darauf hin, dass nicht ein
kleinteiliges Priifungswesen zu Lasten der Studie-
renden, aber auch der Lehrenden aufgebaut wird. In
diesem Sinne sollten die Hochschulen anstreben,



dass Module in der Regel nur mit einer Priifung ab-
zuschlieBen sind. Eine individuelle und flexible
Studiengestaltung der Studierenden sollte nicht
durch eine iiberméfige Verkniipfung von Modulen
innerhalb von Studiengéngen eingeschrinkt wer-
den, damit individuelle Freirdume fiir die Studie-
rende erhalten bleiben bzw. ausgebaut werden. Die
Lander erwarten von den Hochschulen eine ange-
messene systematische Studienberatung.

7. Fir die Akzeptanz des Bachelorabschlusses
von Seiten der Studierenden ist es mitentscheidend,
welche beruflichen Perspektiven dieser Abschluss
eroffnet. Je mehr berufliche Wege den Studierenden
bereits mit dem Bachelorabschluss zur Verfiigung
stehen, desto mehr gewinnen nicht-konsekutive und
weiterbildende Masterstudienginge an Bedeutung.
Sie eroffnen die Moglichkeit, sich nach einer ersten
Berufseinstiegsphase beruflich erforderliche
Spezialisierungen anzueignen und sich weiterzuent-
wikkeln. Die Lénder erwarten von den Hochschu-
len, dass sie verstirkte Anstrengungen fiir den Aus-
bau entsprechender Studienangebote unternehmen.

8. Damit der Bachelorabschluss erfolgreich in
eine erste Berufstitigkeit einmiinden kann, sind
weitere Anstrengungen erforderlich, um noch
bestehende Informationsdefizite bei kiinftigen Ar-
beitgebern — hier insbesondere kleineren und mittle-
ren Unternehmen (KMU) — weiter abzubauen, um
dem Bachelor zu dem Stellenwert zu verhelfen, der
ihm im Rahmen der gestuften Studienstruktur zu-
kommen soll. Dazu gehdrt auch, dass jedem Ab-
schlusszeugnis ein Diploma Supplement beigefligt

wird, das Struktur und Inhalte des Studiengangs
erlautert. Fiir die zukiinftige Entwicklung des
Akademikerarbeitsmarktes ist es unverzichtbar,
dass die derzeitige Umstellung der Studiengéinge
auf Bachelor- und Masterabschliisse uneinges-
chriankt von der Wirtschaft mitgetragen wird. Die
Liander empfehlen daher den Hochschulen
nachdriicklich, Studieninhalte und zu erwerbende
Kompetenzen mit moglichen kiinftigen Arbeitge-
bern zu diskutieren, ihre Alumni in die Weiterent-
wicklung der Studiengédnge einzubinden und Ab-
solventinnen und Absolventen auch auf die Option
der beruflichen Selbststandigkeit vorzubereiten. Die
Lander werden MalBnahmen entwickeln, die die
Akzeptanz des Bachelorabschlusses steigern
konnen, um den Hochschulabsolventinnen und
-absolventen bessere Chancen fiir ihren Berufsstart
zu ermoglichen. Als Beispiel sei hier auf die durch
den Stifterverband fiir die Deutsche Wissenschaft,
BDI und BDA ins Leben gerufene Initiative
,,Bachelor Welcome* verwiesen.

9. Die KMK wird die genannten Punkte mit der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) diskutieren.

10. Die KMK begriifit, dass sich der Akkreditier-
ungsrat auf seiner 60. Sitzung am 09.12.2009 unter
dem Titel ,,Studierbarkeit und Beschéftigungsbefzh-
igung in der Reakkreditierung sichern” in einem
Expertengespréch der Thematik annehmen wird.

11. Die KMK wird im Frithjahr 2010 eine
Fachtagung initiieren, um eine erste Bestandsauf-
nahme der eingeleiteten Schritte zu ziehen.

Neuordnung des Hochschulzugangs fiir beruflich Qualifizierte
EntschlieBung der 4. Mitgliederversammlung der HRK am 18.11.2008

Im Hinblick auf den Qualifikationsbedarf in der
Wissenschagesellschaft und auf die Eroffnung indi-
vidueller Bildungschancen sollen unnétige Barrie-
ren im Bildungssystem abgebaut werden. Aus Ver-
antwortung gegeniiber dem Einzelnen und im Inter-
esse der Qualitdt der Lehre sollten die Zugangs-
und Auswahlkriterien so definiert werden, dass sie
Eignung und Neigung des Lerners oder der Lerner-
in Rechung tragen.

Vor diesem Hintergrund unterstiitzen die Hoch-
schulen eine Neuordnung des Hochschulzugangs
fiir beruflich Qualifizierte zu Studiengéngen, die zu
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss fiih-
ren. Ziel sollte sein, die Regelungen zu vereinfa-
chen, auf sachfremde Kriterien zu verzichten und
Eignung und Neigung des Einzelnen fiir das Studi-
um in den Mittelpunkt zu stellen. Die Hochschulen

fordern die Lander auf, fiir den Hochschulzugang
beruflich Qualifizierter einheitliche Regelungen im
Sinn der Ziffer 1. zu schaffen.

Gleichzeitig betonen die Hochschulen, dass diese
Neuordnung nur dann sinnvoll ist und ihre Ziele er-
reichen kann, wenn die Studienbedingungen den
besonderen Qualitdtsvoraussetzungen und der be-
sonderen Lebenssituation vieler beruflich Qualifi-
zierter Rechnung tragen. Ein hoherer Anteil beruf-
lich qualifizierter Studienanfanger erfordert weitere
Investitionen in Studienberatung und Studienpltze,
in propadeutische und ergéinzende Lehrangebote, in
eine flexible Studienorganisation sowie in familien-
freundliche Infrastrukturen.

SchlieBlich miissen beruflich Qualifizierte in den
Auswahlverfahren der Hochschulen angemessen



beriicksichtigt werden. In der Ausgestaltung der
Verfahren werden die Hochschulen die Optionen in
Ziffer 2 beriicksichtigen.

1. Hochschulzugang fiir beruflich Qualifizierte
1.1 Absolventen einer beruflichen Erstausbildung

= Absolventen einer beruflichen Erstausbildung
erhalten Zugang zu einem Studiengang, der zu
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss
fiihrt, wenn sie ein von der Hochschule durch
Satzung geregeltes Zugangsverfahren erfolg-
reich durchlaufen haben.

= Das Verfahren kann entweder eine Hochschul-
zugangspriiffung oder ein sog. Probestudium
vorsehen und ist mit Blick auf das angestrebte
Studienfach gestaltet.

= Nach erfolgreichem Studium im ersten Stu-
dienjahr ist ein Ortswechsel in einen Studien-
gang des gleichen oder dhnlichen Fachs mog-
lich.

=  FEin Fachwechsel ist nicht moglich.

= Das Studienfach kann unabhéngig von der
fachlichen Orientierung der beruflichen Erst-
ausbildung gewéhlt werden.

= Weitere bisher gebrauchliche Kriterien wie Al-
ter, Wohnsitz oder Dauer der Berufstétigkeit
spielen im Zulassungsverfahren keine Rolle.

1.2 Absolventen von offentlich-rechtlichen Auf-
stiegsfortbildungen und vergleichbaren Weiter-
bildungsabschliissen

= Absolventen von o6ffentlich-rechtlichen Auf-
stiegsfortbildungen nach Berufsbildungsgesetz
(BBiG) und vergleichbaren Weiterbildungsab-
schliissen erhalten Zugang zu Studiengédngen,
die zu einem ersten berufsqualifizierenden Ab-
schluss fiithren, im Fach ihrer beruflichen Vor-
bildung oder in einem affinen Fach.

= Zugang zu anderen Fachern erhalten sie, wenn
sie ein Verfahren nach Ziffer 1.1 durchlaufen
haben.

2. Beruflich Qualifizierte in den Auswahlverfah-
ren der Hochschulen fiir NC-Studiengiinge

Beruflich Qualifizierte konnen auf unterschiedli-
chen Wegen zum Studium zugelassen werden, die
die Hochschule abhéingig vom Profil des Studien-
gangs definiert (Auswahlverfahren):

=  Wenn im Auswalverfahren Abschlussnoten der
Hochschulzugangsberechtigung verwendet
werden, konnen fiir beruflich Qualifizierte ana-
log die Abschlussnoten der Aus- und Weiterbil-
dungen genutzt werden. Sofern die Priifungs-
nachweise keine Gesamtnote ausweisen, ist ein
Mitteilungsverfahren zu definieren. Sofern
Fachnoten genutzt werden, sind fiir beruflich
Qualifizierte Aquivalente zu definieren.

=  FEine Hochschule kann zusétzlich mit Blick auf
das Studiengnagsprofil berufliche Vorqualifi-
kationen positiv beriicksichtigen.

= FEine Hochschule jann mit Blick auf das Stu-
diengangsprofil Vorabquoten fiir beruflich
Qualifizierte analog zu anderen Studierenden-
gruppen einrichten.

EntschlieBung des 204. Plenums der HRK vom 14. Juni 2005
Empfehlungen zur Sicherung der Lehre in Bachelor- und Masterstudiengangen

Praambel

Die Hochschulrektorenkonferenz ist sich mit dem
Wissenschaftsrat seit langer Zeit in der Bewertung
einig, dass das geltende Kapazititsrecht den Anfor-
derungen einer wettbewerbsorientierten Hochschule
nicht mehr gerecht wird. Es ist unvereinbar, auf der
einen Seite von den Hochschulen wachsende Profil-
und Leistungsdifferenzierungen zu fordern, auf der
anderen Seite die Mittelvergabe an die Hochschulen
im Bereich der Lehre weiterhin an bundesweit ein-
heitliche Berechnungsgrundlagen wie den Curricu-
larnormwert zu binden. Unterschiedliche Aufgaben-
stellungen und -schwerpunkte in der Lehre erfor-
dern flexible Berechnungsmethoden.

Die Liberalisierung der Kapazititsermittlung ist

insbesondere im Hinblick auf die Einfiihrung der
Bachelor- und Masterstudienginge dringend erfor-
derlich. Das geltende Kapazititsberechnungssystem
ist deshalb so schnell wie moglich zu Gunsten von
flexiblen Regelungen zur Sicherung der Qualitét
von Studium und Lehre in Bachelor- und Master-
studiengiingen aufzugeben. Die HRK begriifit es als
Schritt in die richtige Richtung, dass die Kultusmi-
nisterkonferenz nach mehr als zweijéhriger Vorar-
beit auf der Amtschefkonferenz am 21./22.4.2005
Einvernehmen dariiber erzielt hat, die Rechtsvorga-
ben zur Kapazititsermittlung dahingehend zu én-
dern, dass die Lander aullerhalb des zentralen Ver-
gabeverfahrens das Verfahren der Kapazittsermitt-
lung selbst gestalten konnen. Diese Freigabe er-
moglicht den Landern anstelle des bisherigen Sys-



tems (Curricularnormwert)

- die Einfithrung von Bandbreiten bei den Curri-
cularnormwerten,

- die Festsetzung der Ausbildungskapazititen
iiber Vereinbarungen mit den Hochschulen.

Gleichwohl bleibt zu befiirchten, dass Léander bei
der Einflihrung der Bachelor- und Masterstudienan-
gebote nach wie vor von dem geltenden Kapazitits-
recht oder bei Anwendung der neuen Optionen von
den geltenden Curricularnormwerten ausgehen. In-
soweit besteht die Gefahr der Zementierung eines
wissenschaftsinaddquaten Zustandes.

Die HRK fordert deshalb die Lander auf, diesen
Weg zu verlassen und die Mittelvergabe in der Leh-
re auf eine neue Grundlage zu stellen. So lange eine
"grofle" Losung nicht erreicht werden kann, muss
jedenfalls von Normwerten ausgegangen werden,
die die im internationalen Vergleich notwendige
Qualitdt der Lehre ermdglichen und differenzierte
Regelungen fiir die einzelnen Hochschulen z.B. im
Rahmen von Zielvereinbarungen zwischen Staat
und Hochschulen zulassen.

Fiir diese Ubergangsphase hilt die HRK die nach-
folgenden Empfehlungen fiir unverzichtbar.

Kernforderungen

1. Die Einfihrung einer gestuften Studienstruk-
tur und die damit zusammenhéngenden Pro-
zesse in den Hochschulen sind im vollen
Gange. MafBinahmen zur Verbesserung der
Lehre und der Betreuung der Studierenden
werden vor allem aus Kapazitatsgriinden zur
Zeit jedoch noch nicht flaichendeckend, son-
dern nur vereinzelt an Hochschulen einge-
fihrt. Die Implementierung ist jedoch
schnell erforderlich, wenn Deutschland den
Bologna-Prozess in Europa erfolgreich mit-
gestalten will. Es wiére daher wiinschens-
wert, wenn alle Hochschulen ihre Strukturre-
form schnell realisierten (vgl. II).

2. Diese flichendeckende Umsetzung setzt ins-
besondere voraus, dass die bisherigen Para-
meter zur Festsetzung des Lehraufwands
grundlegend veréndert werden, um die mit
der Studienreform geforderte Qualitétsver-
besserung auch tatsichlich erreichen zu kon-
nen (vgl. [l A).

3. Mit den kapazititsrechtlichen Parametern der
KapVo II aus dem Jahre 1975, die iiberwie-
gend immer noch Anwendung finden, kon-
nen die neuen Studienprogramme und damit
auch der Betreuungsaufwand der Fécher fiir
die Studierenden sowie der wissenschaftlich
begriindete Finanzbedarf nicht angemessen
ermittelt werden. Dieses Grundraster von
1975 muss deshalb fiir Bachelor- und Mas-

terstudiengénge durch eine neue Systematik
von Lehrveranstaltungstypen mit neuen An-
rechnungsfaktoren und Teilnehmerzahlen er-
setzt werden. (vgl. III B und C):

a) Die Curricularnormwerte, die fiir die Di-
plomstudiengénge festgelegt worden
sind, sind groBtenteils nicht wissen-
schaftsaddquat. Sie kdnnen deshalb nicht
Ausgangspunkt fiir die neuen Program-
me sein.

b) Die Lehrveranstaltungen mit Gruppengrd-
Ben und Anrechnungsfaktoren sind neu
zu definieren und zu bewerten (vgl. I1I. B
und C).

c¢) Die Kapazititsberechnung muss mit dem
ECT-System kompatibel gemacht, d.h. es
muss eine Alternative zu der Berech-
nungsgrundlage SWS entwickelt wer-
den.

d) Keinesfalls diirfen die Kapazititen bun-
des- oder landeseinheitlich festgeschrie-
ben, sondern miissen in Eigenverantwor-
tung der Hochschule festgelegt werden,
um die Profilierung der Féacher und der
Hochschulen nicht zu behindern.

4. Es ist Aufgabe jeder Hochschule und ihrer
Facher, die neuen Studienprogramme und
deren Zielsetzungen in Form von Studien-
plédnen/-ordnungen, Priifungsordnungen und
Modulhandbiichern zu dokumentieren und
die Notwendigkeit des Mittelbedarfs damit
zu begriinden (vgl. IV).

5. Die Finanztrager miissen die Hochschulen so
ausstatten, dass sie dieses qualitativ an-
spruchsvolle Studienprogramm fiir eine
groBBe Zahl von Studierenden auch tatséch-
lich umsetzen kdnnen. Dies erfordert zusétz-
liche Finanzmittel, das heiflt Finanzzuwéch-
se bei einer Hochschulart diirfen nicht zu
Lasten einer anderen Hochschulart (also
durch Umverteilung) erreicht werden, da die
Hochschulen insgesamt unterfinanziert sind
V).

I. Einfiihrung

Die Einfiihrung einer gestuften Studienstruktur ist
eingebettet in den europdischen Reformprozess —
den Bologna-Prozess — und ein zentrales Anliegen
auf dem Weg zu einem ecuropdischen Hochschul-
raum. Sie ist ein wichtiger Beitrag fiir die Reform
des deutschen Hochschulsystems.

Folgende Ziele werden primér verfolgt:

e Internationalisierung des Hochschulstudi-
ums;

* Flexibilisierung der Ausbildungswege
durch die Einfilhrung des Bachelorab-



schlusses als einen ersten berufsbeféahigen-
den Abschluss, der kompakter und in ge-
ringerer Zeit einen Einstieg in das Berufs-
leben, aber auch ein vertiefendes oder spe-
zialisierendes wissenschaftliches Weiter-
studium im In- und Ausland erméglicht;

*  Erhdhung der Transparenz der Hochschul-

strukturen;

*  Forderung der Mobilitét - national und in-
ternational;

*  Verringerung der Studiendauer und der
Abbrecherquoten;

*  Profilbildung der Hochschulen entlang ih-
rer Stirken auch mit Blick auf die Gestal-
tung der Studienangebote.

Dabei sehen sich die Hochschulen mindestens zwei,
bei nicht ausreichender Ausstattung miteinander im
Konflikt stehender Zielsetzungen gegeniiber. Das
Studienangebot muss so konzipiert sein, dass es fir
die erwartete groBle Studienanfingerzahl realisier-
bar ist. Denn wenn es zutrifft, dass in Deutschland
die Akademikerquote im Vergleich zum Ausland
eher zu klein als zu groB ist, darf die Umstrukturie-
rung nicht zu einer Reduzierung der Studienanfén-
ger- und Studierendenzahlen fiihren.

Gleichzeitig soll die Qualitdt von Lehre und Studi-
um gesteigert werden, um im internationalen Wett-
bewerb die Abbrecherquote zu verringern und kon-
kurrenzfédhige Hochschulabsolventen ausbilden zu
konnen.

Die Einfiihrung der gestuften Studienstruktur hat
unmittelbare Auswirkungen auf die Lehre, auf
Lehr- und Betreuungsformen und auf Studiengangs-
konzeptionen. Sie erfordert:

e die Uberarbeitung und Umgestaltung der
Studieninhalte mit Blick auf eine bessere
Beschiftigungsfahigkeit und addquate Vor-
bereitung auf die Wissenschaft;

* cine bessere Beratung und Betreuung der
Studierenden;

* eine stdrkere Integration von fachiibergrei-
fenden und berufsfeldbezogenen Kompe-
tenzen in das Studium;

* die Modularisierung der Studienginge und
eine Ausrichtung auf Qualifikationen und
Kompetenzen (Outputorientierung);

¢ studienbegleitende Priifungssysteme;

* die Einfithrung des European Credit Trans-
fer Systems zur Beschreibung des Arbeits-
aufwands der Studierenden;

* die Verleihung des Diploma Supplements
zur Verbesserung der Verstiandlichkeit von
Studienabschliissen und -inhalten.

II. Reformaktivitaten der Hochschulen zur Ver-
besserung der Lehre

Die Einflihrung einer gestuften Studienstruktur und
die damit zusammenhdngenden Prozesse in den
Hochschulen sind im vollen Gange. Die HRK hat
hierzu eine Umfrage durchgefiihrt. Es wurde insbe-
sondere nach neuen Veranstaltungsformen, nach da-
durch entstehenden Konflikten zwischen Inhalten
der Studienreform und dem geltenden Kapazitits-
recht sowie nach beispielhaften Losungsvorschli-
gen gefragt.

Die Auswertung der Umfrage macht deutlich, dass
die Hochschulen bestrebt sind, eine Vielzahl von
MaBnahmen zur Verbesserung der Lehre und der
Betreuung der Studierenden einzufiihren. Am héau-
figsten genannt wurden:

»  stirkere aktive Einbindung der Studieren-
den (projekt-/ teamorientiertes Lernen);

»  Stirkung der fachiibergreifenden
Zusammenarbeit (interdisziplinire
Lehrangebote);

* intensivere Begleitung der Selbstlernpha-
sen (Tutorien, Tutorenschulungen, vorle-
sungsbegleitendes Repetitorium);

* Integration von berufsfeldbezogenen In-
halten (Sozialkompetenzmodule zur Ver-
mittlung von Schliisselkompetenzen in
Verbindung mit fachwissenschaftlichen In-
halten, einfiihrende Projektwochen);

e Stirkung des eigenstéindigen Lernens (vir-
tuelle Vorlesungen, Blended Learning:
Kombination von Présenzveranstaltungen
und internetgestiitztem Studium);

*  Nutzung neuer Lehrformen (Tandemkurse,
Co-Teaching, multimediales Angebot,
Blended Learning, Modultage);

e Qualitdtssicherung in der Lehre (Feed-
back-Kultur, Stédrkung der hochschuldidak-
tischen Qualifikationen der Lehrenden,
verstirkte Lernkontrolle und laufende
Uberpriifung des Leistungsstandes, stu-
dienbegleitende Priifungen etc.);

e Verbesserung der Beratung und Betreuung
(Mentorenprogramme, fachspezifische
Orientierungsveranstaltung,  individuelle
Einstiegsberatung, Mentorenteams: obliga-
torische und zeitlich festgelegte Studien-
fachberatung, BA/MA Berater);

*  Organisatorische Verdnderungen zur Ver-
besserung der Qualitit der Lehre und der
Betreuung (Wahl von Studiendekanen, Be-
nennung von Studiengangskoordinatoren,
Mentorenprogramme, transparente und
verbindliche Studienstrukturen durch kon-
sequente Modularisierung und Benennung
Modulverantwortlicher als Ansprechpart-
ner).



Die genannten vorbildhaften Maflnahmen werden
vor allem aus Kapazititsgriinden zurzeit jedoch
noch nicht flichendeckend, sondern erst vereinzelt
an Hochschulen eingefiihrt, denn es fehlt die breite
finanzielle und personelle Ausstattung. Die Imple-
mentierung ist jedoch schnell erforderlich, wenn
Deutschland den Bologna-Prozess in Europa erfolg-
reich mitgestalten will. Es ist daher wiinschenswert,
wenn alle Hochschulen den vorstehenden Beispie-
len folgend ihre Strukturreform schnell realisieren.

I11. Berechnung des Lehraufwands
A) Grundsitzliches

Diese flichendeckende Umsetzung setzt insbeson-
dere voraus, dass die bisherigen Parameter zur Fest-
setzung des Lehraufwands grundlegend verdndert
werden, um die mit der Studienreform geforderte
Qualitédtsverbesserung auch tatséchlich erreichen zu
konnen.

1. Mit der Einfiihrung des gestuften Studien-
modells und einer anschlieBenden PhD-Pha-
se ist neben vielen anderen Zielen auch eine
Intensivierung der Ausbildung intendiert, die
zu geringeren Abbrecherquoten und zu kiir-
zeren Studienzeiten fiithren soll. Eine solche
Intensivierung kann nicht mit den gleichen,
hohen Teilnehmerzahlen bisheriger Studien-
ginge erreicht werden. Daher sind zum
einen fiir die einzelnen Lehrveranstaltungen
in der Regel kleinere Gruppengroflen zwin-
gend nétig. Zum anderen muss der Anteil
der Lehrveranstaltungen mit kleinen Grup-
pengroBen am Gesamtumfang des Studiums
ausgeweitet werden. So verkraften die meis-
ten Lehrveranstaltungen zur aktiven Kompe-
tenzvermittlung von Schliisselqualifiationn
nicht mehr als 12-15 Teilnehmer.

2. Die Unterstiitzung der Lehre durch neue
Lehr- und Lernformen (multimedial, virtuell,
blended, problem- und projektorientiert
usw.) erfordert neue, intensive Betreuungs-
formen. Dies fiihrt zu Lehrveranstaltungen
vom Typ "0,1-0,5 / 3-15" (Anrechnungsfak-
tor f/ Teilnehmerzahl g).

3. Die Erstellung von multimedialen Lehrinhal-
ten verursacht anerkanntermafen einen enor-
men Vorbereitungsaufwand, der mit der Vor-

Typus Beispiele/ LVA

bereitung herkdmmlicher Vorlesungen nicht
vergleichbar ist. Ein Anrechnungsfaktor von
f=2-4 fir die erstmalige Vorbereitung ist er-
forderlich.

4. Die studienbegleitenden Priifungen verursa-
chen einen zusétzlichen Aufwand bei jeder
einzelnen Lehrveranstaltung, der zusitzliche
Reduktionen der Teilnehmerzahl erfordert.

5. Bachelor- und Master-Abschlussarbeiten sind
in das Deputat, je nach Fach und Abschluss
mit unterschiedlicher Belastung, einzurech-
nen.

6. Interdisziplindre Lehrveranstaltungen werden
in den entsprechend ausgelegten neuen Stu-
diengéngen zunehmend wichtiger. Sofern
diese eine intensive Abstimmung zwischen
den Dozenten aus verschiedenen Bereichen
sowie deren permanente Prdsenz in allen
Lehrveranstaltungen erfordern, muss die
Lehrveranstaltung grundsitzlich auf mehrere

Deputate voll anrechenbar sein.

7. In Studienordnungen integrierte Praktika in
Unternehmen erfordern eine Vor- und Nach-
bereitung in der Hochschule.

B) Typologie von Lehrveranstaltungen

Mit den kapazitdtsrechtlichen Parametern der Kap-
Vo II aus dem Jahre 1975, die meist immer noch
Anwendung finden, kdnnen die neuen Studienpro-
gramme und damit auch der Betreuungsaufwand
der Fécher fiir die Studierenden sowie der begriin-
dete Finanzbedarf nicht angemessen ermittelt wer-
den. Dieses Grundraster von 1975 muss deshalb fiir
Bachelor- und Masterstudiengédnge durch eine neue
Systematik von Lehrveranstaltungstypen mit neuen
Anrechnungsfaktoren und Teilnehmerzahlen ersetzt
werden.

Die nachfolgende Typologie von Lehrveranstaltun-
gen ist ein dem Reformziel entsprechender, jedoch
entwicklungsoffener Referenzrahmen, in dem die
Anrechnungsfaktoren Mindest- und die Gruppen-
groflen Hochstwerte darstellen. Die Beispiele fiir
Typus und Lehrveranstaltungsart werden iiberwie-
gend in der bekannten, aber nicht immer eindeuti-
gen Terminologie wieder gegeben. Die unter C)
aufgefiihrten Erlduterungen dienen der begrifflichen
Klarstellung sowie der Begriindung der Anrech-
nungsfaktoren und Teilnehmerzahlen.

Anrechnungsfaktortor max. Teilnehmerzahl

f g
Vorlesung Vorl. ohne stud.begl. Prfg. 1 -
Vorl. mit stud.begl. Prfg. 1 60 -100



Blended Learning (erstmals) 2-4 40 und mehr
Blended Learning (Wdh.fall) 0,5-0,75 40 und mehr
Ubung Ubung 1 30 - 60
Seminaristischer Unterricht 1 35
Seminar Seminar 1 15-30
Lernwerkstatt 1 30
Projektseminar 1 15
Lehrforschungsprojekt 1 15
Action-Learning 1 15
Lektiirekurs 1 15
Praktikum Praktikum 0,5 15
Exkursion 0,5 15
kiinstl. Gruppenunterricht 0,5 15
Kurs Praktischer Kurs 0,5 20-25
Kleingruppen-
projekt 0,1-0,2 3-5
Einzelunterricht 0,5! 1
Abschlussarbeit
BA 0,2-0,3
MA 0,3-0,6
Sondertypen
Projektmodule, Problemorientiertes Ler-
nen (POL) 0,5-1 5-20
betreutes externes Praktikum 0,1 5
Mentoring-Programm/ Tutorium 0,1 2-5

1 An den Musikhochschulen betrdgt der Anrechnungsfaktor fiir die Kiinstlerische Ausbildung (Einzelunterricht) in den Instrumentalfachern,
dem Gesang, Dirigieren und in der Komposition 1,0.

C) Erlduterungen zu den Veranstaltungstypen

Die Vorlesung
(d.h. grofie Frontal-Lehrveranstaltung)

Ubung

Klassische "Frontal-Vorlesung" vor grof3e-
rem Auditorium ebenso der Lehrvortrag an
Fachhochschulen

Dozent ist aktiver Part, Teilnehmer {iber-
wiegend rezipierend

Interaktionen beschranken sich auf Riick-
fragen, u.U. kurze Ubungsteile eingestreut
AuBer bei Vorlesungen ohne eine unmittel-
bare studienbegleitende Priifung, ist die
Teilnehmerzahl im Interesse der Intensiv-
ierung des Unterrichts und angesichts der
durchzufiihrenden studienbegleitenden
Priifungen auf hochstens 100 zu begrenzen
(in Master-Studiengéingen evtl. geringer)

(d.h. hier: kleinere Frontal-Lehrveranstaltung)

Klassische "Frontal-Veranstaltung" mit be-
grenztem Teilnehmerkreis

Dozent ist der iiberwiegend aktive Part,
Teilnehmer in begrenztem Umfang betei-
ligt

Fragen und/oder Dialoge sind erwiinscht,
aber nicht sehr intensiv moglich

Gemeint sind nicht nur Ubungen im enge-
ren Sinn, sondern auch kleine Frontalver-
anstaltungen, Vertiefungsvorlesungen, se-
minaristischer Unterricht

Seminar

(Kleine

Lehrveranstaltung mit signifikantem,

aber unterschiedlich aktivem Anteil der Teilneh-

mer)

Teilnehmer {ibernehmen deutlichen Anteil
aktiver Gestaltung, Dozent leitet, steuert,
verteilt Aufgaben, korrigiert, usw.
Teilnehmer gestalten aktiv, présentieren
Losungen zu Aufgaben oder referieren
iiber eigene oder fremde Arbeiten

Intensive Interaktion zwischen Dozent und
Teilnehmern

der erwartete unterschiedlich intensive ak-
tive Anteil der Teilnehmer bestimmt die
Gruppengrofle.

Beispiele: Proseminare (auch laborgebun-
den), Hauptseminare (auch laborgebun-
den), Laborpraktika an Fachhochschulen,



,»QGruppeniibungen, z.B. in Mathematik,
didaktisch anspruchsvolle Formen der
Sprachvermittlung, methodenbezogene
Veranstaltungen.

Praktikum

e In kleineren Gruppen erarbeiten die Teil-
nehmer einzeln oder in Teams konkrete
Aufgabenstellungen {iiber einen ldngeren
Zeitraum hinweg weitgehend selbststindig

*  Teilnehmer iibernchmen den groBeren
aktiven Part

* Dozent stellt Aufgaben, seine dauernde
Anwesenheit ist nicht erforderlich, be-
spricht in regelmiBigen Abstinden (nicht
wochentlich) den Fortschritt mit den Teil-
nehmern, gibt Hilfestellungen, bewertet;
i.d.R. werden von Studierenden Protokolle
gefertigt

¢ Gemeint sind ,,interne‘ Praktika als Hoch-
schulveranstaltungen, nicht externe (Indus-
trie-) Praktika

Kurs

*  Veranstaltung zum Trainieren praktischer
Fahigkeiten

* Dozent hat geringen Vorbereitungsauf-
wand

*  Dozent ist regelméBig aber nicht zwingend
anwesend

*  Teilnehmer iiben Fiahigkeiten einzeln oder
in Gruppen

*  Beispiele: Kurse zur Sprachvermittlung

Kleingruppenprojekt

*  Selbststindiges Arbeiten der Teilnehmer
im Team, Kleingruppe

e Dozent stellt Aufgabe, bespricht in regel-
méBigen Abstanden, beurteilt

* Viele unterschiedliche Ausprigungen je
nach Fach denkbar

Einzelunterricht
¢ in kiinstlerischen/musischen Fichern
Abschlussarbeit

*  Selbststindige wissenschaftliche Arbeit
des einzelnen Teilnehmers

*  Dozent stellt Aufgabe, fithrt Zwischenbe-
sprechungen durch, bewertet

e Jenach Fach, Ausgestaltung (z.B. Laborar-
beiten), Dauer (Umfang von Credits) und
Abschlussart  unterschiedliche  Anrech-
nungsfaktoren f'

Sondertypen

Lehrveranstaltungsformen, die im Rahmen von Ba-
chelor- und Masterstudiengédngen erforderlich sind,
sich jedoch auBerhalb dieser Typisierung bewegen.

IV. Aufgaben der Hochschulen

Um den mit den neuen Lehr- und Lernformen be-
griindeten Betreuungsaufwand der Facher fiir die
Studierenden und den sich daraus ergebenden Fi-
nanzbedarf zu ermitteln, ist es Aufgabe jeder Hoch-
schule und ihrer Ficher, die neuen Studienprogram-
me und deren Zielsetzungen in Form von Studien-
planen/-ordnungen, Priifungsordnungen und Mo-
dulhandbiichern zu dokumentieren und die Notwen-
digkeit des Mittelbedarfs damit zu begriinden. Sol-
chermallen belegte Berechnungen der Ausbildungs-
kapazititen sind in der Lage, die bisherigen Kapazi-
tatsrechtsvorgaben hinsichtlich Lehrveranstaltungs-
arten, Gruppengroflen und Anrechnungsfaktoren zu
iiberwinden, und haben Aussicht auf Anerkennung
vor Gericht, wie der Beschluss des OVG Berlin
vom 7. Juli 2004 (OVG 5 NC 8.04 / VG 3 A
2059.03) zeigt.

V Forderungen an die Finanztriger der Hoch-
schulen

Die Bachelorprogramme miissen als erster berufs-
befahigender Studienabschluss den Absolventen
auch tatsdchlich eine gute Chance auf dem Arbeits-
markt bieten, eine hohe Absolventen- und eine
niedrige Abbrecherquote hervorbringen und deshalb
inhaltlich anspruchsvolle Betreuung anbieten kon-
nen.

Die Masterprogramme miissen den Einstieg in den
Arbeitsmarkt und die Vorbereitung auf eine wissen-
schaftliche Karriere (Promotion) auf hohem Niveau
ermdglichen. Hierflir gilt es, addquate anwendungs-
und forschungsorientierte Masterprogramme zu ent-
wickeln.

1) Die Finanztriger miissen die Hochschulen so
ausstatten, dass sie dieses qualitativ an-
spruchsvolle Studienprogramm fiir eine
groBBe Zahl von Studierenden auch tatsich-
lich umsetzen kdnnen.

2) Nach den bisherigen Vorstellungen der Lan-
der soll diese Umsetzung ganz iiberwiegend
kostenneutral, nur in Einzelfdllen mit einem
geringfligigen Zuwachs an Mitteln durchge-
fithrt werden. Dies steht im klaren Gegensatz
zu den Zielen der Studienreform, und ist we-
der mit den fachspezifischen Anforderungen
noch mit der angestrebten Profilierung der
Hochschulen in Einklang zu bringen. Die Er-



héhung der Lehrverpflichtung in Einzelfdl-
len ist systematisch keine Losung.

3) Die staatliche Vorgabe einer kostenneutralen
Umsetzung wird von den Hochschulen nicht
akzeptiert werden, da schon bisher bei den
traditionellen Studiengéngen ein erheblicher
Zusatzbedarf an Lehrpersonal gegeben ist.
Die Steigerung der Lehrqualitéit im Sinne der
Ergebnisse der HRK-Umfrage, erst recht bei
gleichzeitiger Erhohung der Studierquote, ist
so nicht moglich. Insbesondere kann nicht
auf Grund der kiirzeren Regelstudienzeit des
Bachelorprogramms eine quasi lineare Kiir-
zung der Mittel fiir die Diplomstudienginge
durchgefiihrt werden, um den Finanzbedarf
fiir Bachelor- und Masterprogramme zu er-
mitteln. Dieser Finanzbedarf muss sich viel-
mehr an den inhaltlich begriindeten Konzep-
tionen der Studienangebote orientieren. Dies
erfordert zusitzliche Finanzmittel, das heifit
Finanzzuwichse bei einer Hochschulart diir-
fen nicht zu Lasten einer anderen Hoch-
schulart (also durch Umverteilung) erreicht
werden, da die Hochschulen insgesamt un-
terfinanziert sind.

4) Das bisherige System der Kapazititsberech-
nung (KapVO) kann nicht mehr angewendet
werden:

a) Die Curricularnormwerte, die fiir die Di-
plomstudiengéinge festgelegt worden
sind, sind groBtenteils nicht wissen-
schaftsaddquat. Sie kdnnen deshalb nicht
Ausgangspunkt fiir die neuen Program-
me sein.

b) Die Lehrveranstaltungen mit Gruppengro-
Ben und Anrechnungsfaktoren sind neu
zu definieren und zu bewerten (vgl. I11. B
und C).

c¢) Die Kapazititsberechnung muss mit dem
ECT-System kompatibel gemacht, d.h. es
muss eine Alternative zu der Berech-
nungsgrundlage SWS entwickelt werden.

d) Keinesfalls diirfen die Kapazitidten bun-
des- oder landeseinheitlich festgeschrie-
ben, sondern miissen in Eigenverantwor-
tung der Hochschule festgelegt werden,
um die Profilierung der Féacher und der
Hochschulen nicht zu behindern.

Landergemeinsame Strukturvorgaben fiir die Akkreditierung

von Bachelor- und Masterstudiengdngen

Beschluss der Kultusministerkonferenz vom vom 10.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010

Vorbemerkung

Mit den nachfolgenden Strukturvorgaben fiir Ba-
chelor- und Masterstudiengénge kommen die Lan-
der ihrer gesamtstaatlichen Verantwortung im
Hochschulbereich fiir die Gewahrleistung der
Gleichwertigkeit einander entsprechender Studien-
und Priifungsleistungen sowie Studienabschliisse
und der Mdglichkeit des Hochschulwechsels nach.
Diese Vorgaben sind zugleich ein wesentlicher
Schritt auf dem Weg zur Errichtung des européi-
schen Hochschulraumes im Rahmen des Bologna-
Prozesses.

Bachelor- und Masterstudiengéinge sind zu akkredi-
tieren. Die Vorgaben sind gem. § 2 Abs. 1 Nr. 2 des
Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung ,,Stiftung zur
Akkreditierung von Studiengéingen in Deutschland*
(GV.NRW.2005 S.45) bei der Akkreditierung zu-
grunde zu legen. Sie richten sich daher unmittelbar
an den Akkreditierungsrat und die Akkreditierungs-
agenturen. Gleichzeitig dienen sie den Hochschulen
als Grundlage (Orientierungsrahmen) fiir Planung
und Konzeption von Studiengingen, die der Akkre-
ditierung unterliegen.

Dagegen ist mit den Strukturvorgaben keine Regle-
mentierung des individuellen Studienverhaltens
verbunden. So konnen beispielsweise konsekutive
Bachelor- und Masterstudienginge einer Hochschu-
le nur akkreditiert werden, wenn eine Regelstudien-
zeit von insgesamt 5 Jahren nicht iberschritten
wird; der einzelne Studierende ist jedoch nicht ge-
hindert, nach einem vierjdhrigen Bachelorstudium
an einer Hochschule einen zweijdhrigen Masterstu-
diengang an einer anderen Hochschule zu studieren.

Fiir Bachelor- und Masterstudiengénge im Bereich
der staatlich geregelten Studiengénge (insbesondere
Medizin, Rechtswissenschaften) bleiben besondere
Regelungen vorbehalten. Hinsichtlich der Studien-
ginge mit kirchlichem Abschluss wird auf die von
der Kultusministerkonferenz am 13.12.2007 be-
schlossenen ,,Eckpunkte fiir die Studienstruktur in
Studiengédngen mit Katholischer oder Evangelischer
Theologie/Religion* verwiesen.

Teil A:
Allgemeine Regelungen fiir alle Studienbereiche



A 1. Studienstruktur und Studiendauer

Das Hochschulrecht der Lénder unterscheidet
grundlegend zwischen Bachelor- und Masterstu-
diengéngen und Diplom- und Magisterstudiengén-
gen, was nicht ausschliefit, dass in den Studiengén-
gen der beiden unterschiedlichen Graduierungssyst-
eme teilweise die gleichen Studienangebote genutzt
werden. Eine strukturelle Vermischung der beiden
Studiengangsysteme ist jedoch auszuschlieen. In
einem System mit gestuften Studienabschliissen ist
der Bachelor der Regelabschluss eines Hochschul-
studiums. Er hat ein gegeniiber dem Diplom- und
Magisterabschluss eigenstiandiges berufsqualifizie-
rendes Profil, das durch die innerhalb der vorgege-
benen Regelstudienzeit zu vermittelnden Inhalte
deutlich werden muss. Als Studiengénge, die zu be-
rufsqualifizierenden Abchliissen fiihren, miissen die
Bachelorstudiengéinge wissenschaftliche Grund-
lagen, Methodenkompetenz und berufsfeldbezoge-
ne Qualifikationen entsprechend dem Profil der
Hochschule und des Studiengangs vermitteln.

Im Ubrigen gilt:

1.1 Bachelor- und Masterstudiengéinge konnen so-
wohl an Universititen und gleichgestellten
Hochschulen als auch an Fachhochschulen
eingerichtet werden, ohne die unterschiedli-
chen Bildungsziele dieser Hochschularten in
Frage zu stellen.

1.2 Bachelorstudiengédnge koénnen auch dann ein-
gerichtet werden, wenn an der Hochschule
kein entsprechender Masterabschluss erwor-
ben werden kann. Fiir Inhaber eines ersten be-
rufsqualifizierenden =~ Hochschulabschlusses
konnen Masterstudiengédnge auch dann einge-
richtet werden, wenn an der Hochschule keine
entsprechenden Bachelorstudiengédnge ange-
boten werden.

1.3 Die Regelstudienzeiten fiir ein Vollzeitstudium
betragen sechs, sieben oder acht Semester fiir
die Bachelorstudienginge und vier, drei oder
zweil Semester flir die Masterstudienginge.
Bei konsekutiven Studiengéngen betrdgt die
Gesamtregelstudienzeit im  Vollzeitstudium
fiinf Jahre (zehn Semester). Kiirzere und lan-
gere Regelstudienzeiten sind bei entsprechen-
der studienorganisatorischer Gestaltung in
Ausnahmefillen moglich.

Fiir den Bachelorabschluss sind nicht weniger
als 180 ECTS-Punkte nachzuweisen. Fiir den
Masterabschluss werden - unter Einbeziehung
des vorangehenden Studiums bis zum ersten
berufsqualifizierenden Abschluss - 300 ECTS-
Punkte benétigt. Davon kann bei entsprechen-
der Qualifikation der Studierenden im Einzel-
fall abgewichen werden. Das gilt auch dann,

wenn nach Abschluss eines Masterstudien-
gangs 300 Leistungspunkte nicht erreicht wer-
den. Nachgewiesene gleichwertige Kompeten-
zen und Féhigkeiten, die auflerhalb des Hoch-
schulbereichs erworben wurden, sind bis zur
Hilfte der fiir den Studiengang vorgesehenen
Leistungspunkte anzurechnen. Im Ubrigen
richtet sich die in Bachelor- oder Masterstud-
iengdngen zu erwerbende Anzahl von ECTS-
Punkten nach den unterschiedlichen Regelstu-
dienzeiten.

1.4 Zur Qualitéitssicherung sehen Bachelor- ebenso
wie Masterstudiengénge obligatorisch eine
Abschlussarbeit (Bachelor-/Masterarbeit) vor,
mit der die Fahigkeit nachgewiesen wird, in-
nerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem
aus dem jeweiligen Fach selbstindig nach wis-
senschaftlichen Methoden zu bearbeiten. Der
Bearbeitungsumfang fiir die Bachelorarbeit
betrdgt mindestens 6 ECTS-Punkte und darf
12 ECTS-Punkte nicht iiberschreiten; fiir die
Masterarbeit ist ein Bearbeitungsumfang von
15 — 30 ECTS-Punkten vorzusehen.

A 2. Zugangsvoraussetzungen und Uberginge

In einem System gestufter Studiengédnge stellt der
Bachelorabschluss als erster berufsqualifizierender
Abschluss den Regelabschluss dar und fiihrt damit
fiir die Mehrzahl der Studierenden zu einer ersten
Berufseinmiindung. Bei den Zugangsvoraussetzun-
gen zum Master muss daher der Charakter des Mas-
terabschlusses als weiterer berufsqualifizierender
Abschluss betont werden.

Im Ubrigen gilt, dass auch nach Einfiihrung des
neuen Graduierungssystems die Durchldssigkeit im
Hochschulsystem erhalten bleiben muss. Daraus
folgt:

2.1 Zugangsvoraussetzung fiir einen Masterstudien-
gang ist in der Regel ein berufsqualifizierend-
er Hochschulabschluss. Die
Landeshochschulgesetze konnen vorsehen,
dass in definierten Ausnahmefillen fiir weiter-
bildende und kiinstlerische Masterstudiengén-
ge an die Stelle des berufsqualifizierenden
Hochschulabschlusses eine Eingangspriifung
treten kann. Zur Qualitédtssicherung oder aus
Kapazititsgriinden konnen fiir den Zugang
oder die Zulassung zu Masterstudiengéngen
weitere Voraussetzungen bestimmt werden.
Die Zugangsvoraussetzungen sind Gegenstand
der Akkreditierung. Die Lénder konnen sich
die Genehmigung der Zugangskriterien vorbe-
halten.

2.2 Ubergiinge zwischen den Studiengingen der un-
terschiedlichen ~ Graduierungssysteme  sind
nach den allgemeinen Anrechnungsbestim-
mungen moglich. Einzelheiten sind in den



Priifungsordnungen oder in landesrechtlichen
Bestimmungen zu regeln.

2.3 Masterabschliisse, die an Universititen und
gleichgestellten Hochschulen oder an Fach-
hochschulen erworben wurden, berechtigen
grundsétzlich zur Promotion. Die Universita-
ten und gleichgestellten Hochschulen regeln
den Promotionszugang in ihren Promotions-
ordnungen.

Inhaber eines Bachelorgrades konnen auch
ohne Erwerb eines weiteren Grades im Wege
eines Eignungsfeststellungsverfahrens unmit-
telbar zur Promotion zugelassen werden. Die
Universititen regeln den Zugang sowie die
Ausgestaltung des Eignungsfeststellungsver-
fahrens und ggf. das Zusammenwirken mit
Fachhochschulen in ihren
Promotionsordnungen.

2.4 Entsprechend dem Grundsatz, dass ein Absol-
vent eines berufsqualifizierenden Hochschul-
abschlusses an jeder anderen Hochschule stu-
dieren kann, vermittelt der Bachelorabschluss
die der allgemeinen Hochschulreife entspre-
chende Hochschulzugangsberechtigung .

A 3. Studiengangsprofile

3.1 In Bachelorstudiengéngen werden wissenschaft-
liche Grundlagen, Methodenkompetenz und
berufsfeldbezogene Qualifikationen entspre-
chend dem Profil der Hochschule und des Stu-
diengangs vermittelt. Damit wird insgesamt
eine breite wissenschaftliche Qualifizierung in
Bachelorstudiengéngen sichergestellt.

3.2 Masterstudienginge dienen der fachlichen und
wissenschaftlichen Spezialisierung und kon-
nen nach den Profiltypen ,,anwendungsorien-
tiert und ,,forschungsorientiert” differenziert
werden.

A 4. Konsekutive und
weiterbildende Masterstudiengéinge

Bei der Einrichtung eines Masterstudiengangs ist
festzulegen, ob es sich um einen konsekutiven oder
weiterbildenden Studiengang handelt. Die Zuord-
nung ist in der Akkreditierung zu iiberpriifen.

4.1 Konsekutive Masterstudiengénge sind als ver-
tiefende, verbreiternde, fachiibergreifende
oder fachlich andere Studiengéinge auszuge-
stalten. Bachelor- und Masterstudiengdnge
kénnen an verschiedenen Hochschulen, auch
an unterschiedlichen Hochschularten und auch
mit Phasen der Berufstitigkeit zwischen dem

"In Bayern ist ein Bachelorabschluss im Hinblick auf die Veritt-
ung der allgemeinen Hochschulreife qualifikationsrechtlich ei-
nem Diplomabschluss der gleichen Hochschule gleichgestellt.

ersten und zweiten Abschluss konsekutiv stu-
diert werden.

4.2 Weiterbildende Masterstudiengénge setzen qua-
lifizierte berufspraktische Erfahrung von i.d.R.
nicht unter einem Jahr voraus. Die Inhalte des
weiterbildenden Masterstudiengangs sollen
die beruflichen Erfahrungen beriicksichtigen
und an diese ankniipfen. Bei der Konzeption
eines weiterbildenden Masterstudiengangs legt
die Hochschule den Zusammenhang von be-
ruflicher Qualifikation und Studienangebot
dar.

Weiterbildende Masterstudiengédnge entspre-
chen in den Anforderungen (Ziff. 1.3 und 1.4)
den konsekutiven Masterstudiengéingen und
fiihren zu dem gleichen Qualifikationsniveau
und zu denselben Berechtigungen2?. Die
Gleichwertigkeit der Anforderungen ist in der
Akkreditierung festzustellen.

A 5. Abschliisse

Bachelor- und Masterstudiengénge sind
eigenstandige Studiengéinge, die zu eigenstandigen
Abschliissen fithren. Daraus folgt:

5.1 Fiir einen erfolgreich abgeschlossenen Bache-
lor- oder Masterstudiengang kann jeweils nur
ein Grad verlichen werden. Bachelor- und
Mastergrade konnen somit nicht zugleich mit
Abschluss eines Diplom- oder Magisterstu-
diengangs verlichen werden; desgleichen kann
mit Abschluss eines Bachelor- oder Masterstu-
diengangs nicht zugleich ein Diplom- oder
Magistergrad verliehen werden.

5.2 Im gestuften Graduierungssystem wird der Mas-
tergrad auf Grund eines weiteren berufsqualif-
izierenden Hochschulabschlusses verliehen.
Deshalb kann ein Masterabschluss in der Re-
gel nur erworben werden, wenn bereits ein
erster berufsqualifizierender Hochschulabs-
chluss vorliegt (s. Ziff. 2.1). Ausgeschlossen
sind somit grundstindige Studiengéinge, die
nach vier oder fiinf Jahren unmittelbar zu ei-
nem Masterabschluss fiihren.

5.3 Eine Differenzierung der Abschlussgrade nach
der Dauer der Regelstudienzeit wird bei den
Bachelor- und Masterstudiengéngen nicht vor-
gesehen. Fiir drei- und vierjdhrige Bachelor-
studiengéinge werden somit keine unterschied-
lichen Grade vergeben. Dasselbe gilt fiir Mas-
terabschliisse, die nach ein oder zwei Jahren
erreicht werden. Gleiches gilt sinngemal fiir
7semestrige Bachelor- und 3semestrige Mas-
terstudiengéinge. Bachelorabschliisse mit dem
Zusatz ,honours” (,,B.A. hon.”) sind ausge-

2 Fragen der Erhebung von Studiengebiihren und -entgelten fiir
weiterbildende Studiengéinge werden dadurch nicht beriihrt.



schlossen.
A 6. Bezeichnung der Abschliisse

Fiir die Akzeptanz auf dem Arbeitsmarkt und die in-
ternationale Zusammenarbeit ist es erforderlich,
Transparenz und Ubersichtlichkeit durch eine mog-
lichst geringe Anzahl unterschiedlicher Abschluss-
bezeichnungen sicherzustellen. Bei der Gradbe-
zeichnung wird nicht zwischen den Profiltypen un-
terschieden. Fiir Bachelor- und konsekutive Master-
grade sind folgende Bezeichnungen zu verwenden:

=  Bachelor of Arts (B.A.) /
Master of Arts (M.A.)

Sprach- und Kulturwissenschaften,
Sport, Sportwissenschaft,
Sozialwissenschaft,
Kunstwissenschaft

= Bachelor of Science (B.Sc.) /
Master of Science (M.Sc.).A.)

Mathematik,

Naturwissenschaften

Medizin*

Agrar, Forst- und Erndhrungswissen-
schaften*

= Bachelor of Science (B.Sc.)/
Master of Science (M.Sc.)
oder
Bachelor of Engineering (B.Eng.) /
Master of Engineering (M.Eng.)

Ingenieurwissenschaften

= nach der inhaltlichen Ausrichtung des
Studiengangs:

Bachelor of Arts (B.A.)/
Master of Arts (M.A.)

oder

Bachelor of Science (B.Sc.)/
Master of Science (M.Sc.)

Wirtschaftswissenschaften

=  Bachelor of Laws (LL.B.)/
Master of Laws (LL.M.)

Rechtswissenschaften®

Bei interdisziplindren Studiengédngen richtet sich
die Abschlussbezeichnung nach demjenigen Fach-
gebiet, dessen Bedeutung im Studiengang {iber-
wiegt; bei den Ingenieurwissenschaften und den
Wirtschaftswissenschaften richtet sie sich nach der
inhaltlichen Ausrichtung des Studiengangs. Fachli-
che Zusétze zu den Abschlussbezeichnungen sind
ausgeschlossen.

Fiir Weiterbildungsstudiengéinge diirfen auch Mas-
tergrade verwendet werden, die von den vorge-

3 Anm.: Betrifft nicht die staatlich geregelten Studiengédnge

nannten Bezeichnungen abweichen (z. B. MBA).

Fir die Abschlussbezeichnungen koénnen auch
deutschsprachige Formen verwandt werden (z. B.
Bakkalaureus der Wissenschaften). Gemischtspra-
chige Bezeichnungen sind ausgeschlossen (z.B. Ba-
chelor der Wissenschaften).

Auskunft tiber das dem Abschluss zugrunde liegen-
de Studium im Einzelnen erteilt das ,,diploma sup-
plement”, das Bestandteil jedes Abschlusszeugnis-
ses ist.

Die Umstellung der Gradbezeichnungen erfolgt im
Zuge von Akkreditierung und Reakkreditierung.

A 7. Modularisierung, Mobilitit und Leistungs-
punktsystem

Zur Akkreditierung eines Bachelor- oder Masterstu-
diengangs ist nachzuweisen, dass der Studiengang
modularisiert und mit einem Leistungspunktsystem
ausgestattet ist. Die Inhalte eines Moduls sind so zu
bemessen, dass sie in der Regel innerhalb eines Se-
mesters oder eines Jahres vermittelt werden kon-
nen; in besonders begriindeten Féllen kann sich ein
Modul auch iiber mehrere Semester erstrecken. Die
Studiengédnge sind so zu gestalten, dass sie Zeitrdu-
me fiir Aufenthalte an anderen Hochschulen und in
der Praxis ohne Zeitverlust bieten. Die Schliissig-
keit des Studienkonzepts und die Studierbarkeit des
Lehrangebots sind von den Hochschulen sicherzu-
stellen und in der Akkreditierung zu tiberpriifen und
zu bestdtigen. Im Einzelnen wird auf die ,,Rahmen-
vorgaben flir die Einfilhrung von Leistungspunkts-
ystemen und die Modularisierung von Studiengiang-
en” (Anlage) verwiesen.

A 8. Gleichstellungen

Die Einfiihrung des Graduierungssystems darf nicht
zu einer Abwertung der herkémmlichen Diplom-
und Magisterabschliisse fithren. Hinsichtlich der
Wertigkeit der Bachelor- und Masterabschliisse und
der Abschliisse Diplom/Magister gilt daher:

- Bachelorabschliisse verleihen grundsitzlich die-
selben Berechtigungen wie Diplomabschliisse an
Fachhochschulen

- Masterabschliisse verleihen dieselben Berechti-
gungen wie Diplom- und Magisterabschliisse an
Universititen und gleichgestellten Hochschulen.

Teil B: Besondere Regelungen fiir einzelne Stu-
dienbereiche

B 1. Besondere Regelungen fiir Kkiinstlerische
Studienginge an Kunst- und Musikhochschulen

Fiir die kiinstlerischen Studienginge an Kunst- und
Musikhochschulen gelten die Allgemeinen Rege-
lungen A 1 bis A 8 mit folgenden Maligaben:



Zu Ziffer A 1 und A 3.1: Ziele des Bachelorstudien-
gangs

Die kiinstlerischen Studiengénge fordern die Fahig-
keit zur kiinstlerischen Gestaltung und entwickeln
diese fort; sie vermitteln die wissenschaftlichen
Grundlagen und die Methodenkompetenz des je-
weiligen Faches sowie berufsfeldbezogene Qualifi-
kationen.

Zu Ziffer A 1.3: Regelstudienzeit/ECTS-Punkte

Abweichend von Ziffer 1.3 konnen in den kiinstleri-
schen Kernfichern an Kunst- und Musikhochschul-
en nach ndherer Bestimmung des Landesrechts kon-
sekutive Bachelor- und Masterstudiengédnge aus-
nahmsweise auch mit einer Gesamtregelstudienzeit
von bis zu sechs Jahren eingerichtet werden. Bei
konsekutiven Bachelor- und Masterstudiengéingen
mit einer Gesamtregelstudienzeit von sechs Jahren
wird das Masterniveau mit 360 ECTS-Punkten er-
reicht.

An den Musikhochschulen zdhlen zu den kiinstleri-
schen Kernfichern insbesondere die Facher Ge-
sang, Komposition und Dirigieren sowie die Instru-
mentalausbildung. An den Kunsthochschulen ist
dies das Fach Freie Kunst*. Im Ubrigen ergibt sich
die Zuordnung eines Faches zu den kiinstlerischen
Kernfiachern aus dem Profil der Hochschulen und
wird in Abstimmung zwischen der Hochschule und
dem Wissenschaftsressort festgelegt.

Zu Ziffer A 1.4: Abschlussarbeiten

In der Freien Kunst kann in begriindeten
Ausnahmefillen der Bearbeitungsumfang fiir die
Bachelorarbeit bis zu 20 ECTS-Punkte und fiir die
Masterarbeit bis zu 40 ECTS-Punkte betragen.

Zu Ziffer A 2.1: Zugang zum Masterstudium

Fir die Zulassung zu kiinstlerischen Master-Stu-
diengéingen ist die hierfiir erforderliche besondere
kiinstlerische Eignung nachzuweisen. Dies kann
auch durch eine besondere Eignungspriifung ge-
schehen.

Zu Ziffer A 2.3: Promotionsrecht

Masterabschliisse an Kunst- und Musikhochschulen
berechtigen zum Zugang zur Promotion nur inso-
weit, als mit dem Abschluss des Masterstudiums
eine hinreichende wissenschaftliche Qualifikation
flir ein Promotionsvorhaben erworben wurde.

Zu Ziffer A 2.4: Erwerb der allgemeinen Hoch-
schulreife mit Bachelorabschluss

Fiir den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife mit
einem Bachelorabschluss in kiinstlerischen Studien-
gingen an Kunst- und Musikhochschulen finden die

* Uber die Einbeziehung der Studiengénge der Freien Kunst in
die gestufte Studienstruktur entscheidet das Wissenschaftsressort
im Zusammenwirken mit der jeweiligen Hochschule.

geltenden landesrechtlichen Bestimmungen Anwen-
dung.

Zu Ziffer A 3.2: Kiinstlerisches Profil

Masterstudiengénge an Kunst- und Musikhoch-
schulen sollen ein besonderes kiinstlerisches Profil
haben, das in der Akkreditierung nach Vorgaben des
Akkreditierungsrats festzustellen und im Diploma
Supplement auszuweisen ist.

Zu Ziffer A 4.2: Weiterbildende Masterstudiengdng-
e

Beim Zugang zu weiterbildenden kiinstlerischen
Masterstudiengéngen kdnnen auch berufspraktische
Tatigkeiten, die wihrend des Studiums abgeleistet
werden, beriicksichtigt werden, sofern landesrecht-
liche Regelungen dem nicht entgegenstehen.

Zu Ziffer A 6: Abschlussbezeichnungen

Die Abschlussbezeichnungen fiir kiinstlerische Stu-
diengénge an Kunst- und Musikhochschulen lauten:

=  Bachelor of Fine Arts (B.F.A)/
Master of Fine Arts (M.F.A.))

Freie Kunst

= Bachelor of Arts (B.A.)/
Master of Arts (ML.A.)

Kiinstlerisch angewandte Studiengin-

ge
Darstellende Kunst

=  Bachelor of Music (B.Mus.)/
Master of Music (M.Mus.)

Musik

Zu Ziffer A 7: Modularisierung

Fiir das kiinstlerische Kernfach im Bachelorstudium
sind mindestens zwei Module verpflichtend. Diese
konnen etwa zwei Drittel der Arbeitszeit (160
ECTS-Punkte bei einem 4-jéhrigen Bachelorstudiu-
m) in Anspruch nehmen. Die Kompatibilitdt von
kiinstlerischen und Lehramtsstudiengingen ist
wechselseitig zu beachten.

B 2. Besondere Regelungen fiir Studienginge,
mit denen die Voraussetzungen fiir ein Lehramt
vermittelt werden

Fiir Studiengéinge, mit denen die Voraussetzungen
flir ein Lehramt vermittelt werden, wird auf die
,»Eckpunkte fiir die gegenseitige Anerkennung von
Bachelor- und Masterabschliissen in Studiengin-
gen, mit denen die Bildungsvoraussetzungen fiir ein
Lehramt vermittelt werden* vom 02.06.2005 und
den ergénzenden Beschluss vom 28.02.2007 ver-
wiesen. Dariiber hinaus gelten die Allgemeinen Re-
gelungen A 1 bis A 8 mit folgenden Maf3gaben:

Zu Ziffer A 3 Studiengangsprofile



Masterstudiengédnge, mit denen die Voraussetzun-
gen fiir ein Lehramt vermittelt werden, haben ein
besonderes lehramtsbezogenes Profil, das in der
Akkreditierung nach Vorgaben des Akkreditie-
rungsrates festzustellen und im Diploma Supple-
ment auszuweisen ist.

Zu Ziffer A 6: Abschlussbezeichnungen

Die Abschlussbezeichnungen fiir Studiengédnge, mit
denen die Voraussetzungen fiir ein Lehramt vermit-
telt werden, lauten:

=  Bachelor of Education (B.Ed.)
=  Master of Education (M.Ed.).

Zu Ziffer A 8 Gleichstellungen

Laufbahnrechtliche Regelungen der Lénder bleiben
davon unbertihrt.

Anlage

Rahmenvorgaben fiir die Einfiihrung von Leis-
tungspunktsystemen und die Modularisierung von
Studiengiingen

1. Definitionen und Standards
1.1 Modularisierung

In Modulen werden thematisch und zeitlich abge-
rundete, in sich geschlossene und mit Leistungs-
punkten belegte Studieneinheiten zusammengefasst.
Sie konnen sich aus verschiedenen Lehr- und Lern-
formen zusammensetzen (z. B. Vorlesungen, Ubun-
gen, Praktika, e-learning, Lehrforschung etc.). Ein
Modul kann Inhalte eines einzelnen Semesters oder
eines Studienjahres umfassen, sich aber auch iiber
mehrere Semester erstrecken. Zur Reduzierung der
Priifungsbelastung werden Module in der Regel nur
mit einer Priifung abgeschlossen, deren Ergebnis in
das Abschlusszeugnis eingeht. In besonders begriin-
deten Fillen konnen auch mehrere Module mit ei-
ner Priifung abgeschlossen werden. Die Priifungsin-
halte eines Moduls sollen sich an den fiir das Modul
definierten Lernergebnissen orientieren. Der Prii-
fungsumfang ist dafiir auf das notwendige Mal} zu
beschrinken. Die Vergabe von Leistungspunkten
setzt nicht zwingend eine Priifung, sondern den er-
folgreichen Abschluss des jeweiligen Moduls vor-
aus. Die Voraussetzungen fiir die Vergabe von Leis-
tungspunkten sind in den Studien- und Priifungso-
rdnungen und den Akkreditierungsunterlagen prizi-
se und nachvollziehbar zu definieren. Um einer
Kleinteiligkeit der Module, die ebenfalls zu einer
hohen Priifungsbelastung fiihrt, entgegen zu wirken,
sollen Module mindestens einen Umfang von fiinf
ECTS aufweisen.

Module sind einschlieBlich des Arbeitsaufwands
und der zu vergebenden Leistungspunkte zu be-
schreiben (zu Inhalt und Umfang wird auf die Er-
lauterungen verwiesen). Die Beschreibung eines
Moduls soll mindestens enthalten:

a) Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls

b) Lehrformen

¢) Voraussetzungen fiir die Teilnahme

d) Verwendbarkeit des Moduls

e) Voraussetzungen fiir die Vergabe von Leistungs-
punkten

f) Leistungspunkte und Noten

g) Haufigkeit des Angebots von Modulen

h) Arbeitsaufwand

i) Dauer der Module.

Soweit Freiversuchsregelungen nicht unmittelbar
anwendbar sind, sind Regelungen zu treffen, durch
die ein frithzeitiges Absolvieren der nach dem Stu-
dienplan vorgesehenen Module begiinstigt wird.

1.2 Anerkennung

Die wechselseitige Anerkennung von Modulen bei
Hochschul- und Studiengangswechsel ist mit hand-
habbaren Regelungen in den Studien- und Prii-
fungsordnungen zu verankern und in der Akkredi-
tierung zu bestétigen. Sie beruht auf der Qualitét
akkreditierter Studiengénge und der Leistungsfahig-
keit staatlicher oder akkreditierter nicht staatlicher
Hochschulen im Hinblick auf die erworbenen Kom-
petenzen der Studierenden (Lernergebnisse) ent-
sprechend den Regelungen der Lissabon-Konventi-
on (Art. III). Demzufolge ist die Anerkennung zu
erteilen, sofern keine wesentlichen Unterschiede
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen bestehen
(Art. V).

1.3 Vergabe von Leistungspunkten

Leistungspunkte sind ein quantitatives Mal fiir die
Gesamtbelastung des Studierenden. Sie umfassen
sowohl den unmittelbaren Unterricht als auch die
Zeit fiir die Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffes
(Prasenz- und Selbststudium), den Priifungsauf-
wand und die Priifungsvorbereitungen einschlieB3-
lich Abschluss- und Studienarbeiten sowie gegebe-
nenfalls Praktika.

In der Regel werden pro Studienjahr 60 Leistungs-
punkte vergeben, d.h. 30 pro Semester. Dabei wird
fir einen Leistungspunkt eine Arbeitsbelastung
(work load) des Studierenden im Prédsenz- und
Selbststudium von 25 — max. 30 Stunden angenom-
men, sodass die Arbeitsbelastung im Vollzeitstudiu-
m pro Semester in der Vorlesungs- und der vorles-
ungsfreien Zeit insgesamt 750 — 900 Stunden be-
tragt. Dies entspricht 32 —39 Stunden pro Woche
bei 46 Wochen pro Jahr. Die Hochschulen haben
die Studierbarkeit des Studiums unter Beriicksichti-
gung der Arbeitsbelastung der Studierenden im Ak-
kreditierungsverfahren nachvollziehbar darzulegen.



2. Erliuterungen

Die Beschreibung der Module soll den Studieren-
den eine zuverldssige Information iiber Studienver-
lauf, Inhalte, qualitative und quantitative Anforde-
rungen und Einbindung in das Gesamtkonzept des
Studienganges bzw. das Verhéltnis zu anderen ange-
botenen Modulen bieten. Die Beschreibung soll fer-
ner eine Bewertung des Moduls im Hinblick auf
Gleichwertigkeit als Voraussetzung fiir die Anrec-
henbarkeit bzw. den Transfer beim
Hochschulwechsel ermoglichen. Andererseits sind
starre Festlegungen, die eine flexible Gestaltung des
Lehrangebotes verhindern, zu vermeiden. Unbe-
schadet der Zustindigkeit der Hochschulen fiir die
Gestaltung der Module im Einzelnen — gehen die
von der KMK unter Buchstaben a) — 1) empfohle-
nen Standards fiir die Beschreibung von Modulen
vor diesem Hintergrund davon aus, dass Angaben
zu folgenden Fragen vorgesehen werden sollten:

a) Inhalte und Qualifikationsziele des Moduls

Welche fachlichen, methodischen, fachpraktischen
und facheriibergreifenden Inhalte sollen vermittelt
werden, welche Lernziele sollen erreicht werden?
Welche Kompetenzen (fachbezogene, methodische,
fachiibergreifende Kompetenzen, Schliisselqualifi-
kationen) sollen erworben werden? Die Lern- und
Qualifikationsziele sind an einer zu definierenden
Gesamtqualifikation (angestrebter Abschluss) aus-
zurichten.

b) Lehrformen

Im Modul sind die einzelnen Lehr- und Lernformen
zu beschreiben (Vorlesungen, Ubungen, Seminare,
Praktika, Projektarbeit, Selbststudium). Grundsétzl.
sollen unterschiedliche Lehrveranstaltungen zum
Erreichen eines Qualifikationszieles beitragen. Wel-
che Veranstaltungen dies im konkreten Fall sind, ist
jedoch eine nachrangige Frage. Wéhrend Vorlesun-
gen eher einen Uberblick vermitteln, dienen Ubun-
gen der Anwendung des Gelernten, Seminare eher
der wissenschaftl. Vertiefung usw. Unterschiedliche
Veranstaltungen implizieren unterschiedliche me-
thodische Ansitze, die sich gemeinsam einem the-
matischen Schwerpunkt widmen.

¢) Voraussetzungen fiir die Teilnahme

Fiir jedes Modul sind die Voraussetzungen fiir die
Teilnahme zu beschreiben. Welche Kenntnisse, Fi-
higkeiten und Fertigkeiten sind fiir eine erfolgreiche
Teilnahme vorauszusetzen. Auflerdem soll beschrie-
ben sein, wie der Studierende sich auf die Teilnah-
me an diesem Modul vorbereiten kann (u.a. Litera-
turangaben, Hinweise auf multimedial gestiitzte

5 Derzeit gilt der ECTS Users® Guide von 2009.

Lehr- und Lernprogramme).

d) Verwendbarkeit des Moduls

Bei der Beschreibung des Moduls ist darauf zu ach-
ten, in welchem Zusammenhang das Modul mit an-
deren Modulen innerhalb desselben Studiengangs
steht und inwieweit das Modul geeignet ist, in an
deren Studiengidngen eingesetzt zu werden. Dies
gilt auch fiir weiterbildendende und postgraduale
Studiengénge.

e) Voraussetzungen fiir die Vergabe von Leistungs-
punkten

Die Voraussetzungen fiir die Vergabe von Leis-
tungspunkten (insbesondere: Priifungen, Teilnah-
menachweise) sollen beschrieben sein. Insbesonder-
e sind Priifungsart (z. B. miindliche oder schriftli-
che Priifung, Vortrag, Hausarbeit) sowie Umfang
und Dauer der Priifung festzulegen. Mdglichkeiten
der Kompensation sind in der Priifungsordnung zu
regeln.

) Leistungspunkte und Noten

Leistungspunkte und Noten sind getrennt auszuwei-
sen. Neben der Note auf der Grundlage der deut-
schen Notenskala von 1 bis 5 ist bei der
Abschlussnote zusitzlich auch eine relative Note
auszuweisen. Es wird empfohlen, diese entspre-
chend des ECTS Users‘ Guide in der jeweils gelten-
den Fassung zu bilden.’

Die ECTS-Note ist als Ergdnzung der deutschen
Note fiir Studienabschliisse obligatorisch, fiir ein-
zelne Module kann sie — soweit dies moglich und
ein entsprechender Bedarf gegeben ist (z.B. bei
Wechsel an eine ausldandische Hochschule) — fakul-
tativ ausgewiesen werden.

g) Hdufigkeit des Angebots von Modulen

Es ist festzulegen, ob das Modul jedes Semester, je-
des Studienjahr oder nur in groferen Abstinden an-
geboten wird.

h) Arbeitsaufwand

Fiir jedes Modul sind der Gesamtarbeitsaufwand
und die Anzahl der zu erwerbenden Leistungs-
punkte zu benennen.

i) Dauer der Module

Die Dauer der Module ist festzulegen. Sie bestimmt
den Studienablauf, die Priifungslast im jeweiligen
Semester und wirkt sich auf die Haufigkeit des An-
gebots aus. Nicht zuletzt beeinflusst sie die Mobili-
tat der Studierenden



Eckpunkte fiir die Neuordnung der Hochschulzulassung
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 06.03.2003

Die Kultusministerkonferenz beschlief3t die folgen-
den Eckpunkte fiir eine Neuordnung der Hoch-
schulzulassung:

Das Allgemeine Auswahlverfahren wird wie folgt
ausgestaltet:

Modell 1

1. Die Lénder erhalten die Moglichkeit, vorab bis
zu 50 % der Gesamtzahl der Studienplédtze durch
die Hochschulen vergeben zu lassen. Die Auswahl
erfolgt nach Maflgabe des Landesrechts nach dem
Grad der Eignung der Bewerber fiir den gewihlten
Studiengang

2. Durch die Zentralstelle fiir die Vergabe von Stu-
dienplétzen (ZVS) werden vergeben:

- 25 % der Gesamtzahl der Studienplitze an die
»Abiturbesten® [Das sind die Bewerber im jewei-
ligen Studiengang mit den besten Durchschnitts-
noten in der Hochschulzugangsberechtigung (Bil-
dung von Landesquoten)] entsprechend ihren
Ortswiinschen (maximal drei Ortswiinsche),

- die verbleibenden Studienpldtze nach den Kriteri-
en Durchschnittsnote der Hochschulzugangsber-
echtigung (HZB) und Wartezeit.

Modell 2
Es werden

- 25 % der Gesamtzahl der Studienplétze durch die
ZVS an die ,,Abiturbesten” entsprechend ihren
Ortswiinschen (maximal drei Ortswiinsche),

- 25 % der Gesamtzahl der Studienplétze durch die
Hochschulen nach dem Grad der Eignung der Be-
werber fiir den gewihlten Studiengang und

- die verbleibenden Studienpldtze durch die ZVS
nach den Kriterien Durchschnittsnote der Hoch-
schulzugangsberechtigung (HZB) und Wartezeit

vergeben.

Die Lénder entscheiden, welches der beiden Mo-
delle im jeweiligen Land Anwendung findet.

Erliduterungen

Die Neuordnung der Hochschulzulassung verfolgt
eine doppelte Zielsetzung:

- Einerseits wird es den bestqualifizierten Bewer-
bern ermdglicht, die gewiinschte Hochschule aus-
zuwihlen,

- andererseits wird das Auswahlrecht der Hoch-
schulen gestérkt.

Die beiden Modelle unterscheiden sich im Wesent-
lichen darin, dass nach Modell 1 das Wahlrecht der
Hochschulen in besonderer Weise betont wird, in-
dem das Auswahlverfahren der Hochschulen der
Vergabe von Studienplitzen im Ubrigen vorange-
stellt wird und bis zur Hélfte aller Studienplétze
durch die Hochschulen vergeben werden koénnen.
Im Modell 2 wird das Wahlrecht der ,,Abitur-
besten“-Bewerber besonders hervorgehoben, indem
die Studienpldtze in dieser Quote vorab vergeben
werden und die Quoten ,,Abiturbeste” und ,,Aus-
wahlrecht Hochschulen® mit jeweils 25 % gleich
grof} sind.

Fiir beide Modelle gilt gleichermallen, dass die Ver-
fahren so auszugestalten sind, dass die Bewerber
spétestens einen Monat vor Vorlesungsbeginn ihre
Zulassungs- oder Ablehnungsbescheide erhalten.
Die Vorlesungszeit an Universititen beginnt ganz
iberwiegend am 15.10. Das bedeutet, dass die Be-
scheide im Hauptverfahren der ZVS bis zum 15.09.
und diejenigen im Nachriickverfahren bis Anfang
Oktober ergehen miissen. Da nach beiden Modellen
die Ergebnisse der Hochschulauswahl mit dem
ZVS-Verfahren zusammengefithrt werden miissen,
lassen sich beide Modelle nur zeitgerecht durchfiih-
ren, wenn die Ergebnisse der Hochschulauswahl-
verfahren spdtestens am 15.08. bei der ZVS vorlie-
gen.

1. Besondere Erliuterungen zu Modell 1

(1) Zielsetzungen

Dieses Modell eroffnet den Landern die Moglich-
keit, das Auswahlrecht der Hochschulen in beson-
derer Weise zu stiarken, indem bis zur Hélfte aller
Studienplétze vorrangig durch die Hochschulen ver-
geben werden konnen. Dabei haben die Lénder
einen groBen Gestaltungsspielraum. Sie konnen
z.B. entscheiden, welchen Stellenwert die in der
Schule erbrachten Leistungen bei der Hochschul-
zulassung haben sollen.

Das Verfahren tragt dazu bei, Fehlentwicklungen
bei der Facherwahl in der Schule entgegenzuwir-
ken, die darauf zuriickzufiithren sind, dass bei der
Hochschulzulassung ausschlieBlich auf den Noten-
durchschnitt abgestellt wird. Da ein hoher Anteil
der Studienplitze durch die Hochschulen nach der
besonderen Eignung der Bewerber fiir den gewahl-
ten Studiengang vergeben werden kann, kommt es
bei der Auswahl der Studierenden durch die Hoch-



schulen nicht mehr allein auf den Notendurch-
schnitt der HZB an. Dennoch bleiben die Leistun-
gen in der Schule maBigebliches Auswahlkriterium,
indem sie fiir die Auswahlentscheidung der Hoch-
schulen eine wesentliche Bedeutung haben (z.B.
Beriicksichtigung der Kernfacher des Abiturs) und
die Abiturdurchschnittsnote im ZVS-Verfahren be-
riicksichtigt wird.

(2) Durchfiihrung des Verfahrens

Fiir das Verfahren nach Modell 1 ergeben sich keine
Probleme bei der zeitlichen Abwicklung, wenn die
Hochschulauswahlverfahren so durchgefiihrt wer-
den, dass die Ergebnisse der ZVS vollstindig bis
zum 15.08. Uibermittelt werden konnen. Der Verfah-
rensablauf wire dann wie folgt

- Bewerbungstermin fiir das Allgemeine Auswahl-
verfahren 15.07. mit Nachfrist bis 15.08.

- Riickmeldung der Ergebnisse des Auswahlverfah-
rens der Hochschulen bei der ZVS 15.08.

- Vergabe in der Abiturbestenquote und Hauptver-
fahren des restlichen ZVS-Verfahrens bis Mitte
September

- Erstes Nachriickverfahren im ZVS-Verfahren bis
Ende September

2. Besondere Erliuterungen zu Modell 2

(1) Zielsetzungen

Das Verfahren ldsst sich wie folgt kennzeichnen:
Das Verfahren fordert in besonderer Weise Profil-
bildung und Wettbewerb, indem die ,,Abiturbesten*
sich die Hochschule ihrer Wahl aussuchen kdnnen.
Es entspricht somit in besonderer Weise Art. 12
GG, der die freie Wahl der Ausbildungsstitte ge-
wihrleistet.

Auch das Auswahlrecht der Hochschulen wird ge-
stiarkt, indem die Hochschulen, von der Abiturbes-
tenquote abgesehen, vorrangig 25 % der Bewerber
auswiahlen.

(2) Durchfiihrung des Verfahrens

Ausgehend von der Vorgabe, dass die Bescheide im
Hauptverfahren der ZVS bis zum 15. 09. ergehen
miissen, ergibt sich fiir Modell 2 ein zeitliches Rea-
lisierungsproblem, wenn das Auswahlverfahren der
Hochschulen der Vergabe der Studienpldtze in der
,Abiturbestenquote™ zeitlich nachgeordnet ist. Bei
einem Bewerbungstermin 15.07. mit Nachfrist bis
zum 15.08. und einem Zeitbedarf von etwa vier
Wochen fiir die Durchfiihrung der Hochschulaus-
wahl konnte nicht mehr sichergestellt werden, dass
die Bescheide im Hauptverfahren rechtzeitig zum
15. 09. zugeleitet werden. Um die zeitlichen Vorga-
ben zu erreichen, ist es daher auch nach diesem
Modell erforderlich, das Hochschulauswahlverfahr-
en - wie in Modell 1 - zeitlich vorzuziehen. Nur auf
diese Weise kann gewdéhrleistet werden, dass die Er-
gebnisse der Hochschulauswahl bereits mit Ende

der Nachfrist fiir das Allgemeine Auswahlverfahren
am 15.08. vorliegen. Im Unterschied zu Modell 1
arbeitet die ZVS bei der Vergabe der Studienplitze
jedoch zunidchst die ,,Abiturbestenquote ab und
nimmt dann erst die Zulassungen entsprechend der
von den Hochschulen im Auswahlverfahren
festgelegten Reihenfolge vor.

3. Ausgestaltung der Hochschulauswahlverfahren

Schon aus Griinden der friihzeitigen Datenerfassung
fiir die spater von der ZVS durchzufiihrenden Ver-
fahren empfiehlt es sich, dass auch die Bewerbun-
gen fiir das Hochschulauswahlverfahren iiber die
ZVS erfolgen. Einheitlicher Anmeldetermin fiir alle
Hochschulen ist der 15.05. Die ZVS teilt den Hoch-
schulen im Sinne einer Serviceleistung diejenigen
Bewerber mit, die sich fiir das Auswahlverfahren an
der jeweiligen Hochschule beworben haben.

Jeder Bewerber kann sich fiir das Auswahlverfahren
an bis zu zwei Hochschulen bewerben. Eine Be-
grenzung des Wahlrechts auf zwei Hochschulstand-
orte ist notwendig, um den Verfahrensaufwand in
vertretbaren Grenzen zu halten. Sie ist auch ausrei-
chend, weil die Bewerbung im Hochschulauswahlv-
erfahren auf das besondere Profil einer Hochschule
im jeweiligen Studiengang abstellt. Dartiber hinaus
konnen die Bewerber auch in den anderen Vergabe-
quoten Ortswiinsche geltend machen, die den ande-
ren Kriterien fiir die Ortswahl (z. B. sozialen Griin-
den) Rechnung tragen.

Der frithe Anmeldetermin Mitte Mai erleichtert den
Hochschulen eine sach- und termingerechte Durch-
fithrung der Verfahren. An Standorten, an denen die
Bewerbungen fiir einen Studiengang die Anzahl der
im Rahmen der Hochschulauswahl zu vergebenden
Studienplétze deutlich liberschreiten, wird ggf. noch
ein Vorauswahlverfahren erforderlich, um die An-
zahl der in das eigentliche Auswahlverfahren einzu-
beziehenden Bewerber auf eine Groflenordnung zu
reduzieren, die fir die Hochschulen handhabbar ist
und die zu den tatséchlich zur Verfiigung stehenden
Studienplédtzen in einem angemessenen Verhéltnis
steht.

Bei der Durchfiihrung der Hochschulauswahlver-
fahren ist auf die in einzelnen Lindern u.U. gleich-
zeitig durchzufithrenden Abiturpriifungen Riicksicht
zu nehmen. Beginn der Auswahlverfahren ist daher
der 01.07., da zu diesem Termin grundsitzlich die
Abiturzeugnisse aller Lander vorliegen. Die Ausge-
staltung der Verfahren im Einzelnen erfolgt durch
die Hochschulen nach Mal3gabe des Landesrechts.
Dabei ist sicherzustellen, dass kein Bewerber von
der Hochschulauswahl ausgeschlossen wird, bevor
er seine Hochschulzugangsberechtigung vorlegen
konnte. Die Lénder kdnnen unter Beriicksichtigung
des Zeitbedarfs der Hochschulen fiir die Durchfiih-
rung der Verfahren einerseits und der Ausgabeter-
mine der Abiturzeugnisse andererseits festlegen, ob



und ggf. welche Verfahrensschritte auch vor Ausga-
be der Abiturzeugnisse (z.B. aufgrund der Noten

Weiterentwicklung des Kapazitatsrechts

der Halbjahrzeugnisse) durchgefiihrt werden kon-
nen.

Ausgestaltung der Kapazitatsermittlung und -festsetzung durch die Lander
Bericht des Ausschusses fiir Hochschule, Forschung und Weiterbildung an die KMK
Von der Kultusministerkonferenz am 17.11.2005 zustimmend zur Kenntnis genommen

Mit dem Ziel, den Hochschulen zur Stirkung von
Profilbildung und Wettbewerb im Rahmen der Ein-
fiihrung von Bachelor- und Masterstudiengéngen
mehr Gestaltungsfreiheit bei der Festsetzung der
Studienplatzkapazitidten einzurdumen, hat sich die
Kultusministerkonferenz im Juni 2005 dafiir ausge-
sprochen, das Kapazitétsrecht fortzuentwickeln und
zu modernisieren. Dazu soll den Landern die Mog-
lichkeit er6ffnet werden, landerspezifische Kapazi-
tatsregelungen flir Studiengédnge zu treffen, die
nicht einem bundesweiten Verfahren unterliegen.
Dies macht eine Anderung des geltenden Staatsver-
trags liber die Vergabe von Studienplitzen (Ziffer 1)
sowie eine Neuordnung der Verfahren der Kapazi-
tatsermittlung und Kapazitétsfestsetzung in den ein-
zelnen Landern erforderlich. Als Alternative zu dem
bisherigen CNW-Modell kommen mit dem ,,Band-
breitenmodell” (Ziffer 2) und dem ,,Vereinbarungs-
oder Vorgabemodell“ (Ziffer 3) zwei weitere Ver-
fahrensmoglichkeiten in Betracht.

Der Zeitbedarf fiir die Einfiihrung der neuen Kapa-
zititsmodelle ist in Ziffer 4 dargestellt. Ziffer 5 und
6 behandeln die prozessrechtlichen Risiken sowie
den Koordinierungs- und Abstimmungsbedarf unter
den Léandern.

1. Anderung des Staatsvertrages iiber die
Vergabe von Studienpliitzen (StV)

Damit die Lander bei der Ermittlung der Studien-
platzkapazititen mehr eigenen Gestaltungsspiel-
raum erhalten, hat die KMK beschlossen, Art. 7
Abs. 6 des Staatsvertrages aufzuheben. Art. 7 Abs.
6 StV legt fest, dass die Vorschriften im Staatsver-
trag zur Kapazititsermittlung in den ZVS-Studien-
gingen fiir die Studiengénge entsprechend gelten,
die nicht in das zentrale Verfahren einbezogen sind.
Eine Streichung dieser Vorschrift hat zur Folge,
dass die Lénder in den Nicht-ZVS-Studiengéngen
frei sind, wie sie die Regelungen zur
Kapazititsermittlung ausgestalten.

Eine Anderung des Staatsvertrags erfordert folgen-
de Verfahrensschritte:

=  Beschluss des Verwaltungsausschusses ZVS
=  Beschluss der Kultusministerkonferenz
= Beschluss der Ministerpriasidentenkonferenz

=  Durchfiihrung der Ratifizierungsverfahren in
den Landern mit Erlass von Zustimmungsge-
setzen zum neuen Staatsvertrag

= Hinterlegung der Ratifizierungsurkunden bei
der Staatskanzlei des Landes NRW.

2. Neuordnung der Ermittlung und Festsetzung
der Kapazititen nach ,,Bandbreitenmodell*

Das Bandbreitenmodell sicht vor, dass fiir die Er-
mittlung der Kapazitét in einem Studiengang nicht
mehr ein Curricularnormweli fest vorgegeben, son-
dern jeweils eine Bandbreite erdffnet wird, inner-
halb derer die Ausbildungskapazitit des einzelnen
Studiengangs festgelegt werden kann. Zur Imple-
mentierung eines neuen Systems der Kapazititser-
mittlung nach dem ,,Bandbreitenmodell” sind in
den Liandern mehrere Verfahrensschritte erforder-
lich. Zu unterscheiden ist dabei zwischen der Schaf-
fung der Rechtsgrundlagen fiir Zulassungsbeschrén-
kungen und der Bemessung der Kapazititen nach
dem neuen Verfahren.

2.1 Rechtliche Grundlagen

Nach Wegfall von Art. 7 Abs. 6 StV enthilt der
Staatsvertrag nur noch Regelungen fiir Studiengin-
ge im zentralen Vergabeverfahren. Da Zulassungs-
beschriankungen als Eingriffe in Grundrechte nur
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes verfas-
sungsrechtlich zuldssig sind, sind in allen Léndern
Landesgesetze als Rechtsgrundlage fiir die ortlichen
Zulassungsbeschrankungen  erforderlich. Dabei
diirfte es sich empfehlen, in einem formlichen Ge-
setz nur die wesentlichen Voraussetzungen fiir eine
Beschrinkung der Hochschulzulassung zu regeln
und im Ubrigen die jeweils zustindigen Landesmi-
nister/innen zu erméchtigen, auf dieser gesetzlichen
Grundlage im Verordnungswege die Einzelheiten
des Zulassungsverfahrens festzulegen. Die fiir jedes
Semester erforderliche konkrete Festsetzung einer
Zulassungszahl in zulassungsbeschrinkten Studien-
gingen kann ebenfalls durch ministerielle Verord-
nung oder durch Hochschulsatzung erfolgen.

(1) Hochschulzulassungsgesetz

In den Hochschulzulassungsgesetzen der Lander
sind mindestens zu regeln:



- Grundlage der Aufnahmekapazitit: Lehrange-
bot und Ausbildungsaufwand

- Definition der Begriffe ,,Lehrangebot®, ,,Aus-
bildungsaufwand®, ,,Curricularwert”, ,,Band-
breite*

- Grundsétze der Ermessungsausiibung bei der
Festlegung eines Curricularwerts innerhalb der
Bandbreite

- Festsetzungsebene (Studieng., Fachergruppe)

- Erméchtigung zum Erlass der Kapazititsver-
ordnung

- Erméchtigung zur Festsetzung von Zulas-
sungszahlen durch Rechtsverordnung/ Hoch-
schulsatzung

(2) Kapazitdtsverordnung

Die Aufgrund des Hochschulzulassungsgesetzes
zu erlassende Kapazititsverordnung regelt im
Einzelnen das Verfahren der Kapazititsermitt-
lung und Kapazititsfestsetzung, wobei folgen-
der wesentlicher Inhalt Gegenstand der Kapazi-
tatsverordnung ist:

- Berechnungsverfahren (Zusténdigkeiten, Fris-
ten, Termine)

- Festlegung der Bandbreiten fiir die Curricular-
werte

2.2 Kapazititsbemessung

Aufder Grundlage des jeweiligen Zulassungsgeset-
zes und der jeweiligen Kapazititsverordnung sind
in den Landern die Verfahren zur tatsdchlichen Be-
messung der Aufnahmekapazititen durchzufiihren.
Dabei sind zwei Schritte zu unterscheiden:

In einem ersten Schritt miissen fiir einen Studien-
gang (z.B. BWL) oder fiir eine Gruppe verwandter
Studiengénge (z. B. Rechts-, Wirtschafts- und Sozi-
alwissenschaften) die Curricularwerte mit Band-
breiten festgelegt werden. Dabei miissen auch die
Grundsitze definiert werden, die eine Spreizung des
Curricularwertes in eine Bandbreite rechtfertigen
und an die das Ermessen der Hochschule bei der
Festlegung der Curricularwerte fiir die einzelnen
Studiengéinge gebunden ist. In einem zweiten
Schritt muss der Curricularwert nur den konkreten
Studiengang einer Hochschule, der dann die festzu-
setzende Aufnahmekapazitit definiert, ermittelt
werden.

Fiir die Festlegung der Bandbreiten gilt:

- Der untere Wert der Bandbreite (hochste Zulas-
sungszahl) stellt die erschopfende Nutzung der
Ausbildungskapazititen in einem Studiengang un-
ter Normalbedingungen dar. Er markiert zugleich
die Grenze, die nicht unterschritten sein darf, und
mit der vorhandenen sdchlichen und personellen

Ausstattung eine qualitativ noch akzeptable Aus-
bildung zu gewéhrleisten.

Curricularwerte oberhalb der unteren Bandbreite
bedeuten erschopfende Nutzung der Ausbildungs-
kapazitdten unter Berlicksichtigung besonderer,
im Einzelnen nachzuweisender bildungs- oder
forschungspolitischer Ziele.

- Der obere Wert der Bandbreite (niedrigste Zulas-
sungszahl) markiert die Ausbildungskapazitit, die
von einer Lehreinheit auch unter Beriicksichti-
gung besonderer bildungs- oder forschungspoliti-
scher Ziele mindestens erreicht werden muss.

Bei der Festlegung der Bandbreiten fiir die Curricu-
larwerte in den Bachelor- und Masterstudiengéngen
konnen sich die Lander als Ausgangspunkt an den
Curricularnormwerten vergleichbarer Diplom- und
Magisterstudiengéinge orientieren. Dabei konnen
Studien- und Priifungsordnungen bereits eingerich-
teter Bachelor- und Masterstudiengidnge hinzuge-
zogen werden.

Die Bandbreiten fiir einen Studiengang oder eine
Gruppe von Studiengingen legt das fiir das Hoch-
schulwesen zustindige Landesministerium einheit-
lich fiir alle Hochschulen einer Hochschulart des je-
weiligen Landes in der Kapazititsverordnung fest.

Die Konkretisierung des Curricularwertes fiir einen
bestimmten Studiengang innerhalb der Bandbreite
erfolgt durch die Hochschule unter Beriicksichti-
gung der entsprechenden bildungs- und forschungs-
politischen Ziele im jeweiligen Studienbereich. Um
zu verhindern, dass eine Hochschule Einschrinkun-
gen der Aufnahmekapazitdt dadurch vornimmt, dass
in allen Studiengidngen Curricularwerte am oberen
Wert der Bandbreite festgelegt werden, ist es mog-
lich, liber Zielvereinbarungen mit der Hochschule
die Ausbildungsleistung einer bestimmten Facher-
gruppe festzulegen. Dies hétte zur Folge, dass Cur-
ricularwerte oberhalb des Mittelwerts der Bandbrei-
te in einigen Studiengéingen notwendiger Weise zu
Curricularwerte unterhalb des Mittelwerts in ande-
ren Studiengéngen fiihren miissten. Damit kdnnten
eine bestimmte Aufnahmekapazitit gewéhrleistet
und gleichzeitig Schwerpunktsetzung und Profilbil-
dung an der jeweiligen Hochschule gefordert wer-
den.

3. Neuordnung der Ermittlung und Festsetzung
der Kapazititen nach dem ,,Vereinbarungs-
oder Vorgabemodell*

Nach dem Vereinbarungs- oder Vorgabemodell sol-
len die Kapazititen zwischen Hochschulen und Mi-
nisterium ausgehandelt oder vom Ministerium im
Benehmen mit den Hochschulen festgesetzt wer-
den. Die Kapazititsvereinbarung bzw. -vorgabe
werden dem Parlament als Erlduterung des Zu-
schusstitels fiir eine Hochschule oder des entspre-
chenden Haushaltskapitels beigefligt und erlangen



mit dem Haushaltsbeschluss gesetzliche Verbind-
lichkeit. Zur Implementierung dieses Verfahrens
muss das die Kapazititsfestsetzung bisher regelnde
Landesrecht aufgehoben werden. Ohne weitere ge-
setzliche Regelung kann dann zum neuen Verfahren
der Kapazititsvereinbarung bzw. -vorgabe iiberge-
gangen werden.

3.1 Rechtliche Grundlagen

Mit Authebung von Art. 7 Abs. 6 des Staatsvertrags
kann das Landesrecht, das im Fall der 6rtlichen Zu-
lassungsbeschrankung die analoge Anwendung der
Regeln des zentralen Zulassungsverfahrens regelt,
ersatzlos aufgehoben werden. Im Gegensatz zum
Bandbreitenmodell ist eine generelle gesetzliche
Regelung durch ein Kapazititsgesetz nicht erforder-
lich. An dessen Stelle tritt die turnusméBige Befas-
sung des Parlaments mit der Kapazititsfestsetzung
im Rahmen der Haushaltsberatungen. Mit dem
Haushaltsgesetz werden die festgelegten Kapazitét-
en verbindlich. Das gilt im Fall einer Ministerium
und Hochschule bindenden Zielvereinbarung ohne
weiteres. Im Fall der einseitigen ministeriellen Ka-
pazitdtsvorgabe ist erforderlich, dass das Parlament
die diese Vorgabe enthaltende Erlduterung zum
Haushalt fiir verbindlich erklart.

Im Fall von sog. Doppelhaushalten mit einer Lauf-
zeit von zwei Kalendeljahren konnen die Kapazité-
ten — auch im Sinn Planungssicherheit — fiir beide
Jahre festgelegt werden. Sollte das nicht moglich
sein oder sich Anderungsbedarf ergeben, kann dies
im Weg eines Nachtrags zum jeweiligen Haushaltsj
ahr oder als Korrektur des Haushalts erfolgen.

3.2 Kapazititsbemessung
(1) Neue MaBstibe

Curricularnormwerte als in sich normative Vor-
gaben konnen — miissen aber nicht — als formell-
¢ Grundlage der Kapazitdtsermittlung entfallen.
Sie sollten durch einfachere und zielgerechtere
Malstdbe ersetzt werden, die an sich schon den
Hochschulen Flexibilitét hinsichtlich der Gestal-
tung einzelner Studienangebote abverlangen und
ermoglichen' ohne sie in ein System von Veran-
staltungsarten mit normierten Gruppengrofien
und Anrechnungsfaktoren zu zwingen. Dies
konnte insb. das nur noch in Semesterwochen-
stunden ausgedriickte Lehrvolumen je Regel-
zeit-Studienplatz — damit bliebe man im System
der bisherigen an der Lehrleistung gemessenen
Kapazitit — oder evtl. auch der jéhrliche Kosten-
wert je Regelzeit-Studienplatz sein. Zweckma-
Big ist in beiden Féllen, in den ersten Jahren die
derzeitigen Curicularnormwerte als Orientie-
rungsgrofie zu nutzen und ihn begleitend fortzu-
schreiben. Damit kann der Systemwechsel zu
neuen Mafstidben hinsichtlich des entscheiden-
den Parameters ,,Betreuung bzw. Aufwand pro

Studierenden Parlament und Offentlichkeit
transparent und nachvollziehbar gemacht wer-
den. Das trigt auch dem politischen Ziel Rech-
nung, die Studierendenbetreuung in vielen Ba-
chelorstudien der Universitdten nachvollziehbar
zu verbessern. Hierzu wird sich sukzessive auch
ein Benchmarking im neuen System zwischen
den Léndern ergeben, so dass vergleichende Be-
trachtung moglich ist.

(2) Bemessungsebene und -verfahren

Kapazitdtsbemessungs- bzw. -festsetzungsebene
kann nicht nur ein Studiengang oder das
Studienangebot einer Fichergruppe, sondern
auch eine institutionelle Ebene (Fachbereiche,
Fakultiten oder kleine Hochschulen) sein. Die
Wahl der Festsetzungsebene bestimmt das Maf}
wettbewerblicher Flexibilitdt der Hochschulen
bei der fachlichen Schwerpunktsetzung. Ob und
welche Grenzen der Zusammenfassung von
fachlichen Angeboten in einer Kapazitétsfestset-
zung sinnvoll gezogen werden sollen, wird an-
band der Erfahrungen insb. mit den neuen Ba-
chelor-Angeboten zu beurteilen sein.

Die Ministerien haben jedenfalls sowohl beim Ver-
einbarungs- wie beim Vorgabemodell die Steuerung
der Gesamtkapazitit stets in der Hand. Die Abstim-
mung der Kapazititsvereinbarung bzw. -vorgabe
zwischen Ministerien und Hochschulen kann in den
bisher geiibten Abldufen der Kapazititsfestsetzung
geleistet werden. Die Parlamente werden Zulas-
sungszahlen als mittelfristig steuerbare Zielpara-
meter der Hochschulentwicklung erortern. Der
quantitative und qualitative Planungsrahmen der
Hochschulen konnte so stabilisiert werden.

4. Zeitschiene

Die Kultusministerkonferenz ist In ihrem Beschluss
vom 02.06.2005 (NS 310. KMK, 02.06.2005, Nr. 8)
davon ausgegangen, dass landerspezifische Verfah-
ren bereits zum Wintersemester 2006/07 angewandt
werden konnen. Die zuvor dargestellten notwendi-
gen Verfahrensschritte fithren auch bei optimisti-
schen Zeitannahmen dazu, dass die Zulassungsver-
fahren nach dem neuen System frithestens zum
Wintersemester 2007/08 eingefiihrt werden konnen.
Um dieses zu erreichen, miisste folgender Zeitplan
eingehalten werden:

4.1 Anderung des Staatsvertrages

Der neue Staatsvertrag kann frithestens Ende 2006
in Kraft treten, wenn folgende Verfahrensschritte
eingehalten sind:

09.12.2005:
Beschluss des Verwaltungsausschusses der ZVS
zum Entwurf des neuen Staatsvertrags

15.12.2005
Verabschiedung des Entwurfs des neuen Staatsver-



trags in der Kultusministerkonferenz

30.03.2006:
Beschluss der Ministerpriasidentenkonferenz zum
neuen Staatsvertrag

April 2006:
Einleitung der Ratifizierungsverfahren in den Léan-
dern

Ende 2006:

In Kraft treten des neuen Staatsvertrags nach Hin-
terlegung der Ratifizierungsurkunden bei der
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen.

Die Kultusministerkonferenz hat sich in ihrem Be-
schluss vom 02.06.2004 dafiir ausgesprochen, die
notwendige Anderung des Staatsvertrags zur Wei-
terentwicklung des Kapazittsrechts nicht durch se-
paraten Anderungsvertrag zu erreichen, sondern die
Authebung von Art. 7 Abs. 6 Staatsvertrag im Zu-
sammenhang mit der anstehenden Anderung des
Staatsvertrages aufgrund der 7. HRG-Novelle vor-
zunehmen. In diesem Zusammenhang soll auch die
Rechtsgrundlage fiir eine Weiterentwicklung des
ZVS geregelt werden. Wenn das neue System der
Kapazititsbemessung und -festsetzung zum Winter-
semester 2007/2008 eingefiihrt werden soll, kann
diese Verbindung nur aufrecht erhalten werden,
wenn das ,,Gesamtpaket® der Anderungen zum
Staatsvertrag spdtestens in der 312. Sitzung der
Kultusministerkonferenz am 15.12.2005 beschlos-
sen werden kann.

4.2 Schaffung der Rechtsgrundlagen und die
Festsetzung der Ausbildungskapazititen
nach dem ,,Bandbreitenmodell*

Der gednderte Staatsvertrag ist Voraussetzung fiir
die Verabschiedung der Hochschulzulassungsgeset-
ze und der Kapazititsverordnung in den Landern.
Zwar konnen die Rechtsgrundlagen parallel zum
Verfahren der Anderungen des Staatsvertrags vor-
bereitet werden. Eine formelle Beschlussfassung in
den Landesparlamenten kann jedoch erst erfolgen,
wenn der Staatsvertrag ratifiziert ist. Wird das Ge-
setzgebungsverfahren zeitgleich mit oder unmittel-
bar nach Ratifikation des Staatsvertrages eingelei-
tet, konnten das Hochschulzulassungsgesetz und die
Kapazitdtsverordnungen bestenfalls im ersten Drit-
tel des Jahres 2007 in den Léandern in Kraft gesetzt
werden.

Fiir die Bemessung der Kapazititen und die Kapa-
zitatsfestsetzung gilt ebenfalls, dass sie bereits par-
allel zur Ratifikation des Staatsvertrags vorbereitet
und dann moglichst unverziiglich durchgefiihrt wer-
den konnen. Insofern ist es moglich, bis Mitte 2007
zu einer Festsetzung der Zulassungszahlen nach
dem neuen Kapazititsrecht erstmals zum
Wintersemester 2007/08 zu kommen. Damit wére
auch geniigend Vorlauf fiir eine ausreichende Infor-
mation der Studienbewerber iiber die im Winter-

semester geltenden Zulassungsbeschriankungen.
Sollte das Bandbreitengesetz nicht so rechtzeitig in
Kraft gesetzt werden konnen, dass das neue Ver-
fahren auf dessen Grundlage erstmals zum Winter-
semester 2007/08 angewandt werden kann, kommt
in Betracht, die Kapazititen fiir eine Ubergangszeit
auch auf der geltenden Rechtsgrundlage landes-
spezifisch nach dem Bandbreitenmodell festzule-
gen, da iibereinstimmende landesrechtliche Rege-
lungen fiir diese Studiengéinge noch nicht vorliegen.
Ferner eroffnet der Staatsvertrag in Art. 7 Abs. 2
Satz 2 die Méoglichkeit, bei der Neuordnung von
Studiengéngen die Kapazitdten auch abweichend
vom herkdmmlichen Verfahren festzusetzen.

4.3 Schaffung der Rechtsgrundlagen und die
Festsetzung der Ausbildungskapazititen
nach dem ,,Vereinbarungs- oder Vorgabe-
modell“

Auch fiir das ,,Vereinbarungs- oder Vorgabemodell*
gilt, dass zundchst der gednderte Staatsvertrag in
Kraft treten muss, bevor die weiteren Schritte zur
Anderung des Kapazititsrechts und die Zulassungs-
zahlen rechtsformlich beschlossen werden konnen.
Es ist auBerdem zu beriicksichtigen, dass das Haus-
haltsverfahren fiir das Jahr 2007 eines gewissen
Vorlaufs bedarf. In der ersten Hélfte des Jahres
2006 ist die Vereinbarung iiber die bzw. ist die mi-
nisterielle Festlegung der Zulassungszahlen (Ebene
Ministerium—Hochschulen) zu erzielen, um diese in
das Haushaltsverfahren (Kabinett, Parlament) ein-
zubringen.

Im November 2006 wird das Haushaltsgesetz vom
Parlament verabschiedet. Soweit der geédnderte
Staatsvertrag bis zur Verabschiedung des Haushalts-
gesetzes nicht in Kraft getreten ist, muss eine Rege-
lung iiber ein Nachtragsverfahren zum Haushalt er-
reicht werden, um das neue Zulassungsverfahren
fiir das Wintersemester 2007/08 in Kraft zu setzen.
Auch fiir das Vereinbarungs- und Vorgabemodell
gilt, dass Abweichungen vom herkémmlichen Sys-
tem der Kapazititsermittlung in einer Ubergangsp-
hase moglich sein miissen, in der lénderiiber-
greifende Regelungen noch nicht vorliegen und
eine grundlegende Neuordnung der Studiengénge
dieses rechtfertigt.

Geniigend Vorlauf fiir eine ausreichende Informati-
on der Studienbewerber ist hiermit ebenfalls gege-
ben.

5. Prozessrechtliche Risiken

Dem Beschluss der Kultusministerkonferenz zur
Weiterentwicklung des Kapazititsrechts ist eine
sorgfaltige, durch ein Rechtsgutachten von Prof.
Hailbronner (Universitit Konstanz) gestiitzte Prii-
fung der Vereinbarkeit der beiden Modelle mit dem
geltenden Verfassungsrecht voraus gegangen®. Vor

5 Vgl. ,,Rechtliche Moglichkeiten ..., Gutachten Hailbronner



diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass Ka-
pazititsbemessung und -festsetzung auf der Grund-
lage der fiir das ,,Bandbreitenmodell* und das ,,Vor-
gabe- und Vereinbarungsmodell® entwickelten Ver-
fahren rechtlich nicht zu beanstanden sind und die
Zulassungsentscheidungen, die sich darauf griinden,
Rechtsbestand haben werden. Gewissheit ldsst sich
insoweit jedoch nur erreichen, wenn Zulassungsent-
scheidungen auf der Grundlage des neuen Zulas-
sungsrechts gerichtlich angefochten werden.

In jedem Fall diirfte sich das Prozessrisiko deutlich
vermindern, wenn die nach dem neuen Zulassungs-
recht festgesetzten Kapazitaten im Bachelorstudium
in etwa den bisherigen, gerichtlich bestatigten Zu-
lassungskapazitdten in vergleichbaren Diplom- und
Magisterstudiengéingen entsprechen. Aus diesen
und aus iibergreifenden hochschulpolitischen Erwé-
gungen zeichnet sich daher in den Léndern die Ten-
denz ab, dass die Einfiihrung von Bachelor- und
Masterstudiengéngen trotz hoherem Betreuungsauf-
wand im Bachelorstudium und der Bereitstellung
von Kapazititen fiir das Masterstudium nicht zu ei-
ner Reduzierung der Aufnahmekapazititen der
Hochschulen, zumindest aber nicht zu einer Redu-
zierung der Absolventenzahlen fiihren darf.

und ,,Weiterentwicklung des Kapazititsrecht — Bericht des Aus-
schusses fiir Hochschule, Forschung und Weiterbildung an die
Kultusministerkonferenz (RS Nr. 159/05 vom 11.04.2005).

6. Koordinierungs- und Abstimmungsbedarf

Die Einfithrung des neuen Kapazitétsrechts kann
auf der Grundlage von vorliegenden Beschliissen
der Kultusministerkonferenz landespezifisch unter-
schiedlichen ausgestaltet werden. Weitere koordi-
nierende Beschliisse der Kultusministerkonferenz
sind insoweit nicht erforderlich. Zur Vermeidung
von Prozessrisiken erscheint es jedoch sinnvoll,
dass sich die Lénder bei der Einfilhrung des neuen
Kapazititsrechts eng untereinander abstimmen und
regelméBig tiber die Entwicklung ihrer Verfahren,
insbesondere auch iiber Gerichtsentscheidungen in-
formieren.



Staatsvertrag iiber die Vergabe von Studienplatzen

Vom 24. Juni 1999

Das Land Baden-Wiirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thiiringen

(im Folgenden: “die Lénder" genannt)
schlieBen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Aufgaben der Zentralstelle

(1) Die auf Grund des Staatsvertrages iiber die Ver-
gabe von Studienplédtzen vom 20. Oktober 1972 als
rechtsfiahige Anstalt des offentlichen Rechts errich-
tete Zentralstelle fiir die Vergabe von Studienplat-
zen (Zentralstelle - ZVS - ) mit dem Sitz in Dort-
mund hat die Aufgabe,

1. Studienplétze fiir das erste Fachsemester an
staatlichen Hochschulen in Verteilungsver-
fahren oder Auswahlverfahren zu vergeben
(Verfahren der Zentralstelle),

2. die Hochschulen bei der Durchfithrung des
Auswahlverfahrens nach Artikel 13 Abs. 1
Nr. 2 Buchstabe b zu unterstiitzen,

3. das Feststellungsverfahren (Artikel 14)
durchzufiihren, mit Ausnahme der Entwick-
lung des Tests sowie der Organisation der
Testabnahme an den Testorten,

4. fiir einheitliche MaBstébe zur Festsetzung von
Zulassungszahlen zu sorgen.

Die Vergabe der Studienpldtze und die Durchfiih-
rung des Feststellungsverfahrens erfolgen fiir Deut-
sche sowie fiir ausldndische Staatsangehdrige und
Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind.
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehdrige ei-
nes anderen Mitgliedstaats der Europdischen Union
sowie sonstige ausldndische Staatsangehoérige und
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangs-
berechtigung besitzen. Verpflichtungen zur Gleich-
stellung weiterer Personen mit Deutschen auf
Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu
beriicksichtigen.

(2) Die Zentralstelle kann ferner auf Antrag einzel-
ner oder mehrerer Lander und gegen Erstattung der
entstehenden Kosten fiir Hochschulen dieser Lander
besondere zentrale, auch gemeinsame Verteilungs-
verfahren oder Auswahlverfahren durchfiihren.

(3) Bei der Durchfiihrung des Auswahlverfahrens
nach Artikel 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b kann die
Zentralstelle zusitzliche Leistungen fiir einzelne
Hochschulen auf deren Antrag gegen Erstattung der
entstehenden Kosten erbringen.

Artikel 2

Rechtsstellung der Zentralstelle
(1) Soweit in diesem Staatsvertrag oder in den
Rechtsverordnungen nach Artikel 16 nichts anderes
bestimmt ist, gilt das Recht des Sitzlandes. Die
Zentralstelle gilt fiir die Anwendung des Rechts des
Sitzlandes zugleich als dessen Einrichtung.
(2) Die in der Zentralstelle titigen Beamtinnen und
Beamten, Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter
sind Bedienstete des Sitzlandes.
(3) Das fiir das Hochschulwesen zustandige Minis-
terium des Sitzlandes fithrt die Rechtsaufsicht und
unbeschadet der Entscheidungen des Verwaltungs-
ausschusses die Fachaufsicht tiber die Zentralstelle.

Artikel 3
Organe der Zentralstelle
Organe der Zentralstelle sind:
1. der Verwaltungsausschuss,
2. der Beirat,
3. die Leiterin oder der Leiter.
Artikel 4
Der Verwaltungsausschuss
(1) Dem Verwaltungsausschuss gehoren als Mitglie-
der je eine Vertreterin oder ein Vertreter der fiir das
Hochschulwesen zustidndigen Ministerien der Lén-
der an. Zu den Sitzungen des Verwaltungsaus-
schusses kann der Bund zwei Vertreterinnen oder
Vertreter mit beratender Stimme entsenden. Der
Verwaltungsausschuss kann weitere Personen
hinzuziehen.
(2) Der Verwaltungsausschuss beschlieft iiber:
1. Vorschlédge fiir die von den Léndern zu erlas-
senden Rechtsverordnungen (Artikel 16),
2. die Einbeziehung von Studiengidngen in das
Verfahren der Zentralstelle (Art. 8 Abs. 1),
3. die Verfahrensart (Art. 8 Abs. 2, 3 und 5 S.2),
4. die Authebung der Einbezichung (Art. 8 IV),
5. den als Feststellungsverfahren einzusetzenden
Test sowie iiber die mit der Durchfiihrung
und Bewertung des Tests zusammenhéingen-
den Fragen,



6. Antrage nach Artikel 1 Abs. 2,

7. den Haushaltsvorentwurf und die Feststellung
der Jahresrechnung (Artikel 17),

8. die Zustimmung zur Besetzung von Stellen
von leitenden Bediensteten,

9. die gemeinsame Geschéftsordnung fiir sich
und den Beirat sowie tiber die Geschiftsord-
nung und die Richtlinien fiir die Arbeit der
Zentralstelle einschlieBlich der Information
von Studienberatungsstellen sowie Studien-
bewerberinnen und Studienbewerbern,

10. die statistische Auswertung der bei der Zen-
tralstelle anfallenden Daten und deren Ver-
offentlichung,

11. Kostenregelungen nach Art. 1 Abs. 2 und 3.

(3) Der Verwaltungsausschuss ist beschlussfahig,

wenn mindestens die Hilfte der Mitglieder anwe-
send ist. Ein Land kann die Vertreterin oder den
Vertreter eines anderen Landes zur Ausiibung seines
Stimmrechts erméchtigen.
(4) Der Verwaltungsausschuss fasst seine Beschliis-
se mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgege-
benen Stimmen. In den Féllen des Absatzes 2 Nr. 1
bis 3 und 5 ist eine Mehrheit von drei Vierteln der
Stimmen der Mitglieder erforderlich. 3Im Falle des
Absatzes 2 Nr. 4 geniigt die Mehrheit der Stimmen
der Mitglieder.

Artikel 5

Der Beirat
(1) Dem Beirat gehort je Land eine Vertreterin oder
ein Vertreter an, die oder der von den staatlichen
Hochschulen des Landes nach Landesrecht be-
stimmt worden ist. Die Mitglieder des Verwaltungs-
ausschusses konnen an den Sitzungen des Beirates
teilnehmen. Sie sind auf Verlangen jederzeit zu ho-
ren.
(2) Der Beirat kann Empfehlungen zu den in Artikel
4 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 und 10 genannten Angelegen-
heiten geben. Er ist vor einem Beschluss
des Verwaltungsausschusses nach Artikel 4 Abs. 2
Nr. 1 bis 4 zu horen.

Artikel 6
Die Leitung

(1) Die Leiterin oder der Leiter wird durch das fiir
das Hochschulwesen zustindige Ministerium des
Sitzlandes im Einvernehmen mit dem Verwaltungs-
ausschuss bestellt.

(2) Die Leiterin oder der Leiter vertritt die Zentral-
stelle gerichtlich und auBergerichtlich und fiihrt die
Geschifte der Zentralstelle.

Artikel 7
Kapazitatsermittlung und Festsetzung
von Zulassungszahlen
(1) Fiir die Vergabe von Studienplidtzen durch die
Zentralstelle sind Zulassungszahlen nach Artikel 16
Abs. 1 Nr. 15 und nach Mal3gabe des Landesrechts

festzusetzen. 2Zulassungszahl ist die Zahl der von
der einzelnen Hochschule hochstens aufzunehmen-
den Bewerberinnen und Bewerber in einem Stu-
diengang. Sie wird auf der Grundlage der jahrlichen
Aufnahmekapazitit festgesetzt. Zulassungszahlen
diirfen nur fiir einen bestimmten Zeitraum, hochs-
tens fiir die Dauer eines Jahres, festgesetzt werden.
(2) Die Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass
nach MafBigabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben
und unter Beriicksichtigung der rdumlichen und
fachspezifischen Gegebenheiten eine erschopfende
Nutzung der Ausbildungskapazitit erreicht wird;
die Qualitdt in Forschung und Lehre, die geordnete
Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule, ins-
besondere in Forschung, Lehre und Studium sowie
in der Krankenversorgung, sind zu gewdhrleisten.
Bei der Erprobung neuer Studiengidnge und -metho-
den, bei der Neuordnung von Studiengédngen und
Fachbereichen und beim Aus- oder Aufbau der
Hochschulen kénnen Zulassungszahlen abweichend
von Satz 1 festgesetzt werden.

(3) Die jahrliche Aufnahmekapazitit wird auf der
Grundlage des Lehrangebots, des Ausbildungsauf-
wands und weiterer kapazititsbestimmender Krite-
rien ermittelt. Dem Lehrangebot liegen die Stellen
fiir das hauptamtlich titige wissenschaftliche Perso-
nal, soweit ihm Lehraufgaben iibertragen sind, die
Lehrauftrige und die dienstrechtlichen Lehrver-
pflichtungen zugrunde unter Beriicksichtigung fest-
gelegter Reduzierungen, insbesondere im medizini-
schen Bereich fiir Krankenversorgung und diagnos-
tische Leistungen. Der Ausbildungsaufwand ist
durch studiengangspezifische Normwerte festzuset-
zen, die den Aufwand festlegen, der fiir die ord-
nungsgemdfe Ausbildung einer oder eines Studie-
renden in dem jeweiligen Studiengang erforderlich
ist. Bei der Festsetzung von Normwerten sind aus-
bildungsrechtliche Vorschriften sowie der Ausbil-
dungsaufwand in gleichartigen und vergleichbaren
Studiengédngen zu beachten. Die Normwerte haben
eine gleichmiBige und erschopfende Auslastung der
Hochschulen zu gewihrleisten; in diesem Rahmen
sind die Hochschulen bei der Gestaltung von Lehre
und Studium frei. Die Normwerte werden durch
Rechtsvorschriften festgesetzt. Weitere kapazitits-
bestimmende Kriterien sind insbesondere die raum-
lichen und séchlichen Gegebenheiten, zusitzliche
Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung
der Studienanféngerzahl und der Zahl der Studie-
renden, die Ausstattung mit nichtwissenschaftli-
chem Personal, das Verbleibeverhalten der Studie-
renden (Schwund) und die besonderen Gegeben-
heiten in den medizinischen Studiengingen, insbe-
sondere eine ausreichende Zahl von fiir die Lehre
geeigneten Patientinnen und Patienten.

(4) Die Ermittlung der jahrlichen Aufnahmekapazi-
tat kann auch in der Weise erfolgen, dass einem
ausgewiesenen Budget fiir die Lehre und den
Grundbedarf der Forschung ein Kostennormwert,



der die Kosten fiir die ordnungsgemifBle Ausbildung
einer oder eines Studierenden in dem jeweiligen
Studiengang festlegt, gegeniibergestellt wird.

(5) Vor der Festsetzung von Zulassungszahlen legt
die Hochschule der zustindigen Landesbehorde
einen Bericht mit ihren Kapazitdtsberechnungen
VOr.

(6) Die Absédtze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn
fiir einen nicht in das Verfahren der Zentralstelle
einbezogenen Studiengang eine Zulassungszahl
festgesetzt wird.

(7) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazitét ge-
méil Absatz 3 und 4 bleiben ausschlieBlich kapazi-
titsausgleichende Maflnahmen nach Artikel 10 Abs.
4 und MafBnahmen zum Ausgleich zusitzlicher Be-
lastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung
der Studienanféngerzahl und der Zahl der Studie-
renden unberiicksichtigt; sie sind gesondert auszu-
weisen.

Artikel 8
Einbeziehung von Studiengéngen
(1) In das Verfahren der Zentralstelle ist ein Stu-
diengang zum frithestmdglichen Zeitpunkt einzube-
ziehen, wenn fiir ihn fiir alle staatlichen Hochschu-
len Zulassungszahlen festgesetzt sind und zu erwar-
ten ist, dass die Bewerberzahl die Gesamtzahl der
zur Verfiigung stehenden Studienplitze iibersteigt,
soweit nicht wegen der Art der Zugangsvorausset-
zungen oder der AuswahlmaBstdbe den Hochschul-
en die Entscheidung vorbehalten wird. In das Ver-
fahren der Zentralstelle soll ein Studiengang einbe-
zogen werden, wenn nur fiir die Mehrzahl der staat-
lichen Hochschulen Zulassungszahlen festgesetzt
sind und zu erwarten ist, dass die Bewerberzahl die
Gesamtzahl der zur Verfiigung stehenden Studien-
plitze mindestens erreicht. Das Gleiche gilt, wenn
aus anderen Griinden eine zentrale Vergabe der Stu-
dienplétze sinnvoll ist.
(2) Bei der Einbeziehung eines Studiengangs in das
Verfahren der Zentralstelle ist insbesondere festzu-
legen,
1. ob fiir den Studiengang
a) ein Verteilungsverfahren (Art. 9 Abs. 1),
b) ein allgemeines Auswahlverfahren (Art. 9
Abs. 2) oder
¢) ein besonderes Auswahlverfahren (Art. 9
Abs. 3) durchzufiihren ist,
2. fiir welchen Bewerberkreis die Einbeziehung
gilt,
3. fir welche Fille den Hochschulen die Ent-
scheidung vorbehalten bleibt.
(3) In den einbezogenen Studiengdngen findet ein
allgemeines Auswahlverfahren statt, sofern nicht
eine andere Verfahrensart nach Absatz 2 Nr. 1 fest-
gelegt wird. Die Verfahrensart ist fiir jedes Vergabe-
verfahren zu Ttberpriifen. Die Festlegung eines
Verteilungsverfahrens ist auf hochstens zwei auf-
einander folgende Vergabeverfahren beschrénkt.

(4) Die Einbeziehung eines Studiengangs in das
Verfahren der Zentralstelle kann befristet werden.
Die Einbeziehung ist aufzuheben, wenn die Voraus-
setzungen dafiir entfallen sind oder ein Bediirfnis
fir eine zentrale Vergabe der Studienpldtze nicht
mehr besteht.

(5) Stellt sich bei der Durchfithrung eines Vergabe-
verfahrens heraus, dass in einem Studiengang, fiir
den die Verfahrensart des allgemeinen Auswahlver-
fahrens festgelegt ist, die Gesamtzahl der unter Be-
riicksichtigung der Uberbuchung an allen Hoch-
schulen zu vergebenden Studienplitze fiir die Zu-
lassung aller Bewerberinnen und Bewerber aus-
reicht, fihrt die Zentralstelle fiir diesen Studiengang
ein Verteilungsverfahren durch. 2Stellt sich heraus,
dass die Bewerberzahl die Zahl der Studienplitze
nicht wesentlich iibersteigt, kann mit Wirkung fiir
das laufende Vergabeverfahren beschlossen werden,
dass fur diesen Studiengang ein Verteilungsverfah-
ren durchgefiihrt wird.

Artikel 9

Verfahrensarten
(1) In Studiengéingen, in welchen in den beiden vor-
angegangenen Semestern alle Bewerberinnen und
Bewerber auf Grund ihres Hauptantrages (Art. 15
Abs. 3 Satz 1) zugelassen werden konnten und die
Zahl der Eingeschriebenen die Gesamtzahl der zur
Verfiigung stehenden Studienplétze nicht oder nicht
wesentlich {iberschritten hat, soll ein Verteilungs-
verfahren festgelegt werden, es sei denn, dass auf
Grund tatsdchlicher Anhaltspunkte zu erwarten ist,
dass die Zahl der Einschreibungen die Zahl der zur
Verfiigung stehenden Studienpldtze wesentlich
iibersteigen wird.
(2) In Studiengéngen, in welchen im Hinblick auf
die Einschreibergebnisse vorangegangener Semes-
ter zu erwarten ist, dass die Zahl der Einschreibun-
gen die Gesamtzahl der zur Verfiigung stehenden
Studienplédtze so wesentlich iibersteigen wird, dass
ein Verteilungsverfahren nicht angeordnet werden
kann, wird ein allgemeines Auswahlverfahren
durchgefiihrt.
(3) In Studiengéngen, in welchen sich unvertretbar
hohe Anforderungen an den Grad der Qualifikation
ergeben, soll an die Stelle des allgemeinen Aus-
wahlverfahrens ein besonderes Auswahlverfahren
treten. Das besondere Auswahlverfahren soll in der
Regel nur in quantitativ bedeutsamen Studiengén-
gen durchgefiihrt werden. Es ist aufzuheben, wenn
zu erwarten ist, dass die in Satz 1 genannten Vor-
aussetzungen entfallen.

Artikel 10
Verteilungsverfahren
(1) Wer im Hauptantrag einen Studiengang des Ver-
teilungsverfahrens genannt hat, erhdlt einen
Studienplatz. Ubersteigt die Zahl der zu beriicksich-
tigenden Bewerbungen die Gesamtzahl der Studien-



platze, legen die Léander fest, wie die Verteilung er-
folgt. Kommt eine solche Regelung nicht oder nicht
rechtzeitig zustande, erfolgt die Verteilung auf die
Studienorte entsprechend dem Anteil der Zahl der
Studienplétze der jeweiligen Hochschule an der Ge-
samtzahl der Studienplétze aller Hochschulen. Da-
bei soll das ortliche Einschreibverhalten beriick-
sichtigt werden.

(2) Die Bewerberinnen und Bewerber werden ent-
sprechend ihren Studienortwiinschen auf die Hoch-
schulen verteilt. Reicht die Aufnahmekapazitit ei-
ner Hochschule nicht fiir alle Bewerberinnen und
Bewerber aus, die die Hochschule mit erstem Stu-
dienortwunsch genannt haben, erfolgt die Zulas-
sung an dieser Hochschule bis zu einem Viertel der
Studienplétze vor allem nach dem Grad der Qualifi-
kation fiir das gewihlte Studium, im Ubrigen vor
allem nach den fiir die Ortswahl maB3gebenden so-
zialen, insbesondere familidren und wirtschaftlichen
Griinden. Wer danach noch nicht zugelassen ist, er-
hélt einen Studienplatz an einer nachrangig ge-
nannten Hochschule, soweit dort nach Beriick-
sichtigung der Bewerberinnen und Bewerber mit
erstem Studienortwunsch noch Studienplitze frei
sind; Satz 2 gilt entsprechend. Den Bewerberinnen
und Bewerbern, die danach keinen Studienplatz an
einer von ihnen genannten Hochschule erhalten
konnen, kann die Zentralstelle einen Studienplatz
an einer anderen Hochschule anbieten.

(3) Wer cinen Studiengang des Verteilungsverfah-
rens im Hilfsantrag genannt hat, erhélt in einem
Nachriickverfahren im Rahmen der Zulassungszah-
len einen Studienplatz nach den Grundsétzen des
Artikels 13.

(4) Soweit als Folge eines Verteilungsverfahrens bei
einzelnen Hochschulen ein Kapazititsausgleich er-
forderlich wird, verpflichten sich die Lander, die
hierfiir erforderlichen kapazitatserweiternden oder
sonstigen Mafinahmen zu treffen.

(5) Im Verteilungsverfahren ist ein Teil der Studien-
plitze auslédndischen Staatsangehdrigen und Staat-
enlosen, die Deutschen nicht gleichgestellt sind,
vorzubehalten. Auf die Auswahl findet Artikel 12
Abs. 4 Anwendung.

Artikel 11
Auswahlverfahren

(1) In einem Auswahlverfahren werden die Bewer-
berinnen und Bewerber nach den Artikeln 12 bis 14
und Absatz 3 ausgewihlt. Die so Ausgewihlten er-
halten einen Studienplatz nach den Grundsétzen des
Artikels 10 Abs. 2 Satz 1 bis 3. 3Ist danach im Ein-
zelfall keine Zulassung moglich, riickt die rang-
nichste Bewerberin oder der rangnédchste Bewerber
der jeweiligen Gruppe nach, sofern sie oder er sich
fiir eine Hochschule beworben hat, an der noch Stu-
dienplétze frei sind.

(2) Den Bewerberinnen und Bewerbern diirfen kei-
ne Nachteile entstehen

1. aus der Erfiilllung von Dienstpflichten nach
Art. 12a des Grundgesetzes und der Uber-
nahme solcher Dienstpflichten und entspre-
chender Dienstleistungen auf Zeit bis zur
Dauer von drei Jahren,

2. aus dem Entwicklungsdienst nach dem Ent-
wicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969
(BGBI. T S.549) in der jeweils geltenden
Fassung,

3. aus der Ableistung eines freiwilligen sozialen
Jahres nach dem Gesetz zur Férderung eines
freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August
1964 (BGBIL. I S. 640) in der jeweils gelten-
den Fassung oder aus der Ableistung eines
freiwilligen Okologischen Jahres nach dem
Gesetz zur Forderung eines freiwilligen 6ko-
logischen Jahres vom 17. Dezember 1993
(BGBI. I S. 2118) in der jeweils geltenden
Fassung oder im Rahmen eines von der Bun-
desregierung geforderten Modellprojektes,

4. aus der Betreuung oder Pflege eines Kindes
unter 18 Jahren oder einer pflegebediirftigen
Person aus dem Kreis der sonstigen Ange-
horigen bis zur Dauer von drei Jahren.

Dies gilt insbesondere bei der Bewertung einer Be-
rufstitigkeit, einer Berufsausbildung und eines be-
rufsqualifizierenden Abschlusses nach Artikel 13
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a.

(3) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebens-
jahr vollendet hat, wird an einem Auswahlverfahren
nur beteiligt, wenn flir das beabsichtigte Studium
unter Beriicksichtigung der personlichen Situation
schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche
Griinde sprechen.

(4) Studienplétze nach Artikel 15 Abs. 4, bei denen
die Zulassung auf den ersten Teil des Studiengangs
beschrinkt ist, weil das Weiterstudium an einer
deutschen Hochschule nicht gewéhrleistet ist, kon-
nen auch durch das Los vergeben werden.

Artikel 12
Vorabquoten
(1) In einem Auswahlverfahren sollen bis zu zwei
Zehntel der zur Verfiigung stehenden Studienplétze
vorbehalten werden fiir:

1. Bewerberinnen und Bewerber, fiir die die Ab-
lehnung des Zulassungsantrages eine auf3er-
gewohnliche Harte bedeuten wiirde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf
Grund entsprechender Vorschriften ver-
pflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen be-
sonderen 6ffentlichen Bedarfs auszuiiben,

3. auslédndische Staatsangehorige und Staatenlo-
se, soweit sie nicht Deutschen gleichgestellt
sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die in einem
noch nicht abgeschlossenen Studiengang die
Qualifikation fiir das gewéhlte Studium er-
worben haben,



5. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein
Studium in einem anderen Studiengang ab-
geschlossen haben (Bewerberinnen und Be-
werber fiir ein Zweitstudium),

6. in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die
tiber keine sonstige Studienberechtigung
verfiigen.

Die Quote nach Satz 1 Nr. 6 soll nur gebildet wer-
den, wenn zu erwarten ist, dass der Anteil der ihr
unterfallenden Bewerberinnen und Bewerber an der
Bewerbergesamtzahl mindestens eins vom Hundert
betrigt; wird die Quote nicht gebildet, erfolgt eine
Beteiligung am Verfahren nach den Artikeln 13
oder 14.

(2) Die Quoten nach Absatz 1 Satz 1 konnen fiir
die Studienplitze je Studienort oder fiir die Gesamt-
zahl aller Studienpldtze gebildet werden. Daneben
kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studien-
plétze fiir die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz
1 Nr. 4 bis 6 an der Gesamtzahl der Studienplitze je
Bewerbergruppe nicht groler sein darf als der An-
teil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewer-
bergesamtzahl. Nicht in Anspruch genommene Stu-
dienpldtze werden nach den Artikeln 13 oder 14
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 vergeben.

(3) Eine auflergewohnliche Hérte liegt vor, wenn
besondere, vor allem soziale und familidre Griinde
in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers
die sofortige Aufnahme des Studiums zwingend er-
fordern. Wer geltend macht, aus nicht selbst zu ver-
tretenden Umstdnden daran gehindert gewesen zu
sein, einen fiir die Beriicksichtigung bei der Aus-
wahl nach den Artikeln 13 und 14 besseren Wert zu
erreichen, wird mit dem nachgewiesenen Wert am
Vergabeverfahren beteiligt.

(4) Auslandische Staatsangehdrige und Staatenlose
werden in erster Linie nach dem Grad der Qualifi-
kation ausgewdihlt. Besondere Umsténde, die fiir ein
Studium an einer deutschen Hochschule sprechen,
konnen beriicksichtigt werden. Als ein solcher Um-
stand ist insbesondere anzusehen, wenn die Bewer-
berin oder der Bewerber

1. von einer deutschen Einrichtung zur Forde-
rung begabter Studierender fiir ein Studium
ein Stipendium erhilt,

2. auf Grund besonderer Vorschriften mit der
Einweisung in ein Studienkolleg oder eine
vergleichbare Einrichtung fiir die Zuteilung
eines Studienplatzes in dem im Zulassungs-
antrag genannten Studiengang vorgemerkt
1st,

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht
genieft,

4. aus einem Entwicklungsland oder einem
Land kommt, in dem es keine Ausbildungs-
stitten fiir den betreffenden Studiengang
gibt,

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Aus-
land angehort.

Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen sind zu beriicksichtigen.

(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 4 werden nach dem Grad der Qualifikati-
on ausgewdhlt.

(6) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 5 werden nach den Priifungsergebnissen
des Erststudiums und nach den fiir die Bewerbung
fir ein weiteres Studium mafBgeblichen Griinden
ausgewahlt.

(7) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 6 werden in erster Linie unter Qualifika-
tionsgesichtspunkten ausgewéhlt.

(8) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis
6 unterfillt, kann nicht im Verfahren nach den Arti-
keln 13 oder 14 zugelassen werden; Absatz 1 Satz 2
Halbsatz 2 bleibt unbertihrt.

Artikel 13
Allgemeines Auswahlverfahren
(1) Im allgemeinen Auswahlverfahren werden die
nach Abzug der Studienpldtze nach Artikel 12 ver-
bleibenden Studienplitze nach folgenden Grundsat-
zen vergeben:

1. Uberwiegend nach dem Grad der Qualifika-
tion fiir das gewéhlte Studium. Die in der
Hochschulzugangsberechtigung ausgewiese-
nen Leistungen, die iiber die Eignung fiir
den jeweiligen Studiengang besonderen Auf-
schluss geben kdnnen, sollen gewichtet wer-
den. Qualifikationsgrade, die nur geringfii-
gig voneinander abweichen, konnen als
ranggleich behandelt werden. Die Léander
tragen dafiir Sorge, dass die Nachweise in-
nerhalb eines Landes und im Verhéltnis der
Léander untereinander hinsichtlich der jewei-
ligen Anforderungen und Bewertungen ver-
gleichbar sind. Solange die Vergleichbarkeit
imVerhéltnis der Lénder untereinander nicht
gewihrleistet ist, werden fiir die Bewerber-
auswahl Landesquoten gebildet. Die Quote
eines Landes bemisst sich zu einem Drittel
nach seinem Anteil an der Bewerbergesamt-
zahl fiir den betreffenden Studiengang (Be-
werberanteil) und zu zwei Dritteln nach sei-
nem Anteil an der Gesamtzahl der Achtzehn-
bis unter Einundzwanzigjdhrigen (Be-
volkerungsanteil); fiir die Lénder Berlin,
Bremen und Hamburg werden die sich da-
nach ergebenden Quoten um 30 vom Hun-
dert erhoht. Bei der Berechnung des Be-
werberanteils werden nur Personen be-
riicksichtigt, die sich fiir den betreffenden
Studiengang mit ihrem Hauptantrag bewor-
ben haben und eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung besitzen, die von allen Léndern
gegenseitig anerkannt ist;

2. im Ubrigen
a) iberwiegend nach der Dauer der Zeit seit



b)

dem Erwerb der Qualifikation fiir den
gewihlten Studiengang (Wartezeit). Fiir
einen Teil der hiernach zu vergebenden
Studienplédtze kann neben der Wartezeit
auch der Grad der Qualifikation beriick-
sichtigt werden; in diesem Falle gilt
Nummer | Satz 5 bis 7 entsprechend. Bei
der Vergabe nach den Sidtzen 1 und 2
konnen eine Berufstétigkeit oder Berufs-
ausbildung nach dem Erwerb der Qualifi-
kation in ihrer Art und Dauer beriick-
sichtigt und ein vor oder nach dem Er-
werb der Qualifikation auBerhalb der
Hochschule erlangter berufsqualifizie-
render Abschluss besonders bewertet
werden. Den Zeiten einer Berufstétigkeit
oder Berufsausbildung stehen solche Zei-
ten gleich, in denen wegen der Erfiillung
von Unterhaltspflichten, wegen der Be-
treuung oder Pflege eines Kindes unter
18 Jahren oder einer pflegebediirftigen
Person aus dem Kreis der sonstigen An-
gehdrigen bis zur Dauer von drei Jahren,
wegen Krankheit oder aus sonstigen
nicht selbst zu vertretenden Griinden kei-
ne Berufstitigkeit oder Berufsausbildung
aufgenommen werden konnte. Die Be-
riicksichtigung einer Berufstitigkeit oder
Berufsausbildung sowie die besondere
Bewertung berufsqualifizierender Ab-
schliisse besteht in einer Vergilinstigung
bei der Wartezeit. Zeiten eines Studiums
an einer deutschen Hochschule werden
auf die Wartezeit nicht angerechnet. Eine
iiber acht Jahre hinausgehende Dauer der
Wartezeit bleibt unberiicksichtigt;
ansonsten nach dem Ergebnis eines von
den Hochschulen durchzufithrenden Aus-
wahlverfahrens. Die jeweilige Hochschu-
le vergibt die Studienpldtze in diesem
Verfahren nach ihrer Entscheidung
aa) nach dem Grad der Qualifikation,
bb)nach dem Ergebnis eines von der
Hochschule durchzufithrenden Ge-
spriachs mit den Bewerberinnen und
Bewerbern, das Aufschluss iiber de-
ren Motivation und Eignung fiir das
gewidhlte Studium und den ange-
strebten Beruf geben soll,
cc)nach der Art einer Berufsausbildung
oder Berufstitigkeit vor oder nach
dem Erwerb der Qualifikation fiir den
gewihlten Studiengang,
dd)aufgrund einer Verbindung von MaB3-
stdben nach Doppelbuchstaben aa bis
cc.
Wer nach Nummer 1 oder Buchstabe a
ausgewdhlt wurde oder den Quoten nach
Artikel 12 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 unterfallt,

nimmt am Auswahlverfahren nicht teil;
wer der Quote nach Artikel 12 Abs. 1 Nr.
6 unterfdllt, nimmt am Auswahlverfahren
teil, wenn diese Quote nicht gebildet
wird. Die Teilnehmerzahl des Auswahl-
verfahrens kann begrenzt werden. In die-
sem Fall entscheidet iiber die Teilnahme
der Grad der Qualifikation, bei gleichem
Grad der Qualifikation das Los. Die Teil-
nahme an einem Auswahlverfahren ist je
Studiengang nur einmal moglich. Die
Zentralstelle teilt den Hochschulen die
fir die Durchfiihrung des Verfahrens be-
ndtigten Bewerberdaten mit. Wer nach-
weist, bereits zur Teilnahme an einem
Gespriach nach Satz 2 Doppelbuchstabe
bb geladen worden, aber aus in seiner
Person liegenden, nicht selbst zu vertre-
tenden Griinden an der Gesprichsteil-
nahme gehindert gewesen zu sein, wird
auf Antrag im néchstfolgenden Vergabe-
verfahren vorab fiir die Teilnahme am
Gespriach an der betreffenden Hochschu-
le bestimmt.
(2) Fiir die Entscheidung in den Fillen von Rang-
gleichheit kann eine Verbindung der MaBstébe nach
Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 Buchstabe a vorgesehen
werden.
(3) Besteht nach Anwendung der Absidtze 1 und 2
Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewahlt, wer
dem Personenkreis nach Artikel 11 Abs. 2 angehort.
Besteht danach noch Ranggleichheit, kann eine Ent-
scheidung durch das Los vorgesehen werden.

Artikel 14
Besonderes Auswahlverfahren
(1) Im besonderen Auswahlverfahren werden die
nach Abzug der Studienpldtze nach Artikel 12 ver-
bleibenden Studienplitze nach folgenden Grundsat-
zen vergeben:

1. Uberwiegend nach den Leistungen, die sich
aus dem Nachweis iiber die Hochschulzu-
gangsberechtigung ergeben, und nach dem
Ergebnis eines Feststellungsverfahrens. Da-
bei sollen die in der Hochschulzugangsbe-
rechtigung nachgewiesenen Leistungen in
der Regel mindestens gleichwertig bertick-
sichtigt werden. 3Artikel 13 Abs. 1 Nr. 1
Satz 5 bis 7 gilt entsprechend. Bis zu 10 vom
Hundert der Gesamtzahl der Studienplitze
kénnen den Bewerberinnen und Bewerbern
vorbehalten werden, die nach dem Ergebnis
des Feststellungsverfahrens die besten Leis-
tungen erbringen;

2. im Ubrigen
a) iberwiegend nach der Zahl der Semester,

fiir die sich die Bewerberin oder der Be-
werber im jeweiligen Studiengang be-
worben hat (Bewerbungssemester),



b) nach dem Ergebnis eines Auswahlge-
sprachs. Wer nach Nummer 1 oder Buch-
stabe a ausgewdhlt wurde oder den Quo-
ten nach Artikel 12 Abs. 1 Nr. 2 bis 5 un-
terfdllt, nimmt am Auswahlgesprich
nicht teil; wer der Quote nach Artikel 12
Abs. 1 Nr. 6 unterfillt, nimmt am Aus-
wahlgesprach teil, wenn diese Quote
nicht gebildet wird.

Bei der Vergabe von Studienpldtzen wird nur be-
riicksichtigt, wer am Feststellungsverfahren teilge-
nommen hat.

(2) Im Feststellungsverfahren sollen grundsitzlich
nicht die Kenntnisse festgestellt werden, die bereits
Gegenstand der Bewertung in der Hochschulzu-
gangsberechtigung sind; es soll insbesondere Gele-
genheit gegeben werden, in den bisherigen Ab-
schliissen nicht ausgewiesene Féhigkeiten und
Kenntnisse nachzuweisen, die fiir den Studiener-
folg von Bedeutung sein koénnen und an die Kennt-
nisse ankniipfen, die in dem Nachweis iber die
Hochschulzugangsberechtigung bewertet worden
sind. Zu diesem Zweck konnen insbesondere ent-
sprechende Testverfahren durchgefiihrt werden. Das
Feststellungsverfahren ist hinsichtlich der Anforde-
rungen, der Bewertung und der Art der Durchfiih-
rung einheitlich zu gestalten. Die Organisation ein-
schlieBlich der Durchfiihrung des Tests an den Te-
storten oder sonstiger mit Feststellungsverfahren
verbundener Priifungen obliegt staatlichen Einrich-
tungen, die durch Landesrecht bestimmt werden.
Das Ergebnis eines Feststellungsverfahrens hat Giil-
tigkeit fiir alle Studiengénge, in denen ein besonde-
res Auswahlverfahren durchgefiihrt wird. Bezieht
sich ein Feststellungsverfahren auf einen bestimm-
ten Studiengang, hat das Ergebnis dieses Feststel-
lungsverfahrens Giiltigkeit nur fiir diesen Studien-
gang; das Ergebnis eines anderen Feststellungsver-
fahrens hat fiir diesen Studiengang keine Giiltigkeit.
Eine mehrfache Teilnahme am Feststellungsverfah-
ren soll nicht vorgesehen werden. Es kann vorgese-
hen werden, dass am Feststellungsverfahren auch
Schiilerinnen und Schiiler der letzten Jahrgangsstu-
fe einer auf das Studium vorbereitenden Schulbil-
dung sowie entsprechende Schiilerinnen und Schii-
ler von Einrichtungen des zweiten Bildungsweges
teilnehmen.

(3) Wahrend eines Studiums an einer deutschen
Hochschule konnen Bewerbungssemester nicht er-
worben werden. Ein vor oder nach dem Erwerb der
Qualifikation fiir den gewéhlten Studiengang auf3er-
halb der Hochschule erlangter berufsqualifizieren-
der Abschluss und eine Berufstitigkeit nach dem
Erwerb der Qualifikation konnen in ihrer Art und
Dauer besonders bewertet werden. Dies gilt auch
bei der Erfiillung einer Dienstpflicht oder entspre-
chenden Dienstleistung oder einer sonstigen Dienst-
pflicht oder entsprechenden Dienstleistung oder ei-
ner sonstigen entsprechenden Tétigkeit durch den

Personenkreis des Artikels 11 Abs. 2 Satz 1. Den
Zeiten einer Berufsausbildung oder Berufstitigkeit
stehen solche Zeiten gleich, in denen wegen der Er-
filllung von Unterhaltspflichten, wegen Krankheit
oder aus sonstigen nicht selbst zu vertretenden
Griinden, ein berufsqualifizierender Abschluss au-
Berhalb der Hochschule nicht erlangt oder eine Be-
rufstatigkeit nicht aufgenommen werden konnte.
Die Beriicksichtigung der besonderen Bewertung
eines berufsqualifizierenden Abschlusses, einer Be-
rufstitigkeit, eines abgeleisteten Dienstes nach Arti-
kel 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und einer Téatigkeit
nach Artikel 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 besteht in einer
Erhohung der Zahl der Bewerbungssemester. Bei
Bewerberinnen und Bewerbern, die in dem bean-
tragten Studiengang zugelassen worden sind, wer-
den Bewerbungssemester erst nach der der Zulass-
ung folgenden Bewerbung gezéhlt und Erhohungen
der Bewerbungssemester nach Satz 5, die bis zum
Zeitpunkt der Zulassung vorzunehmen waren, nicht
mehr beriicksichtigt.

(4) Die Auswahlgespriache nach Absatz 1 Satz 1 Nr.
2 Buchstabe b werden von den Hochschulen durch-
gefiihrt. Die Auswahl erfolgt nach dem Maf} der im
Auswahlgespriach festgestellten Motivation und
Eignung fiir das Studium des beantragten Studien-
ganges und fiir den angestrebten Beruf. Die Teil-
nehmerzahl des Auswahlgespriachs kann begrenzt
werden. In diesem Fall bestimmt die Zentralstelle
durch das Los, wer am Auswahlgespréch teilnimmt.
Die Teilnahme an einem Auswahlgesprich ist je
Studiengang nur einmal mdéglich.

(5) Kann fiir einen Studiengang ein Feststellungs-
verfahren nicht durchgefiihrt werden oder ist dessen
Ergebnis ganz oder teilweise nicht verwertbar, wird
diesen Bewerberinnen und Bewerbern fiir die be-
treffenden Vergabeverfahren unter Beriicksichti-
gung des Grades der Qualifikation ein Testwert
durch das Los zugeordnet.

(6) Fiir die Entscheidung in den Fillen von Rang-
gleichheit nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 kann der Vor-
rang der Bewerberin oder des Bewerbers mit dem
besseren Ergebnis des Feststellungsverfahrens vor-
gesehen werden. Besteht nach Anwendung der Ab-
sdtze 1 bis 5 Ranggleichheit, wird vorrangig ausge-
wihlt, wer dem Personenkreis nach Artikel 11 Abs.
2 angehort. Besteht danach noch Ranggleichheit,
kann eine Entscheidung durch das Los vorgesehen
werden.

(7) Wer nachweist, aus in seiner Person liegenden,
nicht selbst zu vertretenden Griinden an der Teil-
nahme am Feststellungsverfahren gehindert gewe-
sen zu sein, wird auf Antrag abweichend von der
Regelung des Absatzes 1 Satz 2 bei der Vergabe
von Studienpldtzen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2
Buchstabe a und b beriicksichtigt. 2Wer nachweist,
bereits zur Teilnahme am Auswahlgesprich gela-
den, aber aus in seiner Person liegenden, nicht
selbst zu vertretenden Griinden an der Teilnahme



am Auswahlgesprich gehindert gewesen zu sein,
wird auf Antrag im néchstfolgenden Vergabever-
fahren abweichend von der Regelung des Absatzes
4 Satz 4 vorab fiir die Teilnahme am Auswahlge-
sprach bestimmt.

(8) Von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern am
Feststellungsverfahren konnen mit deren Einver-
standnis die flir die laufende Auswertung des Fest-
stellungsverfahrens erforderlichen Angaben {iber ih-
ren Bildungsgang und ihre persdnlichen und sozia-
len Verhiltnisse erhoben werden. Die Angaben sind
zu anonymisieren und diirfen nur zum Zwecke der
laufenden Auswertung des Feststellungsverfahrens
verwertet werden.

Artikel 15
Verfahrensvorschriften

(1) Die Zentralstelle ist nach MaB3gabe der Rechts-
verordnungen nach Artikel 16 berechtigt, Versiche-
rungen an Eides statt zu verlangen und abzuneh-
men.

(2) Die Zentralstelle ermittelt auf Grund der Bewer-
bungsunterlagen nach den jeweiligen Zulassungsbe-
stimmungen, an welcher Hochschule eine Zulas-
sung erfolgen kann und erlédsst den Zulassungsbes-
cheid.

(3) Fiir einen Studiengang wird zunéchst beriick-
sichtigt, wer diesen Studiengang an erster Stelle
(Hauptantrag) genannt hat. 2Danach wird in der ge-
wihlten Reihenfolge der Studiengénge beriicksich-
tigt, wer den Studiengang an zweiter oder einer
weiteren Stelle (Hilfsantrdge) genannt hat. Sind
mehrere Studiengéinge und mehrere Hochschulen
genannt, geht der Studiengangwunsch dem Studien-
ortwunsch vor.

(4) Soweit an einer Hochschule fiir den ersten Teil
eines Studiengangs eine hohere Ausbildungskapa-
zitdt als fiir spétere Teile dieses Studiengangs be-
steht, wird die Zulassung auf den ersten Teil des
Studiengangs beschrénkt.

(5) Die Hochschule ist verpflichtet, die Zugelasse-
nen einzuschreiben, wenn die iibrigen Einschreib-
voraussetzungen vorliegen.

(6) Ein Widerspruchsverfahren gegen Bescheide der
Zentralstelle iber die Zulassungsantrige findet
nicht statt.

(7) Beruht die Zulassung durch die Zentralstelle auf
falschen Angaben der Bewerberin oder des Bewer-
bers, nimmt die Zentralstelle sie zuriick; ist die Zu-
lassung sonst fehlerhaft, kann die Zentralstelle sie
zuriicknehmen. Nach Ablauf eines Jahres ist die
Riicknahme der Zulassung ausgeschlossen.

(8) Wer in den Fillen des Artikels 13 Abs. 1 Nr. 2
Buchstabe b und des Artikels 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Buchstabe b von einer Hochschule ausgewéhlt wor-
den ist, wird von der Hochschule zugelassen. Wer
nicht ausgewihlt worden ist, erhilt von der Hoch-
schule einen auf die Auswahl in der jeweiligen
Quote beschrinkten Ablehnungsbescheid. Ein Wi-

derspruchsverfahren gegen Bescheide der Hoch-
schulen findet nicht statt.

Artikel 16
Rechtsverordnungen
(1) Die Léander bestimmen durch Rechtsverord-
nungen die Einzelheiten des Verfahrens und der da-
bei anzuwendenden inhaltlichen Kriterien, insbe-
sondere:

1. die Verteilungs- und Auswahlkriterien (Arti-
kel 10 bis 14),

2. die Quoten nach Artikel 10 Abs. 2 Satz 2
und Abs. 5, Artikel 12 Abs. 1, Artikel 13
Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 1,

3. den Ablauf des Verteilungsverfahrens nach
Artikel 10,

4. die Festlegungen nach Artikel 8 Abs. 2,

5. den Ablauf des Bewerbungsverfahrens, ins-
besondere die Fille, in denen Bewerbungen
an die Zentralstelle zu richten sind, ein-
schlieBlich der Fristen,

6. den Ablauf des Vergabeverfahrens sowie die
Vergabe nicht in Anspruch genommener
oder aus anderen Griinden frei gebliebener
Platze auch an Bewerberinnen und Bewer-
ber, die die Fristen versdumt haben,

7. die Vergabe der Studienpldtze nach Artikel
12 Abs. 4 Satz 3,

8. die Vergabe der Studienpldtze nach Artikel
11 Abs. 4,

9. die Auswahl fiir die Teilnahme am Auswahl-
verfahren der Hochschulen nach Artikel 13
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und die Grundziige
der Durchfiihrung dieses Verfahrens,

10.den Ablauf des Feststellungsverfahrens ein-
schlieBlich der Voraussetzungen fiir die Teil-
nahme und fiir den Ausschluss vom Verfah-
ren,

11. die fiir die laufende Auswertung des Fest-
stellungsverfahrens nach Artikel 14 Abs. 8
erforderlichen Erhebungen, insbesondere die
von den am Feststellungsverfahren Teilneh-
menden zu erhebenden Angaben sowie das
Verfahren der Auswertung dieser Angaben,

12. das Verhéltnis des Grades der Qualifikation
zu dem Ergebnis des Feststellungsverfahrens
im besonderen Auswahlverfahren,

13.die Auswahl fiir die Teilnahme am Auswahl-
gesprich und Grundziige der Durchfiihrung
des Auswahlgesprichs,

14.die Einbeziehung und die Authebung der
Einbeziehung von Studiengéngen,

15.die Normwerte sowie die Kapazitdtsermitt-
lung und die Festsetzung von Zulassungs-
zahlen nach Artikel 7,

16. die Gleichstellung weiterer Personen mit
Deutschen auf Grund zwischenstaatlicher
Vereinbarungen nach Art. 1 Abs. 1 Satz 4.



(2) Die Rechtsverordnungen der Linder nach Ab-
satz 1 missen iibereinstimmen, soweit dies fiir eine
zentrale Vergabe der Studienplitze notwendig ist.

Artikel 17

Haushalt der Zentralstelle
(1) Der Haushaltsvorentwurf bedarf der Zustim-
mung der fiir das Hochschulwesen zustandigen Mi-
nisterien und der Finanzministerien der Lander mit
einer Mehrheit von jeweils zwei Dritteln der Stim-
men.
(2) Das Sitzland verpflichtet sich, den Haushalt der
Zentralstelle nach den Beschliissen der fiir das
Hochschulwesen zustdndigen Ministerien und der
Finanzministerien der Lénder in seinen Haushalts-
plan aufzunehmen. Die Lander verpflichten sich,
dem Sitzland den rechnungsmifBigen Zuschussbe-
trag anteilig zu erstatten. Der Betrag wird auf die
einzelnen Lander zu zwei Dritteln nach dem Ver-
héltnis ihrer Steuereinnahmen und zu einem Drittel
nach dem Verhiltnis ihrer Bevolkerungszahl umge-
legt. Als Steuereinnahmen gelten die im Lénderfi-
nanzausgleich zugrunde gelegten Steuereinnahmen
der Lander. Die Steuereinnahmen erhéhen oder ver-
mindern sich um die Betrige, welche die Lander im
Rahmen des Linderfinanzausgleichs von anderen
Léndern erhalten oder an andere Lénder abfiihren.
Mafgebend sind die Steuereinnahmen und die vom
Statistischen Bundesamt fiir den 30. Juni festge-
stellte Bevolkerungszahl des dem Haushaltsjahr 2
Jahre vorausgehenden Haushaltsjahres.
(3) Die in die Haushaltsrechnung der Zentralstelle
nicht eingehenden besonderen Kosten des Sitzlan-
des werden von den iibrigen Landern nach Abzug
des auf das Sitzland entfallenden Anteils dem Sitz-
land abgegolten. Hierfiir gelten die Bestimmungen
des Absatzes 2 entsprechend.
(4) Die Anteilsbetrdge der Léander werden im Laufe
eines jeden Haushaltsjahres in zwei Teilbetrdgen
zum 1. Januar und zum 1. Juli nach den Ansdtzen
des Haushaltsplans fillig. Uber- und Minderzahlun-
gen gegeniiber dem sich nach der Jahresrechnung
ergebenden Finanzbedarf werden bei dem zweiten
Teilbetrag des folgenden Haushaltsjahres ausgegli-
chen.
(5) Fiir die Bewirtschaftung der im Haushaltsplan
ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben und fiir
die Priifung der Jahresrechnung sind die im Sitzland
geltenden Vorschriften mafigebend. Das Sitzland
teilt das Ergebnis des Priifungsverfahrens den ver-
tragschlieBenden Léndern mit.

Artikel 18
Finanzierung des Tests
Fiir die Entwicklung eines Tests im Rahmen des
Feststellungsverfahrens nach Artikel 14 sowie fiir
die erforderlichen Begleituntersuchungen tragen die
Liander anteilig die Kosten; Artikel 17 Abs. 2 Satz 3
bis 6 gilt entsprechend. Uber die Bereitstellung der

Mittel wird jahrlich von den fiir das Hochschulwe-
sen zustindigen Ministerien und den Finanzminis-
terien der Lander jeweils mit Zweidrittelmehrheit
der Stimmen beschlossen.

Artikel 19
Staatlich anerkannte Hochschulen
Staatlich anerkannte Hochschulen konnen auf An-
trag des Landes mit Zustimmung des Tragers in das
Verfahren der Zentralstelle einbezogen werden. Die
Entscheidung trifft der Verwaltungsausschuss. Of-
fentliche nichtstaatliche Fachhochschulen gelten als
staatlich anerkannte Hochschulen im Sinne dieses
Staatsvertrages.
Artikel 20
Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer bei einer Bewer-
bung gegeniiber der Zentralstelle vorsétzlich oder
fahrldssig falsche Angaben tiber die fiir die Vergabe
der Studienpldtze maBgeblichen Daten macht.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu-
Be bis zu zehntausend Deutsche Mark beziechungs-
weise fiinftausend Euro geahndet werden.
(3) Zusténdige Verwaltungsbehdrde im Sinne des §
36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes iiber Ordnungswidrig-
keiten ist die Zentralstelle.

Artikel 21

Schlussvorschriften
(1) Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des Mo-
nats in Kraft, der auf den Monat folgt, in dem die
letzte Ratifikationsurkunde bei der Staatskanzlei
des Sitzlandes hinterlegt ist. 2Er findet erstmals auf
das seinem Inkrafttreten unmittelbar nachfolgende
Vergabeverfahren, frithestens jedoch auf das Verga-
beverfahren zum Wintersemester 2000/2001, und
auf ein vor diesem Vergabeverfahren im Rahmen
des Verfahrens nach Artikel 14 durchzufiihrendes
Feststellungsverfahren Anwendung. Der Staatsvert-
rag iiber die Vergabe von Studienpldtzen vom 12.
Mairz 1992 tritt mit Abschluss des Vergabeverfahr-
ens auller Kraft, das dem Vergabeverfahren nach
Satz 2 vorangeht.
(2) Dieser Staatsvertrag kann von jedem Land
durch schriftliche Erkldrungen gegeniiber den iibri-
gen vertragschlieBenden Landern zum Schluss eines
Kalenderjahres mit einer Frist von zwei Jahren ge-
kiindigt werden, erstmals zum Ablauf des fiinften
vollen Kalenderjahres nach seinem Inkrafttreten.
(3) Nach AuBerkrafttreten dieses Staatsvertrages ist
die Zentralstelle aufzulésen. Die Bediensteten, die
nicht durch Kiindigung entlassen werden konnen,
sind nach Moglichkeit von den Landern in geeig-
nete Verwaltungsbereiche zu libernehmen. Die Vor-
schriften des Sitzlandes iiber die beamtenrechtlic-
hen Folgen bei Auflésung von Behdrden bleiben
unbertiihrt.
(4) Die Lander sind verpflichtet, dem Sitzland alle
in Ausfilhrung dieses Staatsvertrages entstehenden



Aufwendungen fiir Verpflichtungen, die iiber das schulwesen zustindigen Ministerien und die Fi-

Ende dieses Staatsvertrages hinaus bestehen blei- nanzministerien der Linder mit einer Mehrheit von
ben, nach Maligabe des Artikels 17 Abs. 2 zu erstat- jeweils zwei Dritteln der Stimmen.
ten.

(5) Uber die Verwendung des der Zentralstelle die-
nenden Vermdgens beschlieBen die fiir das Hoch-
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§8

Studienreform

(1) Die Hochschulen haben die stindige Aufgabe,
im Zusammenwirken mit den zustindigen staatli-
chen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im
Hinblick auf die Entwicklung in Wissenschaft und
Kunst, die Bediirfnisse der beruflichen Praxis und
die notwendigen Verdnderungen in der Berufswelt
zu Uberpriifen und weiterzuentwickeln. Die Studi-
enreform soll gewéhrleisten, dass

1. das Studium interdisziplindr und projektbezo-
gen unter Beriicksichtigung der Verbindung
von Wissenschaft und Praxis angelegt wird,

2. die Studieninhalte den Studenten und Stu-
dentinnen breite Entwicklungsmdglichkeiten
erdffnen,

3. die Formen der Lehre und des Studiums den
methodischen und didaktischen Erkenntnis-
sen entsprechen,

4. die Studenten und Studentinnen befdhigt wer-
den, Studieninhalte wissenschaftlich selb-
staindig zu erarbeiten und deren Bezug zur
Praxis zu erkennen,

5. die Gleichwertigkeit einander entsprechender
Hochschulabschliisse und die Moglichkeit
des Hochschulwechsels erhalten bleibt.

Die Hochschulen berichten der fiir Hochschulen zu-
stindigen Senatsverwaltung mindestens alle drei

Jahre tiber Erfahrungen und Ergebnisse von
Reformversuchen.

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen kénnen be-
sondere Studien- und Priifungsordnungen erlassen
werden, die neben bestehende Ordnungen treten.
Die Erprobung von Reformmodellen soll nach einer
festgesetzten Frist begutachtet werden.

(3) Die Hochschulen treffen die fiir die Studienre-
form und fiir die Forderung der Hochschuldidaktik
notwendigen MaBnahmen, insbesondere stellen sie
die didaktische Fort- und Weiterbildung ihres
hauptberuflichen Lehrpersonals sicher.

§ 8a
Qualitétssicherung und Akkreditierung

(1) Die Hochschulen stellen durch geeignete Mal3-
nahmen sicher, dass ihre Arbeit insbesondere in
Forschung und Lehre und bei der Durchfiihrung
von Priifungen den anerkannten Qualitétsstandards
entspricht. Wesentlicher Bestandteil des hoch-
schulinternen Qualititssicherungssystems ist die re-
gelméBige Durchfiihrung von Evaluationen, insbe-
sondere im Bereich der Lehre. Die Studenten und
Studentinnen  und  die  Absolventen  und
Absolventinnen sind bei der Evaluation der Lehre
zu beteiligen. Die Mitglieder der Hochschulen sind
zur Mitwirkung an Evaluationsverfahren, insbeson-



dere durch Erteilung der erforderlichen Auskiinfte,
verpflichtet.

(2) Studiengdnge sind in bestimmten Abstéinden in
qualitativer Hinsicht zu bewerten. Bewertungsmaf-
stab sind die in diesem Gesetz, insbesondere in § 22
genannten Grundsétze sowie die anerkannten Quali-
tatsstandards. Die Bewertung von Bachelor- und
Masterstudiengdngen hat durch anerkannte unab-
hingige Einrichtungen zu erfolgen (Akkreditie-
rung). Auf eine Akkreditierung einzelner Studien-
ginge kann verzichtet werden, wenn die Hochschu-
le insgesamt oder im betreffenden Bereich iiber ein
akkreditiertes Programm zur Qualitdtssicherung ih-
res Studienangebots verfiigt (Systemakkreditie-
rung).

(3) Die Hochschulen sind verpflichtet, der fiir
Hochschulen zustdndigen Senatsverwaltung die Er-
gebnisse der Bewertungen und Akkreditierungen
nach Absatz 2 unverziiglich vorzulegen. Die fiir
Hochschulen zusténdige Senatsverwaltung kann auf
der Grundlage des Akkreditierungsergebnisses die
Zustimmung von Studiengédngen widerrufen, zur
Umsetzung des Akkreditierungsergebnisses mit
Auflagen versehen oder zu diesem Zweck die Ver-
langerung der Zustimmung mit Auflagen versehen.
(4) Die Ergebnisse der Lehrevaluation und der Ak-
kreditierungen miissen in geeigneter Weise hoch-
schulintern verdffentlicht werden.

§9
Rechte und Pflichten der Studierenden

(1) Jeder Student und jede Studentin hat das Recht,
die Einrichtungen der Hochschule nach den hierfiir
geltenden Vorschriften zu benutzen.

(2) Jedem Studenten und jeder Studentin sowie je-
dem Studienbewerber und jeder Studienbewerberin
mit Behinderung soll die erforderliche Hilfe zur In-
tegration nach § 4 Absatz 7 zur Verfiigung gestellt
werden.

(3) Jeder Student und jede Studentin ist verpflichtet,
das Studium an den Studien- und Priifungsordnun-
gen zu orientieren. Zur Fortsetzung des Studiums
nach Ablauf eines Semesters hat er oder sie sich
fristgemél zuriickzumelden und die falligen Ge-
biihren und Beitrage zu entrichten.

§ 10
Allgemeine Studienberechtigung

(1) Jeder Deutsche und jede Deutsche im Sinne von
Art. 116 des Grundgesetzes ist berechtigt, an einer
Hochschule des Landes Berlin zu studieren, wenn
er oder sie die fiir das Studium nach den staatlichen
Vorschriften erforderliche Qualifikation nachweist.
Rechtsvorschriften, nach denen andere Personen
Deutschen gleichgestellt sind, bleiben unbertihrt.

(2) Die allgemeinen Zugangsvoraussetzungen fiir
die Hochschulen richten sich nach den Bestimmun-
gen des Schulgesetzes fiir Berlin. Die Zulassung in
zulassungsbeschrankten Studiengéngen richtet sich
nach dem Berliner Hochschulzulassungsgesetz.
(3) Eine der allgemeinen Hochschulreife entspre-
chende Hochschulzugangsberechtigung wird auch
durch einen berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss erworben..
(4) Die Zugangsvoraussetzungen fiir die Studien-
ginge an der Hochschule fiir Musik ,,Hanns Eisler®,
der Hochschule fiir Schauspielkunst ,,Ernst Busch*
und der Kunsthochschule Berlin (WeiBlensee) sowie
fiir die kiinstlerischen Studiengédnge an der Hoch-
schule der Kiinste Berlin regelt die fiir Hochschulen
zustindige Senatsverwaltung nach Anhdrung der
Hochschulen durch Rechtsverordnung.
Hierbei kann, allein oder in Verbindung mit einer
Hochschulzugangsberechtigung

1. eine kiinstlerische Begabung oder

2. eine besondere kiinstlerische Begabung als

Zugangsvoraussetzung gefordert werden.

Ferner ist das Verfahren zur Feststellung der kiinst-
lerischen Begabung zu bestimmen.
(5) Die Hochschulen regeln in der Zugangssatzung,
in welchen Studiengédngen iiber die Hochschulzu-
gangsberechtigung hinaus zusidtzliche Eignungs-
und Qualifikationsvoraussetzungen gefordert wer-
den und wie diese nachzuweisen sind. Zugangsvor-
aussetzung fiir Masterstudiengédnge ist der berufs-
qualifizierende Abschluss eines Hochschulstudi-
ums, bei weiterbildenden Masterstudiengéingen zu-
sdtzlich eine daran anschliefende qualifizierte be-
rufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht un-
ter einem Jahr; dariiber hinausgehende Eignungs-
und Qualifikationsvoraussetzungen diirfen nur fiir
Studiengédnge nach § 23 Absatz 3 Nummer 1 Buch-
stabe a gefordert werden und nur dann, wenn sie
wegen spezieller fachlicher Anforderungen des je-
weiligen Masterstudiengangs nachweislich erfor-
derlich sind. Die Bestétigung der Satzung erstreckt
sich neben der RechtméBigkeit auch auf die Zweck-
maBigkeit.
(5a) Die Zulassung zu einem Masterstudiengang
kann auch beantragt werden, wenn der Bachelorab-
schluss wegen Fehlens einzelner Priifungsleistun-
gen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisheri-
gen Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen
Priifungsleistungen zu erwarten ist, dass der Bache-
lorabschluss vor Beginn des Masterstudienganges
erlangt wird und die Maf3gaben, die auf Grund des
Absatzes 5 Voraussetzung fiir den Zugang zu dem
Masterstudiengang sind, ebenso rechtzeitig erfiillt
sind. Soweit nach den Regelungen des Berliner
Hochschulzulassungsgesetzes ein Auswahlverfah-
ren durchzufiihren ist, in das das Ergebnis des Ba-
chelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewer-
ber und Bewerberinnen nach Satz 1 am Auswahl-
verfahren mit einer Durchschnittsnote teil, die auf



Grund der bisherigen Priifungsleistungen ermittelt
wird. Das Ergebnis des Bachelorabschlusses bleibt
insoweit unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle ei-
ner Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbehalt
auszusprechen, dass der Bachelorabschluss und die
mit ihm zusammenhdngenden Voraussetzungen des

Absatzes 5 in der Regel zum Ende des ersten

Fachsemesters nachgewiesen werden. Wird der

Nachweis nicht fristgerecht gefiihrt, erlischt die

Zulassung. Das Néhere regeln die Hochschulen

durch Satzung.
(6) Durch Satzung sind weiter zu regeln
1. Immatrikulation, Exmatrikulation und Riick-
meldung,

2. Teilnahme an den Lehrveranstaltungen,

3. Wechsel des Studiengangs,

4. Rechte der Studenten und Studentinnen im
Fernstudium und im Teilzeitstudium,

5. Gasthorerschaft und Nebenhorerschaft,

. Beurlaubung,

7. Grundsitze fiir die Anrechnung von Studien-
zeiten und Studienleistungen an anderen
Hochschulen und an der Berufsakademie
Berlin,

8. Zugangsvoraussetzungen flir Ausliander und
Auslédnderinnen, die eine im Land Berlin an-
erkannte Studienbeféhigung besitzen; zu den
Voraussetzungen gehdrt auch der Nachweis
ausreichender Kenntnisse der deutschen
Sprache,

9. die auf der Grundlage einer Eignungspriifung
festzustellenden Anforderungen fiir den Zu-
gang beruflich qualifizierter Bewerber und
Bewerberinnen ohne einen ersten berufsqua-
lifizierenden Hochschulabschluss zum Mas-
terstudium in geeigneten weiterbildenden
und kiinstlerischen Studiengéngen; in der
Satzung ist auch das Priifungsverfahren zu
regeln; Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend.

[o)

§ 11
Hochschulzugang fiir beruflich Qualifizierte

(1) Wer

1. eine Aufstiegsfortbildung nach den Bestimmun-
gen der Handwerksordnung, des Berufsbil-
dungsgesetzes oder vergleichbaren bundes- oder
landesrechtlichen Regelungen bestanden hat,

2. eine Fachschulausbildung an einer staatlichen
oder staatlich anerkannten Fachschule im Sinne
des § 34 des Schulgesetzes oder eine vergleich-
bare Ausbildung in einem anderen Bundesland
abgeschlossen hat,

3. eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung
vergleichbare Qualifikation im Sinne des See-
mannsgesetzes erworben hat oder

4. eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung
vergleichbare Qualifikation auf Grund einer lan-
desrechtlich geregelten FortbildungsmafBinahme

fiir Berufe im Gesundheitswesen sowie im sozi-
alpflegerischen oder padagogischen Bereich er-
worben hat,
ist berechtigt, ein grundstindiges Studium an einer
Hochschule aufzunehmen (allgemeine Hochschul-
zugangsberechtigung).
(2) Wer
1. in einem zum angestrebten Studiengang fachlich
dhnlichen Beruf eine durch Bundes- oder Lan-
desrecht geregelte mindestens zweijihrige Be-
rufsausbildung abgeschlossen hat und
2. im erlernten Beruf mindestens drei Jahre tétig
war,
ist berechtigt, ein seiner bisherigen Ausbildung ent-
sprechendes grundstindiges Studium an einer
Hochschule aufzunehmen (fachgebundene Hoch-
schulzugangsberechtigung). Abweichend von Satz 1
Nummer 2 gilt fiir Stipendiaten und Stipendiatinnen
des Aufstiegsstipendienprogramms des Bundes eine
Mindestdauer der Berufstitigkeit im erlernten Beruf
von zwei Jahren. Die Mindestdauer der Berufstitig-
keit verdoppelt sich jeweils fiir Zeiten einer Teil-
zeitbeschéftigung von bis zur Hilfte der vollen Be-
schiftigungszeit. Bei der Ermittlung der Dauer der
Berufstitigkeit nach Satz 1 Nummer 2 werden Zei-
ten einer Freistellung nach den gesetzlichen Rege-
lungen zum Mutterschutz, zur Elternzeit oder zur
Pflegezeit sowie Zeiten, in denen unbeschadet einer
Beschiftigung nach Satz 1 Nummer 2 die Voraus-
setzungen fiir eine Freistellung nach diesen Vor-
schriften vorlagen, angerechnet, insgesamt hochs-
tens jedoch ein Jahr.
(3) Wer iiber eine fachgebundene Hochschulzu-
gangsberechtigung nach Absatz 2 Satz 1 verfiigt, ist
berechtigt, an einer Hochschule in einem gewihlten
grundstdndigen Studiengang ein Studium aufzuneh-
men, wenn er oder sie die Studierfahigkeit in dem
Fach in einer Zugangspriifung nachgewiesen hat.
Bei der Festlegung der Priifungsinhalte sind die
Vorkenntnisse, die im Rahmen des Besuchs einer
berufsbildenden Schule erworben werden, in ange-
messener Weise zu beriicksichtigen.
(4) Wer auf Grund einer beruflichen Qualifikation
ein mindestens einjdhriges Hochschulstudium in ei-
nem anderen Bundesland erfolgreich absolviert hat,
kann unbeschadet des Absatzes 2 das Studium in ei-
nem dhnlichen Studiengang an einer Berliner Hoch-
schule fortsetzen.
(5) Eine Hochschulzugangsberechtigung nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 erhilt auch, wer eine berufli-
che Ausbildung im Ausland nachweist, die denen
der Absitze 1 oder 2 entspricht.
(6) Das Néhere regeln die Hochschulen durch die
Zugangssatzung.

§12
[aufgehoben].



§13
Studienkollegs

(1) An den Universititen bestehen Studienkollegs.
Thnen obliegt die Durchfiihrung von Vorbereitungs-
lehrgdngen und Priifungen fiir Studienbewerber und
Studienbewerberinnen, die nach § 38 Abs. 1 Satz 3
des Schulgesetzes fiir Berlin zusitzliche Leistungs-
nachweise zur Anerkennung ihrer Studienbeféhi-
gung zu erbringen haben. Dariiber hinaus sollen sie
Angebote entwickeln, um bestehende Nachteile bei
ausléndischen Studienbewerbern und Studienbe-
werberinnen im Studium auszugleichen.

(2) Die Studienkollegs unterliegen hinsichtlich der
Unterrichts- und Priifungsangelegenheiten der
Schulaufsicht der fiir das Schulwesen zustidndigen
Senatsverwaltung. Die Lehrkréfte an den Studien-
kollegs diirfen nur mit Zustimmung der fiir das
Schulwesen zustdndigen Senatsverwaltung beschéf-
tigt werden. Sie miissen die Befahigung zur Anstel-
lung als Studienrat oder Studienrédtin haben; Aus-
nahmen hiervon kénnen von der fiir das Schulwe-
sen zustindigen Senatsverwaltung zugelassen wer-
den.

(3) Fiir andere Hochschulen als die Universititen
konnen durch Entscheidung der fiir Hochschulen
zustdndigen Senatsverwaltung im Einvernehmen
mit der fiir das Schulwesen zustdndigen Senatsver-
waltung den Studienkollegs entsprechende Einrich-
tungen vorgesehen werden.

(4) Fiir die Lehrkrifte des Studienkollegs gelten §§
112 und 120 entsprechend.

§ 14
Immatrikulation

(1) Studienbewerber und Studienbewerberinnen
sind zu immatrikulieren, wenn sie die Vorausset-
zungen gemiB §§ 10 bis 13 erfiillen und Versa-
gungsgriinde fiir die Immatrikulation nicht vorlie-
gen. Mit der Immatrikulation wird der Student oder
die Studentin Mitglied der Hochschule.

(2) Der Student oder die Studentin wird fiir einen
Studiengang immatrikuliert. Fiir einen zweiten zu-
lassungsbeschrankten Studiengang kann er oder sie
nur immatrikuliert werden, wenn dies im Hinblick
auf das Studienziel sinnvoll ist und andere dadurch
nicht vom Erststudium ausgeschlossen werden.

(3) Die Immatrikulation ist zu versagen, wenn der
Studienbewerber oder die Studienbewerberin

1. in einem zulassungsbeschrinkten Studien-
gang nicht zugelassen ist,

2. in dem gewdhlten Studiengang vorgeschrie-
bene Leistungsnachweise oder Priifungen an
einer Hochschule im Geltungsbereich des
Hochschulrahmengesetzes endgiiltig nicht
bestanden hat,

3. die Zahlung von Gebiihren und Beitrdgen ein-
schlieBlich der Sozialbeitrige zum Studen-
tenwerk, des Beitrags fiir die Studierenden-
schaft und, soweit eine entsprechende Ver-
einbarung besteht, des Beitrags fiir ein Se-
mester-Ticket, nicht nachweist,

4. vom Studium an einer Hochschule im Wege
eines Ordnungsverfahrens ausgeschlossen
worden ist, es sei denn, dass die Gefahr einer
kiinftigen Beeintrichtigung nicht mehr be-
steht.

(4) Bewerber und Bewerberinnen mit auslédndischen
Vorbildungsnachweisen, die zur Vorbereitung eines
Hochschulstudiums an einem Studienkolleg oder
sonstigen Hochschuleinrichtungen studieren, haben
die Rechtsstellung von Studenten und Studentinnen;
ein Anspruch auf Zulassung zu einem Studiengang
wird dadurch nicht erworben.

(5) Sind Studenten und Studentinnen an mehreren
Berliner Hochschulen oder an Berliner und Bran-
denburger Hochschulen immatrikuliert, so miissen
sie erkldren, an welcher Hochschule sie ihre Mit-
gliedschaftsrechte ausiiben. Gebiihren und Beitrége,
einschlieBlich der Sozialbeitrige zum Studenten-
werk, sind nur an dieser Hochschule zu entrichten.

§21
Allgemeine Ziele des Studiums

(1) Lehre und Studium sollen die Studenten und
Studentinnen auf berufliche Tétigkeiten unter Be-
riicksichtigung der Verédnderungen in der Berufs-
welt vorbereiten und ihnen die dafiir erforderlichen
fachlichen Kenntnisse, Féhigkeiten und Methoden
so vermitteln, dass sie zu wissenschaftlicher oder
kinstlerischer Arbeit, zu kritischem Denken und zu
freiem verantwortlichen, demokratischem und so-
zialem Handeln befahigt werden.

(2) Die Hochschulen gewihrleisten, dass die Stu-
denten und Studentinnen diese Ziele gemiB der
Aufgabenstellung ihrer Hochschule im Rahmen der
jeweils vorgesehenen Regelstudienzeiten erreichen
konnen. Hierzu geben sie Empfehlungen fiir die
sachgerechte Durchfiihrung des Studiums.

§22
Studiengénge

(1) Ein Studiengang fiihrt zu einem berufsqualifi-

zierenden Abschluss.

(2) Die Hochschulen haben Studienginge und Prii-

fungen so zu organisieren und einzurichten, dass

insbesondere

1. unter Beriicksichtigung der Eigenverantwortung
der Studenten und Studentinnen die Erreichung
der Studienziele (Kompetenzerwerb) gewihr-
leistet ist,



2. samtliche Studien- und Priifungsleistungen inner-
halb der Regelstudienzeit erbracht werden kon-
nen,

3. individuelle Gestaltungsmoglichkeiten des Studi-
ums und frei zu wihlende Studienanteile auch
zu Uberfachlichem Kompetenzerwerb fiir Stu-
denten und Studentinnen in der Regel zu einem
Fiinftel berticksichtigt werden,

4. ein Teil des Studiums dem tiberfachlichen Kom-
petenzerwerb vorbehalten wird,

5. Maglichkeiten zugelassen werden, Studienleis-
tungen in unterschiedlichen Formen zu erbrin-
gen,

6. bereits erbrachte Studien- und Priifungsleistun-
gen bei einem Wechsel der Hochschule weitest-
gehend anerkannt werden konnen,

7. Zeitraume wéhrend des Studiums fiir Aufenthalte
an anderen Hochschulen oder im Ausland oder
fiir Praktika ohne Zeitverlust zur Verfiigung ste-
hen,

8. die Anrechnung erbrachter Leistungen auf glei-
che oder verwandte Studiengidnge derselben
oder einer anderen Hochschule erleichtert wird,

9. eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende
Verbindung von Wissenschaft und Praxis be-
steht.

(3) Die Einrichtung und Aufhebung von Studien-

géngen bedarf der Zustimmung der fiir Hochschu-

len zustdndigen Senatsverwaltung. In einem neuen

Studiengang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen

werden, wenn zumindest vorldufige Ordnungen fiir

Studium und Priifungen vorliegen.

(4) Die Hochschulen haben Studiengénge so zu or-

ganisieren und einzurichten, dass ein Teilzeitstudiu-

m mdglich wird. Ein Teilzeitstudium ist zuléssig,

1. wenn Studenten und Studentinnen berufstétig
sind,

2. zur Pflege und Erziehung eines Kindes im Alter
von bis zu 10 Jahren,

3. zur Pflege pflegebediirftiger naher Angehdriger
im Sinne des Pflegezeitgesetzes,

4. wenn eine Behinderung ein Teilzeitstudium er-
forderlich macht,

5. wihrend einer Schwangerschaft,

6. wihrend der Wahrnehmung eines Mandats eines
Organs der Hochschule, der Studierendenschaft
oder des Studentenwerks Berlin,

7. aus sonstigen schwerwiegenden Griinden.

Der Antrag, ein Studium in Teilzeitform zu studie-

ren, ist in der Regel vor Beginn des Semesters zu

stellen. Soweit der Studierende oder die Studieren-
de in dem Antrag oder bei der Riickmeldung keine
kiirzere Dauer bestimmt hat, erfolgt das Studium in

Teilzeitform, solange die Voraussetzungen nach

Satz 2 vorliegen. Der Student oder die Studentin hat

der Hochschule mitzuteilen, wenn die Griinde fiir

das Teilzeitstudium weggefallen sind. Die im Teil-
zeitstudium absolvierten Studienzeiten werden ent-
sprechend dem am reguldren Studienprogramm ge-

leisteten Anteil auf die Regelstudienzeit angerech-
net.

(5) Die Hochschulen sollen Teilzeitstudiengédnge
einrichten, die ein Studium neben dem Beruf er-
moglichen. Bei Teilzeitstudiengéngen wird die Re-
gelstudienzeit entsprechend der im Verhéltnis zu ei-
nem Vollzeitstudiengang vorgesehenen Studienbe-
lastung festgelegt.

§ 22a
Strukturierung der Studiengénge

(1) Studiengénge sind in mit Leistungspunkten ver-
sehene Studieneinheiten (Module) zu gliedern, die
durch die Zusammenfassung von Studieninhalten
thematisch und zeitlich abgegrenzt sind. Dies gilt
nicht fiir solche Studiengénge, fiir die die fiir Hoch-
schulen zustdndige Senatsverwaltung Ausnahmen
nach § 23 Absatz 5 zugelassen hat.

(2) Jedem Modul ist in Abhdngigkeit vom Arbeits-
aufwand fiir die Studenten und Studentinnen eine
bestimmte Anzahl von Leistungspunkten entspre-
chend dem European Credit Transfer System
(ECTS) zuzuordnen. Je Semester sind in der Regel
30 Leistungspunkte zu Grunde zu legen. Ein Leis-
tungspunkt entspricht einer Gesamtarbeitsleistung
der Studenten und Studentinnen im Prédsenz- und
Selbststudium von 25 bis hochstens 30 Zeitstunden.
Module sollen mindestens eine Grofe von fiinf
Leistungspunkten aufweisen. Fiir ein Modul erhélt
ein Student oder eine Studentin Leistungspunkte,
wenn er oder sie die in der Priifungsordnung
vorgesehenen Leistungen nachweist.

(3) Die Studiengénge sollen die dem Fach entspre-
chenden internationalen Beziige aufweisen. In ge-
eigneten Fdchern konnen Lehre und Priifungen
nach Maflgabe der Priifungsordnung ganz oder teil-
weise in fremdsprachlicher Form durchgefiihrt wer-
den.

§25
Bachelor- und Masterstudiengénge, Regelstudien-
zeit

(1) Die Hochschule stellt mit ihren Bachelorstu-
diengéngen, in denen entsprechend dem Profil der
Hochschule und des Studiengangs wissenschaftli-
che oder kiinstlerische Grundlagen, Methodenkom-
petenz und berufsfeldbezogene Qualifikationen ver-
mittelt werden, eine breite wissenschaftliche oder
kiinstlerische Qualifizierung sicher.

(2) Ein Bachelorstudiengang fiihrt zu einem ersten
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss (Ba-
chelorgrad) und hat eine Regelstudienzeit von min-
destens drei, hochstens vier Jahren. Fiir einen Ba-
chelor-Abschluss sind nach Ausgestaltung der Stu-



dien- und Priifungsordnungen nicht weniger als 180
Leistungspunkte nachzuweisen.
(3) Masterstudiengénge sind so auszugestalten, dass
sie
1. a) als vertiefende, verbreiternde oder fachiiber-
greifende Studiengédnge auf einem Bachelorstu-
diengang aufbauen oder
b) einen berufsqualifizierenden Hochschulab-
schluss voraussetzen, jedoch nicht auf bestimm-
ten Bachelorstudiengéingen aufbauen (konseku-
tive Masterstudiengénge) oder
2. Studieninhalte vermitteln, die in der Regel einen
ersten  berufsqualifizierenden ~ Hochschulab-
schluss und anschlieBende qualifizierte berufs-
praktische Erfahrung von in der Regel nicht un-
ter einem Jahr voraussetzen (weiterbildende
Masterstudienginge).
Ein Masterstudiengang fiihrt zu einem weiteren be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschluss (Masterg-
rad) und hat eine Regelstudienzeit von mindestens
einem Jahr, hochstens zwei Jahren. Fir einen Mas-
terabschluss sind unter Einbezichung des ersten be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschlusses in der
Regel 300 Leistungspunkte erforderlich. Davon
kann bei entsprechender Qualifikation der Studen-
ten und Studentinnen im Einzelfall abgewichen
werden.
(4) Die Gesamtregelstudienzeit eines Bachelorstu-
diengangs und eines konsekutiven Masterstudien-
gangs nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a
betrdgt hochstens fiinf, in den kiinstlerischen Kern-
fachern hochstens sechs Jahre.
(5) Fiir kiinstlerische Studiengénge der Freien
Kunst und verwandter Facher kann die fiir Hoch-
schulen zustidndige Senatsverwaltung Ausnahmen
von der Studiengangstruktur nach den Absétzen 1
bis 3 zulassen.
(6) Die Hochschulen koénnen in Zusammenarbeit
mit Tridgern beruflicher Ausbildung Studiengéinge
einrichten, die neben dem Hochschulabschluss auch
zu einem beruflichen Ausbildungsabschluss fiihren.
Die Verantwortung der Hochschule fiir Inhalt und
Qualitét des Studiengangs muss dabei gewéhrleistet
bleiben.

§ 23a
Studieniibergéinge, Anrechnung von Ausbildungs-
und Studienleistungen

(1) Vergleichbare Studienleistungen in anderen Stu-
diengéngen, an anderen deutschen oder auslidndi-
schen Hochschulen, an einer anerkannten Fernstu-
dieneinheit oder in einem fritheren Studium sind auf
die in den Ordnungen vorgesehenen Studien- oder
Priifungsleistungen anzurechnen. In der Priifungs-
ordnung vorgesehene Kompetenzen, die auBerhalb
der Hochschulen erworben worden sind, sind bis
zur Hilfte der fiir den Studiengang vorgesehenen

Leistungspunkte anzurechnen. Leistungen und
Kompetenzen nach den Sitzen 1 und 2 diirfen nur
einmal angerechnet werden.

(2) Die Hochschule, an der ein Studium aufgenom-
men oder fortgesetzt wird, entscheidet tiber die an-
gemessene Anrechnung nach Absatz 1. Die Ent-
scheidung trifft der zustidndige Priifungsausschuss
der Hochschule, in Studiengéngen, die mit einer
staatlichen Priifung abgeschlossen werden, das zu-
stindige Priifungsamt, soweit nicht die Priifungs-
ordnung eine pauschalierte Anrechnung oder eine
andere Zustandigkeit vorsieht.

(3) In einer besonderen Hochschulpriifung (Einstu-
fungspriifung) konnen Studienbewerber oder Stu-
dienbewerberinnen mit Hochschulzugangsberechti-
gung nachweisen, dass sie iber Kompetenzen ver-
fiigen, die eine Einstufung in ein hoheres Fachse-
mester rechtfertigen.

(4) Das Néhere bestimmt die Priifungsordnung oder
die Rahmenstudien- und -priifungsordnung.

§ 25
Promotionskollegs und Studiengénge zur Heranbil-
dung des kiinstlerischen Nachwuchses

(1) Um die Bearbeitung facheriibergreifender wis-
senschaftlicher Fragestellungen sowie die Betreu-
ung von Promotionsvorhaben zu foérdern, sollen die
Hochschulen Promotionskollegs einrichten.

(2) Doktoranden und Doktorandinnen sind Mitglie-
der der Universitét, an der sie zur Promotion zugel-
assen wurden. Sie sind, soweit sie nicht bereits auf
Grund eines Beschéftigungsverhiltnisses Mitglieder
der Hochschule sind, als Studierende zur Promotion
einzuschreiben.

(3) Fiir Absolventen und Absolventinnen, die ein
Studium an einer Kunsthochschule erfolgreich ab-
geschlossen haben, konnen Zusatzstudien zur Ver-
mittlung weiterer Qualifikationen, insbesondere
Konzertexamen, Solistenklasse, Meisterschiiler mit
einer Dauer von bis zu zwei Jahren angeboten wer-
den. Sie werden mit einer Priifung abgeschlossen.
Néheres, insbesondere die Zugangsvoraussetzun-
gen, wird durch Satzung geregelt. Die Zulassung
kann von einer Aufnahmepriifung abhéngig ge-
macht werden.

§26
Weiterbildendes Studium

Die Hochschulen sollen Moglichkeiten der Weiter-
bildung entwickeln und anbieten. Weiterbildungs-
angebote sind neben weiterbildenden Studiengén-
gen solche Angebote zur Weiterbildung, die auch
Bewerbern und Bewerberinnen offenstehen, die die
fiir eine Teilnahme erforderliche Eignung im Beruf
oder auf andere Weise erworben haben. Bei der Ge-



staltung von Weiterbildungsangeboten ist die be-
sondere Lebenssituation von Teilnehmern und Teil-
nehmerinnen mit familidiren Aufgaben sowie von
Berufstitigen zu beriicksichtigen. Fiir die erfolgrei-
che Teilnahme an Angeboten nach Satz 1 konnen
Zertifikate erteilt werden.

§ 28
Forderung des Studienerfolgs, Studienberatung

(1) Die Hochschule unterstiitzt und fordert die Stu-
denten und Studentinnen unter Beriicksichtigung
ihrer Eigenverantwortung bei der Erreichung der
Studienziele. Zu diesem Zweck berit sie die Stu-
denten und Studentinnen nach Maf3gabe der folgen-
den Vorschriften. Die allgemeine Studienberatung
wird durch zentral in den Hochschulen oder von
mehreren Hochschulen gemeinsam eingerichteten
Beratungsstellen ausgeiibt. Sie umfasst neben allge-
meinen Fragen des Studiums auch die paddagogische
und psychologische Beratung fiir Bewerber und Be-
werberinnen und Studenten und Studentinnen sowie
Informationen iiber Beratungsangebote zur Studien-
finanzierung. Die Beratungsstellen arbeiten dabei
mit den fiir die Berufsberatung, die staatlichen Prii-
fungsordnungen und das Schulwesen zustidndigen
Stellen sowie mit dem Studentenwerk zusammen.
(2) Die Studienfachberatung erfolgt in den Fachbe-
reichen. Hierfiir sind gemidfl § 73 Absatz 1 ein
Hochschullehrer oder eine Hochschullehrerin sowie
mindestens eine studentische Hilfskraft einzusetzen.
Der Fachbereich kann weitere mit Lehraufgaben
befasste Mitglieder oder studentische Hilfskrifte
zur Studienberatung hinzuziehen. Zur Einfithrung
in das Studium sollen die Fachbereiche Orientie-
rungseinheiten am Beginn des Studiums durchfiih-
ren. Im Laufe des zweiten Studienjahres ist in der
Regel im dritten Semester fiir alle Studenten und
Studentinnen in grundstidndigen Studiengédngen eine
Studienverlaufsberatung anzubieten.

(3) Die Rahmenstudien- und -priifungsordnung
kann vorsehen, dass nach Ablauf der Héalfte der Re-
gelstudienzeit, in grundstdndigen Studiengédngen
frithestens drei Monate nach dem fiir die Beratung
nach Absatz 2 Satz 5 vorgesehenen Zeitpunkt, die
Teilnahme an Studienfachberatungen im Hinblick
auf nicht erreichte Studienziele fiir die Studenten
und Studentinnen zur Forderung eines erfolgreichen
Studienverlaufs verpflichtend ist, wenn die Studien-
ziele des bisherigen Studiums zu weniger als einem
Drittel der zu erbringenden Leistungspunkte er-
reicht wurden. Fiir auf der Grundlage des § 11 Ab-
satz 2 oder Absatz 3 immatrikulierte Studenten und
Studentinnen, die die satzungsgeméaBen Studienziel-
e des ersten Studienjahres nicht erreicht haben, ist
eine Studienfachberatung nach Satz 1 zum Ende des
ersten Studienjahres vorzunehmen. Ziel der Studi-
enfachberatung nach Satz 1 oder 2 ist der Abschluss

einer Vereinbarung, in der das weitere Studium ge-
plant wird und sich der Student oder die Studentin
zu bestimmten MafBnahmen zur Erreichung der Stu-
dienziele verpflichtet und weitere zur Forderung
des weiteren Studienverlaufs geeignete Malnahmen
der Hochschule vereinbart werden (Studienver-
laufsvereinbarung). Fiir den Fall, dass eine Studien-
verlaufsvereinbarung nicht zustande kommt, kann
die Satzung weiter vorsehen, dass im Ergebnis von
Studienfachberatungen nach Satz 1 und 2 der Stu-
dent oder die Studentin verpflichtet wird, innerhalb
einer festzulegenden Frist bestimmte Studien- und
Priifungsleistungen zu erbringen. Bei der
Festlegung von Verpflichtungen ist die personliche
Situation des Studenten oder der Studentin
angemessen zu beriicksichtigen. § 33 Absatz 1 Satz
2 gilt fiir die in diesem Absatz geregelten Verfahren
entsprechend.

(4) Einzelangaben iiber personliche und sachliche
Verhéltnisse einer bestimmten oder bestimmbaren
Person, die eine Beratung in Anspruch nimmt, diir-
fen nicht ohne deren Einverstindnis an Dritte wei-
tergegeben werden.

§ 28a
Beauftragter oder Beauftragte fiir Studenten und
Studentinnen mit Behinderung

Fir Studenten und Studentinnen mit Behinderung
wird von der Hochschule ein Beauftragter oder eine
Beauftragte bestellt. Er oder sie wirkt bei der Orga-
nisation der Studienbedingungen nach den Bediirf-
nissen der Studenten und Studentinnen mit Behin-
derung mit. Die Aufgaben umfassen geméal § 4 Ab-
satz 7 insbesondere die Mitwirkung bei der Planung
und Organisation der Lehr- und Studienbedingun-
gen nach den Bediirfnissen von Studenten und Stu-
dentinnen mit Behinderung, deren Beratung und die
Beratung von Studienbewerbern und Studienbewer-
berinnen mit Behinderung sowie die Mitwirkung
bei der Planung notwendiger behinderungsgerechter
technischer und baulicher Maflnahmen. Er oder sie
hat das Recht auf notwendige und sachdienliche In-
formation sowie Teilnahme-, Antrags- und Rede-
recht in allen Gremien der Hochschule in Angele-
genheiten, welche die Belange der Studenten und
Studentinnen mit Behinderung beriihren. Er oder sie
berichtet dem Leiter oder der Leiterin der Hoch-
schule regelméBig tiber seine beziehungsweise ihre
Tatigkeit.

§29
Semester- und Vorlesungszeiten

(1) Das Sommersemester dauert vom 1. April bis zum
30. September, das Wintersemester vom 1. Oktober bis
zum 31. Mirz. Jeweils zwei Semester bilden ein aka-
demisches Jahr.



(2) Vorlesungszeiten, akademische Ferien und Hoch-
schultage setzt der Akademische Senat mit Zustim-
mung der fiir Hochschulen zustindigen Senatsverwal-
tung fest.

(3) In der vorlesungsfreien Zeit sollen unter Beriick-

sichtigung der anderen Verpflichtungen der Lehrkrifte
Maoglichkeiten zur Forderung des Studiums angeboten
und bei Bedarf auch Lehrveranstaltungen durchgefiihrt
werden.

Berliner Hochschulzulassungsgesetz (BerlHZG)
Gesetz iiber die Zulassung zu den Hochschulen des Landes Berlin in zulassungsbeschrénkten Studien-
géngen (Berliner Hochschulzulassungsgesetz — BerlHZG)

Vom 29. Mai 2000, in der Fassung vom 18. Juni 2005

neu gef. mWv 1. 1. 2008 durch G v. 18. 5. 2007 (GVBL. S. 198)
gednd. mWv 1. 5. 2010 durch G v. 29. 10. 2008 (GVBL. S. 310)
gednd. mWv 2. 6. 2011 durch G v. 20. 5. 2011 (GVBL. S. 205)

§1
Anwendungsbereich
Dieses Gesetz und der Staatsvertrag iiber die Er-
richtung einer gemeinsamen Einrichtung fiir Hoch-
schulzulassung vom 5. Juni 2008 (GVBL S. 310)
(Staatsvertrag) regeln die Studienplatzvergabe in al-
len zulassungsbeschrinkten Studiengdngen der
staatlichen Hochschulen des Landes Berlin.

§2
Zulassungsbeschriankungen

(1) Die Zulassung zum Studium an den Hochschu-
len des Landes Berlin kann fiir einzelne Studien-
ginge durch Festsetzung der Zahl der von der ein-
zelnen Hochschule hdchstens aufzunehmenden Be-
werberinnen und Bewerber in einem Studiengang
(Zulassungszahl) nach MaBigabe dieses Gesetzes
und des Staatsvertrages beschrinkt werden.

(la) In Studiengéingen, die nicht in das Verfahren
der Stiftung fiir Hochschulzulassung einbezogen
sind, gilt bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen
Regelung Artikel 6 des Staatsvertrags entsprechend.
(2) Zulassungszahlen sind festzusetzen, wenn die
nach den Bestimmungen der Kapazititsverordnung
vom 10. Mai 1994 (GVBIL. S. 186), zuletzt gedndert
durch Verordnung vom vom 11. Mérz 2004 (GVBI.
S. 119), in der jeweils geltenden Fassung ermittel-
ten Aufnahmequoten fiir einen Studiengang im ers-
ten Fachsemester zu den letzten beiden Zulas-
sungsterminen durch die tatséchlich erfolgten Ein-
schreibungen deutlich iiberschritten wurden oder
die ordnungsgeméfBe Ausbildung der Studierenden
nicht mehr gewéhrleistet werden kann.

§3
Festsetzung der Zulassungszahl
(1) Die Zulassungszahlen fiir die Studiengidnge wer-
den vom Akademischen Senat der Hochschule, fiir
die Studiengédnge der Charité — Universitdtsmedizin
Berlin vom Medizinsenat, durch Satzung festge-
setzt. Sofern die Hochschule in Fachbereiche, Fa-
kultdten oder Abteilungen gegliedert ist, erfolgt die
Festsetzung im Benehmen mit dem Fachbereich,

der Fakultdt oder der Abteilung, in dem oder in der
der betreffende Studiengang angeboten wird. Die
Zulassungszahl kann von der fiir die Hochschulen
zusténdigen Senatsverwaltung durch
Rechtsverordnung festgesetzt werden, wenn nach
Aufforderung durch die Senatsverwaltung innerhalb
einer von dieser gesetzten angemessenen Frist die
Zulassungszahl flir einen bestimmten Studiengang
nicht nach Satz 1 festgesetzt wird.

(2) Die Satzung der Hochschule gemi3 Absatz 1
Satz 1 bedarf der Bestitigung der fiir die Hoch-
schulen zusténdigen Senatsverwaltung. Dem Antrag
auf Bestétigung der Satzung ist der geméaf Artikel 7
Abs. 5 des Staatsvertrages geforderte Bericht beizu-
fiigen. Das Bestitigungsverfahren erstreckt sich auf
die Uberpriifung der RechtmiBigkeit und der
ZweckmaBigkeit der Satzung.

(3) Wird die Satzung nicht gemél Absatz 2 besti-
tigt, so ist der Hochschule eine angemessene Frist
zu setzen, der Beanstandung Rechnung zu tragen.
Kommt der Akademische Senat, fiir die Studiengén-
ge der Charit¢é — Universititsmedizin Berlin der
Medizinsenat, dieser Aufforderung nicht nach, so
kann die fir die Hochschulen zustindige
Senatsverwaltung die Zulassungszahl durch Rechts-
verordnung festsetzen.

§ 4
Zustandigkeiten der Hochschulen
bei der Studienplatzvergabe
Den Hochschulen des Landes Berlin obliegt die
Studienplatzvergabe
1. an deutsche Bewerberinnen und Bewerber, an
ausldndische Bewerberinnen und Bewerber
mit deutscher Hochschulzugangsberechti-
gung und an Bewerberinnen und Bewerber
aus anderen Mitgliedstaaten der Europii-
schen Union oder eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens iiber den Europais-
chen Wirtschaftsraum, sofern diese Deut-
schen gleichgestellt sind, fiir das erste Fach-
semester in Studiengéngen, die nicht in eines
der von der Stiftung fiir Hochschulzulassung



durchgefiihrten Vergabeverfahren einbezo-
gen sind,

2. an sonstige ausldndische und staatenlose Be-
werberinnen und Bewerber in allen Studien-
gangen,

3. in den Féllen des § 8 Abs. 1 Nr. 3,

4. fiir in der beruflichen Bildung Qualifizierte,
die tiber keine sonstige Studienberechtigung
verfiigen, soweit die Studienplétze fiir diese
nicht von der Stiftung fiir Hochschulzulas-
sung vergeben werden,

5. an alle Bewerberinnen und Bewerber fiir das
zweite und die folgenden Semester (hohere
Fachsemester).

§5
Stiftungsrat

Die Vertreterin oder der Vertreter der Hochschulen
des Landes Berlin im Stiftungsrat der Stiftung fiir
Hochschulzulassung und ihre oder seine Stellvertre-
terin oder ihr oder sein Stellvertreter werden fur die
Dauer von drei Jahren von den Leiterinnen oder
Leitern der Hochschulen des Landes Berlin aus dem
Kreis der von den Akademischen Senaten der
Hochschulen oder dem Medizinsenat benannten Be-
werberinnen oder Bewerber bestimmt. Jede Hoch-
schule kann eine Bewerberin oder einen Bewerber
vorschlagen; die Bewerberinnen oder Bewerber
miissen hauptberufliche Angehdrige der Hochschu-
len sein, von denen sie vorgeschlagen werden.

§6
Auswahlverfahren durch die Hochschulen fiir das
erste Fachsemester in Studiengédngen mit erstem be-
rufsqualifizierenden Abschluss

Ubersteigt in einem Studiengang, der nicht in das
Verfahren der Stiftung fiir Hochschulzulassung ein-
bezogen ist, die Zahl der Bewerberinnen und Be-
werber die festgesetzte Zulassungszahl, wird von
der Hochschule ein Auswahlverfahren durchge-
fiihrt. Diese Aufgabe fdllt der Hochschule geméaf
§ 31 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz, § 32 Abs. 3 Satz 1
Nr. 3 des Hochschulrahmengesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Januar 1999 (BGBI. 1
S. 18), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
12. April 2007 (BGBI. I S. 506) geéndert worden
ist, auch hinsichtlich der Zulassungen zu, die von
ihr in einem in das Vergabeverfahren der Stiftung
fiir Hochschulzulassung einbezogenen Studiengang
vorzunehmen sind.

§7
Vorabquoten
(1) In einem Auswahlverfahren sollen bis zu drei
Zehntel, jedoch nicht weniger als ein Zwanzigstel,
der zur Verfiigung stehenden Studienpldtze vorbe-

halten werden fiir:

1. Bewerberinnen und Bewerber, fiir die die
Ablehnung des Zulassungsantrags eine au-
Bergewohnliche Harte bedeuten wiirde,

2. Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf
Grund entsprechender Vorschriften ver-
pflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen be-
sonderen Offentlichen Bedarfs auszuiiben,

3. ausldndische Staatsangehorige und Staaten-
lose, soweit sie nicht Deutschen gleichge-
stellt sind,

4. Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein
Studium in einem anderen Studiengang ab-
geschlossen haben; hierzu zdhlen nicht Be-
werberinnen und Bewerber fiir konsekutive
Masterstudiengénge,

5. Bewerberinnen und Bewerber, die zum Zeit-
punkt des Bewerbungsschlusses noch min-
derjahrig sind und ihren Wohnsitz im Ein-
zugsgebiet der Hochschule bei einer fiir sie
sorgeberechtigten Person haben.

Als Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes wird
das Gebiet der Lénder Berlin und Brandenburg fest-
gelegt. Fiir in der beruflichen Bildung Qualifizierte,
die iiber keine sonstige Studienberechtigung verfii-
gen, kann innerhalb der Gesamtquote nach Satz 1
eine besondere Quote gebildet werden.

(2) Nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommene
Studienplétze werden nach § 8 vergeben.

§7a

Auswahlverfahren innerhalb der Vorabquoten
(1) Die Studienplétze nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
werden auf Antrag nach dem Grad der aufBlerge-
wohnlichen Hirte vergeben. Eine auBergewohnli-
che Harte liegt vor, wenn besondere, vor allem ge-
sundheitliche, soziale, behinderungsbedingte oder
familidre Griinde in der Person der Bewerberin oder
des Bewerbers die sofortige Aufnahme des Studi-
ums zwingend erfordern. Sie liegen auch vor, wenn
einer Bewerberin oder einem Bewerber mit Wohn-
sitz im Einzugsgebiet der Hochschule aus gesund-
heitlichen, familidren, behinderungsbedingten oder
sozialen Griinden ein Umzug an einen anderen Stu-
dienort nicht zugemutet werden kann und die War-
tezeit zum gewiinschten Studiengang im Land Ber-
lin voraussichtlich lédnger als vier Semester umfas-
sen wiirde.
(2) Die Studienplétze nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
werden in erster Linie nach dem Grad der Qualifi-
kation vergeben. Besondere Umstinde, die fiir ein
Studium an einer deutschen Hochschule sprechen,
konnen beriicksichtigt werden. Als ein solcher Um-
stand ist insbesondere anzusehen, wenn die Bewer-
berin oder der Bewerber

1. von einer deutschen Einrichtung zur Forde-

rung Studierender fiir ein Studium ein Sti-
pendium erhilt,
2. auf Grund besonderer Vorschriften mit der



Einweisung in ein Studienkolleg oder eine
vergleichbare Einrichtung fiir die Zuteilung
eines Studienplatzes in dem im Zulassungs-
antrag genannten Studiengang vorgemerkt
ist,

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht
genieft,

4. aus einem Entwicklungsland oder einem
Land kommt, in dem es keine Ausbildungs-
stitten fiir den betreffenden Studiengang
gibt,

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Aus-
land angehort.

Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher Ver-
einbarungen sind zu beriicksichtigen.

(3) Studienplétze nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wer-
den nach den Priifungsergebnissen des Erststudiums
und nach den fiir die Bewerbung fiir ein weiteres
Studium mafBgeblichen Griinden vergeben.

(4) Studienplitze nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer
5 werden nach dem Grad der Qualifikation verge-
ben.

(5) Studienpldtze nach § 7 Abs. 1 Satz 2 werden in
erster Linie unter Qualifikationsgesichtspunkten
vergeben. Daneben konnen die Motivation der Be-
werberin oder des Bewerbers und besondere soziale
Belange beriicksichtigt werden. Die Entscheidung
iiber die Auswahlkriterien trifft der Akademische
Senat der Hochschule oder der Medizinsenat durch
Satzung.

(6) Wer den Quoten nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis
4 und Satz 2 unterfillt, kann nicht im Verfahren
nach § 8 zugelassen werden.

§8
Sonstiges Auswahlverfahren
(1) In Studiengéngen, die in das Verfahren der Stif-
tung fiir Hochschulzulassung einbezogen sind, wer-
den die nach Abzug der Studienpldtze nach § 7 ver-
bleibenden Studienpldtze nach den folgenden
Grundsétzen vergeben:

1. zu 20 vom Hundert durch die Stiftung fiir
Hochschulzulassung nach dem Grad der
Qualifikation fiir das gewahlte Studium ge-
miaf § 32 Abs. 3 Nr. 1 des Hochschulrah-
mengesetzes,

2. zu 20 vom Hundert durch die Stiftung fiir
Hochschulzulassung nach der Dauer der Zeit
seit dem Erwerb der Qualifikation fiir den
gewdhlten Studiengang (Wartezeit), wobei
Zeiten eines Studiums an einer Hochschule
auf die Wartezeit nicht angerechnet werden
(§ 32 Abs. 3 Nr. 2 des Hochschulrahmenge-
setzes); die Dauer der Wartezeit wird auf
acht Jahre begrenzt,

3. im Ubrigen durch die Hochschule nach dem
Ergebnis eines von der Hochschule festzule-
genden Auswahlverfahrens.

(2) In Studiengéingen, die nicht in das Verfahren der
Stiftung fir Hochschulzulassung einbezogen sind,
wird die Studienplatzvergabe durch die einzelne
Hochschule nach Abzug der Vorabquoten nach fol-
genden Grundsitzen vorgenommen:

1. bis zu 60 vom Hundert nach dem Ergebnis
eines von der Hochschule durchzufiihrenden
Auswahlverfahrens,

2. im Ubrigen zu gleichen Teilen nach Qualifi-
kation und Wartezeit; Absatz 1 Nr. 1 und 2
gilt entsprechend.

Die Hohe der Quote nach Satz 1 Nr. 1 regelt die
Hochschule durch Satzung. Landesquoten werden
nicht gebildet.

(3) Die Hochschule vergibt die Studienpldtze im
Rahmen des Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Nr.
3 und Absatz 2 Satz 1 Nr. 1

l. nach dem Grad der in der Hochschulzu-
gangsberechtigung ausgewiesenen Qualifi-
kation (Durchschnittsnote),

2. nach den gewichteten Einzelnoten oder nach
einer Gewichtung von Féachern der Qualifi-
kation, die iiber die fachspezifische Motiva-
tion und Eignung Auskunft geben,

3. nach dem Ergebnis eines fachspezifischen
Studierfahigkeitstests,

4. nach der Art einer studienrelevanten Berufs-
ausbildung, Berufstétigkeit oder praktischen
Tétigkeit, die tiber die besondere Eignung
flir den gewdhlten Studiengang Aufschluss
geben konnen,

5. nach Vorbildung auf Grund des erfolgrei-
chen Besuchs eines besonderen studienvor-
bereitenden Kurses einer Schule oder Hoch-
schule,

6. nach einer auf dem Niveau des europdischen
Referenzrahmens (mindestens C 1) nachge-
wiesenen bilingualen Sprachkompetenz,

7. nach dem Ergebnis eines von der Hoch-
schule durchzufiithrenden Gesprichs mit den
Bewerberinnen und Bewerbern, das Auf-
schluss iiber deren Motivation und iiber die
Identifikation mit dem gewihlten Studium
und dem angestrebten Beruf geben sowie zur
Vermeidung von Fehlvorstellungen iiber die
Anforderungen des Studiums dienen soll,

8. auf Grund einer Verbindung von MaBstdben
nach den Nummern 1 bis 7.

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss
dem Grad der Qualifikation ein maBgeblicher Ein-
fluss gegeben werden. Daneben ist mindestens ein
weiteres Auswahlkriterium zugrunde zu legen. Die
Gewichtung nach Einzelnoten oder von Fachern der
Qualifikation nach Satz 1 Nr. 2 oder das Gespriach
nach Satz 1 Nr. 7 diirfen nicht das einzige Auswahl-
kriterium im Sinne des Satzes 3 sein. Soll die Teil-
nehmerzahl an dem Auswahlverfahren begrenzt
werden, entscheidet die Hochschule iiber die Teil-
nahme nach einem der in Satz 1 Nr. 1 bis 7 ge-



nannten MafBstibe, in Verfahren nach Absatz 1 Nr. 3
auch nach dem Grad der Ortspréferenz, oder nach
einer Verbindung dieser MaBstibe. Die ndhere
Ausgestaltung des Verfahrens und die Auswahl der
Kriterien regelt die Hochschule durch Satzung, die
der Bestitigung der fiir die Hochschulen zustindi-
gen Senatsverwaltung bedarf. Verfahren und Krite-
rien sind in der Satzung so zu gestalten, dass nie-
mand mittelbar oder unmittelbar auf Grund des Ge-
schlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion
oder Weltanschauung, der Behinderung oder sexu-
ellen  Identitdt  diskriminiert  wird.  Das
Bestitigungsverfahren erstreckt sich auf die Uber-
priifung der RechtméBigkeit und der Zweckmifig-
keit der Satzung. Gebiihren fiir die Durchfiihrung
des Auswahlverfahrens nach Satz 1 Nr. 1, 2 und 4
werden nicht erhoben. Soweit Gebiihren fiir die
Durchfiihrung des Auswahlverfahrens erhoben wer-
den, diirfen diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren
nicht iibersteigen. Im Falle der Immatrikulation
wird die Aufnahmegebiihr mit der Immatrikulati-
onsgebiihr verrechnet.

(4) Konnen Bewerberinnen oder Bewerber bei der
Vergabe von Studienpldtzen gemal3 Absatz 1 Nr. 1
und 2, Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 und Absatz 3 Satz 1 Nr.
1 nachweisen, dass sie aus einem nicht selbst zu
vertretenden Umstand daran gehindert waren, eine
bessere Durchschnittsnote oder eine ldngere Warte-
zeit zu erreichen, werden sie mit der von ihnen
nachgewiesenen besseren Durchschnittsnote oder
langeren Wartezeit am Vergabeverfahren beteiligt.

§8a
Auswahl bei Ranggleichheit

Bei gleichem Rang im Auswahlverfahren innerhalb
der Vorabquoten nach § 7 a oder im Auswahlver-
fahren nach § 8 haben Bewerberinnen und Bewer-
ber Vorrang, die die in § 34 Satz 1 des Hochschul-
rahmengesetzes genannten Voraussetzungen erfiil-
len. Besteht danach noch Ranggleichheit, wird bei
Unterreprisentanz eines Geschlechts in einem Stu-
diengang vorrangig ausgewdihlt, wer diesem ange-
hort. Besteht danach noch Ranggleichheit,
entscheidet das Los.

§8b
Auswahlverfahren fiir besondere Studiengénge

(1) In Studiengéngen, die eine Hochschule gemein-
sam mit anderen Hochschulen betreibt, wird im Zu-
lassungsverfahren die Auswahlentscheidung aner-
kannt, die von der fir das Auswahlverfahren zu-
standigen Hochschule bereits getroffen worden ist.
(2) In internationalen Studiengédngen und in Stu-
diengéngen, die eine Hochschule gemeinsam mit ei-
ner ausldndischen Hochschule betreibt, kann die
Zulassung abweichend von den §§ 7 bis 8 unter Be-
ricksichtigung der Besonderheiten des Studien-
gangs geregelt werden.

§9
Zulassungsverfahren fiir hohere Fachsemester
(1) Sind in einem Studiengang Zulassungszahlen
fir hohere Fachsemester festgesetzt, werden die
verfiigbaren Studienplétze in folgender Reihenfolge
vergeben:

1. an Bewerberinnen und Bewerber, die eine
Zulassung der Stiftung fiir Hochschulzulas-
sung oder der Hochschule fiir das erste Fach-
semester vorweisen,

2. an Bewerberinnen und Bewerber, die in dem
Studiengang oder in verwandten Studiengén-
gen an einer Hochschule im Bundesgebiet
oder einem Mitgliedsstaat der Européischen
Union endgiiltig eingeschrieben sind oder
waren,

3. an sonstige Bewerberinnen und Bewerber.

(2) Sofern innerhalb der in Absatz 1 Nr. 2 genann-
ten Bewerbergruppe eine Auswahl erforderlich
wird, erfolgt die Bestimmung der Rangfolge nach
bisherigen Studienleistungen sowie sozialen, insbe-
sondere familidren, wirtschaftlichen oder wissen-
schaftlichen Griinden; im Ubrigen entscheidet bei
Ranggleichheit das Los.

(3) Voraussetzung fiir die Zulassung zu einem hohe-
ren Fachsemester ist, dass die Bewerberin oder der
Bewerber die hierfiir in einer Priifungsordnung vor-
geschriebene Priifung bestanden oder die hierfiir in
Studienplénen oder Studienordnungen festgelegten
Studienleistungen der vorhergehenden Semester
erbracht hat.

§ 10
Auswahlverfahren fiir konsekutive Masterstudien-
giange
(1) In konsekutiven Masterstudiengidngen wird die
Studienplatzvergabe durch die einzelne Hochschule
nach folgenden Grundsétzen vorgenommen:

1. bis zu 80 vom Hundert nach dem Ergebnis
eines von der Hochschule durchzufiihrenden
Auswahlverfahrens,

2. im Ubrigen nach Wartezeit, wobei Zeiten eines
Studiums an einer Hochschule auf die Wartezeit
nicht angerechnet werden; die Wartezeit beginnt
mit dem Bachelor-Abschluss, ihre Dauer wird
auf sechs Jahre begrenzt.

Die Hohe der Quote nach Satz 1 Nr. 1 regelt die
Hochschule durch Satzung. Bis zu 5 vom Hundert
der zur Verfiigung stehenden Studienpldtze sollen
fiir Bewerberinnen und Bewerber im Sinne des § 7
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 vorgesechen werden.
Eine auflergewdhnliche Hirte liegt insbesondere
dann vor, wenn gesundheitliche, soziale, behinde-
rungsbedingt oder familidre Griinde in der Person
der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige
Aufnahme des Masterstudiums zwingend erfordern.
(2) Die Hochschule vergibt die Studienpldtze im
Rahmen des Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz
I Nr. 1



1. nach dem Grad der Qualifikation, die sich
nach dem Ergebnis der Priifung des vorange-
gangenen Studiengangs bemisst,

2. nach gewichteten Einzelnoten oder nach ei-
ner Gewichtung der Ergebnisse von Studien-
modulen des vorangegangenen Studieng-
angs, die iiber die fachspezifische Motivatio-
n und Eignung Auskunft geben,

3. nach den Ergebnissen international aner-
kannter Sprach- und Fachtests, deren Eig-
nung als Auswahlkriterium zu evaluieren ist,

4. nach einer Gewichtung des Studienfachs
oder der Studienfacher des vorangegangenen
Studiengangs, die iiber die fachspezifische
Motivation und Eignung Auskunft geben,

5. nach zusitzlichen Qualifikationen, die au-
Berhalb des Hochschulstudiums erworben
wurden,

6. nach dem Ergebnis eines von der Hoch-
schule durchzufithrenden Gespriachs mit den
Bewerberinnen und Bewerbern, das Auf-
schluss iiber deren Motivation und Eignung
geben soll,

7. auf Grund einer Verbindung von Mafstdben
nach den Nummern 1 bis 6.

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss
dem Grad der Qualifikation ein mafgeblicher Ein-
fluss gegeben werden. Daneben ist mindestens ein
weiteres Auswahlkriterium zugrunde zu legen. Die
Gewichtung nach Einzelnoten oder Ergebnissen
von Studienmodulen darf nicht das einzige Aus-
wahlkriterium im Sinne des Satzes 3 sein. Soll die
Teilnehmerzahl an den Auswahlverfahren begrenzt
werden, entscheidet die Hochschule iiber die Teil-
nahme nach einem der in Satz 1 Nr. 1 bis 7 genann-
ten Malstdbe. Die ndhere Ausgestaltung des Ver-
fahrens und die Auswahl der Kriterien regelt die
Hochschule durch Satzung, die der Bestitigung der
fiir die Hochschulen zustidndigen Senatsverwaltung
bedarf. Verfahren und Kriterien sind in der Satzung
so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmitt-
elbar auf Grund des Geschlechts, der ethnischen
Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der
Behinderung oder sexuellen Identitit diskriminiert
wird. Das Bestatigungsverfahren erstreckt sich auf
die Uberpriifung der RechtmiBigkeit und der Zweck-
méBigkeit der Satzung. Gebiihren fiir die
Durchfiihrung des Auswahlverfahrens nach Satz 1
Nr. 1 bis 5 werden nicht erhoben. Soweit Gebiihren
fiir die Durchfiihrung des Auswahlverfahrens erho-
ben werden, diirfen diese 25 Euro pro Aufnahme-
verfahren nicht iibersteigen. Im Falle der Immatri-
kulation wird die Aufnahmegebiihr mit der Imma-
trikulationsgebiihr verrechnet.

(3) Die §§ 8 a, 8 bund 9 gelten entsprechend.

§10a
Auswahlverfahren fiir
weiterbildende Masterstudiengénge

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule tiber
die Zulassung zu weiterbildenden Masterstudien-
gingen ist der Eignung mafgeblicher Einfluss zu
geben. Die Feststellung der Eignung richtet sich
auch nach den beruflichen Erfahrungen. Das Néhe-
re sowie das Verfahren regelt die Hochschule durch
Satzung. Die Bestitigung der Satzung wird durch
die Hochschulleitung unter dem Gesichtspunkt der
RechtmaBigkeit erteilt. Soweit Gebiihren fiir die
Durchfiihrung des Auswahlverfahrens erhoben wer-
den, diirfen diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren
nicht iibersteigen.

§10Db
Ubergang von Bachelorstudiengiingen
in Masterstudiengédnge
Der Ubergang von Bachelorstudiengiingen in Mas-
terstudiengénge ohne Zeitverzogerung muss durch
die Hochschulen gesichert werden. Die Aufnahme-
kapazititen der jeweiligen Hochschule sind dabei
erschopfend zu nutzen.

) § 10 ¢
Ubergangsregelung
[aufgehoben]

§ 11
Erméchtigung
zum Erlass von Rechtsverordnungen
Die fiir die Hochschulen zustéindige Senatsverwal-
tung wird erméchtigt, folgende Regelungen durch
Rechtsverordnung zu treffen:

1. Regelung der Studienplatzvergabe durch die
Stiftung fiir Hochschulzulassung geméaB Ar-
tikel 12 Abs. 1 des Staatsvertrages,

2. Regelungen der Studienplatzvergabe durch
die Hochschulen gemaf §§ 7 bis 9.

§12

Schlussvorschriften
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2
mit Inkrafttreten des Staatsvertrages iiber diec Verga-
be von Studienpldtzen vom 24. Juni 1999 (GVBL
2000 S. 327) in Kraft. § 1 Abs. 1 tritt am Tage nach
der Verkiindung im Gesetz- und Verordnungsblatt
fiir Berlin in Kraft.
(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag in Kraft tritt,
wird im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin
bekannt gemacht.
(3) Mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages tritt
das Berliner Hochschulzulassungsgesetz vom 27.
Mai 1993 (GVBI. S. 234) auBler Kraft. Verordnun-
gen, die auf seiner Grundlage erlassen wurden, blei-
ben bis zum Erlass der entsprechenden Verordnun-
gen auf der Grundlage dieses Gesetzes in Kraft.



Kapazitatsverordnung des Landes Berlin (KapVO)
Verordnung iiber die Kapazitdtsermittlung, die Curricularnormwerte und die Festsetzung von

Zulassungszahlen (Kapazititsverordnung — KapVO)

Vom 10. Mai 1994

Zuletzt gedindert durch Art. I Neunzehnte AndVO vom 5. 3. 2012 (GVBI. S. 68)

Auf Grund des § 8 des Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetzes vom 27. Mai 1993 (GVBL. S. 234) in
Verbindung mit Artikel 16 Abs. 1 Nr. 14 des Staats-
vertrages iiber die Vergabe von Studienpldtzen vom
12. Mérz 1992 (GVBI. 1993 S. 237) — Staatsvertrag
— wird verordnet:

ErsterAbschnitt
Allgemeine Grundsiitze und Verfahren

§1
(1) Zulassungszahlen sind so festzusetzen, dass un-
ter Beriicksichtigung der personellen, rdumlichen,
sdchlichen und fachspezifischen Gegebenheiten
eine erschopfende Nutzung der Ausbildungskapa-
zitdt erreicht wird; die Qualitdt in Forschung und
Lehre, die geordnete Wahrnehmung der Aufgaben
der Hochschule, insbesondere in Forschung, Lehre
und Studium sowie in der Krankenversorgung ist zu
gewdhrleisten.
(2) Zulassungszahlen konnen bei der Erprobung
neuer Studiengéinge und -methoden, bei der Neu-
ordnung von Studiengidngen und Fachbereichen und
beim Aus- oder Aufbau der Hochschulen abwei-
chend von Absatz 1 festgesetzt werden. Dabei ist
ein ausgewogenes Angebot an Studiengéingen zu
gewihrleisten. Absatz 1 2. Halbsatz bleibt unbe-
riihrt.
(3) Die Zulassungszahlen werden gemall § 3 des
Berliner Hochschulzulassungsgesetzes festgesetzt.

§2

(1) Zulassungszahl ist die Zahl der je Vergabeter-
min von der einzelnen Hochschule hochstens aufzu-
nehmenden Bewerberinnen und Bewerber in einem
Studiengang.

(2) Der Festsetzung der Zulassungszahl liegt die
jéhrliche Aufnahmekapazitit zugrunde. Bei Stu-
diengéngen, fiir die wihrend eines Jahres Bewer-
berinnen und Bewerber an mehreren
Vergabeterminen aufgenommen werden, wird die
jahrliche Aufnahmekapazitit auf die einzelnen Ver-
gabetermine aufgeteilt.

§3
(1) Der Festsetzung der Zulassungszahlen nach § 1
Abs. 3 in Verbindung mit § 4 geht die Uberpriifung
voraus, ob im Rahmen der verfiigbaren Mittel die
Moglichkeiten zur Nutzung der vorhandenen Aus-

bildunskapazitit ausgeschopft worden sind. Hierzu
wird die jéhrliche Aufnahmekapazitit in zwei Ver-
fahrensschritten ermittelt:

1. Berechnung auf Grund der personellen Aus-
stattung nach den Vorschriften des Zweiten
Abschnitts,

2. Uberpriifung des Ergebnisses nach Nummer 1
anhand der weiteren kapazititsbestimmen-
den Kriterien nach den Vorschriften des Drit-
ten Abschnitts.

(2) Bei der Feststellung der Aufnahmekapazitit
bleiben ausschlieBlich  kapazitdtsausgleichende
MaBnahmen nach Artikel 10 Abs. 4 des Staatsver-
trages und MafBnahmen zum Ausgleich zusitzlicher
Belastungen auf Grund der bisherigen Entwicklung
der Zahl der Studentinnen und Studenten des ersten
Fachsemesters oder hoéherer Fachsemester unbe-
riicksichtigt; sie sind gesondert auszuweisen.

§ 4
(1) Die Hochschulen legen den Bericht nach Art. 7
Abs. 4 des Staatsvertrages innerhalb einer von der
fiir die Hochschulen zustéindigen Senatsverwaltung
zu bestimmenden Frist vor. Der Bericht enthélt ins-
besondere eine Darstellung der Ermittlung der Auf-
nahmekapazitit nach § 3, die Aufteilung der Curri-
cularnormwerte der Studiengénge auf Lehreinheiten
(§ 13 Abs. 4) und einen Vorschlag fiir die Festset-
zung von Zulassungszahlen. Die Hochschulen ha-
ben die Aufteilung des Curricularnormwertes und
eine Abweichung vom Berechnungsergebnis des
Zweiten Abschnitts (§ 14) zu begriinden.
(2) Legt die Hochschule keinen Bericht vor, oder ist
der Bericht unvollstindig oder verspatet, trifft die
fir die Hochschulen zustindige Senatsverwaltung
die erforderlichen MaBnahmen zur Festsetzung der
Zulassungszahlen.
(3) Im iibrigen gilt fiir das Verfahren unbeschadet
landesgesetzlicher Vorschriften: Die Berichte der
Hochschulen und/oder die Vorschldge der fiir die
Hochschulen zustéindigen Senatsverwaltung fiir die
Festsetzung der Zulassungszahlen werden zwischen
der fiir die Hochschulen zustdndigen Senatsverwal-
tung und den Hochschulen gemeinsam erdortert.
Weicht die fiir die Hochschulen zusténdige Senats-
verwaltung bei der Festsetzung der Zulassungszah-
len von dem Vorschlag der Hochschule ab, wird die
Hochschule hieriiber unterrichtet.



§5
(1) Die jahrliche Aufnahmekapazitit wird auf der
Grundlage der Daten eines Stichtages ermittelt, der
nicht mehr als neun Monate vor Beginn des Zeit-
raums liegt, fiir den die Ermittlung und die Festset-
zung gelten (Berechnungszeitraum).
(2) Sind wesentliche Anderungen der Daten vor Be-
ginn des Berechnungszeitraums oder vor einem
Vergabetermin erkennbar, sollen sie berticksichtigt
werden.
(3) Treten wesentliche Anderungen der Daten vor
Beginn des Berechnungszeitraums oder vor einem
Vergabetermin ein, sollen eine Neuermittlung und
eine Neufestsetzung durchgefiihrt werden.

ZweiterAbschnitt
Berechnung auf Grund
der personellen Ausstattung

§6
Die jahrliche Aufnahmekapazitit auf Grund der
personellen Ausstattung wird nach Anlage 1 unter
Anwendung von Curricularnormwerten berechnet.

§7
(1) Der Berechnung werden Lehreinheiten zugrun-
de gelegt, denen die Studiengénge zuzuordnen sind.
Ein Studiengang ist der Lehreinheit zuzuordnen, bei
der er den iiberwiegenden Teil der Lehrveranstal-
tungsstunden nachfragt. Die einer Lehreinheit zuge-
ordneten Studiengénge konnen bei der Berechnung
zusammengefasst werden.
(2) Eine Lehreinheit ist eine fiir Zwecke der Kapa-
zititsermittlung abgegrenzte fachliche Einheit, die
ein Lehrangebot bereitstellt. Die Lehreinheiten sind
so abzugrenzen, dass die zugeordneten Studiengén-
ge die Lehrveranstaltungsstunden moglichst weitge-
hend bei einer Lehreinheit nachfragen.
(3) Der Studiengang Medizin wird fiir Berech-
nungszwecke in einen vorklinischen und einen kli-
nischen Teil untergliedert, wobei der vorklinische
Teil den Studienabschnitt bis zum Ersten Abschnitt
der Arztlichen Priifung nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
der Approbationsordnung fiir Arzte vom 27. Juni
2002 (BGBI. I S. 2405) und der klinische Teil den
Studienabschnitt zwischen dem Ersten Abschnitt
der Arztlichen Priifung und dem Beginn des Prakti-
schen Jahres nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der Ap-
probationsordnung fiir Arzte umfasst. Zur Berech-
nung der jahrlichen Aufhahmekapazitit fiir den Stu-
diengang Medizin sind die Lehreinheiten Vorklini-
sche Medizin, Klinisch-theoretische Medizin und
Klinisch-praktische Medizin zu bilden. Der vorkli-
nische Teil des Studiengangs wird der Lehreinheit
Vorklinische Medizin, der klinische Teil des Stu-
diengangs der Lehreinheit Klinisch-praktische Me-
dizin zugeordnet; die Lehreinheit Klinisch-theoreti-
sche Medizin erbringt fiir den Studiengang Medizin
Dienstleistungen (§ 11).

§8
(1) Fir die Berechnung des Lehrangebots sind alle
Stellen des wissenschaftlichen und kiinstlerischen
Lehrpersonals und der sonstigen Lehrpersonen nach
Stellengruppen den Lehreinheiten zuzuordnen. Die
Stellen des wissenschaftlichen Lehrpersonals und
die Stellen des wissenschaftlichen Personals ohne
Lehrverpflichtung, das Aufgaben in der Kranken-
versorgung wahrnimmt, werden in den medizini-
schen Fichern den Lehreinheiten nach Anlage 3 zu-
geordnet.
(2) Lehrpersonen, die zur Wahrnehmung von Auf-
gaben in der Lehre an die Hochschule abgeordnet
sind, werden in die Berechnung einbezogen.
(3) Stellen, die im Berechnungszeitraum aus haus-
haltsrechtlichen Griinden nicht besetzt werden kon-
nen, werden nicht in die Berechnung einbezogen.
(4) Wissenschaftliches Personal, das nach Artikel 8
Abs. 1 der Vereinbarung zwischen Bund und Lén-
dern vom 11. Juli 1991 iiber ein gemeinsames Er-
neuerungsprogramm fiir Hochschule und Forschung
in den Landern Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thiiringen
sowie in dem Teil Berlins, in dem das Grundgesetz
vor dem 3. Oktober 1990 nicht galt, in die Hoch-
schulen eingegliedert werden soll und aus diesem
Programm finanziert wird, ohne auf Planstellen der
Hochschulen iibernommen worden zu sein, wird
nicht in die Berechnung einbezogen.

§9
(1) Das Lehrdeputat ist die im Rahmen des Dienst-
rechts festgesetzte Regellehrverpflichtung einer
Lehrperson einer Stellengruppe, gemessen in Depu-
tatstunden.
(2) Soweit im Rahmen des Dienstrechts die Regel-
lehrverpflichtung vermindert wird, ist dies zu be-
ricksichtigen. Dabei bleiben Verminderungen fiir
Zwecke der Krankenversorgung im Hinblick auf
Absatz 3 unberiicksichtigt.
(3) Die Wahrnehmung der Aufgaben in der unmit-
telbaren Krankenversorgung und fiir diagnostische
Untersuchungen durch das in die Lehrdeputatbe-
rechnung eingehende Personal wird durch eine Ver-
minderung der Lehrverpflichtung nach Maligabe
des Dienstrechts beriicksichtigt. Solange das
Dienstrecht eine solche Regelung ldndereinheitlich
nicht vorsieht, wird der Personalbedarf fiir die
Krankenversorgung wie folgt beriicksichtigt:
1. Lehreinheit Klinisch-praktische Medizin
a) Vor der Berechnung des Lehrangebots der
Lehreinheit Klinisch-praktische Medizin
nach Anlage 1 werden die dieser Lehrein-
heit zugeordneten Stellen entsprechend
dem Anteil der Stellengruppen an der Ge-
samtzahl aller zugeordneten Stellen nach
den Buchstaben b und ¢ vermindert. Die
Stellen des wissenschaftlichen Personals



ohne Lehrverpflichtung, das Aufgaben in
der Krankenversorgung wahrnimmt, sind
vorrangig bei der Stellenverminderung
nach den Buchstaben b und c abzuziehen.

b) Der Personalbedarf fiir die stationdre
Krankenversorgung wird durch Abzug ei-
ner Stelle je 72, tagesbelegte Betten be-
riicksichtigt.

¢) Der Personalbedarf fiir die ambulante
Krankenversorgung wird durch Abzug ei-
ner Stelle je 1 200 Poliklinische Neuzu-
géange berticksichtigt; als Zahl der Polikli-
nischen Neuzuginge gelten die jahrlich
im Klinikum, mit Ausnahme der Zahnkli-
nik, fiir eine poliklinische Behandlung an-
genommenen Krankenscheine, Uberwei-
sungsscheine, Vorsorgescheine und Not-
fallbehandlungen sowie die Zahl der Leis-
tungsabrechnungen fiir Selbstzahler und
der internen Uberweisungen.

2. Lehreinheit Tiermedizin

Vor der Berechnung des Lehrangebots der
Lehreinheit Tiermedizin nach Anlage 1 wird
die Zahl der Stellen der wissenschaftlichen
Einrichtungen, die Dienstleistungen fiir die
unmittelbare Krankenversorgung und fiir
diagnostische Untersuchungen einschlieBlich
der Untersuchungen fiir das offentliche Ge-
sundheitswesen zu erbringen haben, um
dreifig vom Hundert vermindert. Die Ver-
minderung erfolgt entsprechend dem Anteil
der Stellengruppen an der Gesamtzahl der
betreffenden Stellen; Stellen des wissen-
schaftlichen Personals ohne Lehrverpflich-
tung, das Dienstleistungen nach Satz 1 er-
bringt, sind vorrangig abzuziehen.

3. Lehreinheit Zahnmedizin

a) Vor der Berechnung des Lehrangebots der
Lehreinheit Zahnmedizin nach Anlage 1
werden die dieser Lehreinheit zugeordne-
ten Stellen entsprechend dem Anteil der
Stellengruppen an der Gesamtzahl aller
zugeordneten Stellen nach den Buchsta-
ben b und c¢ vermindert. Die Stellen des
wissenschaftlichen Personals ohne Lehr-
verpflichtung, das Aufgaben in der Kran-
kenversorgung wahrnimmt, sind vorran-
gig bei der Stellenverminderung nach den
Buchstaben b und ¢ abzuziehen.

b) Der Personalbedarf fiir die stationire
Krankenversorgung wird durch Abzug ei-
ner Stelle je 7,2 tagesbelegte Betten be-
riicksichtigt.

c) Der Personalbedarf fiir die ambulante
Krankenversorgung wird berticksichtigt
durch einen pauschalen Abzug in Hohe
von 30 vom Hundert von der um den Per-
sonalbedarf fiir stationdre Krankenversor-
gung nach Buchstabe b verminderten Ge-

samtstellenzahl.
(4) Der Personalbedarf fiir das Lehrangebot im
Praktischen Jahr nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der
Approbationsordnung fiir Arzte wird durch Abzug
einer Stelle je acht Studentinnen oder Studenten,
die in diesem Studienabschnitt von der Lehreinheit
Klinisch-praktische Medizin ausgebildet werden,
berticksichtigt.
(5) Das Lehrangebot der Lehreinheit Klinisch-prak-
tische Medizin wird um die Lehrleistungen erhdht,
die von auBleruniversitdren Krankenanstalten ver-
einbarungsgemal und auf Dauer fiir den Ausbil-
dungsaufwand nach § 13 Abs. 1 im Studienab-
schnitt zwischen dem Ersten Abschnitt der Arztli-
chen Priifung nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Ap-
probationsordnung fiir Arzte und dem Beginn des
Praktischen Jahres nach § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 der
Approbationsordnung fiir Arzte erbracht werden.
(6) Der Personalbedarf fiir die praktische Ausbil-
dung nach § 54 und § 57 der Approbationsordnung
fiir Tierdrztinnen und Tierdrzte vom 10. November
1999 (BGBIL. I S. 2162) wird wie folgt beriicksich-
tigt:

1. Ausbildung nach § 54 Abs. 1 der Approbati-
onsordnung fiir Tierdrztinnen und Tierérzte:
Abzug einer Stelle je 96 Ausbildungsplétze;

2. Ausbildung nach § 54 Abs. 2 und § 57 der
Approbationsordnung fiir Tierdrztinnen und
Tierdrzte: Abzug einer Stelle je 42 Ausbil-
dungsplatze.

§ 10

Als Lehrauftragsstunden werden die Lehrveranstal-
tungsstunden in die Berechnung einbezogen, die der
Lehreinheit fiir den Ausbildungsaufwand nach § 13
Abs. 1 in den dem Berechnungsstichtag vorausge-
henden zwei Semestern im Durchschnitt je Semest-
er zur Verfiigung gestanden haben und nicht auf ei-
ner Regellehrverpflichtung beruhen. Dies gilt nicht,
soweit die Lehrauftragsstunden aus Haushaltsmitt-
eln flir unbesetzte Stellen vergiitet worden sind.
Dies gilt ferner nicht, soweit Personal auflerunivers-
itdrer Forschungseinrichtungen freiwillig und un-
entgeltlich Lehrleistungen iibernimmt. Die Lehrauf-
tragsstunden sind auf der Grundlage der dienst-
rechtlichen Vorschriften in Deputatstunden umzu-
rechnen.

§ 11

(1) Dienstleistungen einer Lehreinheit sind die
Lehrveranstaltungsstunden, die die Lehreinheit fiir
nicht zugeordnete Studiengénge zu erbringen hat.
(2) Zur Berechnung des Bedarfs an Dienstleistun-
gen sind Studienanfingerzahlen fiir die nicht zuge-
ordneten Studiengénge anzusetzen, wobei die vor-
aussichtlichen Zulassungszahlen fiir diese Studien-
ginge und/oder die bisherige Entwicklung der Stu-
dienanfangerzahlen zu beriicksichtigen sind.



§ 12

(1) Die Anteilquote ist das Verhiltnis der jéhrlichen
Aufnahmekapazitit eines der Lehreinheit zugeord-
neten Studiengangs zur Summe der jahrlichen Auf-
nahmekapazitéiten aller der Lehreinheit zugeordne-
ten Studiengénge.

(2) Zur Festsetzung der einzelnen Anteilquoten
kénnen von der fiir die Hochschulen zustdndigen
Senatsverwaltung Vorgaben gemacht werden.

§13
(1) Der Curricularnormwert bestimmt den in Depu-
tatstunden gemessenen Aufwand aller beteiligten
Lehreinheiten, der fiir die ordnungsgemifle Ausbil-
dung einer Studentin oder eines Studenten in dem
jeweiligen Studiengang erforderlich ist. Bei der Be-
rechnung der jahrlichen Aufnahmekapazitit sind die
in Anlage 2 aufgefiihrten Curricularnormwerte an-
zuwenden.
(2) Bei Studiengangkombinationen sind die in An-
lage 2 aufgefiihrten Curricularnormwerte unter Be-
riicksichtigung der Ausbildungsstruktur, des Anteils
des jeweiligen Studiengangs am Gesamtstudium
und der Studiendauer entsprechend
anzuwenden.
(3) Ist fiir einen Studiengang ein Curricularnorm-
wert in Anlage 2 nicht aufgefiihrt, wird von der fiir
die Hochschulen zustdndigen Senatsverwaltung im
Benehmen mit der Hochschule ein Curricularnorm-
wert festgelegt, der dem Ausbildungsaufwand fiir
diesen Studiengang entspricht. Liegen Curricular-
normwerte vergleichbarer Studiengénge vor, sind
sie zu beriicksichtigen.
(4) Zur Ermittlung der Lehrnachfrage in den einzel-
nen Lehreinheiten wird der Curricularnormwert auf
die am Lehrangebot flir den Studiengang beteiligten
Lehreinheiten aufgeteilt (Bildung von Curricularan-
teilen). Die Angaben fiir die beteiligten Lehreinhei-
ten sind aufeinander abzustimmen. Hilfsweise gilt
die bisherige Verteilung des Lehrangebots.

DritterAbschnitt
Uberpriifung des Berechnungsergebnisses
§ 14

(1) Das nach den Vorschriften des Zweiten Ab-
schnitts berechnete Ergebnis ist zur Festsetzung der
Zulassungszahlen anhand der weiteren, in Absatz 2
und 3 aufgefiihrten kapazitdtsbestimmenden Krite-
rien zu Uberpriifen, wenn Anhaltspunkte gegeben
sind, dass sie sich auf das Berechnungsergebnis
auswirken.
(2) Eine Verminderung kommt nur in Betracht,
wenn Tatbestidnde gegeben sind, die die Durchfiih-
rung einer ordnungsgemifen Lehre beeintrachtigen
(Nummern 1 bis 6 und 8) oder wenn ein Ausgleich
fiir eine Mehrbelastung des Personals (§ 8 Abs. 1)
durch Studentinnen und Studenten hoherer Semes-
ter erforderlich ist (Nummer 7):

1. Fehlen von Rdumen in ausreichender Zahl,

GroBe und Ausstattung;

2. Fehlen einer ausreichenden Ausstattung mit
sdchlichen Mitteln;

3. Fehlen einer ausreichenden Ausstattung der
Lehreinheit mit wissenschaftlichen und
nichtwissenschaftlichen =~ Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern;

4. Fehlen einer ausreichenden Anzahl geeigneter
Patientinnen und Patienten fiir die Ausbil-
dung im Studiengang Medizin;

5. Fehlen einer ausreichenden Zahl von Ar-
beitspldtzen und klinischen Behandlungsein-
heiten im Studiengang Zahnmedizin;

6. abweichende Berechnungsergebnisse fiir den
vorklinischen und den klinischen Teil des
Studiengangs Medizin;

7. gegeniiber dem nach Absatz 3 Nrn. 1 bis 3
iiberpriiften Berechnungsergebnis des Zwei-
ten Abschnitts hohere Aufnahme von Stu-
dentinnen und Studenten erster oder hoherer
Fachsemester in den vergangenen Jahren;

8. besondere Leistungen in der Krankenversor-
gung im chirurgischen Bereich, soweit diese
nicht im Rahmen der pauschalierten Rege-
lungen nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 aufgefangen
werden konnen.

(3) Eine Erhohung kommt nur in Betracht, wenn
das Personal (§ 8 Abs. 1) eine Entlastung von Lehr-
aufgaben durch folgende Tatbestéinde erfahrt:

1. besondere Ausstattung der Lehreinheit mit
wissenschaftlichen und nichtwissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern;

2. besondere Ausstattung mit sdchlichen Mit-
teln;

3. Studienabbruch, Fachwechsel oder Hoch-
schulwechsel von Studentinnen und Studen-
ten in héheren Semestern (Schwundquote).

§15
(1) Ist in einer Lehreinheit ein Engpass an Raumen
in ausreichender Zahl, Gréfle und Ausstattung vor-
herzusehen, ist der Raumbedarf der Lehrveranstal-
tungsarten, fir die der Engpass vermutet wird, fest-
zustellen. Diesem Raumbedarf wird das Angebot an
Raumstunden nach Lehrveranstaltungsarten gegen-
tibergestellt.
(2) Fiir die Ermittlung des Angebots an Raumstun-
den ist davon auszugehen, dass die Rdume fiir die
Lehrveranstaltungen mit begrenzter Teilnehmerzahl
ganztigig und ganzjdhrig zur Verfiigung stehen,
falls keine fachspezifischen Gegebenheiten entge-
genstehen.
(3) Ist das Angebot an Raumstunden geringer als
der jéhrliche Lehrveranstaltungsbedarf und ist eine
Bereitstellung von sonstigen Rédumen nicht mdog-
lich, kann das nach den Vorschriften des Zweiten
Abschnitts ermittelte Berechnungsergebnis entspre-
chend dem groftmoglichen Angebot an Raumstun-
den vermindert werden.



§ 16
Die Studienanfiangerzahl ist zu erhdhen, wenn zu
erwarten ist, dass wegen Aufgabe des Studiums
oder Fachwechsels oder Hochschulwechsels die
Zahl der Abgénge an Studentinnen und Studenten in
hoheren Fachsemestern grofler ist als die Zahl der
Zuginge (Schwundquote).

§ 17
(1) Das Berechnungsergebnis fiir den klinischen
Teil des Studiengangs Medizin ist anhand der pati-
entenbezogenen Einflussfaktoren (§ 14 Abs. 2 Nr.
4) zu iiberpriifen. Dabei ist wie folgt vorzugehen:

1. Als patientenbezogene jahrliche Aufnahme-
kapazitit fiir den Studienabschnitt zwischen
dem Ersten Abschnitt der Arztlichen Priifung
nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Approbatio-
nsordnung fiir Arzte und dem Beginn des
Praktischen Jahres nach § 1 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 der Approbationsordnung fiir Arzte
sind 15,5 vom Hundert der Gesamtzahl der
tagesbelegten Betten des Klinikums anzuset-
zen.

2. Liegt die Zahl nach Nummer 1 niedriger als
das Berechnungsergebnis des Zweiten Ab-
schnitts unter Beriicksichtigung der Uber-
priifung nach § 14 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3, 7 und
8, Abs. 3 Nrn. 1 bis 3, erhoht sie sich je
1.000 Poliklinische Neuzugéinge im Jahr um
die Zahl Eins. Die Zahl nach Nummer 1
wird jedoch hdchstens um 50 vom Hundert
erhoht.

3. Soweit in auBeruniversitdren Krankenanstal-
ten Lehrveranstaltungen fiir diesen Studien-
abschnitt vereinbarungsgemaf und auf Dau-
er durchgefiihrt werden, erhoht sich die pati-
entenbezogene jéhrliche Aufnahmekapazitit
entsprechend.

(2) Liegt das Berechnungsergebnis nach Absatz 1
niedriger als das des Zweiten Abschnitts unter Be-
riicksichtigung der Uberpriifung nach § 14 Abs. 2
Nrn. 1 bis 3, 7 und 8, Abs. 3 Nrn. 1 bis 3, ist es der
Festsetzung der Zulassungszahl zugrunde zu legen;
§ 14 Abs. 2 Nr. 6 bleibt unberiihrt.

§ 18

(1) Liegt das Berechnungsergebnis fiir den klini-
schen Teil des Studiengangs Medizin niedriger als
das Berechnungsergebnis fiir den vorklinischen Teil
des Studiengangs, kann die Zulassungszahl fiir den
Studiengang Medizin nur dann hoher als das Be-
rechnungsergebnis fiir den klinischen Teil festge-
setzt werden, wenn die fiir die Hochschulen zustidn-
dige Senatsverwaltung die Fortsetzung des Studi-
ums nach dem vorklinischen Teil gewéhrleisten
kann. Ist der klinische Teil des Studiengangs an ei-
ner Hochschule nicht vorhanden, gilt Satz 1 ent-
sprechend.

(2) Soweit die Fortsetzung des Studiums nach dem
vorklinischen Teil nicht gewéhrleistet werden kann,

ist die Differenz zwischen der nach Absatz 1 festge-
setzten Zulassungszahl und dem nach dem Dritten
Abschnitt {iberpriiften Berechnungsergebnis fiir den
vorklinischen Teil des Studiengangs als gesonderte
Zulassungszahl festzusetzen.

(3) Liegt das Berechnungsergebnis fiir den vorklini-
schen Teil des Studiengangs Medizin niedriger als
fiir den klinischen Teil des Studiengangs, wird die
Zulassungszahl nach dem Berechnungsergebnis des
vorklinischen Teils festgesetzt.

§19

(1) Das Berechnungsergebnis fiir den Studiengang
Zahnmedizin ist anhand der klinischen Behand-
lungseinheiten der Lehreinheit Zahnmedizin zu
iberpriiffen. Als Grenzwert fiir die jdhrliche
Aufnahmekapazitit ist 0,67 Klinische Behandlungs-
einheiten flir die Zahnerhaltungs- und Zahnersatz-
kunde je Studentin oder Student anzusetzen

(2) Weichen die Berechnungsergebnisse nach Ab-
satz 1 und nach dem Zweiten Abschnitt unter Be-
riicksichtigung der Uberpriifung nach § 14 Abs. 2
Nrn. 1 bis 3, 5 und 7 und Abs. 3 Nrn. 1 bis 3 von-
einander ab, so ist der Festsetzung der Zulassungs-
zahl der niedrigste Wert zugrunde zu legen.

VierterAbschnitt
Ausnahmetatbestinde
§20
Liegen die Voraussetzungen des Artikels 7 Abs. 2
Satz 2 des Staatsvertrages vor, kénnen Zulassungs-
zahlen abweichend von den Bestimmungen des
Zweiten und Dritten Abschnitts festgesetzt werden.

§21
(1) Einer Lehreinheit zugeordnete Stellen, die im
Berechnungszeitraum oder in dem dem Berech-
nungszeitraum folgenden Jahr entfallen, bleiben bei
der Feststellung der Ausbildungskapazitit unbe-
riicksichtigt.
(2) Einer Lehreinheit zugeordnete Stellen, die in ei-
nem spéteren als dem in Absatz 1 bezeichneten
Zeitraum entfallen, bleiben dann unberiicksichtigt,
wenn sie fiir die ordnungsgemifle Ausbildung einer
hoheren Studentenzahl auf Grund fritherer hoherer
Zulassungen erforderlich sind.
(3) Die Stellen nach Absatz 1 und 2 sind zu kenn-
zeichnen und der Zeitpunkt des Wegfalls festzule-
gen.
(4) Als Lehrauftragsstunden werden die Lehrveran-
staltungsstunden in die Berechnung einbezogen, die
der Lehreinheit fiir den Ausbildungsaufwand nach §
13 Abs. 1 fiir den Berechnungszeitraum zur Verfii-
gung gestellt werden. Im Ubrigen bleibt § 10 unbe-
rihrt.



FiinfterAbschnitt
Schlussbestimmungen
§ 22

(1) Diese Verordnung gilt entsprechend fiir Hoch-
schulen, an denen die jahrliche Unterrichtsdauer in
anderer Weise als nach Semestern aufgeteilt ist.

(2) Diese Verordnung gilt entsprechend fiir die Fest-
setzung von Zulassungszahlen fiir hohere Fachse-
mester.

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist fiir die

Durchfiihrung dieser Verordnung die fiir die Hoch-
schulen zusténdige Senatsverwaltung zustindig.
§23

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiin-
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin in
Kraft. Sie gilt erstmals fiir die Ermittlung der jéhrli-
chen Aufnahmekapazitit und die Festsetzung von
Zulassungszahlen fiir das Wintersemester 1994/
95. ...

Anlage 1 zur Kapazitatsverordnung des Landes Berlin (KapVO)
Verfahren zur Berechnung der personellen Aufnahmekapazitit auf Grund des Zweiten Abschnitts der
Verordnung iiber die Kapazititsermittlung, die Curricularnormwerte und die Festsetzung von

Zulassungszahlen (Kapazititsverordnung — KapVO)

Die personelle Aufnahmekapazitit wird unter Zu-
grundelegung der je Studiengang aufgestellten Cur-
ricularnormwerte (Anlage 2, § 13 Abs. 2 und 3) be-
rechnet. Die Curricularnormwerte sind als Curricul-
aranteile auf die Lehreinheiten so aufzuteilen und
darzustellen, dass die Summe der Curricularanteile
eines Studiengangs in den an der Ausbildung betei-
ligten Lehreinheiten den Curricularnormwert ergibt.

I. Berechnung des Angebots einer Lehreinheit an
Deputatstunden

1. Das Angebot einer Lehreinheit an Deputat-
stunden (S) ergibt sich aus dem Lehrdeputat
der verfligbaren Stellen einschlieSlich dem
Lehrdeputat an die Hochschule abgeordneter
Personen und dem durch Lehrauftrige zu-
sitzlich zur Verfiigung stehenden Deputat.
Abzuziehen sind Verminderungen des Lehr-
deputats nach § 9 Abs. 2.

D) S=jj=hj=rj)=L

2. Das so ermittelte Angebot ist zu reduzieren
um die Dienstleistungen, gemessen in Depu-
tatstunden, die die Lehreinheit fiir die ihr
nicht zugeordneten Studiengidnge zu erbrin-
gen hat. Dabei sind die Curricularanteile an-
zuwenden, die fiir die jeweiligen nicht zuge-
ordneten Studiengénge auf die Lehreinheit
entfallen.

= A
) EquAquq

Damit betrdgt das bereinigte Lehrangebot

B)Sh=S=F

II. Berechnung der jéhrlichen Aufnahmekapazitét
Unter Anwendung der Anteilquoten der zuge-

ordneten Studiengénge wird ein gewichteter
Curricularanteil ermittelt:

4) as;CAqszp

Die jéahrliche Aufnahmekapazitdt eines der Leh-
reinheit zugeordneten Studiengangs betrigt
demnach:

5) A 2=Sbh
= =7z
p A 74
II1. Verzeichnis der benutzten Symbole

Ap:  Jahrliche Aufnahmekapazitit des der
Lehreinheit zugeordneten Studiengangs
p

Ag: Die fir den Dienstleistungsabzug
anzusetzende jdhrliche Studienanfinger-
zahl des der Lehreinheit nicht zugeordne-
ten Studiengangs ¢ (§ 11 Abs. 2)

CAp: Anteil am Curricularnormwert (Curricu-
laranteil) des zugeordneten Studiengangs
p, der auf die Lehreinheit entfdllt (§ 13
Abs. 4)

CAg: Anteil am Curricularnormwert (Curricul-
aranteil) des nicht zugeordneten
Studiengangs ¢, der von der Lehreinheit
als Dienstleistung zu erbringen ist (§ 13
Abs. 4)

CA: Gewichteter Curricularanteil aller einer

Lehreinheit zugeordneten Studienginge

E: Dienstleistungen der Lehreinheit fiir die
ihr nicht zugeordneten Studiengidnge in
Deputatstunden je Semester (§ 11)

hj: Lehrdeputat je Stelle in der Stellengrup-
pe, gemessen in Deputatstunden je Se-
mester (§ 9 Abs. 1)

lj: Anzahl der in der Lehreinheit verfiigba-
ren Stellen der Stellengruppe j



7y

Anzahl der Lehrauftragsstunden der Leh-
reinheit in Deputatstunden je Semester (§
10)

Gesamtsumme der Verminderungen fiir
die Stellengruppe j in der Lehreinheit,
gemessen in Deputatstunden je Semester
(§ 9 Abs. 2)

Lehrangebot der Lehreinheit in Deputat-

zp:

ordneten Studiengédnge bereinigtes Lehr-
angebot der Lehreinheit in Deputatstun-
den je Semester

Anteil der jahrlichen Aufnahmekapazitit
eines zugeordneten Studiengangs p an
der Aufnahmekapazitit der Lehreinheit
(Anteilquote), (§ 12)

stunden je Semester (§ 9 Abs. 1)

Sb:  Um Dienstleistungen fiir die nicht zuge-

Anlage 2 zur Kapazitatsverordnung des Landes Berlin (KapVO)
Curricularnormwerte (§ 13 Absatz 1)

Curricularnormwerte fiir Studiengiinge mit Ab-
schluss Diplom, Magister oder Staatsexamen

L

Teil A:

Universititen

a) Naturwissenschaften/Mathematik u. a.

1 Agrarbiologie 5,0
2 Agrardkonomie 2,4
3 Agrarpiadagogik 5,0
4 Agrarwissenschaft 4,2
5 Biochemie 6,4
6 Bioinformatik 4,6
7 Biologie 6,4
8 Biophysik 6,4
9 Chemie 5,3

10 Erndhrungswissenschaft 4,6
11 Fischereiwissenschaft 5,0

12 Forstwissenschaft 5,6
13 Gartenbau 5,0
14 Geographie 3,0
15 Geologie 4,9

16 Haushalts- und Erndhrungswissen-
schaft (naturwissenschaftliche

Richtung) 4,2
17 Informatik 3,6
18 Lebensmittelchemie 5,3
19 Mathematik 32
20 Pharmazie 4.5
21 Physik 4,5

22 Technische Informatik 3,9

b) Ingenieurwissenschaften

1 Architektur 4.8
2 Bauingenieurwesen 4,2
3 Biotechnologie 4,6
4 Chemietechnik/
Verfahrenstechnik/
Chemieingenicurwesen 4,2
5 Datentechnik 4,2
6 Elektrotechnik 4,2

7 Lebensmitteltechnologie 4,6
8 Maschinenbau 42

9 Stadt- und Regional-

planung 4,8
10 Umwelttechnik 4.8
11 Verkehrswesen 4,2
12 Vermessungswesen 4,2

13 Wirtschaftsingenieurwesen
(technische Richtung) 34

¢) Sprach- und Kulturwissenschaften
1 Altere deutsche Literatur
und Sprache 3,2
2 Afrikawissenschaften 3,6
3 Allgemeine und vergleichende
Literaturwissenschaft 3,0

4 Amerikanistik 3,2
5 Anglistik 3,2
6 Arabistik 3,6
7 Archéologie 34

8 Bibliothekswissenschaft 3,2
9 Deutsch als Fremdsprache
(Magisterstudiengang) 2,5
10 Deutsch als Fremdsprache
(Zusatz- und Ergénzungs
studium) 0,7
11 Dolmetscher 6,26
12 Ethnologie/-graphie 2,6
13 Européische Ethnologie 3,2
14 Evangelische Theologie 3,0

15 Filmwissenschaft 3,0
16 Frankreichstudien 34
17 FranzG6sisch 3,4
18 Germanistik 3,0
19 Germanist. Linguistik 3,2
20 Geschichte 3,0
21 Geschlechterstudien/
Gender Studies 3,4
22 Griechisch 4,0

23 Historischvergleichende
Sprachwissenschaft 3,6

24 Indische Kunstgesch. 3,6

25 Indische Philologie 3,6

26 Informations- und Dokumentations-



wissenschaften 3,0 wissenschaft 3,0

27 Interkulturelle Fachkommuni- 3 Rehabilitationspédagogik 4,0
kation 6,26
28 Italienisch 3.4 f) Curricularnormwerte fiir Teilstudiengdnge mit
29 Japanologie 3,6 Staatsexamen flir das Lehramt
30 Kommunikationswiss. 3,2 1 Erziehungswissenschaft 0,7
31 Kulturwissenschaft 32 Lehrer mit zwei Fachern
32 Kunstgeschichte 3,6 zusatzlich 0,3
33 Latein 4.0 2 Fachdidaktik 0,55
34 Lateinamerikanistik 3,0 Fachwissenschaften
35 Linguistik 32 (einschlieBlich Fachdidaktik):
36 Medienberatung 2,9 3 Arbeitslehre/Haushalt 2,65
37 Medienwissenschaft 3,6 4 Arbeitslehre/Technik 2,65
38 Musikwissenschaft 3,0 5 Bautechnik 2,65
39 Neuere dt. Literatur 3,0 6 Betriebliches Rechnungs-
40 Nordamerikastudien 3,1 wesen 1,83
41 Osteuropa-Studien 3,0 7 Biologie 3,75
42 Philosophie 3,0 8 Chemie 3,2
43 Religionswissenschaft 3,0 9 Deutsch 2,05
44 Romanistik 34 10 Elektrotechnik 2,65
45 Sinologie 3,6 11 Englisch 2,15
46 Skandinavistik 3,2 12 Erdkunde 2,05
47 Slawistik/Russisch 4,1 13 Ernéhrungs-/Lebensmittel-
48 Spanisch 34 wissenschaft 2,85
49 Theaterwissenschaft 3,0 14 Franzosisch 2,25
50 Ubersetzer 4,99 15 Geschichte 2,05
51 Ur- und Frithgeschichte 3,0 16 Gestaltungstechnik 2,8
17 Griechisch 2,25
d) Rechts-, Wirtschafts- und 18 Grundschulpéddagogik
Sozialwissenschaften Lehrer mit einem Fach 1,2
1 Betriebswirtschaft 1,9 19 Informatik 2,35
2 Betriebswirtschaft (Magister 20 Italienisch 2,25
2. Hauptfach) 1,28 21 Latein 2,25
3 Haushalts- und Erndhrungs 22 Land- und Gartenbau-
wissenschaft (6konomische wissenschaft 2,65
Richtung) 2,2 23 Mathematik 2,15
4 Okonomie 1,9 24 Metalltechnik 2,65
5 Politologie 3,0 25 Philosophie 2,05
Politologie (Nebenfach) 0,7 26 Physik 2,8
6 Publizistik 3,0 27 Russisch 2,6
7 Rechtswissenschaften 1,7 28 Sonderpiadagogik 4,0
Teilgebiete des Rechts 29 Sozialkunde 2,05
(Nebenfach) 0,7 30 Spanisch 2,25
8 Sozialwissenschaften 3,0 31 Sport 3,2
9 Soziologie 2,0 32 Wirtschaftswissens. 1,83
Soziologie (Nebenfach) 0,7
10 Volkswirtschaft 1,9 g) Medizinische Studienginge
Volkswirtschaft (Magister 1 Medizin 8,2
2. Hauptfach) 1,28 2 Zahnmedizin 7,8
11 Wirtschaftsingenieurwesen 3 Tiermedizin 7,6
(6konomische Richtung) 2,0
12 Wirtschaftspadagogik 1,9 h) Sonstige
13 Wirtschaftswissenschaften 1. Landschaftsplanung, Garten- und
(Magister Nebenfach) 0,76 Landschaftsgestaltung 4,8
2 Medizinpadagogik/
e) Erziehungswissenschaften/Péadagogik Pflegepéadagogik 5,4
1 Gebérdensprachen- 3 Psychologie 4,0
dolmetschen 4,79 Psychologie (Nebenfach) 0,7

2 Sozialpddagogik/Erziehungs 4 Sportwissenschaft 5,3



II. Curricularnormwerte fiir Studiengénge an Fach-
hochschulen

1 Architektur 6,5
2 Audiovisuelle Medien 7,75
3 Augenoptik/Optometrie 7,05
4 Bauingenieurwesen 6,81
5 Bekleidungsgestaltung 6,6
6 Bekleidungstechnik 6,6
7 Betriebswirtschaftslehre 5,45
8 Betriebswirtschaftslehre/

Immobilien 5,45
9 Kooperativer Studiengang Betriebswirt
schaft (Bachelor) 4,93
10 Biotechnologie 6,65
11 Druck- und
Medientechnik 6,55
12 Elektrotechnik:
— Energiesysteme 6,4
— Kommunikationstechnik und
Elektronik 6,67
13 European Business
Administration 5,29
14 Européisches Verwaltungsmanagement
(Fernstudiengang) 1,035

15 Elektronische Geritetechnik und
Mikrosystemtechnik 6,62

16 Gartenbau 6,41
17 Informatik:
— Angewandte
Informatik 6,6

— Medizinische Informatik
(Aufbaustudiengang) 3,35
— Technische Informatik 6,36
— (Internationale) Medien
informatik 6,55
— Wirtschaftsinformatik 6,6
18 Internationales Management/
Management International
(deutsch-franzdsischer Studiengang)
Teilstudiengang a 5,029
Teilstudiengang b 2,562
19 Kommunikationsdesign 6,6
20 Landschaftsarchitektur und
Umweltplanung 6,5

21 Lebensmitteltechnologie 6,3
22 Maschinenbau:
— Erneuerbare Energien 6,77
— Fahrzeugtechnik 6,6
— Konstruktionstechnik 6,6
— Maschinenbau 6,6
— Produktionsinformatik 6,72
— Produktionstechnik 6,52
— Theater- und Veranstaltungs-

technik 6,65
23 Mathematik 6,32
24 Mechatronik 6,375
25 Nachrichtentechnik/

Kommunikationstechnik 6,6
26 Offentliches Dienstleistungs

management 5,45
27 Offentliche Verwaltungs

wirtschaft 5,442
28 Pharma- und

Chemietechnik 6,57
29 Sozialarbeit/

Sozialpadagogik 6,8
30 Verfahrenstechnik 6,85
31 Vermessungswesen 6,85

32 Verpackungstechnik 6,45
33 Versorgungs- und

Energietechnik 6,05
34 Wirtschaft 5,45
35 Wirtschaftsingenieur-

wesen 6,15

36 Wirtschaftsingenieurwesen
(Aufbaustudiengang) 3,45

37 Wirtschafts

kommunikation 5,45
38 Wirtschaftsmathematik 5.95
39 Wirtschaftsrecht 5,45

III. Curricularnormwerte fiir die Universitét der

Kiinste Berlin

1 Tonmeister 28,0
2 Gesellschafts- und Wirtschafts-
kommunikation 3,7



Teil B: Curricularnormwerte fiir Studiengéinge mit Abschluss Bachelor oder Master

I. Universititen

a) Studiengidnge mit dem Abschluss Bachelor

Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

VF | (LP)3 | KF4 | ZF 5
Sprach- und Kulturwissenschaften
Altphilologie, Neugriechisch Byzantinistik (FU) — -| L1
Griechisch (HU) — 2,36 | 1,59
Griechische Philologie, LA—Option (FU) — 1,78 | 1,15
Latein, LA-Option (HU) - 2,49 | 1,89
Lateinische Philologie, LA-Option (FU) - 2,00 | 1,20
Neograzistik (FU) — 1,88 | 1,48
Anglistik, Amerikanistik Amerikanistik (HU) —
Englisch, LA-Option (HU) —
Englische Philologie, LA-Option (FU) —
Nordamerikastudien (FU) 1,99 (120) — —
AuBlereuropdische Sprach- und | Altertumswissenschaften mit den Schwerpunkten
Kulturwissenschaften
— Altorientalistik (FU) 1,76 (120) -1 0,99
— Klassische Archdologie (FU) 1,60 (120) — 10,83
— Vorderasiatische Archiologie (FU) 1,56 (120) — —
— Agyptologie (FU) 1,73 (120) -1 0,97
— Prihistorische Archdologie (FU) 1,67 (120) — | 1,05
Geschichte und Kultur des Vorderen Orients mit
den Schwerpunkten
— Semitistik (FU) 2,07 (120) — —
— Islamwissenschaft (FU) 2,27 (120) — —
— Iranistik (FU) 2,27 (120) — —
— Turkologie (FU) 2,33 (120) — —
— Arabistik (FU) 2,27 (120) — —
Chinastudien (FU) 2,90 (120) —| 1,53
Klassisches Chinesisch (HU) — -1 1,59
Japanstudien (FU) 2,27 (120) -1 0,87
Japanstudien, vierjdhrig (FU) 2,37 (180) — —
Judaistik (FU) 1,81 (120) -1 0,77
Koreastudien (FU) 2,50 (120) - 1,32
Regionalstudien Asien/Afrika (HU) 3,30 (140) —| 1,31
Bibliothekswissenschaft Bibliotheks- und Informationswissenschaft (HU) — 1,70 | 0,94
Erziehungswissenschaften Erziehungswissenschaft: Bildung, Erziechung, 2,76 (150) - -
Qualitétssicherung (FU)
Erziehungswissenschaften (HU) — 1,67 | 1,02
Grundschulpadagogik, LA-Bezug (FU) — 2,02 | 1,38
Grundschulpddagogik, LA-Bezug (HU) — 2,03 | 1,33
Germanistik Deutsch, LA-Option (HU) — 1,96 | 1,29
Deutsche Philologie, LA-Option (FU) — 1,56 | 0,99
Germanistische Linguistik (HU) — 1,70 | 1,08
Niederldndische Philologie (FU) — 1,77 | 1,07
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien (HU) 3,15(130) | 1,98 | 1,42
Geschichte, Archdologie Archidologiet+Kulturgeschichte Nordostafrikas (HU — — | 1,08
Archiologie und Kulturwissenschaft (HU) 2,18 (130) — —
Geschichte, LA-Option (FU) - 1,451 0,88
Geschichte, LA-Option (HU) — 2,12 1,26




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

Griechisch-Romische Archiologie (HU) — —| 1,02
Kulturwissenschaften Européische Ethnologie (HU) — 2,26 | 1,22
Sozial- und Kulturanthropologie (FU) — 1,65 ] 0,88
Geschlechterstudien/Gender Studies (HU) — —| 1,06
Kultur und Technik mit den Kernfichern
— Kunstwissenschaft (TU) 2,95 (180) — —
— Philosophie (TU) 2,61 (180) — —
— Sprache und Kommunikation (TU) 3,05 (180) — —
— Wissenschafts- und Technikgeschichte (TU) 2,82 (180) — —
Kulturwissenschaft (HU) — 1,60 | 0,80
Medienwissenschaft (HU) — —1 0,83
Literatur- und Allgemeine und vergleichende Literaturwissen- - 1,50 | 1,03
Sprachwissenschaft schaft (FU)
Deutsche Literatur (HU) — 1,74 1 0,95
Historische Linguistik (HU) — 2,04 1 1,33
Philosophie Ethik, LA-Option (FU) — —| 1,13
Philosophie/Ethik, LA-Bezug (HU) - 1,69 | 1,07
Philosophie (FU) — 1,60 | 1,03
Philosophie (HU) - 1,88 | 0,91
Psychologie Psychologie (FU) 2,99 (155) — —
Psychologie (HU) 3,09 (160) — —
Rehabilitationswissenschaft Deaf Studies/Sprache und Kultur der Gehorlosen- - 1,90 -
gemeinschaft (HU)
Deutsche Gebardensprache (HU) — —| 2,87
Rehabilitationspadagogik (HU) 3,78 (155) — —
Rehabilitationswissenschaften, LA-Bezug (HU) - 2,56 | 1,87
Rehabilitationswissenschaften — Schwerpunkt 3,82 -
Gebirdensprach- und Audiopddagogik (Gehdrlosent
und Schwerhorigenpddagogik), LA-Option (HU)
Romanistik Frankreichstudien (FU) 2,15 (180) — —
Franzosisch, LA-Option (HU) - 2,30 | 1,54
Franzosische Philologie, LA-Option (FU) - 1,75 | 1,08
Italienisch, LA-Option (HU) - 2,28 | 1,52
Italienische Philologie, LA-Option (FU) — 1,75 | 1,08
Italienstudien (FU) 1,80 (180) — —
Katalanisch (HU) — —| 1,20
Portugiesisch (HU) — —| 141
Portugiesisch-brasilianische Studien (FU) — —1 0,93
Ruménisch (HU) — — | 1,20
Spanisch, LA-Option (HU) — 2,29 | 1,54
Spanische Philologie mit Lateinamerikanistik, - 1,75 | 1,08
LA-Option (FU)
Slawistik, Finno-Ugristik Russisch, LA-Option (HU) - 1,99 | 1,60
Slawische Sprachen und Literaturen (HU) — 1,96 | 1,58
Ungarische Literatur und Kultur (HU) — 1,89 | 1,22
Theologie, Religionslehre Evangelische Theologie, LA-Option (HU) — 1,62 ] 0,93
Katholische Theologie, LA-Option (FU) - -10,92
Sport, Sportwissenschaft
| Sportwissenschaft, LA-Option (HU) 4,43 (144) | 3,30 | 2,39
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
Politikwissenschaften Politikwissenschaft (FU) 2,06 (180) — 10,88
Publizistik (FU) — 1,45 ] 0,65
Sozialwissenschaften Sozialkunde/Politikwissenschaft, LA-Option (FU) - 1,56 | 1,11
Sozialwissenschaften (HU) 2,35 (150) -1 1,12
Soziologie technikwissenschaftlicher Richtung (TU)) 2,30 (180) — —




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

Wirtschaftswissenschaften Arbeitslehre, LA-Option (TU) - 3,88 | 2,95
Betriebliches Rechnungswesen, LA-Option (HU) — -1 0,89
Betriebswirtschaftslehre (FU) 1,79 (150) — —
Betriebswirtschaftslehre (HU) 2,21 (150) -1 0,84
Economics (TU) 1,99 (180) — —
Volkswirtschaftslehre (FU) 1,96 (150) — —
Volkswirtschaftslehre (HU) 2,15 (159) - 10,86
Wirtschaftspddagogik, LA-Option (HU) — 1,32 —
Mathematik, Naturwissenschaften
Biologie Biologie, LA-Option (FU) 3,55 (150) | 2,80 | 1,77
Biologie, LA-Option (HU) 4,59 (170) | 2,34 | 1,57
Chemie Biochemie (FU) 3,80 (160) — —
Chemie, LA-Option (FU) 3,88 (150) | 2,29 | 1,51
Chemie, LA-Option (HU) 4,20 (170) | 2,60 | 1,84
Chemie (TU) 3,93 (180) — —
Chemieingenieurwesen (TU) 3,73 (180) — —
Geographie Geographie, LA-Option (HU) 2,96 (145) | 2,13 | 1,31
Geowissenschaften Geographische Wissenschaften (FU) 2,35 (120) — —
Geologische Wissenschaften (FU) 3,78 (180) — —
Meteorologie (FU) 3,03 (150) — —
Informatik Bioinformatik (FU) 2,94 (153) — —
Informatik, LA-Option (FU) 2,86 (170) | 1,83 | 1,14
Informatik, LA-Option (HU) 2,77 (153) | 2,23 | 1,59
Informatik (TU) 2,23 (180) — —
Wirtschaftsinformatik (TU) 2,99 (180) — —
Mathematik Mathematik, LA-Option (FU) 2,65 (180) | 1,531 0,99
Mathematik, LA-Option (HU) 2,64 (140) | 1,79 | 1,30
Mathematik (TU) 2,25 (180) — —
Technomathematik (TU) 2,25 (180) — —
Wirtschaftsmathematik (TU) 2,50 (180) — —
Naturwissenschaften allg. Grundlagen der Naturwissenschaften (HU) — -1 1,02
Integrierte Naturwissenschaft, LA-Option (FU) — —| 1,26
Naturwissenschaften in der Informationsgesells- 2,25 (180) - -
chaft (TU)
Physik, Astronomie Biophysik (HU) 4,01 (174) — —
Physik, LA-Option (FU) 2,73 (165) | 1,91 | 1,24
Physik, LA-Bezug (HU) 3,70 (168) | 1,98 | 1,42
Physik (TU) 2,90 (180) — —
Medizin/Gesundheitswissenschaften
| Gesundheitswissenschaften (Charité) 2,58 (180) — —
Agrar-, Forst- und Ernihrungswissenschaften
Agrarwissenschaften (HU) 3,81 (180) — —
Gartenbauwissenschaften (HU) 4,06 (180) — —
Land- und Gartenbauwissenschaft, LA-Option (HU - 2,29 -
Ingenieurwissenschaften
Architektur Architektur (TU) 3,14 (180) — —
Bauingenicurwesen Bauingenicurwesen (TU) 2,67 (180) — —
Bautechnik/Bauingenieurwesen, LA-Option (TU) — 2,20 —
Elektrotechnik Elektrotechnik (TU) 2,77 (180) — —
Elektrotechnik, LA-Option (TU) — 2,19 -
Technische Informatik (TU) 2,16 (180) — —
Ingenieurwesen allgemein Biotechnologie (TU) 2,11 (180) — —
Brauerei- und Getrianketechnologie (TU) 2,68 (180) — —
Geotechnologie (TU) 2,66 (180) — —




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

Maschinenbau,
Verfahrenstechnik

Energie- und Prozesstechnik (TU)

2,33 (180)

Erndhrungs-/Lebensmittelwissenschaft, LA-Opti-
on (TU)

1,77

Informationstechnik im Maschinenwesen — Com-
putational Engineering Science (TU)

2,02 (180)

Lebensmitteltechnologie (TU)

2,42 (180)

Maschinenbau (TU)

2,10 (180)

Metalltechnik, LA-Option (TU)

Physikalische Ingenieurwissenschaft (TU)

2,19 (180)

Werkstoffwissenschaften (TU)

2,81 (180)

Raumplanung

Landschaftsplanung u. Landschaftsarchitektur (TU),

Land- und Gartenbauwissenschaften/ Land-
schaftsgestaltung, LA-Option (TU)

3,17 (180)

Stadt- und Regionalplanung (TU)

2,74 (180)

Technischer Umweltschutz (TU)

2,16 (130)

Verkehrstechnik, Nautik

Verkehrswesen (TU)

2,40 (180)

Wirtschaftsingenieurwesen

Wirtschaftsingenieurwesen (TU)

2,12 (180)

Kunst, Kunstwissenschaft

Filmwissenschaft (FU)

123

0,72

Kunstgeschichte mit den Schwerpunkten

— Kunstgeschichte (FU)

1,28

0,73

— Kunstgeschichte Afrikas (FU)

1,72

1,02

— Ostasiatische Kunstgeschichte (FU)

1,47

Kunst- und Bildgeschichte (HU)

1,76

0,99

Musikwissenschaft (HU)

1,88

0,76

Theaterwissenschaft (FU)

1,53

1,09

b) Studienginge mit dem Abschluss Master

Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

VF7 | (LP) |1F.8] 2.F.9

Sprach- und Kulturwissenschaften

Altphilologie, Neugriechisch Grézistik (HU) 1,16 (120) - 11
Griechisch, LA 4 Sem. (FU, HU) — 2,36 | 1,59
Klassische Philologie (FU) 1,42 (120) — —
Klassische Philologie (HU) 1,13 (120) - -
Latein, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,22 [ 0,76
Latinistik (HU) 1,11 (120) — —
Neogrizistik (FU) 1,32 (120) — —

Anglistik, Amerikanistik Amerikanistik (HU) 1,50 (120) — —
Englisch, LA 4 Sem. (FU, HU) - 1,19 |1 0,81
Englisch, LA 2 Sem. (FU, HU) - 0,69 | 0,44
English Literatures (HU) 1,33 (120) — —
English Studies: Literature, Language, Culture (FU) 1,47 (120) — —
Nordamerikastudien (FU) 1,93 (120) — —
Afrikawissenschaften (HU) 1,25 (120) — —
Agyptologie (FU) 1,00 (120) - -
Arabistik (FU) 1,23 (120) — —
Chinastudien (FU) 1,60 (120) — —
Geschichte und Kulturen Altvorderasiens mit den
Schwerpunkten
— Altorientalistik (FU) 1,12 (120) — —




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

— Vorderasiatische Archdologie (FU) 1,14 (120) — —
Iranistik (FU) 1,37 (120) — —
Islamwissenschaften (FU) 1,53 (120) — —
Japanologie (FU) 1,71 (120) — —
Judaism in historical context (FU) 1,33 (120) — —
Koreastudien (FU) 1,41 (120) — —
Moderne Siid- und Siidostasienstudien (HU) 1,38 (120) — —
Préhistorische Archéologie (FU) 1,49 (120) — —
Turkologie (FU) 1,37 (120) - -
Zentralasien-Studien/Central Asian Studies (HU) [ 1,46 (120) — —
Bibliothekswissenschaft Bibliotheks- und Informationswissenschaft (HU) 1,47 (120) — —
Erziehungswissenschaften Bildungswissenschaft — Organisation und Bera- 2,52 (120) - -
tung (TU)
Bildungswissenschaften (FU) 1,60 (120) — —
Erwachsenenpédagogik/Lebenslanges Lernen (HU)| 1,39 (120) — —
Erziehungswissenschaften (HU) 1,26 (120) — —
Grundschulpddagogik, LA 2 Sem. (FU, HU) - 0,98 | 0,61
Germanistik (Deutsch, Deutsch, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,151 0,81
germanische Sprachen)
Deutsch, LA 2 Sem. (FU, HU) - 0,71 | 0,47
Deutsch als Fremdsprache (HU) 1,27 (120) — —
Deutsch als Fremdsprache: Kulturvermittlung (FU)| 1,10 (120) — —
Komparative Niederlandistik (FU) 1,40 (120) - -
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien (HU) 1,49 (120) — —
Geschichte Archiologie u. Kulturgesch. Nordostafrikas (HU) | 1,39 (120) — —
Geschichte (HU) 1,38 (120) — —
Geschichte, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,13 ] 0,80
Geschichte, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,74 | 0,51
Geschichte und Kultur der Wissenschaft und 1,69 (120) - -
Technik (TU)
Geschichtswissenschaft mit den Schwerpunkten
— Alte Geschichte (FU) 1,38 (120) — —
— Frithe Neuzeit (FU) 1,38 (120) — —
— Mittelalterliche Geschichte (FU) 1,38 (120) — —
— Neugzeit 19. und 20. Jahrhundert (FU) 1,38 (120) — —
Histor. Urbanistik/Historical Urban Studies (TU) | 2,08 (120) — —
Klassische Archéologie (FU) 1,40 (120) — —
Klassische Archéologie (HU) 1,13 (120) — —
Kunstwissenschaft und Kunsttechnologie (TU) 1,61 (120) — —
Public History (FU) 1,19 (120) — —
Kulturwissenschaften Europiische Ethnologie (HU) 1,53 (120) — —
Geschlechterstudien/Gender Studies (HU) 1,50 (120) — —
Kulturwissenschaft (HU) 1,33 (120) — —
Medienwissenschaft (HU) 1,15 (120) — —
Sozial- und Kulturanthropologie (FU) 1,46 (120) — —
Literatur- u. Sprachwissenschaft | Allgemeine und vergleichende Literaturwissens- 1,39 (120) - -
chaft (FU)
Audiokommunikation und -technologie (TU) 1,71 (120) — —
Deutschsprachige Literatur mit den Schwerpunk-
ten
— Altere Literatur (FU) 1,42 (120) - -
— Neuere Literatur (FU) 1,46 (120) — —
Deutsche Literatur (HU) 1,08 (120) - -
Europdische Literaturen (HU) 1,53 (120) — —
Historische Linguistik (HU) 1,38 (120) — —




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

Kommunikation und Sprache mit den Schwerpunk-| 2,21 (120)
ten
— Medienwissenschaft (TU) 2,21 (120) — —
— Deutsch als Fremdsprache (TU) 2,21 (120) — —
— Sprach- u. Kommunikationswissenschaften (TU) | 2,21 (120) — —
Linguistik (HU) 1,55 (120) — —
Sprachen Europas (FU) 1,30 (120) — —
Philosophie Ethik, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,53 | 0,40
Philosophie/Ethik, LA 4 Sem. (HU) — -1 0,44
Philosophie (FU, HU) 1,43 (120) — —
Philosophie d.Wissens und d.Wissenschaften (TU) | 1,77 (120) — —
Religion und Kultur/Religion and Culture (HU) 1,28 (120) — —
Religionswissenschaft (FU) 1,47 (120) - -
Psychologie Psychologie (HU) 1,79 (120) — —
Psychologie mit den Schwerpunkten
— Arbeits-, Berufs- u. Wirtschaftspsychologie (FU) | 1,68 (120) — —
— Klinische Psychologie (FU) 1,71 (120) — —
Social Cognitive and Effective Neuroscience (FU) | 1,53 (120) — —
Romanistik Franzosisch, LA 4 Sem. (FU, HU) - 1,19 | 0,81
Franzosisch, LA 2 Sem. (FU, HU) - 0,69 | 0,44
Italienisch, LA 4 Sem. (FU, HU) - 1,19 |1 0,81
Romanische Literaturwissenschaft (FU) 1,42 (120) — —
Spanisch, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,19 | 0,81
Spanisch, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,69 | 0,44
Slawistik, Baltistik Russisch, LA 4 Sem. (HU) - 1,04 | 0,63
Russisch, LA 2 Sem. (HU) - 0,63 | 0,38
Slawische Literaturen (HU) 1,56 (120) - -
Slawische Sprachen (HU) 1,46 (120) — —
Sonderpadagogik Sonderpiddagogik (120 LP), LA 4 Sem. (HU) — - 1,19
Sonderpiddagogik (90 LP), LA 3 Sem. (HU) — 1,72 1 1,32
Gebérdensprachdolmetschen (HU) 1,86 (120) — —
Rehabilitationspadagogik (HU) 1,67 (120) — —
Theologie, Religionslehre Evangelische Theologie, LA 4 Sem. (HU) — 0,90 | 0,62
Evangelische Theologie, LA 2 Sem. (HU) — 0,58 | 0,42
Geschichte, Theorie und Praxis d. Jiidisch-Christli{ 1,32 (120) - -
chen Beziehungen/E.-L.-Ehrlich-Studiengang (FU)
Sport, Sportwissenschaft
Sport, LA 4 Sem. (HU) — 1,46 | 1,12
Sport, LA 2 Sem. (HU) — 0,751 0,48
Sportwissenschaft (HU) 1,41 (120) — —
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
Politikwissenschaften Internationale Beziehungen (Kooperation FU, HU | 1,59 (120) - -
und Universitédt Potsdam)
Medien und Politische Kommunikation (FU) 1,59 (120) — —
Politikwissenschaft (FU) 1,43 (120) — —
Rechtswissenschaften Europdisches Recht und Rechtsvergleich (HU) 0,65 (60) — —
Regionalwissenschaften British Studies, 4 Sem. (HU) 2,08 (120) - -
British Studies, 3 Sem. (HU) 1,98 (90) — —
Interdisziplinire Lateinamerikastudien (FU) 1,87 (120) — —
Kulturen Mittel- und Osteuropas (HU) 1,52 (120) — —
Osteuropastudien (FU) 2,01 (120) — —
Romanische Kulturen (HU) 1,55 (120) — —
Sozialwissenschaften Research Training Program in Social Sciences (HU) 1,17 (60) — —
Sozialkunde, LA 4 Sem. (FU) - 1,39 | 1,10




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

Sozialkunde, LA 2 Sem. (FU) - 0,63 | 0,53
Sozialwissenschaften (HU) 1,57 (120) — —
Sozialwissenschaften/Euromasters (HU) 1,02 (120) — —
Sozialwissenschaften/TransAtlantic Masters (HU) | 1,02 (120) — —
Sozialwissenschaften/German-Turkish Masters 0,81 (120) - -
Program in Social Sciences (HU)
Soziologie — Europiische Gesellschaften (FU) 1,73 (120) — —
Soziologie technikwissenschaftlicher Richtung (TU) 1,96 (120) — —
Wissenschaftsforschung (HU) 1,58 (120) — —

Wirtschaftswissenschaften Arbeitslehre, LA 2 Sem. (TU) - 1,13 | 0,54
Betriebliches Rechnungswesen, LA 4 Sem. (HU) — — 10,54
Betriebswirtschaftslehre (HU) 1,29 (120) — —
Economics (FU) 1,40 (120) — —
Economics and Management Science/MEMS (HU)| 1,41 (120) — —
Finance, Accounting and Taxation (FU) 1,57 (120) — —
Industrial and Network Economics (TU) 1,70 (120) — —
Innovation Management and Entrepreneurship (TU) 1,52 (120) - -
Management und Marketing (FU) 2,02 (120) — —
Public Economics (FU) 1,33 (120) — —
Volkswirtschaftslehre (HU) 1,35 (120) — —
Wirtschaftspidagogik, LA 4 Sem. (HU) — 1,04 —

Mathematik, Naturwissenschaften

Biologie Biodiversitit, Evolution und Okologie (FU) 2,75 (120) — —
Biologie (FU) 2,72 (120) — —
Biologie, LA 4 Sem. (FU, HU) - 1,44 | 1,08
Biologie, LA 2 Sem. (FU, HU) - 0,74 | 0,50
Molekulare Lebenswissenschaft (HU) 2,07 (120) — —
Organismische Biologie und Evolution (HU) 2,04 (120) — —

Chemie Chemie (FU, TU) 2,12 (120) — —
Chemie (HU) 1,68 (120) — —
Chemie, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,23 ] 0,80
Chemie, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,70 | 0,47
Polymer Science (Kooperation FU, HU, TU und 2,65 (120) - -
Universitéit Potsdam)

Geographie Geographie mit Schwerpunkt:
— Geographische Entwicklungsforschung (FU) 2,02 (120) — —
— Terrestrische Systeme (FU) 1,97 (120) — —
— Umwelthydrologie (FU) 1,99 (120) — —
Geographie, LA 4 Sem. (HU) — 1,22 1 0,79
Geographie, LA 2 Sem. (HU) — 0,68 | 0,42
Geographie der GroBistadt — Humangeographie (HU) 1,59 (120) - -
Physische Geographie von Mensch-Umwelt-Sys- | 1,58 (120) - -
temen (HU)

Geowissenschaften Geologische Wissenschaften (FU) 2,16 (120) — —
Meteorologie (FU) 1,96 (120) — —

Informatik Bioinformatik (FU) 1,63 (120) — —
Computational Neuroscience (Kooperation HU/TU]) 1,46 (120) - -
Informatik (FU) 1,62 (120) — —
Informatik (TU) 1,51 (120) — —
Informatik (HU) 1,63 (120) — —
Informatik, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,28 | 0,93
Informatik, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,73 | 0,47
Wirtschaftsinformatik (HU) 1,38 (120) — —

Mathematik Mathematik (FU) 1,53 (120) — —
Mathematik (HU) 1,38 (120) — —




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule)

Curricularnormwerte bzw.
Curricularanteile 2

Mathematik (TU) 1,25 (120) — —
Mathematik, LA 4 Sem. (FU, HU) - 1,21 | 0,78
Mathematik, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,68 | 0,47
Scientific Computing (TU) 1,30 (120) — —
Statistik (Kooperation FU, HU, TU und Charité) 1,30 (120) — —
Technomathematik (TU) 1,22 (120) — —
Wirtschaftsmathematik (TU) 1,33 (120) — —

Physik, Astronomie Biophysik (HU) 1,93 (120) — —
Physics (FU) 1,57 (120) — —
Physik (HU) 1,88 (120) — —
Physik (TU) 1,83 (120) — —
Physik, LA 4 Sem. (FU, HU) — 1,33 ] 0,83
Physik, LA 2 Sem. (FU, HU) — 0,78 | 0,54

Agrar-, Forst- und Ernihrungswissenschaften
Agrardkonomik/Agricultural Economics (HU) 1,61 (120) — —
Arid Land Studies/ ATLANTIS (HU) 1,39 (120) — —
Fishery Science and Aquaculture (HU) 1,32 (120) — —
Horticultural Science (HU) 1,23 (120) - -
Integrated Natural Resource Management (HU) 1,32 (120) — —
Land- und Gartenbauwissenschaft, LA 4 Sem. (HU — 1,15 —
Prozess- und Qualitdtsmanagement (HU) 1,23 (120) — —
Rural Development (HU) 1,56 (120) - -

Ingenieurwissenschaften

Architektur Architektur (TU) 2,51 (120) — —
Denkmalpflege (TU) 3,50 (120) — —
Urban Design (TU) 2,68 (120) — —

Bauingeniecurwesen Bauingenieurwesen (TU) 1,90 (120) — —
Bautechnik/Bauingenieurwesen, LA 4 Sem. (TU) — 2,39 —

Elektrotechnik Elektrotechnik (TU) 1,51 (120) — —
Elektrotechnik, LA 4 Sem. (TU) — 1,6
Technische Informatik (TU) 1,58 (120) - -

Ingenieurwesen allgemein Biotechnologie (TU) 1,83 (120) — —
Brauerei- und Getrdnketechnologie (TU) 1,91 (120) — —
Geotechnologie (TU) 2,02 (120) — —
Human Factors (TU) 2,21 (120) — —
Process Energy and Environmental Systems Engi- | 2,07 (120) - -
neering/Prozess-, Energie- und Umweltsystemtech-
nik (TU)

Maschinenbau/Verfahrenstechnik| Biomedizinische Technik (TU) 2,11 (120) — —
Energie- und Verfahrenstechnik (TU) 2,32 (120) — —
Erndhrungswissenschaft/Lebensmittelwissenschaft, - 1,60 -
LA 4 Sem. (TU)

Gebaudetechnik, bisher Energie- und Gebaude- 1,65 (120) - -
technik (TU)

Informationstechnik im Maschinenwesen — Com- | 2,78 (120) - -
putational, Engineering Science (TU)

Maschinenbau (TU) 2,47 (120) — —
Metalltechnik, LA 4 Sem. (TU) — 2,39
Physikalische Ingenieurwissenschaft (TU) 2,26 (120) — —
Produktionstechnik (TU) 2,16 (120) — —
Regenerative Energiesysteme (TU) 2,24 (120) — —
Werkstoffwissenschaften (TU) 1,89 (120) — —

Raumplanung Environmental Planing (Umweltplanung) (TU) 1,50 (120) - -
Land- und Gartenbauwissenschaften/ Land- - 1,60 -

schaftsgestaltung, LA 4 Sem. (TU)




Curricularnormwerte bzw.

Fachergruppe und Studienbereich Studiengang bzw. Studienfach (Hochschule) Curricularanteile 2
Landschaftsarchitektur (TU) 2,51 (120) — —
Stadt- und Regionalplanung (TU) 2,71 (120) — —
Stadtokologie/Urban Ecosystem Science (TU) 2,29 (120) — —
Technischer Umweltschutz (TU) 2,47 (120) — —
Verkehrstechnik, Nautik Automotive Systems (TU) 2,50 (120) — —
Fahrzeugtechnik (TU) 2,22 (120) — —
Luft- und Raumfahrttechnik (TU) 2,30 (120) - -
Planung und Betrieb im Verkehrswesen (TU) 2,30 (120) — —
Schiffs- und Meerestechnik (TU) 2,27 (120) — —
Vermessungswesen Geodesy and Geoinformation Science (TU) 2,36 (120) — —
Wirtschaftsingenieurwesen Wirtschaftsingenieurwesen (TU) 1,89 (120) — —
Kunst, Kunstwissenschaft
Filmwissenschaft (FU) 1,49 (120) — —
Kunst- und Bildgeschichte (HU) 1,17 (120) — —
Kunstgeschichte im globalen Kontext mit den
Schwerpunkten
— Afrika (FU) 1,63 (120) — —
— Europa und Amerika (FU) 1,53 (120) — —
— Ostasien (FU) 1,57 (120) — —
Musikwissenschaft (FU) 1,46 (120) — —
Musikwissenschaft (HU) 1,17 (120) — —
Tanzwissenschaft (FU) 1,46 (120) — —
Theaterwissenschaft (FU) 1,65 (120) — —
Abkiirzungen: LA Studiengang mit dem Berufsziel Lehramt
LA-Bezug Studienfach mit Lehramtsbezug (in Kombinationsstudiengéngen)
LA-Option Studienfach mit Lehramtsoption (in Kombinationsstudiengéngen)
FU Freie Universitit Berlin
HU Humboldt-Universitét zu Berlin
TU Technische Universitit Berlin
Charité Charité — Universitdtsmedizin Berlin

II. Fachhochschulen

a) Studiengiinge mit Abschluss Bachelor

Fachergruppe und Studienbereich Studiengang (Hochschule) Curricularnormwert
(LP)
Sprach- und Kulturwissenschaften
| Museumskunde (HTW) 4,45 (180)

Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften

Rechtswissenschaften Offentliche Verwaltung — Fernstudium (HWR) 1,81 (180)
Recht (Ius) (HWR) 3,80 (180)
Rechtsmanagement (HWR) 3,57 (210)
Sicherheitsmanagement (HWR) 4,78 (180)
Wirtschaftsrecht (HWR) 4,94 (210)
Wirtschaftsrecht (HTW) 4,65 (210)

Sozialwesen Erziehung und Bildung im Kindesalter (ASH) 5,30 (210)
Soziale Arbeit (ASH) 5,61 (210)
Soziale Arbeit/ BASA, Online-Fernstudiengang (ASH) 5,65 (210)

Wirtschaftswissenschaften Betriebswirtschaftslehre — dual (HWR) 3,29 (180)
Betriebswirtschaftslehre — dual (BHT) 3,75 (210)
Betriebswirtschaftslehre (HTW) 4,58 (210)
Betriebswirtschaftslehre — Fernstudium (HTW) 3,27 (180)

Business Administration (HWR)

4,78 (210)




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang (Hochschule)

Curricularnormwert

(LP)
Business Administration — Abendstudium (HWR) 4,78 (180)
Economics (HWR) 4,74 (210)
Immobilienwirtschaft (HTW) 4,63 (210)
International Business (HTW) 4,70 (210)
International Business (HWR) 4,81 (240)
International Business Management (HWR) 5,97 (240)
Internationales Management (HWR) 4,89 (210)
Offentliche Verwaltungswirtschaft (HWR) 4,00 (180)
Public Management (HWR in Kooperation mit HTW) 4,13 (180)
Unternehmensgriindung u. -nachfolge — berufsbegleitend| 4,80 (210)
Wirtschaft und Politik (HTW) 4,67 (210)
Wirtschaftskommunikation (HTW) 4,00 (180)
Mathematik, Naturwissenschaften
Geowissenschaften Geoinformation (BHT) 4,45 (180)
Kartographie und Geomedien (BHT) 4,70 (180)
Vermessungswesen und Geomatik (BHT) 4,70 (180)
Informatik Angewandte Informatik (HTW) 5,02 (180)
Informatik und Wirtschaft (HTW) 4,75 (180)
Medieninformatik (BHT) 4,81 (180)
Medieninformatik — online (BHT) 4,76 (180)
Medieninformatik, internationaler Studiengang (HTW) 4,95 (180)
Wirtschaftsinformatik — online (BHT) 4,76 (180)
Umweltinformatik (HTW) 4,95 (180)
Verwaltungsinformatik (HWR) 4,48 (210)
Wirtschaftsinformatik (HTW) 4,75 (180)
Wirtschaftsinformatik (HWR) 5,97 (210)
Mathematik Mathematik (BHT) 5,60 (210)
Wirtschaftsmathematik (HTW) 5,10 (210)
Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften
Gesundheits- und Pflegemanagement (ASH) 5,10 (180)
Physiotherapie/Ergotherapie (ASH) 5,87 (210)
Agrar-, Forst- und Ernihrungswissenschaften
Gartenbau (BHT) 4,50 (180)
Landschaftsarchitektur (BHT) 4,47 (180)
Lebensmitteltechnologie (BHT) 5,10 (180)
Ingenieurwissenschaften
Architektur Architektur (BHT) 5,00 (180)
Bauingenieurwesen Bauingenieurwesen (BHT) 5,24 (210)
Bauingenieurwesen (HTW) 4,95 (180)
Umweltingenieurwesen/Bau (BHT) 5,07 (210)
Elektrotechnik Elektronik und Kommunikationssysteme (BHT) 5,35 (210)
Elektronische Systeme — dual (BHT) 4,88 (210)
Elektrotechnik (BHT) 5,25 (210)
Elektrotechnik (HTW) 4,95 (180)
Technische Informatik (BHT) 5,40 (210)
Ingenicurwesen allgemein Computer Engineering (HTW) 5,67 (210)
Facility Management (HTW in Kooperation mit BHT) 4,85 (180)
Gebdudeenergie- und -informationstechnik (HTW) 4,85 (180)
Informationstechnik/Vernetzte Systeme (HTW) 4,80 (180)
Ingenieurinformatik (HTW) 4,95 (180)
Life Science Engineering (HTW) 4,95 (180)
Mechatronik (BHT) 5,10 (210)
Mikrosystemtechnik (HTW) 5,67 (210)
Nachrichtentechnik (HTW) 4,85 (180)




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang (Hochschule)

Curricularnormwert

(LP)
Umwelttechnik/Regenerative Energien (HTW) 5,67 (210)
Veranstaltungstechnik und -management (BHT) 5,07 (210)
Maschinenbau/Verfahrenstechnik| Audiovisuelle Medien (BHT) 6,25 (240)
Augenoptik/Optometrie (BHT) 5,37 (210)
Bekleidungstechnik/Konfektion (HTW) 5,67 (210)
Biotechnologie (BHT) 5,14 (180)
Druck- und Medientechnik (BHT) 4,95 (180)
Gebédude- und Energietechnik (BHT) 4,96 (180)
Maschinenbau (HTW) 4,95 (180)
Maschinenbau — Fernstudium (HTW) 3,95 (180)
Maschinenbau/Erneuerbare Energien (BHT) 5,10 (210)
Maschinenbau/Konstruktionstechnik (BHT) 5,12 (210)
Maschinenbau/Produktionstechnik (BHT) 5,20 (210)
Pharma- und Chemietechnik (BHT) 4,89 (210)
Physikalische Technik/Medizinphysik (BHT) 4,45 (180)
Theatertechnik (BHT) 5,17 (210)
Verfahrens- und Umwelttechnik (BHT) 5,21 (210)
Verpackungstechnik/Packaging Technology (BHT) 4,31 (180)
Verkehrstechnik, Nautik Fahrzeugtechnik (HTW) 4,95 (180)
Wirtschaftsingenieurwesen Wirtschaftsingenieurwesen (HTW) 5,28 (210)
Wirtschaftsingenieurwesen — Fernstudium (HTW) 3,67 (180)
Wirtschaftsingenieurwesen Umwelt und Nachhaltigkeit 5,36 (210)
(BHT in Kooperation mit HWR)
Wirtschaftsingenieurwesen/Bauwesen (BHT) 5,02 (210)
Wirtschaftsingenieurwesen/Maschinenbau (BHT) 5,07 (210)
Wirtschaftsingenieurwesen — online (BHT) 4,70 (210)
Kunst, Kunstwissenschaft
Game Design (HTW) 5,67 (210)
Industrial Design (HTW) 5,57 (210)
Kommunikationsdesign (HTW) 6,32 (240)
Konservierung u. Restauration/Grabungstechnik (HTW) 5,40 (210)
Modedesign (HTW) 5,67 (210)

b) Studiengénge mit Abschluss Master

Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang (Hochschule)

Curricularnormwert

(LP)
Sprach- und Kulturwissenschaften
| Museumsmanagement und -kommunikation (HTW) 4,20 (120)
Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
Rechtswissenschaften Recht fiir die 6ffentliche Verwaltung (HWR) 2,95 (120)
Unternehmensrecht im internationalen Kontext (HWR) 1,34 (90)
Wirtschaftsrecht (HTW) 1,64 (90)
Sozialwesen Praxisforschung in Sozialer Arbeit u. Pddagogik (ASH) 2,55 (90)
Wirtschaftswissenschaften Accounting and Controlling (HWR) 1,57 (90)
Arbeits- und Personalmanagement (HTW) 1,64 (90)
Finance, Accounting, Corporate Law a. Taxation (HTW) 1,64 (90)
Industrial Sales and Innovation Management (HTW) 1,63 (90)
International and Development Economics (HTW) 1,65 (90)
International Business (HTW) 1,60 (90)
International Business and Consulting (HWR) 1,80 (90)
International Economics (HWR) 1,34 (90)
International Finance (HWR) 1,34 (90)

International Marketing Management (HWR)

1,34 (90)




Fachergruppe und Studienbereich

Studiengang (Hochschule)

Curricularnormwert

(LP)
Management und Beratung — online (BHT) 1,50 (90)
Nonprofit Management und Public Governance (HWR 2,73 (120)
in Kooperation mit HTW)
Political Economy of European Integration (HWR) 1,34 (90)
Wirtschaftskommunikation (HTW) 2,53 (120)
Mathematik, Naturwissenschaften
Geowissenschaften Geodatenerfassung und -visualisierung (BHT) 2,81 (120)
Geoinformation (BHT) 2,45 (120)
Informatik Angewandte Informatik (HTW) 3,15 (120)
Betriebliche Umweltinformatik (HTW) 4,30 (120)
Medieninformatik (BHT) 2,79 (120)
Medieninformatik — online-Fernstudium (BHT) 2,75 (120)
Medieninformatik, internationaler Studiengang (HTW) 3,05 (120)
Technische Informatik/Embedded Systems (BHT) 2,15 (90)
Wirtschaftsinformatik (HTW) 2,85 (120)
Mathematik Finanzdienstleistungen/Risikomanagement (HTW) 2,00 (90)
Humanmedizin/Gesundheitswissenschaften
Management und Qualitdtsentwicklung im Gesund- 3,02 (120)
heitswesen (ASH)
Agrar-, Forst- und Ernihrungswissenschaften
Lebensmitteltechnologie (BHT) 3,07 (120)
Urbanes Pflanzen- und Freiraum Management (BHT) 2,88 (120)
Ingenieurwissenschaften
Architektur Architektur (BHT) 3,12 (120)
Bauingenieurwesen Bauingenieurwesen (HTW) 3,30 (120)
Construction and Real Estate Management (HTW in 2,40 (120)
internationaler Kooperation)
Konstruktiver Hoch- und Ingenicurbau (BHT) 2,49 (90)
Urbane Infrastrukturplanung/Verkehr und Wasser (BHT) 2,41 (90)
Elektrotechnik Automatisierungssysteme (BHT) 1,95 (90)
Kommunikations- und Informationstechnik (BHT) 1,75 (90)
Ingenieurwesen allgemein Angewandte Automation (HTW) 3,33 (120)
Facility Management (HTW in Kooperation mit BHT) 2,65 (120)
Informations- und Kommunikationstechnik (HTW) 3,30 (120)
Life Science Engineering (HTW) 4,20 (120)
Mechatronik (BHT) 1,95 (90)
Systems Engineering (HTW) 2,08 (90)
Veranstaltungstechnik und -management (BHT) 2,16 (90)
Umwelttechnik/Regenerative Energien (HTW) 2,30 (90)
Maschinenbau/Verfahrenstechnik| Augenoptik/Optometrie (BHT) 1,64 (90)
Bekleidungstechnik/Konfektion (HTW) 2,48 (90)
Biotechnologie (BHT) 2,23 (120)
Druck- und Medientechnik (BHT) 2,75 (120)
Gebdudetechnik und Energiemanagement (BHT) 3,40 (120)
Maschinenbau (HTW) 3,30 (120)
Maschinenbau-Konstruktionstechnik und Erneuerbare 1,86 (90)
Energien (BHT)
Maschinenbau-Produktionssysteme (BHT) 2,01 (90)
Pharma- und Chemietechnik (BHT) 2,13 (90)
Physikalische Technik/Medizinphysik (BHT) 2,50 (120)
Verfahrenstechnik (BHT) 2,10 (90)
Verpackungstechnik/Packaging Technology (BHT) 2,85 (120)
Verkehrstechnik, Nautik Fahrzeugtechnik (HTW) 2,78 (120)
Wirtschaftsingenieurwesen Mathematik/Computational Engineering (BHT) 2,43 (90)
Wirtschaftsingenieurwesen/Bauwesen und Maschinen- 2,53 (90)




Fachergruppe und Studienbereich Studiengang (Hochschule) Curricularnormwert
(LP)
bau (BHT)
Wirtschaftsingenieurwesen (HTW) 2,15 (90)
Wirtschaftsingenieurwesen/Energie und Umweltres- 1,35 (90)
sourcen (BHT in Kooperation mit HWR)
Wirtschaftsingenieurwesen/Projektmanagement (BHT) 2,28 (90)
Kunst, Kunstwissenschaft
Konservierung und Restaurierung (HTW) 3,15 (120)
Landschaftsarchéologie (HTW) 3,00 (120)
Modedesign (HTW) 2,48 (90)

Abkiirzungen: ASH  Alice Salomon Hochschule fiir Sozialarbeit
BHT  Beuth Hochschule fiir Technik
HTW  Hochschule fiir Technik und Wirtschaft
HWR  Hochschule fiir Wirtschaft und Recht

II1. Bildung von Curricularanteilen in Studiengidngen mit Abschluss Bachelor oder Master (§ 13 Absatz 3 und 4)
1. Verfahren

Der Curricularnormwert (CNW) eines Studienganges ergibt sich als Summe der Curricularanteile (CA) der ein-
zelnen nach Studien- und Priifungsordnung erforderlichen Lehrveranstaltungen und der Betreuungsfaktoren bei

Wahlveranstaltungen und Studienabschlussarbeiten. Fiir die Ermittlung der Lehrnachfrage in den einzelnen Leh-
reinheiten und die Bildung von Curricularanteilen gilt:

R
IR

k(vpk =fi /g ) == kbk
= k(quEfk/gk)

IR

c4,
CA,
2. Verzeichnis der benutzten Symbole:

bk Fiir die Lehrveranstaltungsart k festgesetzter Betreuungsfaktor, der das Maf3 der durchschnittlichen

Inanspruchnahme der Lehrperson durch die Betreuung einer Wahlveranstaltung oder Studienab-
schlussarbeit, gemessen in Deputatstunden, ausdriickt

CA Anteil am Curricularnormwert (Curricularanteil) des zugeordneten Studiengangs p, der auf die Leh-
? reinheit entfallt (§ 13 Absatz 4)

CA Anteil am Curricularnormwert (Curricularanteil) des nicht zugeordneten Studiengangs q, der von der
g Lehreinheit als Dienstleistung zu erbringen ist (§ 13 Absatz 4)

fk Fiir die Lehrveranstaltungsart k festgesetzter Anrechnungsfaktor, der das Maf} der durchschnittlichen

Inanspruchnahme der Lehrperson durch Vorbereitung, Durchfiihrung, Nachbereitung und Priifungs-
aufwand fiir eine Lehrveranstaltungsstunde ausdriickt

g, Fiir die jeweilige Lehrveranstaltungsart angesetzte Gruppengrofle bzw. Betreuungsrelation
V. Anzahl der Stunden der Lehrveranstaltungsart k, die eine Studentin bzw. ein Student des zugeordne-
P

ten Studienganges p wihrend des gesamten Studiums in der Lehreinheit nachfragt, gemessen in Se-

mesterwochenstunden (SWS)

V Anzahl der Stunden der Lehrveranstaltungsart k, die eine Studentin bzw. ein Student des nicht zuge-
o ordneten Studienganges q wéihrend des gesamten Studiums in der Lehreinheit nachfragt, gemessen in

Semesterwochenstunden (SWS)

3. Festlegung der Veranstaltungsarten (k), Anrechnungsfaktoren (f), Betreuungsrelationen (g) und Betreuungs-
faktoren (b)

Lehrveranstaltungstyp A

Beschreibung: Klassische Frontallehrveranstaltung zur Vermittlung von Fakten und Methoden mit kurzen Inter-




aktionen zwischen Lehrenden und Studierenden, Ubungsanteile sind moglich

k

& = w |~ DR —

=

(V)]

Vorlesung in rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Bachelorstudiengéngen,
Serviceveranstaltung fiir ingenieurwissenschaftliche Bachelorstudiengénge

Anrechnungsfaktor: 1,0
Betreuungsrelation: 180
Vorlesung in rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Masterstudiengéngen, Vorlesungen in
Bachelorstudiengédngen (aufer rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Fécher)
Anrechnungsfaktor: 1,0
Betreuungsrelation: 120

Vorlesung in Masterstudiengéngen (auBer rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Facher)

Anrechnungsfaktor: 1,0
Betreuungsrelation: 90

Grundkurs, Einfiihrungskurs, Vorlesung mit unmittelbarer studienbegleitender Priifung,
Vertiefungsvorlesung, Wahlpflichtvorlesung, Lehrvortrag an Fachhochschulen, Ubung, Klausuriibung,
Repetitorium

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 60
Seminaristischer Lehrvortrag an Fachhochschulen

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 40

Lehrveranstaltungstyp B

Beschreibung: Veranstaltung mit aktiven Beitrdgen der Studierenden (die Veranstaltungsarten k = 6 und k = 8
sind nur in Verbindung mit oder aufbauend auf Veranstaltungstyp A vorzusehen)

k=
6

oo =
Il

Seminar, Proseminar, Ubung in Natur- und Ingenieurwissenschaften, Methodeniibung,
Konversationsiibung, Integrierte Veranstaltung, Lernwerkstatt, Kolloquium

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 30
Seminaristischer Unterricht

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 35
Ubung an Fachhochschulen

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 20
Seminar am PC mit Anwendung von Spezialsoftware

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 20
Praxisiibung in Klinischer Psychologie

Anrechnungsfaktor: 1,0

Betreuungsrelation: 10

Lehrveranstaltungstyp C

Beschreibung: Veranstaltung mit intensiver Interaktion zwischen Lehrenden und Studierenden, Erarbeitung vor-



wiegend neuer Problemstellungen mit wissenschaftlichen Methoden im Wechsel von Vortrag und Diskussion;
Studenten erarbeiten selbstindig lingere Beitrdge, prasentieren Losungen und referieren iiber eigene oder fremde
Arbeiten (die Anzahl der Lehrveranstaltungen in Lehrveranstaltungstyp C darf je Studiengang — Bachelor oder
Master — an Universitdten hochstens acht, an Fachhochschulen hdchstens fiinf betragen)

k= An Universititen: Hauptseminar, Oberseminar, Projektseminar, Vertiefungsseminar, Praxisseminar,
11 Lehrforschungsprojekt, Lektiirekurs, Action-Learning, Abschlusskolloquium
Anrechnungsfaktor: 1,0
Betreuungsrelation: 15
k= An Fachhochschulen: Seminar, Projektseminar, Vertiefungsseminar, Action-Learning,
12 Abschlusskolloquium
Anrechnungsfaktor: 1,0
Betreuungsrelation: 20

Lehrveranstaltungstyp D

Beschreibung: Veranstaltung mit weitgehend selbstindiger (Gruppen-)Arbeit der Studierenden, Erwerb und Ver-
tiefung von Kenntnissen durch Bearbeitung wissenschaftlicher, praktischer oder experimenteller Aufgaben; Leh-
render leitet die Studierenden an; Studierende fithren Beobachtungen, Arbeiten und Versuche durch, wenden ihre
Kenntnisse an, ziehen wissenschaftliche Schlussfolgerungen

k= Projektmodul, problemorientiertes Lernen
13
Anrechnungsfaktor: 0,5
Betreuungsrelation: 20
= An Universitdten: internes Praktikum in Natur- und Ingenieurwissenschaften, kiinstlerischer
14 Gruppenunterricht, Geldndepraktikum, Schulpraktikum
Anrechnungsfaktor: 0,5
Betreuungsrelation: 15
k= An Universitdten: Laborpraktikum Arbeitssicherheit, sicherheitsrelevantes Praktikum, Grabung
15
Anrechnungsfaktor: 0,5
Betreuungsrelation: 12

= An Fachhochschulen: Praktische Ubung, Laborpraktikum, Studioarbeit

16
Anrechnungsfaktor: 1,0
Betreuungsrelation: 20
= Kleingruppenprojekt, betreutes externes Praktikum
17
Anrechnungsfaktor: 0,1
Betreuungsrelation: 5
k= Exkursion
18
Anrechnungsfaktor: 0,3

Betreuungsrelation: ~ 15-30

Lehrveranstaltungstyp E )
Beschreibung: Veranstaltung zum Uben und Trainieren praktischer Fahigkeiten mit geringerem Vorbereitungs-
aufwand fiir Lehrende

k=19 Praktischer Kurs, Trainingskurs, Kurse zur Sprachvermittlung im Sprachlabor
Anrechnungsfaktor: 0,5
Betreuungsrelation: ~ 20-25

Lehrveranstaltungstyp F
Beschreibung: Veranstaltungen zum iiberfachlichen Kompetenzerwerb, die die Studierenden aus den Veranstalt-
ungstypen A bis E und dem Angebot aller Lehreinheiten frei wéhlen konnen



k=20 Wahlveranstaltungen
Betreuungsfaktor je Leistungspunkt: 0,02

Lehrveranstaltungstyp G
Beschreibung: Eigenstindige Anwendung wissenschaftlicher oder kiinstlerischer Methoden, erworbener Kennt-

nisse und Fahigkeiten auf neue Problemstellungen in Studienabschlussarbeiten; Lehrender unterrichtet sich in
bestimmten Zeitabstéinden iiber den Stand der Arbeiten und gibt Anregungen; Studierende arbeiten weitgehend

selbstindig (Betreuungsfaktor umfasst begleitende Veranstaltungen)

k=21 Bachelorarbeit
k=22 Masterarbeit

k=23 Masterarbeit auf der Basis experimenteller Laborarbeit

[1] Anlage 2 gednd. mWv 24. 3. 2004 durch VO v. 11. 3.
2004 (GVBL. S. 119); gedind. mWyv 1. 4. 2012 durch VO
v.5.3.2012 (GVBL S. 68).

2 [Amtl. Anm.:] Der Curricularnormwert gilt, sofern
nicht anders angegeben, fiir einen sechssemestrigen Stu-
diengang im Umfang von 180 Leistungspunkten (LP),
wie sie nach dem European Credit Transfer System ver-
geben werden. Er ergibt sich durch Addition der
angegebenen Curricularanteile der am Studiengang betei-
ligten Studienfédcher. Sofern fiir ein Fach oder ein Modul-
angebot weniger als 60 Leistungspunkte vorgesehen sind,
ist der entsprechende Curricularanteil nach dem prozen-
tualen Verhéltnis der Leistungspunkte aus dem Wert des
60 Leistungspunkte umfassenden Zweitfaches bzw., so-
weit ein solcher Wert fiir ein Zweitfach nicht angegeben
ist, aus dem Wert des fachwissenschaftlichen Vollfaches
(VF) abzuleiten.

3 [Amtl. Anm.:] In Studiengéngen, die sich im Wesentli-
chen auf ein Studienfach beziehen (sogenannte Monostu-
diengdnge), ergibt sich der Curricularnormwert aus den
angegebenen Curricularanteilen des fachwissenschaftlic-
hen Vollfaches (VF), den Curricularanteilen fiir affine
Module bzw. fiir ein fachwissenschaftliches Beifach und
der Angebote zur allgemeinen Berufsvorbereitung bzw.
der berufsfeldbezogenen Zusatzqualifikation. Sofern die-
se Angebote innerhalb der fachwissenschaftlichen Leh-
reinheiten erbracht werden, ist dies in den jeweiligen
Curricularanteilen bereits beriicksichtigt. Die als Klam-
merzusatz angegebenen Leistungspunkte zeigen an, auf
welchen Studienumfang sich die festgesetzten Curricu-
laranteile beziehen.

4 [Amtl. Anm.:] In Studiengéngen, in denen zwei
Studienfécher kombiniert werden, ergibt sich der Curricu-
larnormwert aus den angegebenen Curricularanteilen des
in der Regel 90 Leistungspunkte umfassenden fachwis-
senschaftlichen Kernfaches (KF), je nach gewéhlter Fa-
cherkombination eines 60 Leistungspunkte umfassenden
fachwissenschaftlichen Zweitfaches (ZF) und der in der
Regel 30 Leistungspunkte umfassenden Angebote zur all-
gemeinen Berufsvorbereitung bzw. der berufsfeldbezoge-
nen Zusatzqualifikation. Sofern diese Angebote innerhalb
der fachwissenschaftlichen Lehreinheiten erbracht wer-
den, ist dies in den jeweiligen Curricularanteilen bereits
beriicksichtigt. In Studiengdngen mit Lehramtsoption
bzw. Lehramtsbezug sind die Curricularanteile fiir die
fachdidaktische Ausbildung bzw. die Lernbereichswiss-
enschaften in den Curricularanteilen des jeweiligen Fa-

Betreuungsfaktor: 0,2-0,3
Betreuungsfaktor: 0,3-0,4
Betreuungsfaktor: 0,5-0,6

ches anteilig enthalten. Der Curricularnormwert fiir den
Studiengang ergibt sich in diesen Féllen — je nach ge-
wiahlter Facherkombination — aus der Summe der
angegebenen Curricularanteile der beiden fachwissen-
schaftlichen Fécher einschlieBlich der fachdidaktischen
Anteile, zuziiglich des Curricularanteils fiir die lehramts-
bezogenen Berufswissenschaften (einschlieflich des Mo-
duls Deutsch als Zweitsprache) in Hohe von insgesamt
0,27 fiir die Freie Universitit Berlin und 0,36 fiir die
Humboldt-Universitdt zu Berlin.

5 [Amtl. Anm.:] In Studiengédngen, in denen zwei
Studienfdcher kombiniert werden, ergibt sich der Curricu-
larnormwert aus den angegebenen Curricularanteilen des
in der Regel 90 Leistungspunkte umfassenden fachwis-
senschaftlichen Kernfaches (KF), je nach gewéhlter Fa-
cherkombination eines 60 Leistungspunkte umfassenden
fachwissenschaftlichen Zweitfaches (ZF) und der in der
Regel 30 Leistungspunkte umfassenden Angebote zur all-
gemeinen Berufsvorbereitung bzw. der berufsfeldbezoge-
nen Zusatzqualifikation. Sofern diese Angebote innerhalb
der fachwissenschaftlichen Lehreinheiten erbracht wer-
den, ist dies in den jeweiligen Curricularanteilen bereits
beriicksichtigt. In Studiengdngen mit Lehramtsoption
bzw. Lehramtsbezug sind die Curricularanteile fiir die
fachdidaktische Ausbildung bzw. die
Lernbereichswissenschaften in den Curricularanteilen des
jeweiligen Faches anteilig enthalten. Der Curricularnorm-
wert fiir den Studiengang ergibt sich in diesen Féllen — je
nach gewihlter Facherkombination — aus der Summe der
angegebenen Curricularanteile der beiden fachwissen-
schaftlichen Fécher einschlieflich der fachdidaktischen
Anteile, zuziiglich des Curricularanteils fiir die lehramts-
bezogenen Berufswissenschaften (einschliellich des Mo-
duls Deutsch als Zweitsprache) in Hohe von insgesamt
0,27 fiir die Freie Universitdt Berlin und 0,36 fiir die
Humboldt-Universitit zu Berlin.

6 [Amtl. Anm.:] Der in der Spalte Vollfach (VF) aufge-
fihrte Curricularnormwert gilt, sofern nicht anders ange-
geben, fiir einen viersemestrigen Studiengang im Umfang
von 120 Leistungspunkten (LP), wie sie nach dem Euro-
pean Credit Transfer System vergeben werden.

7 [Amtl. Anm.:] Der in der Spalte Vollfach (VF) aufge-
fithrte Curricularnormwert gilt, sofern nicht anders ange-
geben, fiir einen viersemestrigen Studiengang im Umfang



von 120 Leistungspunkten (LP), wie sie nach dem Euro-
pean Credit Transfer System vergeben werden.

8 [Amtl. Anm.:] In den Studiengéngen mit Abschluss
Master of Education (M. Ed.), in denen zwei Studienfa-
cher kombiniert werden, ergibt sich der Curricularnorm-
wert aus der Summe der Curricularanteile des ersten Fa-
ches (1. F.) und des zweiten Faches (2. F.). Die fachdi-
daktische Ausbildung und die Unterrichtspraktika sind in
den jeweiligen Féchern, die Curricularanteile fiir die er-
ziehungswissenschaftlichen  Studienanteile wund fiir
Deutsch als Zweitsprache sind im Curricularanteil des

ersten Faches enthalten.

9 [Amtl. Anm.:] In den Studiengéngen mit Abschluss
Master of Education (M. Ed.), in denen zwei Studienfa-
cher kombiniert werden, ergibt sich der Curricularnorm-
wert aus der Summe der Curricularanteile des ersten Fa-
ches (1. F.) und des zweiten Faches (2. F.). Die fachdi-
daktische Ausbildung und die Unterrichtspraktika sind in
den jeweiligen Féchern, die Curricularanteile fiir die er-
zichungswissenschaftlichen  Studienanteile und fiir
Deutsch als Zweitsprache sind im Curricularanteil des
ersten Faches enthalten.

Verordnung zur Regelung der Studienplatzvergabe in zulassungsbeschrankten
Studiengidngen durch die Hochschulen des Landes Berlin
(Hochschulzulassungsverordnung — HochschulzulassungsVO)

Vom 19. Februar 2001 i.d.F. des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVBL. 206)

Auf Grund des § 10 Nr. 2 des Berliner Hochschul-
zulassungsgesetzes vom 29. Mai 2000 (GVBI. S.
327) wird verordnet:

ErsterAbschnitt
I. Allgemeine Vorschriften

§1
Die Vorschriften dieser Verordnung regeln die Ver-
gabe von Studienplitzen in zulassungsbeschrinkten
Studiengéingen mit erstem berufsqualifizierenden
Abschluss durch die Hochschulen des Landes Ber-
lin.

§2
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung ist

Studienanfanger

ein Bewerber, der in dem Studiengang, fiir den er
die Zulassung beantragt, oder in einem gleichnami-
gen Studiengang noch nicht an einer Hochschule
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
eingeschrieben ist oder eingeschrieben war; Bewer-
ber, die in dem gewihlten oder in einem gleichna-
migen Studiengang bereits an einer Hochschule auf
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einge-
schrieben waren, kdnnen ihre Zulassung fiir diesen
Studiengang zu héheren Fachsemestern beantragen,

Vergabeverfahren

die auf einen Zulassungstermin (Sommersemester
oder Wintersemester) bezogene Vergabe von Studi-
enplétzen,

Hauptantrag
der Zulassungsantrag fiir den an erster Stelle ge-
nannten Studiengang,

Hilfsantrag

der Zulassungsantrag fiir den an zweiter Stelle ge-
nannten Studiengang,

Durchschnittsnote
die Gesamtnote oder Durchschnittsnote,

deutsche Hochschulzugangsberechtigung

eine auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land oder an einer deutschen Auslandsschule erwor-
bene Hochschulzugangsberechtigung.

§3

Frist und Form der Antrage
(1) Der Zulassungsantrag muss fiir das Sommerse-
mester bis zum 15. Januar, fur das Wintersemester
bis zum 15. Juli bei der Hochschule eingegangen
sein (Ausschlussfristen). Fiir Studiengénge, die ge-
meinsam mit einer ausldndischen Hochschule orga-
nisiert und durchgefiihrt werden, muss der Zulas-
sungsantrag fiir das Sommersemester bis zum 15.
November, fiir das Wintersemester bis zum 15. Mai
bei der Hochschule eingegangen sein (Ausschlussf-
risten). Antrage auf Zulassung auf Studienplétze au-
Berhalb der festgesetzten Zulassungszahlen miissen
fiir das Sommersemester bis zum 1. April, fiir das
Wintersemester bis zum 1. Oktober bei der Hoch-
schule eingegangen sein (Ausschlussfristen).
(2) Antrdge, die der Bewerber nach dieser Verord-
nung ergdnzend zum Zulassungsantrag stellen kann,
sind mit dem Zulassungsantrag zu stellen.
(3) Stellt ein Bewerber mehrere Zulassungsantrage,
wird nur iiber den letzten fristgerecht eingegange-
nen Zulassungsantrag entschieden.
(4) Die Hochschule bestimmt die Form des Zulas-
sungsantrags und der Antrdge nach Absatz 2. Sie
bestimmt auch die Unterlagen, die den Antrdgen
mindestens beizufiigen sind, sowie deren Form. Sie
ist nicht verpflichtet, den Sachverhalt vom Amts
wegen zu ermitteln. Zulassungsantrige konnen
durch Telefax, E-Mail oder sonstige elektronische



Medien allein nicht wirksam gestellt werden.

(5) Bewerber, die die Bewerbungsfristen versdumen
oder den Antrag nicht innerhalb dieser Fristen
formgerecht mit den erforderlichen Unterlagen stel-
len, sind vom Vergabeverfahren ausgeschlossen.

(6) Hat ein Bewerber in seinem Zulassungsantrag
gegeniiber der Zentralstelle fiir die Vergabe von
Studienpldtzen zu einer Studiengangkombination
Studiengéinge angegeben, die nicht von einem Ver-
fahren der Zentralstelle erfasst sind, gilt sein Zulas-
sungsantrag an die Zentralstelle im Fall der Zulas-
sung zugleich als form- und fristgerechter Zulas-
sungsantrag fiir diese Studienginge bei der im Zu-
lassungsbescheid genannten Hochschule; diese
kann die Vorlage weiterer Unterlagen innerhalb ei-
ner von ihr zu bestimmenden Ausschlussfrist ver-
langen.

(7) Bei Studiengangkombinationen wird die Zulas-
sung fiir jeden Teilstudiengang gesondert erteilt;
dies gilt nicht fiir Bachelor- und Masterstudiengén-

ge.

§4
Besondere Erklarungspflichten
Der Bewerber hat gegeniiber der Hochschule eine
Versicherung an Eides Statt dariiber abzugeben, ob
er bereits an einer deutschen Hochschule

1. als Student eingeschrieben ist oder war, gege-
benenfalls fiir welche Zeit er eingeschrieben
war sowie ob und wann er das Studium ge-
wechselt hat,

2. ein Studium erfolgreich abgeschlossen hat;
im Fall des Studiums an einer Hochschule in
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet erstreckt sich diese Ver-
pflichtung nur auf Studienzeiten nach dem
31. Mérz 1991 und auf Studienabschliisse
nach dem 30. September 1991.

§5
Zulassungsbescheid der Hochschule

Im Zulassungsbescheid bestimmt die Hochschule
einen Termin, bis zu dem der Bewerber die Ein-
schreibung vorzunehmen hat. Erfolgt die Einschrei-
bung nicht bis zu diesem Termin, wird der Zulas-
sungsbescheid unwirksam. Lehnt die Hochschule
eine Einschreibung des Bewerbers ab, weil die iibri-
gen Voraussetzungen filir die Aufnahme als Student
nicht vorliegen, wird der Zulassungsbescheid eben-
falls unwirksam.

I1. Auswahlverfahren fiir das 1. Fachsemester
§6
Zulassungsantrag
(1) Der Bewerber muss zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung die Hochschulzugangsberechtigung fiir den
gewihlten Studiengang besitzen. Legt der Bewerber
mehrere Hochschulzugangsberechtigungen vor, soll
er fur jeden gewéhlten Studiengang die Hochschul-

zugangsberechtigung bezeichnen, auf die er den Zu-
lassungsantrag stiitzt. Fehlt eine derartige Bezeich-
nung, wird dem Zulassungsantrag die zuerst erwor-
bene Hochschulzugangsberechtigung zugrunde ge-
legt.

(2) Absatz 1 gilt nicht fiir Bewerber, die in der Quo-
te nach § 7 Abs. 1 Satz 2 des Berliner Hochschul-
zulassungsgesetzes beriicksichtigt werden.

(3) Der Bewerber darf in seinem Zulassungsantrag
bis zu zwei Studienginge in einer Reihenfolge nen-
nen. Bewerber fiir ein Zweitstudium diirfen nur
einen Studiengang nennen.

§7
Ablauf des Verfahrens

(1) Zunéchst wird iiber die Hauptantridge entschie-
den (Hauptverfahren). Die dann noch verfiigbaren
Studienplédtze werden im Nachriickverfahren verge-
ben; hierbei wird auch iiber den Hilfsantrag ent-
schieden. An Nachriickverfahren nehmen alle Be-
werber teil, die bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht
zugelassen sind.
(2) Erfiillen die Bewerber die Voraussetzungen fiir
die Beriicksichtigung auf den einzelnen nach §§ 8
und 9 zu bildenden Ranglisten, werden sie auf allen
Ranglisten gefiihrt. Bei der Auswahl werden die
Ranglisten in folgender Reihenfolge beriicksichtigt:

1. Nicht wahrgenommener fritherer Zulas-

sungsanspruch nach § 11,

2. Zweitstudium,
Ergebnis des Auswahlverfahrens der Hoch-
schulen,
Grad der Qualifikation,
Wartezeit,
aullergewohnliche Harte,
Minderjdhrige mit Wohnsitz im Einzugsge-
biet der Hochschule bei einer sorgeberech-
tigten Person.
Im Rahmen des Auswahlverfahrens der Hochschu-
len nach § 13 kann eine von den Nummern 3 bis 5
abweichende Reihenfolge der Ranglisten bei der
Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber durch
Satzung der Hochschule festgelegt werden.
(3) Die nach Absatz 2 ausgewéhlten Bewerber lasst
die Hochschule nach den Vorschriften des § 5 zu.
(4) Die Hochschule kann durch eine Uberbuchung
der  Zulassungszahlen beriicksichtigen, dass
Studienplédtze voraussichtlich nicht angenommen
werden.
(5) Fordert die Hochschule bisher nicht zugelassene
Bewerber zu einer Erkldrung dariiber auf, ob sie im
Fall der Zulassung in Nachriickverfahren die Ein-
schreibung fiir den betreffenden Studiengang bean-
tragen werden, ist die Erkldrung bis zu einem von
der Hochschule zu bestimmenden Termin abzuge-
ben. Erkldrt sich ein Bewerber innerhalb dieser
Frist nicht oder erkléart er, dass er auf die Teilnahme
an Nachriickverfahren verzichtet, nimmt er insoweit
an weiteren Verfahren nicht teil.

had
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(6) In Nachriickverfahren gelten die Absétze 2 bis 5
entsprechend mit der MaB3gabe, dass zunichst nur
Bewerber beriicksichtigt werden, die den Studien-
gang im Hauptantrag genannt haben. Danach noch
verfligbare Studienplétze werden in der sich aus den
Benennungen ergebenden Reihenfolge an die Be-
werber vergeben, die den Studiengang in einem
Hilfsantrag genannt haben. Bei Hilfsantrdgen ent-
fallt die Quote nach Absatz 2 Nr. 3.

§8
Quoten

(1) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind
vorweg in der Regel 5 vom Hundert fiir die Zulas-
sung von Ausldndern und staatenlosen Bewerbern
abzuziehen, soweit sie nicht Deutschen gleichge-
stellt sind. Die Vorabquote wird nur im Hauptver-
fahren gebildet.

(2) Dariiber hinaus sind von der Gesamtzahl der
festgesetzten Zulassungszahlen, vermindert um die
Zahl der nach einem Dienst auf Grund fritheren Zu-
lassungsanspruchs Auszuwahlenden, vorweg abzu-
ziehen:

1. mindestens 2 vom Hundert fiir Félle aufer-
gewohnlicher Harte,

2. mindestens 3 vom Hundert fiir die Auswahl
der Bewerber fiir ein Zweitstudium,

3. mindestens 5 vom Hundert fiir die Auswahl
von Bewerberinnen und Bewerbern, die zum
Zeitpunkt der Fristen nach § 3 Absatz 1 min-
derjihrig sind und ihren Wohnsitz im Ein-
zugsgebiet der Hochschule bei einer fiir sie
sorgeberechtigten Person haben. Als sorge-
berechtigt gelten auch Pflegepersonen und
nach dem Biirgerlichen Gesetzbuch ihnen
gleichgestellte Personen.

(3) Neben den in Absatz 2 genannten Quoten kann
fiir einzelne Studiengénge eine weitere Quote fiir
Bewerber mit einer Studienberechtigung nach § 11
des Berliner Hochschulgesetzes in der Fassung vom
17. November 1999 (GVBL. S. 630), gedndert durch
Artikel IT des Gesetzes vom 31. Mai 2000 (GVBI.
S. 342), in der jeweils geltenden Fassung vorgese-
hen werden. Die Hohe der Quote sowie die Aus-
wahlkriterien innerhalb dieser Quote regelt der
Akademische Senat der Hochschule, fiir die Stu-
diengénge der Charité-Universititsmedizin Berlin
der Medizinsenat, durch Satzung, die der Bestiti-
gung durch die fiir das Hochschulwesen zustindige
Senatsverwaltung bedarf. Die Bestitigung der Sat-
zung kann aus Rechts- oder Sachgriinden versagt
werden.

(4) Die Quoten nach Absatz 1 bis 3 zusammen diir-
fen drei Zehntel der zur Verfiigung stehenden Studi-
enplitze nicht tiberschreiten, jedoch nicht weniger
als ein Zwanzigstel betragen. Die Regelung trifft
der Akademische Senat der Hochschule, fiir die
Studiengéinge der Charité-Universitdtsmedizin Ber-
lin der Medizinsenat, durch Satzung, die der Besti-

tigung durch die fiir das Hochschulwesen zustindi-
ge Senatsverwaltung bedarf. Die Bestdtigung der
Satzung kann aus Rechts- oder Sachgriinden ver-
sagt werden.

(5) Fiir jede Quote nach Absatz 1 und 2 muss min-
destens ein Studienplatz zur Verfiigung gestellt wer-
den, wenn in der entsprechenden Quote mindestens
ein Bewerber zu beriicksichtigen ist.

(6) Nicht in Anspruch genommene Studienplitze
nach den Absitzen 1 und 2 werden nach § 9 verge-
ben.

§9
Vergabeverfahren
In Studiengingen, die nicht in das Verfahren der
Zentralstelle einbezogen sind, wird die Studien-
platzvergabe durch die einzelne Hochschule nach
Abzug der Vorabquoten nach folgenden Grundsit-
zen vorgenommen:

1. bis 60 vom Hundert nach dem Ergebnis eines
von der Hochschule durchzufiihrenden Aus-
wahlverfahrens,

2. im Ubrigen zu gleichen Teilen nach Qualifi-
kation und Wartezeit.

Die Hohe der Quote nach Satz 1 Nr. 1 regelt die
Hochschule durch Satzung. Landesquoten werden
nicht gebildet. In die Satzung ist aufzunehmen, ob
die Hochschule in der Ubergangszeit nach § 10 a
des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes aus-
schlieBlich nach dem Grad der Qualifikation aus-
wihlt.

§10
Veroffentlichung von Satzungen
durch die Hochschule
Satzungen gemaf § 8 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz
2, § 14 Satz 5 dieser Verordnung sowie nach § 8
Abs. 2 Satz 2 des Berliner Hochschulzulassungsge-
setzes sind vor Ablauf der Bewerbungsfrist hoch-
schuliiblich bekannt zu machen.

§ 11
Auswahl nach einem Dienst
auf Grund eines fritheren Zulassungsanspruchs
(1) Bewerberinnen und Bewerber, die

1. eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a des
Grundgesetzes erfiillt oder eine solche
Dienstpflicht oder entsprechende Dienstleis-
tungen auf Zeit bis zur Dauer von drei Jah-
ren iibernommen haben,

2. mindestens zwei Jahre Entwicklungsdienst
nach dem Entwicklungshelfergesetz vom 18.
Juni 1969 (BGBI. I S. 549) in der jeweils
geltenden Fassung geleistet haben,

3. einen Jugendfreiwilligendienst im Sinne des
Jugendfreiwilligendienstgesetzes vom 16.
Mai 2008 (BGBI. I S. 842) oder im Rahmen
eines von der Bundesregierung geférderten
Modellprojekts geleistet haben; § 15 Absatz
2 des Jugendfreiwilligendienstgesetzes gilt



entsprechend,

4. ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebe-
diirftige Person aus dem Kreis der sonstigen
Angehorigen bis zur Dauer von drei Jahren
betreut oder gepflegt haben, (Dienst)

werden in dem im Hauptantrag genannten Studien-
gang auf Grund fritheren Zulassungsanspruchs aus-
gewihlt, wenn sie zu Beginn oder wihrend eines
Dienstes fiir diesen Studiengang zugelassen worden
sind oder wenn zu Beginn oder wihrend eines
Dienstes fiir diesen Studiengang an der Hochschule
keine Zulassungszahlen festgesetzt waren. Der von
einem nach § 19 Abs. 1 Satz 2 Deutschen gleichge-
stellten ausldndischen Staatsangehorigen oder Staa-
tenlosen geleistete Dienst steht einem Dienst nach
Satz 1 gleich, wenn er diesem gleichwertig ist.

(2) Die Auswahl nach Absatz 1 Satz 1 muss spétes-
tens zum zweiten Vergabeverfahren beantragt wer-
den, das nach Beendigung des Dienstes durchge-
fihrt wird. Ist der Dienst noch nicht beendet, ist
durch Bescheinigung glaubhaft zu machen, dass der
Dienst bei einer Bewerbung fiir das Sommersemes-
ter bis zum 30. April oder bei einer Bewerbung fiir
das Wintersemester bis zum 31. Oktober beendet
sein wird.

(3) Wird die Festlegung einer Rangfolge zwischen
den nach einem Dienst auf Grund fritheren Zulas-
sungsanspruchs Auszuwihlenden erforderlich, ent-
scheidet das Los.

(4) Wer auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung
zuzulassen ist, die sich auf ein bereits abgeschlosse-
nes Vergabeverfahren bezieht, ist wie ein vorweg
nach einem Dienst auf Grund fritheren Zulassungs-
anspruchs Auszuwéhlender zu behandeln.

§ 12
Auswahl der Bewerber fiir ein Zweitstudium

(1) Bewerber, die bereits ein Studium in einem an-
deren Studiengang an einer deutschen Hochschule
erfolgreich abgeschlossen haben (Erststudium),
konnen nicht im Rahmen der Quoten nach § 9 aus-
gewihlt werden. Dies gilt nicht fiir Bewerber, die
vor dem 1. Oktober 1991 ein Studium an einer
Hochschule in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet abgeschlossen haben.

(2) Die Rangfolge der Bewerber wird durch eine
Messzahl bestimmt, die aus dem Ergebnis der Ab-
schlusspriifung des Erststudiums und dem Grad der
Bedeutung der Griinde fiir das Zweitstudium ermit-
telt wird. Die Einzelheiten zur Ermittlung der Mess-
zahl ergeben sich aus Anlage 2.

§ 13
Auswahlverfahren der Hochschulen
(1) Die Hochschule vergibt die Studienpldtze im
Rahmen des Auswahlverfahrens nach Mafigabe der
Bestimmungen des § 8 Abs. 3 und 4 des Berliner

Hochschulzulassungsgesetzes. Die Entscheidung
nach § 8 Abs. 3 Satz 5 hat unter maB3geblicher Be-
riicksichtigung des Grades der Qualifikation zu er-
folgen.

(2) Gesprache mit den Bewerberinnen und Bewer-
bern nach § 8 Abs. 3 Nr. 7 des Berliner Hochschul-
zulassungsgesetzes sind durch von der Leitung der
Hochschule bestimmte Mitglieder der Gruppe der
Professorinnen und Professoren und weiterer Prii-
fungsberechtigter zu fithren; mindestens ein Profes-
sor oder eine Professorin muss Mitglied der Aus-
wahlkommission sein. Die Entscheidung iiber die
Auswabhl trifft die Leitung der Hochschule. Fiir die
Studiengénge Humanmedizin und Zahnmedizin tritt
an die Stelle der Leitung der Hochschule die Deka-
nin oder der Dekan der Charité — Universitidtsmedi-
zin Berlin. Die Auswahlkommission flihrt mit je-
dem Teilnehmer das Auswahlgesprich als
Einzelgespréach durch, das nicht 6ffentlich ist und in
der Regel nicht weniger als 30 Minuten dauert. Der
wesentliche Inhalt des Auswahlgesprachs und die
Grundlagen fiir dessen Beurteilung werden in einer
Niederschrift festgehalten.

(3) Wer bereits zur Teilnahme an einem Gespriach
nach Absatz 1 Nr. 7 des Berliner Hochschulzulas-
sungsgesetzes geladen worden war, aber aus in sei-
ner Person liegenden, von ihm nicht zu vertretenden
Griinden nicht an dem Gespréch teilnehmen konnte,
wird auf Antrag im néchstfolgenden Vergabever-
fahren vorab fiir die Teilnahme am
Auswahlverfahren der betreffenden Hochschule be-
stimmt.

§14

Auswahl nach dem Grad der Qualifikation
(1) Die Rangfolge der Bewerber wird durch die
Durchschnittsnote bestimmt. Die Einzelheiten zur
Ermittlung und zum Nachweis der Durchschnitts-
note ergeben sich aus der Anlage 1. Eine Gesamt-
note gilt als Durchschnittsnote nach Satz 1.
(2) Weist der Bewerber die Durchschnittsnote nicht
nach, wird er hinter den letzten Bewerber eingeord-
net, fiir den eine Durchschnittsnote festgestellt wer-
den kann.
(3)Weist der Bewerber nach, dass er aus in seiner
Person liegenden, von ihm nicht zu vertretenden
Griinden daran gehindert war, eine bessere Durch-
schnittsnote zu erreichen, wird auf Antrag die bes-
sere Durchschnittsnote beriicksichtigt.

§15
Auswahl nach Wartezeit
(1) Die Rangfolge der Bewerber wird durch die
Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb der Hochschul-
zugangsberechtigung bestimmt. Es zdhlen nur volle
Halbjahre vom Zeitpunkt des Erwerbs der Hoch-
schulzugangsberechtigung bis zum Beginn des Se-
mesters, flir das die Zulassung beantragt wird.
Halbjahre sind die Zeit vom 1. April bis 30. Sep-



tember eines Jahres (Sommersemester) und die Zeit
vom 1. Oktober eines Jahres bis zum 31. Mirz des
folgenden Jahres (Wintersemester).

(2) Weist der Bewerber den Zeitpunkt des Erwerbs
der Hochschulzugangsberechtigung nicht nach,
wird die Zahl der Halbjahre seit dem Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung nicht beriicksich-
tigt.

(3)Weist der Bewerber nach, dass er aus in seiner
Person liegenden, von ihm nicht zu vertretenden
Griinden daran gehindert war, zu einem fritheren
Zeitpunkt die Hochschulzugangsberechtigung zu
erwerben, wird auf Antrag der frithere Zeitpunkt der
Ermittlung der Wartezeit zugrunde gelegt.

(4) Ist vor dem Erwerb der Hochschulzulassungs-
berechtigung ein berufsqualifizierender Abschluss
auflerhalb der Hochschule erlangt und die Hoch-
schulzugangsberechtigung vor dem 16. Juli 2007
erworben worden, wird die Zahl der Halbjahre um
eins fiir je sechs Monate Berufsausbildung, hochs-
tens jedoch um zwei Halbjahre erhoht. Ist im Fall
von Satz 1 die Hochschulzugangsberechtigung vor
dem 16. Januar 2002 erworben worden, wird die
Zahl der Halbjahre um bis zu vier erhoht. Dies gilt
entsprechend, wenn die Ableistung eines Dienstes
eine Bewerberin oder einen Bewerber daran
gehindert hat, vor dem Erwerb der Hochschulzu-
gangsberechtigung einen berufsqualifizierenden
Abschluss auBerhalb der Hochschule zu erlangen,
sofern der berufsqualifizierende Abschluss zu einer
Erhohung der Zahl der Halbjahre nach Satz 1 oder 2
geflihrt hétte.

(5) Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Ab-
satz 4 liegt vor bei ,

1. Ausbildungsberufen, die in dem Verzeichnis
der anerkannten Ausbildungsberufe nach § 6
Abs. 2 Nr. 4 des Berufsbildungsférderungs-
gesetzes in der Fassung vom 12. Januar 1994
(BGBI. I S. 78) in der jeweils geltenden Fas-
sung enthalten sind,

2. einer Berufsausbildung an einer staatlichen
oder staatlich anerkannten Berufsfachschule
oder Fachschule,

3. einer abgeschlossenen Ausbildung im einfa-
chen oder mittleren Dienst der 6ffentlichen
Verwaltung,

4. einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die
nach Artikel 37 Abs. 1 oder Abs. 3 des Eini-
gungsvertrages (BGBI. 1990 II S. 885) einer
Berufsausbildung nach den Nummern 1 bis
3 gleichzustellen ist.

Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4
Satz 1 mit zweijahriger Ausbildungsdauer gilt als
nachgewiesen, wenn die Hochschulzugangsberech-
tigung an einem Abendgymnasium oder an einem
Kolleg erworben worden ist.

(6) Von der Gesamtzahl der Halbjahre wird die Zahl
der Halbjahre abgezogen, in denen die Bewerberin
oder der Bewerber an einer deutschen Hochschule

als Studentin oder Student eingeschrieben war.
(7) Es werden max. 16 Halbjahre beriicksichtigt.
§ 16

Auswahl nach Hértegesichtspunkten
Die Studienpldtze der Hartequote werden auf An-
trag an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, fiir
die es eine auBergewohnliche Hérte bedeuten wiir-
de, wenn sie fiir den im Hauptantrag genannten Stu-
diengang keine Zulassung erhielten. Eine aulerge-
wohnliche Hérte liegt vor, wenn in der eigenen Per-
son liegende besondere gesundheitliche, soziale
oder familidre Griinde die sofortige Aufnahme des
Studiums zwingend erfordern. Sie liegt auch vor,
wenn einer Bewerberin oder einem Bewerber mit
Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hochschule aus ge-
sundheitlichen, familidren, behinderungsbedingten
oder sozialen Griinden die Aufnahme eines Studi-
ums an einem anderen Studienort als im Land Ber-
lin nicht zugemutet werden kann und die Wartezeit
zum gewiinschten Studiengang lénger als vier Se-
mester dauern wiirde. Die Rangfolge wird durch
den Grad der auBBergewdhnlichen Harte bestimmt.

§17
Ranggleichheit

(1) Bei Ranggleichheit werden aus dem Bewerber-
kreis vorrangig diejenigen ausgewdhlt, die zu dem
Personenkreis nach § 11 Abs. 1 gehdren und durch
eine Bescheinigung glaubhaft machen, dass sie ih-
ren Dienst in vollem Umfang abgeleistet haben oder
bei einer Bewerbung fiir das Sommersemester spa-
testens am 31. Oktober in vollem Umfang abgeleis-
tet haben werden, oder glaubhaft machen, dass sie
die Voraussetzungen nach § 11 Abs. 1 Nr. 4 erfiil-
len.

(2) Besteht danach Ranggleichheit, wird bei Unter-
repriasentanz eines Geschlechts in einem Studien-
gang vorrangig ausgewahlt, wer diesem angehort;
bei mehreren Bewerberinnen oder Bewerbern ent-
scheidet das Los. Besteht danach noch Rang-
gleichheit, wird das Losverfahren angewandt.

ZweiterTeil
Vergabeverfahren fiir hohere Fachsemester

§18
Vergabe von Studienpldtzen in hoheren Fachsemes-
tern
Die Bestimmung der Rangfolge nach bisherigen
Studienleistungen gemill § 9 Abs. 2 des Berliner
Hochschulzulassungsgesetzes erfolgt nach den No-
ten der Zwischenpriifung, hilfsweise nach den No-
ten der einzelnen Leistungsnachweise. Soweit eine
Benotung der Studienleistungen in einem Studien-
gang nicht vorgenommen wird, kann das Leistungs-
kriterium bei der Rangbildung nicht beriicksichtigt
werden.



DritterTeil
Sonstige Bestimmungen

§ 19*
Zulassung von Auslidndern und Staatenlosen
(1) Ausliander und Staatenlose werden nach Mafiga-
be des § 7 a Abs. 2 des Berliner Hochschulzulass-
ungsgesetzes im Rahmen der Quote nach § 8 Abs. 1
zugelassen, sofern sie nicht nach Satz 2 Deutschen
gleichgestellt sind. Deutschen gleichgestellt sind:

1. Staatsangehorige eines anderen Mitglied-
staates der Europdschen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens
liber den Europdischen Wirtschaftsraum,

2. in der Bundesrepublik Deutschland wohnen-
de Kinder von Staatsangehdrigen eines an-
deren Mitgliedstaates der Européischen Uni-
on oder von Vertragsstaaten des Abkommens
iiber den Europdischen Wirtschaftsraum, so-
fern diese Staatsangehorigen in der Bundes-
republik Deutschland beschéftigt sind oder
gewesen sind,

3. in der Bundesrepublik Deutschland wohnen-
de andere Familienangehorige im Sinne des
Artikels 10 der Verordnung (EWG) Nr.
1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968
(ABl. EG Nr. L 257 S. 2) von Staatsange-
horigen eines anderen Mitgliedstaates der
Europédischen Union oder von Vertragsstaa-
ten des Abkommens iiber den Europdischen
Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsange-
horigen in der Bundesrepublik Deutschland
beschéftigt sind, sowie

4. sonstige ausldndische Staatsangehorige oder
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzu-
gangsberechtigung besitzen.

(2) Thre Zulassungsantrége sind an die Hochschule
zu richten und missen dort innerhalb der Aus-
schlussfristen des § 3 Abs. 1 eingegangen sein. § 3
Abs. 4 gilt sinngemal.

(3) Die Entscheidungen nach Absatz 1 Satz 1 tref-
fen die Hochschulen nach pflichtgemiBem Ermess-
en; Vereinbarungen zwischen Hochschulen sind zu

berticksichtigen.

§20
Abschluss des Verfahrens
Das Vergabeverfahren in einem Studiengang ist ab-
geschlossen, wenn
1. keine zu beriicksichtigenden Zulassungsan-
trige mehr vorliegen oder
2. alle verfiigbaren Studienplitze durch Ein-
schreibung besetzt sind oder
3. die Hochschule das Vergabeverfahren nach
Durchfiihrung mindestens eines Nachriick-
verfahrens fiir abgeschlossen erkldrt hat, da
ein weiteres Nachriickverfahren auf Grund
der fortgeschrittenen Vorlesungszeit nicht
mehr sinnvoll erscheint. Die Erkldrung ist
hochschuliiblich bekannt zu geben.

§21
Vergabe verfiigbar gebliebener Studienplitze

Sind nach Abschluss des Vergabeverfahrens in ei-
nem Studiengang noch Studienplitze verfiigbar
oder werden Studienplitze wieder verfiigbar, wer-
den diese von der Hochschule an deutsche und aus-
landische Bewerber vergeben, die fiir das Sommer-
semester bis zum 1. April und fiir das Winterse-
mester bis zum 1. Oktober bei der Hochschule die
Zulassung schriftlich beantragt haben. Ist das Ver-
gabeverfahren in einem Studiengang vor diesem
Zeitpunkt abgeschlossen, kann die Hochschule eine
frithere Frist bestimmen, die in geeigneter Weise
bekannt zu geben ist. Uber die Zulassung dieser Be-
werber entscheidet das Los.

VierterTeil
Schlussvorschriften

§22
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiin-
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin in
Kraft. [...]

Verordnung iiber die Lehrverpflichtung an Hochschulen

(Lehrverpflichtungsverordnung — LVVO)

Vom 22. Januar 1993, in der Fassung vom 27. Mérz 2001

Verordnung iiber die Lehrverpflichtung an Hoch-
chulen Auf Grund des § 96 des Berliner Hochschu-
lesetzes in der Fassung vom 17. November 1999
(GVBL. S. 630), geédndert durch Artikel II des Ge-
setzes vom 31. Mai 2000 (GVBI. S. 342), wird im
Einvernehmen mit den Senatsverwaltungen fiir Fi-
nanzen und fiir Inneres verordnet:

§1
Anwendungsbereich
Diese Verordnung gilt fiir das hauptberuflich tétige
wissenschaftliche und kiinstlerische Personal mit
Lehraufgaben an den staatlichen Hochschulen des
Landes Berlin. Der Umfang der Lehrverpflichtung
wird bei Teilzeitbeschiftigung auf den Anteil ermé-
Bigt, der der jeweiligen Teilzeitbeschéftigung im



Verhiltnis zur Vollbeschiftigung entspricht.

§2

Lehrverpflichtung
(1) Der Umfang der Lehrverpflichtung wird in
Lehrveranstaltungsstunden (LVS) ausgedriickt.
(2) Eine Lehrveranstaltungsstunde umfasst mindes-
tens 45 Minuten Lehrzeit je Woche der Vorlesungs-
zeit des Semesters. Bei musikalischem und darstel-
lungsbezogenem FEinzel- und Gruppenunterricht
umfasst eine Lehrveranstaltungsstunde mindestens
60 Minuten.
(3) Mit Angestellten ist die Geltung dieser Verord-
nung in ihrer jeweiligen Fassung im Arbeitsvertrag
zu vereinbaren.
(4) Zur Beriicksichtigung eines wechselnden Lehr-
bedarfs in einem Fach kann der Dekan, an Hoch-
schulen ohne Fachbereiche der Leiter der Hoch-
schule, den Umfang der Lehrtitigkeit so festlegen,
dass bei Abweichung von der Lehrverpflichtung in
den einzelnen Semestern diese im Durchschnitt von
drei aufeinanderfolgenden Studienjahren erfiillt
wird.
(5) Unter der Voraussetzung, dass das nach Prii-
fungs- und Studienordnungen oder Studienplédnen
vorgesehene Gesamtlehrangebot in einem Fach in
jedem Semester erfiillt wird, kann die Lehrver-
pflichtung, wenn dienstliche Griinde nicht entge-
genstehen, auch dadurch erfiillt werden, dass die
Lehrverpflichtung im Durchschnitt dreier aufeinan-
derfolgender Studienjahre eingehalten oder eine un-
ter der Lehrverpflichtung liegende Lehrbelastung
durch hohere Belastung anderer Lehrkrifte inner-
halb des jeweiligen Semesters ausgeglichen wird.
Hochschullehrer kénnen nur untereinander ausglei-
chen.
(6) In den Féllen der Absétze 4 und 5 darf der Um-
fang der Lehrtétigkeit der einzelnen Lehrkraft in je-
dem Semester die Hélfte der jeweiligen Regellehr-
verpflichtung, bei einer Regellehrverpflichtung von
18 und mehr Lehrveranstaltungsstunden zwei Drit-
tel der Regellehrverpflichtung nicht unterschreiten.
(7) Hochschullehrer kdnnen von ihrer Dienstbehor-
de oder Personalstelle verpflichtet werden, ihre
Lehrverpflichtung voriibergehend ganz oder teil-
weise an einer anderen Hochschule zu erbringen.
Das Einvernehmen des Leiters der aufnehmenden
Hochschule ist herzustellen.

§3
Lehrveranstaltungen, Anrechnung

(1) Lehrveranstaltungen sind vorzugsweise von
Hochschullehrern anzubieten.

(2) Lehrveranstaltungen, die nach Priifungs- und
Studienordnungen nicht erforderlich sind, werden
bei der Anrechnung auf die Lehrverpflichtung erst
dann beriicksichtigt, wenn alle nach diesen Rechts-
vorschriften erforderlichen Lehrveranstaltungen ei-
nes Fachs angeboten werden. Die Anzahl der nach

Satz 1 beriicksichtigten Lehrveranstaltungsstunden
ist der Dienstbehorde oder Personalstelle anzuzei-
gen.

(3) Vorlesungen, Ubungen, Seminare, Kolloquien,
Repetitorien, kiinstlerischer Einzel- und Gruppen-
unterricht sowie hinsichtlich der Vor- und Nachbe-
reitungszeit gleichwertige Lehrveranstaltungen, an
Fachhochschulen auch seminaristischer Unterricht
und Praktika, werden auf die Lehrverpflichtung voll
angerechnet.

(4) Die nicht unter Absatz 3 fallenden Lehrveran-
staltungen werden mit der Halfte auf die Lehrver-
pflichtung angerechnet. Zahnmedizinische Praktika
und Lehrveranstaltungen, bei denen eine stindige
Betreuung der Studenten nicht erforderlich ist oder
die im Wesentlichen in einer Aufsicht bestehen,
werden mit drei Zehnteln auf die Lehrverpflichtung
angerechnet.

(5) Exkursionen werden zu drei Zehnteln auf die
Lehrverpflichtung angerechnet; je Tag werden
hochstens zehn Stunden Lehrzeit beriicksichtigt.

(6) Weisen Hochschullehrer mit einer Regellehrver-
pflichtung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b
und Abs. 3 Satz 1 Nr. | eine iiberdurchschnittliche
Belastung durch die Betreuung von Studienab-
schlussarbeiten oder vergleichbaren Studienarbeiten
nach, so kann die Dienstbehorde oder Personalstelle
diese nach MafBgabe des Haushalts auf die Regel-
lehrverpflichtung anrechnen, wenn es die Situation
im jeweiligen Fach zuldsst. Eine iiberdurchschnittli-
che Belastung liegt in der Regel vor, wenn der
Hochschullehrer mehr als vier Arbeiten geméal Satz
1 je Semester zu betreuen hat. Der fiinfte und jeder
weitere Betreuungsfall kann mit 0,4 LVS angerech-
net werden, insgesamt jedoch nicht mehr als zwei
LVS. Studienabschlussarbeiten konnen nur einmal
je Arbeit angerechnet werden.

(7) Lehrveranstaltungen, die nicht in Wochenstun-
den je Semester ausgedriickt sind, werden entspre-
chend umgerechnet. Fiir die Umrechnung von Un-
terrichtseinheiten im Fernstudium werden der Zeit-
aufwand fiir das Fernstudium und der Zeitaufwand
fir das Pridsenzstudium, bezogen auf den entspre-
chenden Studienumfang, miteinander verglichen.
Die Studien- und Priifungsordnungen fiir das Fern-
studium konnen drei Zehntel bis hochstens acht
Zehntel des fiir das entsprechende Prisenzstudium
erforderlichen Zeitaufwands vorsehen.

(8) Lehrkrifte, die eine Lehrverpflichtung von 12
und mehr Lehrveranstaltungsstunden haben, sollen
unter Beriicksichtigung der Anrechnungsvorschrif-
ten so eingesetzt werden, dass ihre Belastung 24
Lehrveranstaltungsstunden in der Woche nicht
tibersteigt.

§ 4
Beteiligung mehrerer Lehrkrifte
Lehrveranstaltungen, an denen zwei oder mehr
Lehrkrifte beteiligt sind, werden ihnen entspre-



chend dem Mal ihrer jeweiligen Lehrbeteiligung
angerechnet. Soweit eine Lehrveranstaltung fach-
iibergreifend durchgefiihrt wird, darf sie bei den be-
teiligten Lehrkriften insgesamt hochstens dreifach,
bei einer Lehrkraft hochstens einmal angerechnet
werden.

§5
Hoéhe der Lehrverpflichtung
(1) An den Universititen und den kiinstlerischen
Hochschulen betrigt die Regellehrverpflichtung der
1. Professoren
a) mit Lehrtdtigkeit in wissenschaftlichen

Féchern 9 LVS
b) mit Lehrtitigkeit in kiinstlerischen Fa-
chern 18 LVS

c) mit deutlich iiberwiegender wissen-
schaftlicher Lehrtdtigkeit in Fachern mit
wissenschaftlichen und kiinstlerischen
oder mit wissenschaftlichen und anwen-
dungsbezogenen Anteilen 12 LVS

2. Juniorprofessoren
a) fiir die Dauer der ersten Phase des

Dienstverhéltnisses 4 LVS
b danach 6 LVS
3. Oberassistenten und Oberingenieure 6 LVS
4. wissenschaftlichen Assistenten 4 LVS
5. Kkiinstlerischen Assistenten 9LVS
6. wissenschaftlichen Mitarbeiter mit befriste-
ten Vertragen bis zu 4 LVS
7. kiinstlerischen Mitarbeiter mit befristeten
Vertrdgen bis zu 9 LVS

8. Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben
a) mit Lehraufgaben in wissenschaftlichen
Féchern 16 LVS
b) mit Lehraufgaben in kiinstlerischen oder
anwendungsbezogenen Fachern 22 LVS
9. unbefristet beschéftigten wissenschaftlichen

Mitarbeiter 8 LVS
10. unbefristet beschéftigten kiinstlerischen Mit-
arbeiter 22 LVS

Die Lehrverpflichtung fiir Hochschullehrer in den
Féchern der Bildenden Kunst ist in der Regel auch
dann erfiillt, wenn die Lehrkraft eine Klasse von
mindestens 15 ordentlich Studierenden als Klassen-
leiter betreut. Unbefristet beschéftigten wissen-
schaftlichen oder kiinstlerischen Mitarbeitern und
Lehrkriften fiir besondere Aufgaben kann unter Be-
riicksichtigung ihrer iibrigen Dienstaufgaben eine
ErmaBigung ihrer Lehrverpflichtung gewihrt wer-
den, Lehrkriften fiir besondere Aufgaben jedoch
nur um bis zu 4 LVS. Fiir Akademische Réte/Ober-
rite und Lektoren im Sinne von § 128 des Berliner
Hochschulgesetzes gilt Satz 1 Nr. 8 und Satz 2 ent-
sprechend.

(2) Die Lehrverpflichtung der Professoren kann ab-
weichend von der Regellehrverpflichtung nach Ab-
satz 1 Nr. 1 Buchstabe a festgelegt werden. Dabei
ist von einer durchschnittlichen Lehrverpflichtung

von neun LVS der Professoren eines Fachbereichs
auszugehen. Die abweichende Lehrverpflichtung ist
so festzulegen, dass die Regellehrverpflichtung der
Professoren tiber einen Zeitraum von drei Studien-
jahren eingehalten wird. ErméBigungen nach § 9
bleiben unberiihrt. In Studiengdngen mit Beschrén-
kung der Aufnahmekapazitit sind Verringerungen
nur im Umfang entsprechender Erhdhung in dersel-
ben Lehreinheit moglich. Die Entscheidung trifft
der Fachbereichsrat oder der Abteilungsrat.
(3) An den Fachhochschulen betrdgt die Lehrver-
pflichtung der

1. Professoren 18 LVS

2. Lehrkrifte fiir besondere Aufgaben 22 LVS
Lehrkriften fiir besondere Aufgaben kann unter Be-
riicksichtigung ihrer iibrigen Dienstaufgaben eine
ErmiaBigung ihrer Lehrverpflichtung um bis zu 4
LVS gewéhrt werden. Soweit an Fachhochschulen
wissenschaftliche oder kiinstlerische Mitarbeiter be-
schéftigt werden, gilt Absatz 1 Satz 1 Nr. 6, 7, 9 und
10 sowie Satz 2.
(4) Uber die Zuordnung gemiB Absatz 1 Satz 1 Nr.
1, 2 und 8 entscheidet die Dienstbehorde oder Per-
sonalstelle. Uber eine Verminderung von Lehrver-
pflichtungen geméal Absatz 1 Satz 3 sowie Absatz 3
Satz 2 und 3 entscheidet im Einzelfall nach jedem
vierten Semester oder auf Antrag der Dienstkraft
die Dienstbehorde oder Personalstelle.

§6
Lehrverpflichtung in bisherigen Rechtsverhéltnis-
sen
Die Lehrverpflichtung der Lehrkrifte an Hoch-
schulen im beigetretenen Teil Berlins, die sich noch
indenin § 7 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Gesetzes zur Er-
ginzung des Berliner Hochschulgesetzes vom 18.
Juli 1991 (GVBL. S. 176) genannten Rechtsver-
héltnissen befinden, wird im Einzelfall analog zu
der in § 5 Abs. 1 und 2 geltenden Lehrverpflichtung
vom jeweiligen Fachbereichsrat, an Hochschulen
ohne Fachbereiche vom Akademischen Senat, fest-
gesetzt.

§7
Abweichende Aufgabenzuweisungen

(1) Hochschullehrer mit Lehrtétigkeit in wissen-
schaftlichen Fachern konnen gemif3 der Funktions-
beschreibung ihrer Stellen von ihrer Dienstbehorde
oder Personalstelle nach Anhoérung des Fachbe-
reichsrats auf Dauer tiberwiegend mit Lehrtétigkeit
betraut werden. Sie haben eine Lehrverpflichtung
bis zu 12 LVS. Die Funktionsbeschreibung der Stel-
le und die dieser entsprechende Lehrverpflichtung
sind spitestens nach vier Semestern zu iiberpriifen.

(2) Hochschullehrer mit Lehrtétigkeit in wissen-
schaftlichen Fachern konnen gemif3 der Funktions-
beschreibung ihrer Stellen von der Dienstbehorde
oder Personalstelle nach Anhorung des Fachbe-
reichsrats mit zeitlicher Begrenzung ausschlieBlich



oder iiberwiegend mit Forschungstitigkeit betraut
werden. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

§8
Verminderung der Lehrverpflichtung
im Medizinbereich

(1) Die Wahrnehmung der Aufgaben in der unmit-
telbaren Krankenversorgung und fiir diagnostische
Leistungen, in der Betreuung von Studenten des
dritten klinischen Ausbildungsabschnitts im Stu-
diengang Medizin oder in der praktischen Ausbil-
dung nach den §§ 58 oder 63 der Approbationsord-
nung fiir Tierdrzte wird durch eine Verminderung
der  Lehrverpflichtung  beriicksichtigt.  Der
Gesamtumfang der Verminderung der Lehrver-
pflichtungen in einem Fachbereich darf die Summe
der Regellehrverpflichtungen des Personals nicht
iibersteigen, die dem Personalbedarf fiir die in Satz
1 genannten Aufgaben entspricht.

(2) Der Personalbedarf wird fiir die Lehreinheiten
klinisch-praktische Medizin, Zahnmedizin und
Tiermedizin nach § 9 Abs. 3 und 4 der Kapazitits-
verordnung vom 29. Juli 1986 (GVBI. S. 1241) er-
mittelt; dabei sind jeweils die Verhéltnissein dem
die Ermittlung vorausgehenden Jahr zugrunde zu
legen. Fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach
Absatz 1 Satz 1 kann die Dienstbehorde oder Perso-
nalstelle die Lehrverpflichtung auf Antrag bis zu 50
v. H. erméfBigen.

§9
Funktionen an der Hochschule

(1) Fiir die Wahrnehmung der folgenden Funktio-

nen an der Hochschule kann die Dienstbehorde oder

Personalstelle auf Antrag oder durch generelle Re-

gelung die Lehrverpflichtung erméBigen, und zwar

bei

1. Rektoren, soweit sie ithr Amt nicht hauptbe-
ruflich ausiiben bis zu 100 v. H.

2. Vizeprésidenten und Prorektoren bis zu 75 v.
H.

3. Arztlichen Direktoren eines Klinikums bis
zu 100 v. H.

4. Dekanen, geschéftsfiihrenden Direktoren
von Zentralinstituten und Abteilungsleitern
in Hochschulen, die nicht in Fachbereiche
gegliedert sind bis zu 50 v. H.

a) Studiendekanen oder Wahrnehmung ver-
gleichbarer Aufgaben bis zu 25 v. H.

b) Fachgebietssprechern in Hochschulen,
die nicht in Fachbereiche oder Abteilun-
gen gegliedert sind um 1 LVS

Studienfachberatern bis zu 25 v. H.

6. Vorsitzenden von Priifungsdmtern oder Prii-
fungsausschiissen mit besonders grofler Be-
lastung bis zu 25 v. H.

7.[...]

der Lehrverpflichtung. Fiir die Wahrnehmung der

Funktion der nebenberuflichen Frauenbeauftragten

W

wird die Lehrverpflichtung im Umfang ihrer Frei-
stellung gemél § 59 Abs. 10 Satz 1 Berliner Hoch-
schulgesetz erméBigt. Fiir Studienberatungstatigkeit
sollen nicht mehr als zwei Lehrveranstaltungsstun-
den Entlastung je Studiengang gewidhrt werden.
Werden von einer Lehrkraft mehrere der in Satz 1
genannten Funktionen wahrgenommen, kann nur
fiir eine dieser Funktionen eine Erméfigung ge-
wihrt werden. Werden Aufgaben gemill Nummer 4
Buchstabe a auf mehrere andere Personen mit Lehr-
aufgaben delegiert, so konnen deren Lehrverpflich-
tungen jeweils bis zu 12,5 v. H. ermiBigt werden,
jedoch in einem Fachbereich insgesamt nicht um
mehr als 25 v. H. Die ErmdBigungen nach Satz 1
Nr. 4 Buchstabe a und 5 diirfen je Fachbereich ins-
gesamt nicht mehr als 25 v. H. der Lehrverpflich-
tung der Beteiligten betragen.

(2) An Fachhochschulen kann die Dienstbehorde
oder Personalstelle fiir Aufgaben und Funktionen,
insbesondere Leitung und Verwaltung von Einrich-
tungen der Hochschule wie Labors und Rechenzen-
tren, Betreuung von Sammlungen, einschlielich
Bibliotheken, Praktikantenamt und Praktikantenbe-
treuung, Priiffungsamt, deren Wahrnehmung neben
der Lehrverpflichtung nicht zumutbar ist und die
von der Hochschulverwaltung nicht iibernommen
werden konnen, ErmaBigungen gewéhren.

(3) Prasidenten und Rektoren sowie deren Stellver-
treter, die als Hochschullehrer eine Regellehrver-
pflichtung von mehr als neun Lehrveranstaltungs-
stunden haben, kann die Dienstbehorde oder Perso-
nalstelle in dem auf das Ende ihrer Amtszeit folgen-
den Semester eine ErméBigung bis zur Hélfte ihrer
Regellehrverpflichtung gewéhren.

(4) Fiir die Wahrnehmung sonstiger Aufgaben und
Funktionen an der Hochschule (z. B.: Sprecher von
Sonderforschungsbereichen, besondere Aufgaben
der Studienreform) sowie an der Fachhochschule
fiir die Wahrnehmung von Aufgaben in Forschung
und Entwicklung und in der Fort- und Weiterbil-
dung kann die Dienstbehorde oder Personalstelle
nach Mafigabe des Haushalts unter Beriicksichti-
gung des Lehrbedarfs im jeweiligen Fach in Aus-
nahmefillen eine ErméBigung gewihren.

(5) An Fachhochschulen diirfen ErmaBigungen nach
den Absdtzen 2 und 4 insgesamt sieben v. H. der
Gesamtlehrverpflichtung  der  hauptberuflichen
Lehrkrifte und im Einzelfall vier LVS, im Falle der
Wahrnehmung von Forschungs- und Entwicklungs-
aufgaben acht LVS, nicht iibersteigen.

§10
Aufgaben aullerhalb der Hochschule
(1) Nehmen Lehrkrifte Aufgaben im offentlichen
Interesse auBlerhalb der Hochschule wahr, die die
Austibung der Lehrtitigkeit ganz oder teilweise
ausschliefen, kann die Dienstbehdrde oder Perso-



nalstelle mit Zustimmung der fiir Hochschulen zu-
stindigen Senatsverwaltung nach Anhdrung des
Fachbereichsrats fiir die Dauer der Wahrnehmung
dieser Aufgaben die Lehrverpflichtung erméaBigen
oder von der Lehrverpflichtung freistellen.

(2) Zur Gewinnung oder Erhaltung von Hochschul-
lehrern, die im Musikleben als konzertierende
Kiinstler oder im Theaterleben eine besonders her-
ausragende Position einnehmen, kann die Dienstbe-
horde oder Personalstelle mit Zustimmung der fiir
Hochschulen zustindigen Senatsverwaltung die
Lehrverpflichtung fiir eine bestimmte Zeitspanne
ermdBigen. Die ErméBigung darf 50 v. H. der Lehr-
verpflichtung nicht {iberschreiten.

§ 11
Schwerbehinderte
Die Lehrverpflichtung Schwerbehinderter im Sinne
des Schwerbehindertengesetzes in der Fassung vom
26. August 1986 (BGBLI. I S. 1421) kann im Einzel-
fall auf Antrag von der Dienstbehdrde oder Perso-
nalstelle
1. bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit
um mindestens 50 v. H. bis zu 12 v. H.
2. bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit
um mindestens 70 v. H. bis zu 18 v. H.
3. bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit
um mindestens 90 v. H. bis zu 25 v. H. ermé-
Bigt werden.

§ 12
Lehrverpflichtung bei geringerem Lehrbedarf

Kann eine Lehrkraft in ihrem Aufgabenbereich trotz
Einschriankung entsprechender Lehrauftrage wegen
eines Uberangebots in der Lehre ihre Lehrverpfich-
tung nicht ausschopfen, und kann die Lehrtitigkeit
auch nicht in verwandten Fachgebieten oder im
Durchschnitt dreier aufeinander folgender Studien-
jahre erbracht werden, so vermindert sie sich inso-
weit nach Feststellung durch den Dekan oder den
geschiftsfiilhrenden Direktor der wissenschaftlichen
Einrichtung, an Hochschulen ohne Fachbereiche
durch den Leiter der Hochschule. Die Verringerung
der Lehrtétigkeit ist auf ErméfBigungen geméal den
§§ 8 bis 11 anzurechnen. Die Lehrkraft hat die Ver-
ringerung ihrer Lehrverpflichtung der Dienstbehdr-
de oder Personalstelle anzuzeigen.

§ 13
Einhaltung von Lehrverpflichtungen
(1) Die Lehrkrifte teilen jeweils rechtzeitig die fiir
das kommende Semester geplanten Lehrveranstal-

tungen unter thematischer Bezeichnung (Lehrplan)
schriftlich der zustindigen Stelle mit. Mitwirkende
Lehrkriafte und bei Lehrveranstaltungen mit be-
schriankter Teilnehmerzahl, die Zahl der hochstens
teilnehmenden Studierenden sind anzugeben. Die
zustandige Stelle bestatigt schriftlich den Lehrplan.
Sie kann Anderungen verlangen, wenn dies im In-
teresse des Studienangebots erforderlich ist.

(2) Die Lehrkrifte teilen jeweils am Ende eines Se-
mesters unter thematischer Bezeichnung der einzel-
nen Lehrveranstaltungen die Art und den Umfang
der Lehrtdtigkeit und die Zahl der mitwirkenden
Lehrkrifte, bei Lehrveranstaltungen mit beschrénk-
ter Teilnehmerzahl auch die Zahl der teilnehmenden
Studierenden der zustindigen Stelle mit. Diese be-
statigt unter Beachtung von § 2 Abs. 4 bis 6 schrift-
lich die Erfiillung des Lehrdeputats.

(3) Ausgefallene Lehrveranstaltungsstunden sind
unverziiglich der Dienstbehdrde oder Personalstelle
anzuzeigen. Aus anderen als Krankheitsgriinden,
Dienstbefreiung oder Sonderurlaub ausgefallene
Lehrveranstaltungsstunden sind grundsétzlich nach-
zuholen. Dies gilt nicht fiir Lehrveranstaltungsstun-
den, die auf Grund fehlender Nachfrage ausgefallen
sind. Die Dienstbehorde oder Personalstelle kann
auf das Nachholen ausgefallener Lehrveranstal-
tungsstunden verzichten, wenn der Ausfall der
Lehrveranstaltungsstunden ~ auf  Grund  der
Wahrnehmung einer Aufgabe erfolgte, die im Inter-
esse der Hochschule lag und das Ausbildungspen-
sum nicht wesentlich beeintrichtigt worden ist.

(4) Zusténdige Stelle im Sinne der Absétze 1 und 2
ist der Dekan, an Hochschulen ohne Fachbereiche
der Leiter der Hochschule. Bei Nichterfiillung der
Lehrverpflichtungen unterrichtet die zustindige
Stelle die Dienstbehorde oder Personalstelle.

§ 14
Ubergangsregelung
Regelungen dieser Verordnung, die zu einer Ande-
rung der bisherigen Lehrverpflichtung von Lehrper-
sonen fiithren, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
der Vierten Verordnung zur Anderung der Lehrver-
pflichtungsverordnung vom 3. Juli 2004 (GVBI. S.
282) beschiftigt sind, gelten erstmals vom Beginn
der Vorlesungszeit des darauffolgenden Semesters.

§15
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiin-
dung im Gesetz- und Verordnungsblatt fiir Berlin in
Kraft.
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Rechtsanwaltskanzlei

MATTHIAS TRENCZEK
Rechtsanwalt

4. Workshoptag l1<2(|)s5e7rd§mlm 100

fiir studentische erlin

. Telefon (030) 318 66 50
Studienberatungen Telefax  (030) 318 66 526

Michael Plose
Wissenschaftlicher Mitarbeiter

Berlin, 15.12.2011

1. Checkliste fiir die Beratung

alle Antrédge sind SCHRIFTLICH zu stellen
(d.h. im Zweifel nicht nur per E-Mail, aber wenigstens das)

Zusicherungen gelten nur, wenn sie schriftlich vorliegen und von der hierfir zustandi-
gen Person abgegeben wurden

Teilnahme an Lehrveranstaltungen:
* grundsatzlich in allen LV — auch anderer Studiengange

* Ausnahme geschlossene Studienangebote
(mussen vorher als geschlossen im KVV dargestellt sein, dies darf nicht willktr-
lich geschehen, sondern Voraussetzung fir die Praxis-/Wissensvermittlung sein,
z.B. notwendige Computer- oder Laborarbeitsplatze)

* wenn Online-Anmeldung nicht funktioniert, missen sich die Leute bei den Lehr-
kraften melden

Scheine in Parallelveranstaltungen an anderen Fachbereichen
(z.B. Mathe 5 in Chemie anstatt in Physik, z.B. weil die LV zeitlich besser liegt)

« dann vorher von dem/der Vorsitzenden des Prifungsausschusses bestatigen las-
sen

+ StO/PO der TU regelt meist Vorab-Zustimmungserfordernis (wohl zuldssig)

Erkrankungen mussen im Prufungsverfahren sofort oder allgemein bei langerer Erkran-
kung bei der Hochschule melden, insbesondere dann, wenn es Auflagen nach § 28 Abs.
3 Satz 4 BerlHG gibt

« Attest bei akuter Erkrankung kann nachgereicht werden, wenn rechtzeitig infor-
miert wurde, aber der Attest muss vom gleichen Tag sein oder aber riickwirkend
glaubhaft machen, dass Prifungsfahigkeit nicht bestand

* es geht nicht um die Benennung der Krankheit, sondern der Symptome, die eine
Prifungsuntauglichkeit belegt — also darstellen, welche Auswirkungen die Be-
eintrachtigung auf die Prifungsfahigkeit hat

gegen einen Bescheid muss mensch klagen innerhalb der Frist — das ist vollig legi-
tim!

Birozeiten: Montag — Donnerstag 10.00 — 18.00 Uhr
Bankverbindung: Berliner Sparkasse, Kontonummer: 72 000 93 24, Bankleitzahl: 100 500 00
Zahlungen an Dritte, insb. Gerichte und Mandanten, Kontonummer: 72 00 96 324 (Ander-Konto)
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Kurzgutachterliche Handreichung Kaiserdamm 100

zur Aufhebung von Studiengédngen
gem. § 126 Abs. 5 BerlHG

14057 Berlin
Telefon (030) 318 66 50
Telefax (030) 318 66 526

Az.:
BEO-RefRat auslfd.Studgénge

Berlin, 10.01.2012

Grundsatze fiir den Umgang mit auslaufenden Studiengangen

1.) Grundsatze und Begriffsbestimmungen fir das Auslaufen von Studiengangen

Das Auslaufen von Studiengangen ist kein Ereignis, sondern ein langerfristiger, komplexer Pro-
zess, in dem sowohl fachliche als auch rechtliche MaRstabe bertcksichtigt werden mussen:
tatsachliche Dauer eines Studiums, jenseits der daflir vorgesehenen Studienzeit,

praktische Studienzeiten,

besondere soziale und personliche Harten der Studierenden in diesen Studiengangen,
Vergleichbarkeit der Lehrveranstaltungen zwischen den alten und neuen Studiengangen,
Vertrauensschutz der Studierenden in auslaufenden Studiengangen auf angemessene Auf
rechterhaltung des Lehrangebots sowie Abnahme der Prifungen tber den Zeitpunkt der Auf
hebung des Studiengangs hinaus.

o

O O O o©O

Folgende Begriffe miissen unterschieden werden:
Einstellung(sbeschluss) eines Studienganges:

o

e}

Nach standiger Rechtsprechung ist die Einstellung eines Studienganges von dessen Auf
hebung, insbesondere soweit es die Giiltigkeit der bestehenden Studien- und Prifungs
ordnungen dieses Studiengangs fur die darin (noch) befindlichen Studierenden betrifft, zu
unterscheiden.

Hessische Verwaltungsgerichtshof in seinem Beschluss vom 30. Januar 2007 (Az. 8 TG
2850/06, zitiert nach Juris, dort Rn. 2): die Einstellung eines Diplomstudienganges zu
Gunsten eines neuen Bachelor-Studienganges bedeutet, dass ,in den Diplomstudien
gang [...] keine neuen Studierenden mehr aufgenommen [werden], wahrend er fiir die
bereits Eingeschriebenen zunachst fortgefihrt” wird.

Insofern 1&sst sich aus dem Beschluss des Akademischen Senats der TU vom 2. Juni
2004 (AS 10/615-02.06.2004) nichts anderes entnehmen, als dass die TU nach Einflh
rung des Bachelor-Studiengangs z.B. Architektur die Neuimmatrikulation in den entspre-
chenden Diplomstudiengang eingestellt hat.

Damit hat der Beschluss jedoch zunachst keine Auswirkungen fiir die Rechte der Klage-
rin, die sie aus dem fur ihren (Diplom-)Studiengang geltenden Studien- und Prufungsord
nungen ziehen kann.

AuBer-Kraft-Setzung von Studien- und Prifungsordnungen eines Studienganges:

Soweit eine Satzung nicht bereits mit einer Befristung (zu finden meist in den Schluss-
und Ubergangsbestimmungen) erlassen wurde, miissen diese durch eine im Mitteilungs-
blatt der Universitat zu verdffentlichenden férmlichen Aufhebungsbeschluss (in der Regel
auch in Form einer Satzung) aul3er Kraft gesetzt werden.

Damit ist jedoch die Frage noch nicht beantwortet, welche Wirkung dem Aulerkrafttreten
der z.B. einer Diplompriufungsordnung zum Wintersemester 2011/12 zukommt.

Birozeiten: Montag — Donnerstag 10.00 — 18.00 Uhr
Bankverbindung: Berliner Sparkasse, Kontonummer: 72 000 93 24, Bankleitzahl: 100 500 00
Zahlungen an Dritte, insb. Gerichte und Mandanten, Kontonummer: 72 00 96 324 (Ander-Konto)
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RegelmaRig muss die AuRerkraftsetzungsregelung namlich klare Bestimmungen dariber
enthalten, was statt der aufRer Kraft gesetzten Bestimmung gelten soll. Dabei ist zu be-
ricksichtigen, dass Regelungen immer nur innerhalb eines Studienganges gelten kénnen
(also fir den Diplomstudiengang eine Diplom-Studiengangsregelung erlassen werden
muss, nicht aber eine Bachelor-Studiengangsregelung) — das folgt daraus, dass ein Stu-
diengang (anders als ein Studienfach) immer auf einen bestimmten Abschluss zielt
Wenn eine Aufhebungsregelung nicht klar bestimmt, was statt dessen fiir die Betroffenen
gelten soll, wirken die Bestimmungen aus der auf3er Kraft gesetzten Regelung innerhalb
des Vertrauensschutzes trotzdem fort.

o Aufhebung(sbeschluss) eines Studienganges:

Die Aufhebung von Studiengangen kann nur durch expliziten Aufhebungsbeschluss erfot
gen.

Dabei muss jedoch auf die in dem Fach vorhandenen Studierenden Ricksicht genom-
men werden; insbesondere muss ihnen die Mdglichkeit geboten werden, ihr Studium am
bisherigen Studienort sinnvoll abzuschlieRen (OVG NRW, Beschluss vom 14. Oktober
2008, Az. 13 C 260/08, zitiert nach juris, Rn. 10; vgl. auch: Werner Thieme, Deutsches
Hochschulrecht, 3. Auflage, KéIn u.a. 2004, Rn. 341), und ist im Zusammenhang mit der
Aufhebung von Prifungsordnungen das schutzwirdige Vertrauen der Studierenden zu
beachten (Niehues/ Fischer, Prifungsrecht, 5. Auflage, Minchen 2010, S. 27).

Mit der Aufhebungsentscheidung muss das zustandige Gremium also auch dariber ent
scheiden, wie dieser Vertrauensschutz gewabhrleistet wird, d.h. wie lange in einem einge-
stellten und auslaufenden Studiengang tberhaupt noch Lehrveranstaltungen und Prifun
gen angeboten werden (vgl. Hess. VGH, Beschluss vom 9. Oktober 2006, Az. 8 TG
1972/06). In der Regel werden dazu entsprechende Aquivalenzlisten erstellt, die einen
Wechsel in den neuen Studiengang oder zumindest die Beendigung des Diplom-Studien
gangs notfalls auch durch Besuch von Lehrveranstaltungen aus dem Bachelor- und/oder

Master-Angebot sicher stellen sollen.

Uberblick:

Wirkung fiir die Neuein- fiir die Aufrechter- | fiir den Priifungsan- |fiir die Riickmel-

des... schreibung (Erstim- | haltung der Lehr- spruch (nach alter dung (einschl. Beur-
ma.) oder den Stu- und Studienangebo- | Ordnung) laubung, Teilzeitstudi-
diengangswechsel ins | te (des alten Faches) um etc.)
héhere Fachsemester

Einstellungs- | - grds. Immatrikulati- | vollstdndiger An- bleibt unbeschréankt |besteht unbeschrankt

beschlusses

onsstopp

- Wechsel ins hohere
FS nur, wenn dort
noch Lehrkapazitat
besteht

spruch auf die LV
nach der geltenden
StudienO (soweit BA-
StO/PO Aquivalenz-
listen vorsieht, kon-
nen alte LV entfallen)

bestehen

weiter

Auferkraft- | nicht mehr moglich kein Anspruch auf LV | bleibt unbeschrankt | besteht unbeschrankt
setzung von | (Ausnahmen kénnen | nach alter StO, wenn | bestehen weiter
StO/ PO zugelassen werden) | diese aufgehoben

wurde, aber auf Zu-

lassung zu aquivalen-

ten LV im neuen Stu-

diengang
Aufhebungs- | nicht mehr méglich entsprechend dem besteht grds. nur in- | besteht unbeschrankt
beschluss Aufhebungsbe- nerhalb der im Aufhe- | weiter bis zum Zeit-

schluss + grds. An-
spruch auf Zulassung
zu aquivalenten LV
im neuen Studien-

gang

bungsbeschluss vor-
gesehenen Zeit, da-
nach nur bei beson-
deren Harten

punkt der letzten Pri-
fung, danach nur
nach Facherwechsel
in den neuen Stu-
diengang

§ 126 V

dass.

dass.

problem.

dass.
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2.) Die Ubergangsregelung des § 126 Abs. 5 BerlHG (neu)

(5) 'Diplom- und Magisterstudiengange werden nicht mehr eingerichtet und weitergefihrt.
2Uber Ausnahmen entscheidet die fir Hochschulen zustandige Senatsverwaltung.
3Studenten und Studentinnen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 1
Satz 1 bezeichneten Gesetzes in einem Diplom- oder Magisterstudiengang einge-
schrieben sind, fihren ihr Studium nach den Bestimmungen des Berliner Hoch-
schulgesetzes in der bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Ge-
setzes geltenden Fassung und den auf seiner Grundlage erlassenen Studien- und
Prifungsordnungen fort. “Die Hochschulen legen fest, zu welchem Zeitpunkt in den
vorhandenen Diplom- und Magisterstudiengangen letztmals die Abschlussprifung ab-
gelegt werden kann; hierbei sind die Lebensumstande der betroffenen Studenten und
Studentinnen angemessen zu beriicksichtigen. *Nach Ablauf des Prifungsverfahrens
nach Satz 4 ist der jeweilige Studiengang aufgehoben.

Aus der Gesetzesbegrindung:

Mit der Umstellung auf das gestufte System kénnen nach dem Gesetzentwurf grundsatzlich nur
noch Bachelor- und Masterstudiengange eingerichtet werden. Dies wird in Absatz 5 Satz 1 zum
Ausdruck gebracht. Studiengange, die nach § 23 Absatz 5 nicht in das gestufte Studiensystem
Ubergeleitet werden, kénnen als Absolventenstudiengéange strukturiert werden. Um allerdings
besonderen Umstanden Rechnung tragen zu kénnen, wird die Moéglichkeit, Diplom- und Magis-
terstudiengange einzurichten, nicht vollig beseitigt. Im Einzelfall kann es geboten sein, solche
Studiengange weiterzufiihren oder neu einzurichten, zum Beispiel, wenn anderweitige Rechts-
vorschriften oder internationale Vereinbarungen dies vorsehen. Satz 3 gewahrleistet, dass die
in den Diplom- und Magisterstudiengdngen vorhandenen Studenten und Studentinnen nach
geltendem Recht ihr Studium beenden kdnnen. Nach Satz 4 setzen die Hochschulen Termine
fest, zu denen Diplom- und Magisterstudiengange eingestellt werden. Bei der Festsetzung der
Termine haben die Hochschulen zu beachten, dass die Fristen so gewahlt werden, dass alle
Studenten und Studentinnen die Maoglichkeit haben, ihr Studium in einem realistischen Zeit-
raum auch wirklich zu beenden. Dabei sind auch besondere personliche Umstande, wie etwa
Belastungen auf Grund der Betreuung von Kindern zu beriicksichtigen. Satz 5 regelt die Aufhe-
bung des Studiengangs nach Ablauf des nach dieser Regelung vorgesehenen letzten Pri-
fungsverfahrens kraft Gesetzes. Den Studenten und Studentinnen, denen es nicht gelingt, in-
nerhalb der vorgesehenen Frist ihr Studium abzuschlief3en, bleibt es grundsatzlich unbenom-
men, in einen anderen Studiengang zu wechseln.

3.) Wirkung der gesetzlichen Aufhebungsregelung

Die HU muss entsprechende Termine fiir letztmalige Prifungsverfahren je Studienfach fest set
zen und im Amtsblatt verdffentlichen sowie den betroffenen Studierenden individuell an die bei
der HU hinterlegten Adresse zusenden.

Die Festsetzung dieses Termin bestimmt sich nach den oben genannten Bedingungen, insbeson
dere den in § 126 Abs. 5 Satz 4 2. Halbsatz Berl[HG explizit aufgeflihrten Lebensumsténden der
Betroffenen. Der letztmalige Zeitpunkt zur Ablegung einer Prifung ist dabei als letztmaliger Zeit-
punkt zur Durchfiihrung zur Abschlusspriifung zu verstehen, etwaige Prifungsversuche we-
gen krankheitsbedingten Rucktritts oder Wiederholung sind auch danach noch zu gewahrleisten,
soweit sie dasselbe Priifungsverfahren betreffen. Dies ergibt sich aus einer verfassungskonfor-
men Auslegung von § 126 Abs. 5 BerlHG am Malstab der allgemeinen, aus Art. 12 Abs. 1 GG
i.V.m. Art. 3 Abs. 1 GG entwickelten und verfassungsrechtlich gewahrleisteten Priifungsgrundsat
ze.

Eine Gewahrung der Ablegung von (Teil-)Prifungsleistungen tber den in der Satzung festgeleg
ten letztmaligen Prifungstermin hinaus, setzt voraus, dass zum letztmaligen Anmeldezeitpunkt
alle Prifungsvoraussetzungen vorgelegen haben und die Anmeldung erfolgt ist.

Dabei muss die Zustindigkeit der Facher/Fakultéten fir die Festsetzung der Ubergangszeiten
und die Frage der Aufrechterhaltung des Regelstudiums berlicksichtigt werden, soweit diese fiir
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Studierende giinstigere (also langere) Ubergangszeiten als die Rahmensetzung der Hochschule
vorsehen.

Anders lautende bestehende Regelungen treten hinter dieser Neuregelung des § 126 Abs. 5
BerlHG zurtck, soweit diese nicht bereits vor dem 20. Mai 2011 vollzogen worden sind. Denn

§ 126 Abs. 5 Satz 5 BerlHG sieht nunmehr eine gesetzliche Aufhebungsregelung vor, die auch
bestehende Entscheidungen der Hochschulen verdrangt. Damit bedarf es auch keiner weiteren
Aufhebungsbeschlisse durch die Gremien, die Aufhebung tritt vielmehr von Gesetzeswegen ein.
Wegen der Neuregelung in § 28 Abs. 3 BerlHG, der einen Zeitpunkt fir die Durchfiihrung von
Zwangsberatungen bei langer Studierenden nach dem dritten Semester nicht konkret bestimmt,
kdnnen die Hochschulen auf dieser Grundlage auch Zwangsberatungen mit Auflagen in den Auf
hebungssatzungen vorsehen.

4.) Mal3stabe fur die Berechnung des Termins der letztmaligen Abschlusspriifung

Zunachst ist festzuhalten, dass die Festsetzung des Zeitpunktes allein nach Kriterien des Ver
trauensschutzes der Studierenden zu bestimmen ist und insbesondere nicht mit § 11 Abs. 1 des
aktuellen Hochschulvertrages verwechselt werden darf, der die HU sich verpflichtet, soweit
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Studiengdnge mit den Abschlusszielen Diplom, Magister
und Staatsexamen bis zum Ende des Jahres 2013 aufzuheben (zur Unterscheidung zwischen
Aufhebung und letztmaliger Prifung s.o.). — Der letztmalige Prifungszeitraum kann daher auch
weit nach 2013 liegen und muss dies in den meisten Fallen auch.
Fir die Berechnung des Priifungszeitraumes sind mafgeblich:
o der von der Rechtsprechung anerkannte Vertrauensschutz:
= die normative Regelstudienzeit des Studiengangs
= zzgl. vier Semester
= ausgehend vom Zeitpunkt der letztmaligen Zulassung im Studiengang
o die im Organisationsbereich der Hochschule begriindeten Verzégerungen, welche die durch-
schnittliche Studienzeit an der HU Uber die Regelstudienzeit hinaus verlangern (also nach-
weisliche Abweichungen von den Grundsatzen des § 22 Abs. 2 BerlHG, bedingt z.B. Be-
schrankungen von Lehrveranstaltungen, anerkannte oder vorausgesetzte Praktikumszeiten,
Verzdgerungen bei der Priifungsanmeldung oder lange Korrekturzeitraume) — bewirken Or
ganisationsverschulden der Hochschule signifikante und regelmafige Abweichungen von der
Regelstudienzeit selbst bei Vollzeitstudierenden, so ist nicht die normative Regelstudienzeit +
vier Semestern zu Grunde zu legen, sondern die Durchschnittsstudienzeit + vier Semestern
o hinzu kommen die in § 125 Abs. 5 Satz 4 genannten Hartefalle:
= insbesondere alle Kriterien, die den Tatbestand des § 22 Abs. 4 erfillen oder Grund flr
eine Beurlaubung nach §§ 10 Abs. 6 Nr. 6 i.V.m. § 8 ASSP sein kdnnen
= darlber hinaus gesetzliche Bestimmungen des Mutterschutz sowie des Nachteilaus-
gleichs fur gehandicapte oder chronisch kranke Studierende
o bericksichtigt werden sollten auch die Priifungszeitraume selbst, wenn sich diese Uber meh-
rere Semester erstrecken und ggf. das Nichtbestehen von Teilprifungen zu erheblichen Ver
zégerungen des Gesamtprifung beitragt.
Empfohlen wird daher folgende Rechnung:
Zeitpunkt der letzten Immatrikulation im auslaufenden Studiengang
Durchschnittsstudienzeit von Vollzeitstudierenden
vier Semester
vier Semester (max. Beurlaubungszeit sowie Anrechnung von Teilzeitstudium)
ggf. als Hartefallregelung zzgl. zwei Semester aufgrund Vereinbarung aus dem
Beratungsgesprach wegen der Besonderheit des Falles

Zeitpunkt zur letztmaligen Ablegung der Abschlusspriifung

+ + + +

Der letztmalige Prifungszeitraum kann fiir unterschiedliche Studierenden unterschiedlich festge-
legt werden, je nachdem ob sie eine der vorgenannten (besonderen) Merkmale erfiillen oder
nicht.



Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 15/2013

Facheribergreifende Satzung
zur Regelung von Zulassung, Studium
und Prifung der Humboldt-Universitat

zu Berlin (ZSP-HU)

Der Akademische Senat der Humboldt-Universitat
zu Berlin hat am 17. April 2012, 8. Mai 2012, 26.
Februar und 16. April 2013 auf Grund von § 2 Ab-
satz 1 Satz 2, § 10 Absatz 5 bis 6, § 11 Absatz 6,
8§88 31 und 126 Absatz 3 bis 5 des Gesetzes Uber
die Hochschulen im Land Berlin (Berliner Hoch-
schulgesetz — BerlHG) in der Fassung der Be-
kanntmachung der Neufassung vom 26. Juli 2011
(GVBI. S.378) in Verbindung mit § 7a Absatz 5
Satz 3, § 8 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 6,
§ 10 Absatz1l Satz2 und Absatz2 Satz6 und
§ 10a Satz 3 des Gesetzes Uber die Zulassung zu
den Hochschulen des Landes Berlin in zulassungs-
beschrankten Studiengdngen (Berliner Hochschul-
zulassungsgesetz — BerlHZG) vom 18. Juni 2005
(GVBI. S. 393), zuletzt geandert durch Artikel Il
des Gesetzes vom 20. Mai 2011 (GVBI. S. 194), in
Verbindung mit 8 6 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3
Satz 2 und § 7 Satz 2 der Verordnung zur Rege-
lung der Zulassung in zulassungsbheschrankten
Studiengdngen durch die Hochschulen des Landes
Berlin (Hochschulzulassungsverordnung — BerlHZ-
VO) vom 4. April 2012 (GVBI. S. 111), zuletzt ge-
andert durch Verordnung vom 21. Marz 2013
(GVBI. S. 67), und gemal 8 5 Absatz 1 Buchsta-
be b Nummer 4 und 6 der Verfassung der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin (VerfHU) in der Fassung
der Bekanntmachung der Neufassung vom 28. Juni
2011 (Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universitat zu Berlin Nr. 16/2011 vom 28. Juni
2011) die folgende Ordnung beschlossen™:
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Teil 1
Allgemeine Regelungen

81 Grundsatze

(1) * Die Humboldt-Universitat zu Berlin bietet Stu-
diengange an, in denen forschungsbasiert in wis-
senschaftlichen Fachern Kompetenzen vermittelt
werden, mit denen ein berufsqualifizierender Ab-
schluss oder weiterbildende Qualifikationen erlangt
werden. ?Neben den disziplindren Angeboten er-
madglicht sie interdisziplindre Studien und den Er-
werb von Schlusselqualifikationen und Fremdspra-
chenkompetenzen.

(2) ! Die Humboldt-Universitat zu Berlin férdert die
Internationalitat in Studium und Lehre. 2 Sie unter-
stlitzt die internationale Mobilitdt der Studentinnen
und Studenten durch Austauschprogramme und in-
ternationale Studienprogramme.

(3) 'Die Humboldt-Universitat zu Berlin sichert
fortlaufend die fachliche und didaktische Qualitat
der Lehre. ?Studienangebote werden regelmaRig
evaluiert; die Ergebnisse der Evaluation werden in
geeigneter Form hochschuléffentlich bekannt gege-
ben.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) ! Diese Ordnung regelt die Zugangs- und Zulas-
sungsvoraussetzungen fur ein Studium an der
Humboldt-Universitat zu Berlin, das Zulassungsver-
fahren und die Immatrikulation. 2 Des Weiteren re-
gelt sie die Organisation und Durchfiihrung des
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Studiums und der Prifungen, soweit im Interesse
einer einheitlichen Verfahrensweise facheribergrei-
fende Regelungen erforderlich sind.

(2) 'Diese Ordnung gilt in Verbindung mit den
fachspezifischen Studien- und Prifungsordnungen.
2Sie geht den fachspezifischen Studien- und Prii-
fungsordnungen vor, soweit sie Abweichungen
nicht ausdriicklich zulasst. ® Fur Studiengénge nach
§ 36a BerlHG (reglementierte Studiengénge) kon-
nen weitere Abweichungen geregelt werden, soweit
dies aufgrund von staatlichen oder kirchlichen
Rechtsvorschriften erforderlich ist. *Fiir weiterbil-
dende Masterstudiengédnge kénnen Abweichungen
von Teil 6 vorgesehen werden, soweit dies auf-
grund von Kooperationsvertrdgen mit anderen
Hochschulen oder externen Einrichtungen nétig ist.

8§ 3 Benachteiligungsverbot, I nklusion

(1) Die Humboldt-Universitat zu Berlin gewéhrleis-
tet, dass keine Studentin und kein Student insbe-
sondere aus Grunden der ethnischen Herkunft, des
Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung,
einer Behinderung oder chronischen Krankheit, des
Alters, der sozialen Lage oder der sexuellen ldenti-
tat benachteiligt wird.

(2) ! Die Humboldt-Universitat zu Berlin férdert die
Vereinbarkeit von Studium und Familie. % Sie starkt
die Chancengleichheit der Geschlechter durch die
Forderung des in Studiengédngen jeweils unterre-
prasentierten Geschlechts, durch Studienangebote
aus dem Bereich der Frauen- und Geschlechterfor-
schung und durch MaRnahmen zum Schutz vor se-
xueller Belastigung.

(3) ' Die Humboldt-Universitat zu Berlin unterstiitzt
die Studentinnen und Studenten mit Behinderun-
gen und chronischen Krankheiten. 2 Sie trifft in al-
len Bereichen die erforderlichen MaBnahmen zu ih-
rer Inklusion und gestaltet ihre Angebote soweit als
maoglich barrierefrei. ® Sie bestellt eine Beauftragte
oder einen Beauftragten gemaR § 28a BerlHG, die
oder der die Belange der Studentinnen und Stu-
denten mit Behinderungen und chronischen Krank-
heiten in allen Bereichen vertritt und bei der Pla-
nung und Organisation der Studienbedingungen
und der Planung notwendiger technischer und bau-
licher MaBnahmen mitwirkt.

(4) Die Humboldt-Universitat zu Berlin unterstitzt
im Rahmen ihrer Moglichkeiten die gleichberechtig-
te Teilhabe von Studentinnen und Studenten mit
alternativen Bildungsbiographien, insbesondere von
solchen Studentinnen und Studenten, die aus Fa-
milien ohne akademische Bildungserfahrung stam-
men.

(5) Die Humboldt-Universitat zu Berlin bericksich-
tigt die besonderen Bedurfnisse der auslandischen
Studentinnen und Studenten und tragt nach Mog-
lichkeit dafur Sorge, dass auf die besonderen Be-
lange von im Spitzensport aktiven Studentinnen
und Studenten Ricksicht genommen wird.



Teil 2
Zugang, Zulassung, Immatrikul ation

Abschnitt 1
Grundsatze zur Aufna hme eines Studiums

§ 4 Studienberechtigung, Anwendungs-
bereich, Gleichstellung

(1) *Jede Deutsche und jeder Deutsche im Sinne
von Artikel 116 des Grundgesetzes ist nach Mal3ga-
be dieser Ordnung berechtigt, an der Humboldt-
Universitat zu Berlin zu studieren, wenn sie oder er
die fir das Studium erforderliche Qualifikation
nachweist und keine Zulassungs-, Immatrikulati-
ons- oder sonstigen Hindernisse vorliegen. 2Die
Aufnahme eines Studiums an der Humboldt-
Universitat zu Berlin setzt die vorherige Immatriku-
lation als Studentin oder Student oder die vorheri-
ge Registrierung voraus. ®Ein Anspruch auf Auf-
nahme als Studentin oder Student oder auf Regist-
rierung fur ein Studium auBerhalb der jeweils maR-
geblichen Regelstudienzeit besteht nicht.

(2) 'Die Gleichstellung von auslandischen oder
staatenlosen Bewerberinnen und Bewerbern mit
Deutschen richtet sich nach § 1 Absatz 3 Berl[HZVO
in der jeweils geltenden Fassung. 2Als Vertrags-
staat des Abkommens uber den Européischen Wirt-
schaftsraum im Sinne dieser Ordnung gilt neben
Island, Liechtenstein und Norwegen auch die
Schweiz; weitere Verpflichtungen zur Gleichstellung
weiterer Personen mit Deutschen auf Grund sonsti-
ger Rechtsvorschriften oder zwischenstaatlicher
Vereinbarungen bleiben unberiihrt. ® Das Bestehen
weiterer Staatsbilrgerschaften neben der deut-
schen oder einer zur Gleichstellung mit Deutschen
fuhrenden Staatsbirgerschaft ist dabei unbeacht-
lich.

§5 Abweichungsbefugnis

(1) *Der Zugang und das Verfahren der Zulassung,
der Immatrikulation bzw. der Registrierung kénnen
insbesondere fur internationale Studiengéange, fur
Studienangebote, die mit externen Kooperations-
partnern organisiert und durchgefiihrt werden, so-
wie fur weiterbildende Studienangebote (besondere
Studienangebote) in der jeweiligen Anlage der
fachspezifischen Zugangs- und Zulassungsregeln,
in Vereinbarungen oder in gesonderten Satzungen
abweichend von den nachfolgenden Bestimmungen
geregelt werden. ?Insbesondere kann die Durch-
fuhrung des Zulassungsverfahrens ganz oder teil-
weise auf eine der beteiligten Hochschulen Uber-
tragen werden; die Zulassungsentscheidung wird
insoweit anerkannt. *Als internationale Studien-
gange im Sinne dieser Ordnung gelten Studiengén-
ge, die

1. einen mindestens 40-prozentigen Anteil
fremdsprachiger Pflicht-Lehrveranstaltungen
aufweisen, die nicht nur eine lebende Um-
gangs-, sondern auch die Fachsprache ver-
mitteln, und sich schwerpunktméfig an aus-
landische Gruppen von Bewerberinnen und
Bewerbern richten,
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2. mindestens zwei obligatorische Auslandsse-
mester vorsehen,

3. mit einem Doppeldiplom oder zwei vertrag-
lich vereinbarten (gegebenenfalls aufeinan-
der folgenden) akademischen Graden ab-
schlieBen,

4. auf einem Curriculum beruhen, das mit ei-
nem oder mehreren auslandischen Partnern
abgestimmt ist und Uber den in EU-
Mobilitatsprogrammen vorgesehenen Um-
fang hinausgeht oder

5. sich ausschlieB3lich oder fast ausschliel3lich
an auslandische Gruppen von Bewerberin-
nen und Bewerbern richten.

(2) Soweit in dieser Ordnung keine Regelungen zu
Zugang, Zulassung, Immatrikulation und Registrie-
rung getroffen werden, entscheidet das Prasidium.

8§ 6 Antragsform

L Antrage mussen schriftlich an die jeweils hierfir
zustandige Stelle gerichtet gestellt werden. ?Den
Antragen miuissen die im Antragsformular geforder-
ten Unterlagen in der im Antragsformular genann-
ten Form beigefiigt werden. ® Die Ergénzung eines
Antrages durch die Antragstellerin oder den An-
tragsteller ist nur unter Verwendung des dafur vor-
gegebenen Formulars zulédssig; eine Erganzung
nach Ablauf der mafgeblichen Frist ist ausge-
schlossen. *Die Humboldt-Universitat zu Berlin ist
nicht verpflichtet, den Sachverhalt von Amts wegen
zu ermitteln. ° Soweit die Humboldt-Universitat zu
Berlin zur Unterstiitzung der Antragstellung und Er-
fassung von Antragen ein elektronisches System
bereitstellt (Online-Bewerbung), ist die Nutzung ei-
nes solchen Systems durch die Antragstellerin oder
den Antragsteller nach Ausgestaltung der mafgeb-
lichen Bedingungen verpflichtend. ® Antrage kénnen
durch Telefax, E-Mail oder sonstige elektronische
Medien allein nicht wirksam gestellt werden.
" Abweichend von den Satzen 1 und 6 kann bei
Studienplatzbewerbungen, Antrdgen nach 8 7 Ab-
satz 1 Satz 4 und Losantragen nach Mal3gabe des
Uber die Online-Bewerbung bereitgestellten An-
tragsformulars auf die Schriftlichkeit verzichtet
werden.

8§ 7 Fristen und Termine, Ausschluss
vom Verfahren

(1) 'Antrage muissen innerhalb bestimmter Aus-
schlussfristen bei der zustandigen Stelle eingegan-
gen sein; sie gelten nur fur das Semester, fur das
die Studienaufnahme begehrt wird (Bewerbungs-
semester). 2Fristen und Termine werden, soweit
sie nicht durch Vorgaben des Landes oder dieser
Ordnung bestimmt sind, mit Ausnahme der Losan-
tragsfrist, vom Prasidium festgesetzt und hoch-
schuliiblich bekannt gegeben. ®Fiir besondere Stu-
dienangebote sowie fir in der beruflichen Bildung
Qualifizierte kénnen abweichende Fristen bestimmt
werden. 4 Antrage auf Zulassung auf Studienplatze
auBBerhalb der festgesetzten Zulassungszahlen in
Studiengangen, die zu einem ersten berufsqualifi-
zierenden Abschluss fuhren (grundstandiges Studi-



um), missen fir das Sommersemester bis zum
1. April, fur das Wintersemester bis zum 1. Oktober
bei der fur Immatrikulation und Registrierung zu-
stdndigen Stelle eingegangen sein (Ausschlussfris-
ten); entsprechende Antrage fur das Ubrige Studi-
enangebot der Humboldt-Universitat zu Berlin
mussen bis zum Ende des zweiten, auf den Ablauf
der Bewerbungsfrist fur das jeweilige Studienange-
bot folgenden Monats bei der fur Immatrikulation
und Registrierung zustandigen Stelle eingegangen
sein (Ausschlussfrist). ® Es gilt nicht das Datum des
Poststempels. ®Fallt das Ende einer Frist auf einen
Sonntag, gesetzlichen Feiertag oder Sonnabend, so
endet die Frist mit dem Ablauf des entsprechenden
Tages und verlangert sich nicht bis zum Ablauf des
nachstfolgenden Werktages. ’ Ausschlussfristen en-
den am jeweiligen Stichtag um 24.00 Uhr.

(2) Antragstellerinnen oder Antragsteller, die die
mafRgeblichen Fristen versaumen oder ihren Antrag
nicht innerhalb dieser Fristen formgerecht mit allen
erforderlichen Unterlagen stellen, sind vom Verfah-
ren ausgeschlossen.

(3) 'Stellt eine Antragstellerin oder ein Antragstel-
ler mehr als die zulassige Anzahl von Antréagen,
wird nur Uber die je Antragsart zuletzt fristgerecht
eingegangenen Antrdge und in der zuldssigen An-
zahl entschieden; fruhere Antrage gelten auller im
Falle bereits beschiedener, inhaltsgleicher Antrége
als nicht gestellt. ? Dies gilt auch, wenn letzte frist-
gerecht eingegangene Antréage nach Absatz 2 Alt. 2
wegen Unvollstandigkeit vom Verfahren ausge-
schlossen sind. ®Das Recht zur Stellung eines An-
trages auf Immatrikulation oder Registrierung fur
Studienangebote neben einer Studienplatzbewer-
bung nach § 17 Absatz 1 Satz 3 bzw. neben einem
Losantrag bleibt unberihrt.

(4) *In Féallen des § 19 Absatz 1 Satz 3 BerlHZVO
in der jeweils geltenden Fassung wird ber Antra-
ge, die unter einer friheren Registrierung gestellt
wurden, nicht entschieden; Absatz 3 gilt entspre-
chend. 2Dies gilt auch, soweit ein System zur Onli-
ne-Bewerbung an der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin selbst zur Anwendung gelangt.

(5) !Fristen, die nicht als Ausschlussfristen be-
zeichnet sind, kdénnen in begrindeten Einzelfallen
verlangert werden. 2Regelungen dieser Ordnung,
nach denen eine spatere Antragstellung oder An-
tragserganzung gestattet wird, bleiben unberiihrt.
3 Absétze 1 und 2 gelten entsprechend.

§ 8 Besondere Erklarungspflichten

! Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat ge-
genuber der jeweils fir die Antragsentgegennahme
zusténdigen Stelle eine Versicherung an Eides Statt
dartber abzugeben, ob sie oder er bereits an einer
deutschen Hochschule oder einer Hochschule eines
Mitgliedstaates der Européischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens tber den
Europaischen Wirtschaftsraum

1. als Studentin oder Student immatrikuliert ist
oder war, gegebenenfalls fur welche Zeit sie
oder er immatrikuliert war, sowie ob und
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wann sie oder er das Studium gewechselt
hat,

2. ein Studium erfolgreich abgeschlossen hat;
im Fall des Studiums an einer Hochschule in
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet erstreckt sich diese Ver-
pflichtung nur auf Studienzeiten nach dem
31. Méarz 1991 und auf Studienabschlisse
nach dem 30. September 1991.

2Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat dar-
Uber hinaus vollstandig anzugeben, in welchen
Landern in welchen Studiengdngen, gegebenenfalls
in welchen Studienfachern, mit welchen Abschluss-
zielen sie oder er immatrikuliert war oder ist und
welche Studienabschlisse, ohne die Einschrankung
nach Satz 1 Nummer 2, sie oder er dabei erworben
hat; diese und die weiteren Angaben nach Satz 1
Nummer 1 und 2 sind auch fur ein Studium an
Hochschulen zu machen, die nicht von der Ver-
pflichtung der Abgabe der Versicherung an Eides
Statt erfasst sind.

§9 Entscheidung Uber den Antrag

(1) Die Entscheidung Uber den Antrag trifft die je-
weils hierfur zustédndige Stelle im Auftrag der Préa-
sidentin oder des Prasidenten der Humboldt-
Universitat zu Berlin.

(2) 'Die Entscheidung ergeht schriftlich, soweit
nichts anderes bestimmt ist. 2Abweichend von
Satz 1 kann die Zulassungsentscheidung in Form
eines elektronischen Dokuments ohne qualifizierte
elektronische Signatur ergehen und auch aus-
schlieRlich elektronisch tbermittelt werden. °So-
weit ein System zur Online-Bewerbung zur Anwen-
dung gelangt, kdnnen erganzende Informationen
zu Bescheiden im Rahmen dieses Systems zur Ver-
fugung gestellt werden.

(3) Die Entscheidung kann mit einer Befristung,
Bedingung oder Auflage verbunden oder unter dem
Vorbehalt des Widerrufs ausgesprochen werden.

(4) *Soweit Bewerberinnen oder Bewerber nicht
bereits bei der Abgabe der Studienplatzbewerbung
die dort gemachten Angaben durch geeignete Un-
terlagen belegen mussen, ergeht der Zulassungs-
bescheid nur unter Vorbehalt der Richtigkeit und
des Nachweises dieser Angaben im Rahmen der
Immatrikulation oder Registrierung. 2 Stimmen we-
sentliche Angaben nicht mit den vorgelegten Unter-
lagen fur die Immatrikulation oder Registrierung
Uberein, erlischt die Zulassung.

§ 10 Aufgabenubertragung

(1) Zum Zwecke der Registrierung und Vorbearbei-
tung der Daten von Bewerberinnen und Bewerbern
mit auslandischer Staatsangehdrigkeit oder auslan-
discher Hochschulzugangsberechtigung bzw. aus-
landischem berufsqualifizierenden Abschluss eines
vorangegangenen Hochschulstudiums nach § 16,
dabei insbesondere der Vorprifung der Hochschul-
zugangsberechtigung, kann die Humboldt-Univer-
sitat zu Berlin Dritte beauftragen.



(2) 'Die Humboldt-Universitat zu Berlin kann die
Stiftung fur Hochschulzulassung mit der Unterstut-
zung bei der Durchfuhrung des Zulassungsverfah-
rens fur das 1. Fachsemester in zulassungsbe-
schrankten Studiengéngen beauftragen. ?Dies gilt
nicht fir Bewerberinnen und Bewerber, die zum
Personenkreis nach 8 22 Absatz1l Satz1l Num-
mer 2 gehoren.

Abschnitt 2
Zugangsvoraussetzungen

Unterabschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 11 Allgemeine und er weiterte
Zugangsvoraussetzungen,
Fachspezifische Zugangs - und
Zulassungsregeln,
Zugangskommi ssion

(1) Antragstellerinnen oder Antragsteller missen
die Zugangsvoraussetzungen des gewahlten Studi-
enangebotes, bei Studiengédngen, die aus einer
Kombination von Studienfachern bestehen, fur je-
des Studienfach, nach naherer Ausgestaltung die-
ser Ordnung in Verbindung mit den jeweiligen all-
gemeinen Anlagen sowie der jeweiligen Anlage der
fachspezifischen Zugangs- und Zulassungsregeln
zu dieser Ordnung erfillen.

(2) *Soweit im Antragsformular dazu aufgefordert
wird, ist der Nachweis Uber die Zugangsvorausset-
zungen bereits bei Abgabe der Studienplatzbewer-
bung, im Ubrigen bei Beantragung der Immatriku-
lation oder Registrierung zu fiilhren. 2Im Rahmen
von Antrdgen nach 8§ 7 Absatz 1 Satz 4 sind die
Zugangsvoraussetzungen unmittelbar mit der An-
tragstellung nachzuweisen.

(3) Allgemeine Zugangsvoraussetzung ist, dass die
Antragstellerin oder der Antragsteller lber eine
Hochschulzugangsberechtigung nach Unterab-
schnitt 2 oder 3 verfugt und nicht in dem gewé&hl-
ten oder einem im Wesentlichen gleichen Studien-
gang vorgeschriebene Leistungsnachweise oder
Prufungen an einer Hochschule im Geltungsbereich
des Hochschulrahmengesetzes nach den Rechtvor-
schriften dieser Hochschule endgiltig nicht bestan-
den hat.

(4) *Fur Studienangebote kénnen zusétzliche Eig-
nungs- und Qualifikationsvoraussetzungen (erwei-
terte Zugangsvoraussetzungen) vorgesehen wer-
den. ?Soweit fir den Zugang zu einem Kernfach
oder Monobachelorstudiengang erweiterte Zu-
gangsvoraussetzungen vorgesehen sind, finden
diese Voraussetzungen fir den Zugang zu Zweitfa-
chern entsprechende Anwendung.

(5) * Zustandig fur die Uberpriifung der Zugangsvo-
raussetzungen ist die Zugangskommission soweit
nicht die fur Immatrikulation und Registrierung zu-
standige Stelle eine Uberpriifung vornimmt. 2Die
Aufgaben der Zugangskommission werden durch
den flur das beantragte Studienangebot, bei Studi-
engangen, die aus einer Kombination von Studien-
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fachern bestehen, durch den fur das jeweilige Stu-
dienfach zusténdigen Prifungsausschuss in Person
der oder des Prufungsausschussvorsitzenden wahr-
genommen; der Prifungsausschuss kann auf Be-
schluss diese Befugnisse ganz oder in Teilen an
sich ziehen. ®In Bezug auf die Zulassung zum Stu-
dium in einem Lehramtsmasterstudiengang tritt an
die Stelle des Prifungsausschusses der Institutsrat
des Zentralinstituts Professional School of Educati-
on der Humboldt-Universitat zu Berlin in Person der
oder des Vorsitzenden; Satz 2 2. Halbsatz gilt ent-
sprechend. # Zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen
kann die Zugangskommission weitere qualifizierte
Personen, insbesondere Studienfachberaterinnen
oder Studienfachberater, heranziehen.

§ 12 Ergédnzende Bestimmungen

(1) 'Die Aufnahme eines Studiums an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin setzt weiter voraus, dass
insbesondere Antragstellerinnen und Antragsteller,
die ihre Hochschulzugangsberechtigung nicht an
einer deutschsprachigen Einrichtung erworben ha-
ben, Uber Deutschkenntnisse verfigen, die zum
Studium an einer Hochschule beféhigen (sprachli-
che Studierfahigkeit). ?Der Nachweis von fir die
aktive Teilnahme an den Lehrveranstaltungen aus-
reichenden Kenntnissen der deutschen Sprache
wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, geman
den Bestimmungen der jeweils geltenden Ordnung
fur die Deutsche Sprachprifung fur den Hochschul-
zugang (DSH) an der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin erbracht. ®*Der Nachweis der sprachlichen Stu-
dierfahigkeit gilt mit der Vorlage einer deutschen
Hochschulzugangsberechtigung als erfallt. 4 Nach
MaRgabe der jeweiligen Anlage der fachspezifi-
schen Zugangs- und Zulassungsregeln kénnen fiur
bestimmte Studienangebote andere Sprachniveaus
oder andere DSH-Ebenen vorgesehen werden; die-
se Sprachniveaus werden insoweit auch im Rah-
men der Immatrikulation oder Registrierung als
hinreichende Kenntnisse anerkannt. ®Das Studium
an der Humboldt-Universitat zu Berlin setzt neben
den Kenntnissen der deutschen Sprache in der Re-
gel auch Kenntnisse der englischen Sprache vo-
raus.

(2) Erganzende Bestimmungen fir Zugang, Zulas-
sung, Immatrikulation und Registrierung von aus-
landischen und staatenlosen Bewerberinnen und
Bewerbern, die ihre Hochschulzugangsberechtigung
nicht im Inland erworben haben, werden durch die
hierfiir zustandige Stelle rechtzeitig bekannt gege-
ben.

Unterabschnitt 2
Grundqualifikation fir ein Studium

§ 13 Hochschulzugangsberecht igung

(1) 'Die Antragstellerin oder der Antragsteller
muss zum Zeitpunkt der Abgabe des Antrages die
Hochschulzugangsberechtigung fir das gewéahlte
Studienangebot besitzen. ? Legt die Antragstellerin
oder der Antragsteller mehrere Hochschulzugangs-
berechtigungen vor, soll sie oder er fir jeden ge-
wahlten Studiengang die Hochschulzugangsberech-
tigung bezeichnen, auf die sie oder er den Antrag



stiitzt.  Fehlt eine derartige Bezeichnung, wird dem
Antrag die zuerst erworbene Hochschulzugangsbe-
rechtigung zugrunde gelegt.

(2) * Die Hochschulzugangsberechtigung wird durch
ein Zeugnis der allgemeinen oder fachgebundenen
Hochschulreife nachgewiesen. 2Die allgemeine
Hochschulreife berechtigt uneingeschrankt zum
Studium. ®Die fachgebundene Hochschulreife be-
rechtigt nur zum Studium der im Zeugnis ausge-
wiesenen Studiengénge. * Als Hochschulzugangsbe-
rechtigung im Sinne dieser Vorschrift gilt auch eine
Hochschulzugangsberechtigung nach MaRgabe des
Unterabschnitts 3 sowie ein berufsqualifizierender
Hochschulabschluss nach § 16. ®Bei der Anerken-
nung von ausléandischen Abschliussen sind die Emp-
fehlungen der Kultusministerkonferenz sowie die
Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner-
schaften zu beachten. ®Andere als nach den
Rechtsvorschriften des Landes Berlin vergebene
Abschliisse, die nach den jeweiligen Rechtsvor-
schriften anderer Bundeslander eine Hochschulzu-
gangsberechtigung vermitteln, kénnen von der fur
Immatrikulation und Registrierung zustandigen
Stelle fir die Aufnahme eines Studiums an der
Humboldt-Universitat zu Berlin anerkannt werden.

Unterabschnitt 3
Zugang beruflich Qualifizierter

§ 14 Zugang beruflich Qualifizierter

(1) *Antragstellerinnen und Antragsteller, die eine
Hochschulzugangsberechtigung gemaR § 11 BerlHG
geltend machen wollen, diirfen Uber keine sonstige
Hochschulzugangsberechtigung verfiigen. 2 Die Vo-
raussetzungen nach § 11 BerlHG werden durch die
fur Immatrikulation und Registrierung zustandige
Stelle gepruft.

(2) *Antragstellerinnen und Antragsteller, die {iber
eine Hochschulzugangsberechtigung gemaR § 11
Absatz 2 BerlHG verfigen und einen Zugang nach
§ 11 Absatz 3 BerlHG anstreben, muissen ihre Stu-
dierfahigkeit in dem Studiengang, fur den sie die
Zulassung zum Studium begehren, durch eine Zu-
gangspriifung nachweisen. ?Die Zugangspriifung
kann schriftliche und mindliche Priufungsteile bein-
halten und berucksichtigt Vorkenntnisse, die im
Rahmen der Berufsausbildung erworben wurden, in
angemessener Weise. ®In der Prifung weisen die
Antragstellerinnen und Antragsteller die fachlichen
und methodischen Voraussetzungen fir den be-
gehrten Studiengang nach; sie umfasst allgemei-
nes und fachbezogenes Wissen. *Die Zugangspri-
fung wird von einer durch die nach Absatz 1 Satz 2
zusténdigen Stelle zu benennenden externen Ein-
richtung in entsprechender Anwendung der Rege-
lungen zur Feststellungsprifung abgenommen.
®Sie kann beliebig oft, jedoch nur jeweils zum
nachsten Priufungstermin wiederholt werden.

(3) FiUr Antragstellerinnen und Antragsteller, die
eine im Ausland absolvierte berufliche Ausbildung
nachweisen, gelten die Absdtze 1 und 2 entspre-
chend.
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(4) 'Antragstellerinnen und Antragsteller, die auf-
grund einer beruflichen Qualifikation ein mindes-
tens einjahriges Hochschulstudium in einem ande-
ren Bundesland erfolgreich absolviert haben, kon-
nen in einem gleichen oder einem Studiengang mit
im Wesentlichen gleichen Inhalt eine Studienplatz-
bewerbung abgeben bzw., im Falle eines zulas-
sungsfreien Studienganges, die Immatrikulation
beantragen. 2?Als erfolgreich gilt das Studium,
wenn die satzungsgemafRen Studienziele des ersten
Studienjahres erreicht worden sind.

Unterabschnitt 4
Zugang zu einem hdheren Fachsemester

§ 15 Fachsemestereinstufung,

Entsche idung

(1) *Weitere Zugangsvoraussetzung fiir die Studi-
enaufnahme in einem hoheren Fachsemester ist,
dass die Antragstellerin oder der Antragsteller die
hierfir in einer Prifungsordnung vorgeschriebenen
Prafungen der vorhergehenden Semester bestan-
den und die hierfur in Studienverlaufsplanen oder
Studienordnungen festgelegten Studienleistungen
der vorhergehenden Semester erbracht hat.
ZHierzu zahlt in reglementierten Studiengéangen
ggf. auch eine Zwischenprifung, Diplomvorprufung
oder vergleichbare Priifung. ®Fir den Nachweis ist
insbesondere die Vorlage eines Diploma Supple-
ments/einer Leistungsubersicht oder entsprechen-
der Modulbescheinigungen/Leistungsnachweise er-
forderlich, aus welchen die Anzahl aller jeweils er-
worbenen Leistungspunkte bzw. — soweit eine sol-
che Angabe in Ermangelung einer Modularisierung
des Studienfaches nicht mdglich ist — die Anzahl
der Semesterwochenstunden der jeweiligen Lehr-
veranstaltung und die jeweilige Lehrveranstal-
tungsart ersichtlich ist.

(2) *Im Falle der Fortsetzung bzw., nach Unterbre-
chung, der Wiederaufnahme eines in Bezug auf das
beantragte Studium im Wesentlichen gleichen Stu-
diums einer anderen Hochschule ist insbesondere
eine Immatrikulationsbescheinigung fir das letzte
Semester dieses bisherigen Studiums einzureichen;
die auch nur teilweise Wiederholung des bereits an
einer anderen Hochschule absolvierten Studiums
ist ausgeschlossen. 2 Dariiber hinaus oder im Falle
eines Studiengangswechsels ist eine Immatrikulati-
onsbescheinigung fur das letzte Semester vorzule-
gen, in dem eine Immatrikulation an einer deut-
schen Hochschule oder einer Hochschule eines Mit-
gliedstaates der Europdaischen Union oder eines an-
deren Vertragsstaates des Abkommens uber den
Europdischen Wirtschaftsraum bestand. ® Ein Studi-
engangswechsel liegt vor, wenn sich der Studien-
gang bzw., bei Studiengangen, die aus einer Kom-
bination von Studienféchern bestehen, mindestens
ein Studienfach, ggf. auch dem Umfang in Leis-
tungspunkten nach, &ndert. “Satz 3 gilt entspre-
chend, wenn sich der angestrebte berufsqualifizie-
rende Abschluss oder das Ausbildungsziel &ndert.

(3) 'Auf Basis des dokumentierten Leistungsstan-
des nimmt die Zugangskommission die Einstufung
in Bezug auf das Bewerbungssemester in ein be-
stimmtes Fachsemester vor. ? BeurteilungsmaRstab



ist dabei die fachspezifische Studien- und Pri-
fungsordnung des beantragten Studienganges, bei
Studiengdngen, die aus einer Kombination von
Studienfachern bestehen, diejenige des jeweiligen
Studienfaches. ®Bei der Einschatzung der erbrach-
ten Studienleistungen und Prufungen sind die er-
worbenen Leistungspunkte maRgeblich zu bertck-
sichtigen. *Eine Erteilung von Auflagen zur nach-
traglichen Erreichung des jeweils adaquaten Leis-
tungsstandes oder eine Anrechnung unter Vorbe-
halt der Einreichung weiterer Nachweise ist ausge-
schlossen. ®Kann die Antragstellerin oder der An-
tragsteller keine Studienleistungen und Prifungen
nachweisen, die eine Einstufung in ein hoéheres
Fachsemester rechtfertigen, ist der Antrag insoweit
abzulehnen. ® Die Fachsemestereinstufung gilt nur
im Rahmen des entsprechenden Antrages an der
Humboldt-Universitat zu Berlin. 7 Sie begriindet
keinen Anspruch auf Anrechnung der der Einstu-
fungsentscheidung zugrunde liegenden Studienleis-
tungen oder Prufungen in Hinblick auf die Studien-
aufnahme. ® Uber das Ergebnis der Fachsemester-
einstufung, die den Antrag in ein hdheres Fachse-
mester konkretisiert, wird die Antragstellerin oder
der Antragsteller im Rahmen der Entscheidung ih-
res oder seines Antrages durch die fur Immatriku-
lation und Registrierung zustadndige Stelle infor-
miert.

(4) Die Zugangskommission stellt im Rahmen der
Einstufungsentscheidung weiter fest, ob es sich bei
dem beantragten Studiengang um einen im We-
sentlichen gleichen oder fachlich-inhaltlich anderen
Studiengang handelt.

Unterabschnitt 5

Zugang zum Studium mit dem Abschluss-
ziel eines weiteren berufsqualifizierenden
Hochschula bschlusses

§ 16 Berufsqualifizierender Abschluss
eines vorangegangenen

Hochschu Istudiums

(1) *Allgemeine Zugangsvoraussetzung fir Studi-
engange mit dem Abschlussziel eines weiteren be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschlusses (weiter-
fuhrendes Studium) ist der deutsche oder gleich-
wertige ausléandische berufsqualifizierende Ab-
schluss eines mindestens dreijahrigen Hochschul-
studiums, mit dem Studienleistungen und Prifun-
gen im Umfang von mindestens 180 Leistungs-
punkten oder aquivalent erworben wurden. 2 Uber
die Gleichwertigkeit des Abschlusses und, soweit
eine Bemessung der Studienleistungen und Prifun-
gen in Leistungspunkten im zu bewertenden Studi-
engang nicht mdglich ist, Uber das Vorliegen eines
hinreichendes Umfanges an Studienleistungen und
Prifungen entscheidet die Zugangskommission.
3 Studienleistungen und Priifungen gelten als
gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und in den
Anforderungen denjenigen des entsprechenden
Studiums an der Humboldt-Universitat zu Berlin im
Wesentlichen entsprechen. *Ein auslandischer
Hochschulabschluss steht einem an einer deut-
schen Hochschule erworbenen Abschluss gleich,
wenn die damit nachgewiesenen Kompetenzen dem
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Abschluss einer Hochschule im Land Berlin entspre-
chen.

(2) *Soweit die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler bis zum Ablauf der maRgeblichen Antragsfrist
noch keinen Studienabschluss nach Absatz 1 er-
reicht hat oder ein Abschlusszeugnis uUber den
erstmalig erreichten Abschluss noch nicht vorliegt
(ausstehender Abschluss), kann die Aufnahme in
einem Masterstudiengang abweichend von Absatz 1
bereits dann beantragt werden, wenn auf Grund
des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere der
bisherigen Studienleistungen und Prifungen zu er-
warten ist, dass der Abschluss vor Beginn des Mas-
terstudienganges erlangt wird und diejenigen er-
weiterten Zugangsvoraussetzungen nach § 11 Ab-
satz 4, die mit diesem Abschluss zu erwerben sind,
ebenso rechtzeitig erfillt sind. 21n diesen Fallen ist
mit der Beantragung mindestens nachzuweisen,
dass zu dem erfolgreichen Studienabschluss nicht
mehr als 30 Leistungspunkte oder aquivalent feh-
len. 3 Soweit noch nicht alle tatsachlich erworbenen
Studienleistungen und Prifungen auf den zum
Nachweis eingereichten Dokumenten ausgewiesen
werden koénnen, gilt der Nachweis als erbracht,
wenn die ausstellende Einrichtung auf diesen Do-
kumenten bestatigt, dass die Voraussetzungen
nach den Satzen 1 und 2 gleichwohl erfillt sind.

(3) Beruflich qualifizierte Antragstellerinnen und
Antragsteller kdnnen in geeigneten weiterbildenden
Masterstudiengangen die allgemeine Zugangsvo-
raussetzung abweichend von Absatz 1 durch das
Bestehen einer Eignhungsprufung nach néherer
Ausgestaltung auch des Prufungsverfahrens in den
fachspezifischen Zugangs- und Zulassungsregeln
des jeweiligen Studienganges nachweisen.

Abschnitt 3
Auswahlverfahren

§ 17 Grundsatze des Auswahlverfa hrens

(1) *Soweit die Zulassung zu einem Studiengang
oder sonstigen Studienangebot durch die Festset-
zung einer Zulassungszahl fir mindestens ein Stu-
dienfach beschréankt ist, wird fur diesen Studien-
gang oder dieses sonstige Studienangebot ein Zu-
lassungsverfahren durchgefihrt, in dem auch die
Zugangsvoraussetzungen gepriift werden. 2 Auf das
Vorziehen der Uberpriifung der Zugangsvorausset-
zungen kann nach n&herer Ausgestaltung des An-
tragsformulars durch die jeweils hierfir zustéandige
Stelle fiur bestimmte Studienfacher bzw. Gruppen
von Bewerberinnen und Bewerbern verzichtet wer-
den. ®Die Teilnahme am Zulassungsverfahren setzt
einen ordnungsgemafen Antrag auf Zulassung zum
Studium (Studienplatzbewerbung) voraus. * Je Stu-
dienplatzbewerbung kann nur ein vollstandiges und
konkretes Studienangebot, bei Studiengéngen, die
aus einer Kombination von Studienfachern beste-
hen, unter Angabe der notwendigen Studienfacher,
benannt werden. ° Die Bestimmungen {ber die zu-
lassige Anzahl von Studienplatzbewerbungen gel-
ten fur Antrage nach § 7 Absatz 1 Satz 4 entspre-
chend.



(2) *Antrage, die die Bewerberin oder der Bewer-
ber nach dieser Ordnung ergénzend zur jeweiligen
Studienplatzbewerbung stellen kann (Sonderantré-
ge), sind mit der Studienplatzbewerbung zu stellen.
2Sonderantrage kdnnen im Rahmen eines isolierten
Antrages nach 8 7 Absatz 1 Satz 4 weder ergéanzt
oder nachgeholt werden.

(3) Der Nachweis Uber die Auswahlkriterien ist
grundsatzlich im Rahmen der Beantragung der
Immatrikulation oder Registrierung zu fiuhren; so-
weit in besonderen Fallen bereits in der Studien-
platzbewerbung explizit dazu aufgefordert wird,
sind die notwendigen Nachweise bereits im Rah-
men der Bewerbung einzureichen.

(4) *Ubersteigt in mindestens einem beteiligten
Studienfach eines Studienganges oder sonstigen
Studienangebotes die Zahl derjenigen Studien-
platzbewerbungen, bei denen die Bewerberin oder
der Bewerber die Zugangsvoraussetzungen erfillt
oder bei Verzicht auf eine vorgezogene Uberprii-
fung der Zugangsvoraussetzungen durch die je-
weils hierfiir zustandige Stelle voraussichtlich erful-
len wirde (bericksichtigungsfahige Bewerbungen),
die fur diesen Zulassungstermin festgesetzte Zu-
lassungszahl, wird ein Auswahlverfahren durchge-
filhrt. ?Die Vergabe von Studienplatzen erfolgt
nach MaRgabe dieser Ordnung in Verbindung mit
den jeweiligen allgemeinen Anlagen sowie den
Festlegungen der jeweiligen Anlage der fachspezifi-
schen Zugangs- und Zulassungsregeln durch Aus-
wahl unter den bericksichtigungsfahigen Bewer-
bungen. 3Bleibt die Anzahl beriicksichtigungsfahi-
ger Bewerbungen fur ein Studienfach hinter der
Anzahl der festgesetzten Studienplatze zurick,
wird insoweit ein Auswahlverfahren nicht durchge-
fuhrt und unmittelbar eine Zulassung ausgespro-
chen; 8§ 18 Absatz1l Satz4 bleibt unberuhrt.
4Besteht ein Studiengang aus einer Kombination
von Studienfachern, wird zum Studium in den Stu-
diengang nur zugelassen, wer fur jedes Studien-
fach ausgewéahlt ist, soweit ein Auswahlverfahren
nicht nach Satz 3 entbehrlich ist.

(5) Zustandig fiur die Uberprifung der Auswahlkri-
terien ist die Zugangskommission, soweit nicht die
fur Immatrikulation und Registrierung zustandige
Stelle eine Uberpriifung vornimmt.

§ 18 Ablauf des Auswahlverfahrens

(1) *Zunachst werden die Ranglisten erstellt und
entsprechend der jeweiligen Rangliste die Studien-
platze vergeben (Hauptverfahren). 2 Die dann noch
verfugbaren Studienplatze werden im Nachrickver-
fahren vergeben. 3 An Nachriickverfahren nehmen
alle Bewerberinnen und Bewerber teil, die auf der
jeweiligen Rangliste gefuhrt werden und bisher
noch nicht zugelassen sind. *Sind nach Abschluss
des Hauptverfahrens und mindestens eines Nach-
ruckverfahrens oder in Ermangelung weiterer be-
rucksichtigungsfahiger Bewerbungen in einem Stu-
diengang oder sonstigen Studienangebot noch Stu-
dienplatze verfigbar oder werden Studienplatze
wieder verfigbar, werden diese durch Losverfahren
vergeben.
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(2) Von den festgesetzten Zulassungszahlen kon-
nen in Hohe bestimmter Quoten Studienpléatze fur
besondere Gruppen von Bewerberinnen und Be-
werbern vorbehalten werden (Vorabquoten).

(3) Die festgesetzten Zulassungszahlen kdnnen zur
beschleunigten Vergabe der Studienplatze unter
Beriicksichtigung des Annahmeverhaltens in frihe-
ren Auswahlverfahren vorlaufig Gberschritten wer-
den.

(4) 'Bei gleichem Rang im Auswahlverfahren ha-
ben Bewerberinnen und Bewerber Vorrang, die
zum Personenkreis nach § 10 BerlHZVO in der je-
weils geltenden Fassung gehéren. ®> Die Bewerberin
oder der Bewerber muss durch eine Bescheinigung
glaubhaft machen, dass sie oder er den Dienst in
vollem Umfang abgeleistet hat oder bei einer Be-
werbung fur das Sommersemester spatestens am
30. April und bei einer Bewerbung fir das Winter-
semester spatestens am 31. Oktober in vollem Um-
fang abgeleistet haben wird, oder dass sie oder er
die Voraussetzungen nach 8§ 10 Absatz1l Satz 1
Nummer 4 BerlHZVO in der jeweils geltenden Fas-
sung erfillt. ®Besteht danach noch Ranggleichheit,
wird bei Unterreprasentanz eines Geschlechts in ei-
nem Studiengang vorrangig ausgewahlt, wer die-
sem angehért. 4 Besteht danach noch Ranggleich-
heit, entscheidet das Los.

(5) *Am Losverfahren nehmen alle Bewerberinnen
und Bewerber teil, die innerhalb der von der fur die
Durchfiihrung des Auswahlverfahrens zustandigen
Stelle festzusetzenden und hochschuliblich be-
kannt zu gebenden Ausschlussfrist bei der jeweils
fur die Antragsentgegennahme zustandigen Stelle
die Zulassung durch Losverfahren beantragt haben
(Losantrag). 2Die Anzahl der Losantrage pro Be-
werberin oder Bewerber ist auf die jeweils mal3geb-
liche Anzahl zulassiger Studienplatzbewerbungen
begrenzt. ®Unter den form- und fristgerecht einge-
gangenen Losantragen wird, soweit die Anzahl die-
ser Losantrage die Anzahl der noch verfugbaren
Studienplatze uUbersteigt, die erforderliche Anzahl
fur die noch zu vergebenden Studienplatze ohne
Ansehen der Person gezogen, anderenfalls erhalten
die Bewerberinnen und Bewerber direkt einen Zu-
lassungsbescheid. *Die Ziehung erfolgt durch ein
automatisiertes Datenverarbeitungsverfahren, bei
dem jedem Antrag nach dem Zufallsprinzip eine
Losnummer zugeteilt wird. ®Aus den vergebenen
Losnummern wird eine Rangfolge mit aufsteigender
Losnummer generiert. ® Das Ergebnis der automati-
sierten Rangfestlegung ist zu protokollieren. 7 Auf
Grund dieser Rangliste werden die zur Verflgung
stehenden Studienplatze zuerst an rangerste Be-
werberinnen und Bewerber vergeben. ®Eine Be-
scheidung des Losantrages erfolgt nur im Falle der
Zulassung; im Ubrigen gelten die Losantrage nach
Abschluss des Losverfahrens als abgelehnt.

§19

Entscheidung im Auswahlve rfahren,

Aufbewahrungsfristen

(1) 'Die Entscheidung uber eine Studienplatzbe-
werbung erfolgt in einem einheitlichen Bescheid;
der Erlass getrennter Bescheide Uber die Auswahl-
entscheidung im jeweiligen Studienfach in Fallen,



in denen ein Studiengang aus einer Kombination
von Studienfachern besteht, ist ausgeschlossen.
2Wird auf das Vorziehen der Uberpriifung der Zu-
gangsvoraussetzungen verzichtet, entfaltet der Zu-
lassungsbescheid keine Wirkung in Bezug auf das
Erfullen der Zugangsvoraussetzungen. ° Der Zulas-
sungsbescheid enthalt dariber hinaus keine Fest-
stellungen zu den sonstigen Immatrikulations- oder
Registrierungsvoraussetzungen.

(2) *Im Falle der Zulassung wird eine Frist gesetzt,
innerhalb derer die Bewerberin oder der Bewerber
eine Erklarung Uber die Annahme des Studienplat-
zes abgeben muss; erklart sich eine Bewerberin
oder ein Bewerber innerhalb dieser Frist nicht oder
erklart sie oder er, dass sie oder er auf die Teil-
nahme an Nachrickverfahren verzichtet, nimmt sie
oder er insoweit an weiteren Verfahren nicht teil.
2Es kann eine Frist zur Vornahme der Immatrikula-
tion oder Registrierung bestimmt werden, die von
der regularen Frist fur Antrage auf Immatrikulation
oder Registrierung fur zulassungsfreie Studienan-
gebote abweicht. *Wird die Immatrikulation oder
Registrierung nicht bis zu diesem Termin bean-
tragt, wird der Zulassungsbescheid unwirksam.
“Wird eine Immatrikulation oder Registrierung der
Bewerberin oder des Bewerbers abgelehnt, weil die
Ubrigen Voraussetzungen fir die Aufnahme als
Studentin oder Student nicht vorliegen, wird der
Zulassungsbhescheid ebenfalls unwirksam.

(3) Mit der Beantragung der Immatrikulation fur
das Studium, fur das eine Zulassung ausgespro-
chenen wurde, gelten alle sonstigen Studienplatz-
bewerbungen sowie alle Antrdge nach § 7 Absatz 1
Satz 4 als zurickgenommen.

(4) 'Die mit der Studienplatzbewerbung einge-
reichten Unterlagen werden bis zur Bestandskraft
der Entscheidung, im Falle eines Rechtsstreits bis
zur rechtskraftigen Entscheidung, aufbewahrt und
anschlieRend der Vernichtung zugefiihrt. ?Einge-
reichte Unterlagen kodnnen nicht zuriuckgefordert
werden.

§ 20 Kontingentvereinbarungen

(1) !Die Humboldt-Universitat zu Berlin kann mit
dem Ziel, Studienplatze in einem Studienfach fur
eine Registrierung von Studentinnen oder Studen-
ten anderer Berliner Universitaten bereitzustellen
bzw. Studentinnen oder Studenten der Humboldt-
Universitat zu Berlin an anderen Berliner Universi-
taten in einem Studienfach die Registrierung zu
ermdglichen, Kontingentvereinbarungen Uber
Zweitfacher und zweite Facher mit einer anderen
Universitat im Land Berlin schlieRen. 2In der Ver-
einbarung oder den eine solche ergédnzenden Best-
immungen sind insbesondere Festlegungen zu der
jeweils konkreten Anzahl der hdchstens bereitzu-
stellenden Platze und den weiteren Verfahrensab-
laufen zu treffen. °Jede Universitat vergibt die
Platze innerhalb der ihr zur Besetzung bereitge-
stellten Kontingente in eigener Zustandigkeit nach
den von ihr erlassenen Auswahlkriterien. *Zu-
gangsvoraussetzungen bleiben unberiihrt. °Nach
Abschluss des Zulassungsverfahrens nicht verge-
bene Platze fallen an die das Studium in dem Stu-
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dienfach durchfuhrende Universitat zuriick, soweit
sie nicht zur Kompensation einer die mafigebliche
Referenzzahl Uberschreitenden Anzahl von Studen-
tinnen und Studenten in hdheren Fachsemestern
des Kontingents erforderlich sind. ® Einwendungen
gegen die Auswahlentscheidung sind gegen die den
Platz vergebende Universitat zu richten. ” Antrage
auf Zulassung auf Studienplatze auflerhalb der
festgesetzten Zulassungszahlen sind ausschlief3lich
an die das Studium in dem Studienfach durchfih-
rende Universitat zu richten. 8 Kontingente dirfen
nur fur diejenigen Studiengangsauspragungen zur
Verfliigung gestellt werden, die nach Mal3gabe des
Berliner Lehrerbildungsrechts grundséatzlich zulés-
sig sind und die in dieser Kombination nicht voll-
stédndig an einer Universitat studiert werden kon-
nen. ° Auswahlentscheidungen werden wechselsei-
tig anerkannt. *° Die Registrierung und die weiteren
Rechte und Pflichten der Studentinnen und Studen-
ten richten sich nach den Bestimmungen der das
Studium in dem Studienfach jeweils durchfihren-
den Universitat.

(2) Vereinbarungen und Bestimmungen nach Ab-
satz 1 gelten fir die Zulassung zu héheren Fach-
semestern entsprechend, soweit nichts anderes be-
stimmt ist.

(3) Absatze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit in
besonderen Studienangeboten Kontingente fur die
beteiligten Kooperationspartner vorgehalten wer-
den.

Abschnitt 4

Auswahlverfahren in Studiengadngen mit
dem Abschlussziel eines ersten berufs -
qualifizierenden Hochschulabschlusses

Unterabschnitt 1
Auswahl fir das 1. Fachsemester

§ 21 Antragsinhalt, Anzahl der Antr
Altersgrenze der Bewerberinnen

und Bewerber

age,

(1) *Gegenstand der Studienplatzbewerbung ist die
Zulassung zum Studium im 1. Fachsemester in ei-
nem Kombinationsbachelorstudiengang bezogen
auf das diesen aufgrund seiner Uberwiegenden Be-
deutung pragende Kernfach und ein konkretes
Zweitfach, in einem Monobachelorstudiengang oder
in einen reglementierten Studiengang. Begehrt
eine Bewerberin oder ein Bewerber in einem Studi-
engang, der aus einer Kombination von Studienfa-
chern besteht, ausschliellich den Wechsel eines
der bisherigen Studienfacher, erfolgt die Abgabe
der Studienplatzbewerbung unter Beibehaltung des
anderen Studienfaches. ®Die zulassigen Fachkom-
binationen des Bewerbungssemesters ergeben sich
aus der jeweils gultigen Satzung Uber das Studien-
angebot bzw. die Zulassungszahlen bzw. der diese
ersetzenden oder erganzenden Satzung.

(2) *Die maximale Anzahl zulassiger Studienplatz-
bewerbungen nach Absatz 1 betragt insgesamt
drei. 2Besteht ein Studiengang aus einer Kombina-
tion von Studienféchern, ist fur jede konkret be-



nannte Kombination eine Studienplatzbewerbung
abzugeben; die Auswahl wird dabei fur jedes zulas-
sungsbeschrankte Studienfach gesondert vorge-
nommen. ®Zugangsvoraussetzungen bleiben unbe-
rihrt. *Ist bei einer Kombination von Studienfa-
chern das konkrete Zweitfach zulassungsbe-
schrankt, kann die Bewerberin oder der Bewerber
insoweit ein zulassungsfreies Studienfach (Ersatz-
fach) angeben, wenn hierfir nach MaBgabe der
Satzung nach Absatz 1 Satz 3 ein entsprechendes
Studienangebot vorgehalten wird. ® Die Angabe ei-
nes Ersatzfaches gilt nicht als weitere Studien-
platzbewerbung nach Satz 1, sondern ergéanzt die-
se. *Wird die Bewerberin oder der Bewerber fiir das
Kernfach, nicht aber fur ein zulassungsbeschrank-
tes Zweitfach ausgewahlt, erfolgt die Ablehnung
der Studienplatzbewerbung nur, wenn kein Ersatz-
fach angegeben wurde. " Die Anzahl zuldssiger Stu-
dienplatzbewerbungen von Bewerberinnen und Be-
werbern, die der Auslanderinnenquote unterfallen
oder bei einer Studienplatzbewerbung nach § 33
unterfallen wirden, sowie von Bewerberinnen und
Bewerbern, die Uber eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung gemanR § 11 Absatz 2 BerlHG verfiigen
oder einen Zugang nach § 11 Absatz 3 BerlHG oder
§ 11 Absatz 4 BerlHG anstreben, betragt abwei-
chend von Satz 1 eins. ® Die Anzahl zulassiger Stu-
dienplatzbewerbungen von Bewerberinnen oder
Bewerbern, die bereits ein Erststudium abgeschlos-
sen haben, betragt abweichend von Satz 1 fir alle
Studienangebote der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin insgesamt eins.

(3) Wer bis zum Ablauf der Bewerbungsfrist das
55. Lebensjahr vollendet hat, wird an einem Aus-
wahlverfahren nur beteiligt, wenn fur das beabsich-
tigte Studium unter Bericksichtigung der personli-
chen Situation der Bewerberin oder des Bewerbers
schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche
Griunde sprechen.

§ 22 Vorabquoten

(1) *Es werden die nachfolgenden Quoten festge-
legt:

1. 5 vom Hundert fur Bewerberinnen und Be-
werber, flir die eine Ablehnung der Studien-
platzbewerbung eine auBergewdhnliche Har-
te bedeuten wurde (Hartefallquote)

2. 5 vom Hundert fur auslandische oder staa-
tenlose Bewerberinnen oder Bewerber, so-
weit sie nicht Deutschen gleichgestellt sind
und nicht die Voraussetzungen nach Num-
mer 3 oder Satz 3 erfullen (Auslanderinnen-
quote)

3. 4 vom Hundert fir Bewerberinnen und Be-
werber, die bereits erfolgreich ein Studium
in einem anderen Studiengang an einer
deutschen Hochschule, mit Ausnahme eines
vor dem 1. Oktober 1991 an einer Hoch-
schule in dem in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannten Gebiet abgeschlossenen
Studiums, oder einer Hochschule eines Mit-
gliedstaates der Europdaischen Union oder
eines anderen Vertragsstaates des Abkom-
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mens Uber den Europaischen Wirtschafts-
raum abgeschlossen haben (Erststudium)
und ein weiteres Studium aufnehmen wollen
(Zweitstudienquote)

4. 5 vom Hundert fur Bewerberinnen und Be-
werber, die bei Ablauf der Bewerbungsfrist
noch minderjahrig sind und ihren Wohnsitz
im Gebiet der Lander Berlin und Branden-
burg bei einer fur sie sorgeberechtigten Per-
son haben (Minderjahrigenquote)

2 Als sorgeberechtigt gelten auch Pflegepersonen
und nach dem Birgerlichen Gesetzbuch ihnen
gleichgestellte Personen. ®Fir in der beruflichen
Bildung Qualifizierte, die Uber keine sonstige Studi-
enberechtigung verfigen und ihre Hochschulzu-
gangsberechtigung auf 8§ 11 BerlHG stltzen, be-
tragt die Quote 8 vom Hundert (§11-Quote).

(2) ! Bei der Berechnung der Quoten wird gerundet.
2Fir jede Vorabquote muss mindestens ein Stu-
dienplatz zur Verfugung gestellt werden, wenn in
der entsprechenden Quote mindestens eine be-
riicksichtigungsfahige Bewerbung vorliegt. ®Bleibt
die Anzahl der zu berucksichtigenden Bewerbungen
in einer Quote im Hauptverfahren hinter der sich
ergebenen Anzahl der dafir vorgesehenen Stu-
dienplatze zuriick, werden die nicht beanspruchten
Studienplatze in das sonstige Auswahlverfahren
nach § 24 einbezogen. *Werden Studienplatze im
Verlaufe des weiteren Auswahlverfahrens wieder
frei und liegen noch weitere bertcksichtigungsfahi-
ge Bewerbungen vor, wird auch in der jeweiligen
Vorabquote, mit Ausnahme der Ausléanderinnen-
quote, nachgeriickt. °Danach frei bleibende oder
frei werdende Studienplatze werden im Nachrick-
verfahren in das sonstige Auswahlverfahren einbe-
zogen.
§ 23 Auswahlverfahren innerhalb
der Vorabquoten

(1) *Studienplatze im Rahmen der Hartefallquote
werden auf besonderen Antrag und nach dem Grad
der auRergewdhnlichen Héarte vergeben. 2Bei der
Entscheidung Uber den Grad der aulergewohnli-
chen Héarte werden nur solche Umstande berick-
sichtigt, die innerhalb der mafRgeblichen Antrags-
frist je Studienplatzbewerbung hinreichend belegt
worden sind. ®Eine auRergewdhnliche Harte liegt
vor, wenn besondere, vor allem gesundheitliche,
soziale, behinderungsbedingte oder familiare Grin-
de in der Person der Bewerberin oder des Bewer-
bers die sofortige Aufnahme des Studiums zwin-
gend erfordern. “Sie kann auch vorliegen, wenn
einer Bewerberin oder einem Bewerber mit Wohn-
sitz im Gebiet der Lander Berlin und Brandenburg
aus gesundheitlichen, sozialen, behinderungsbe-
dingten oder familiaren Grinden die Aufnahme ei-
nes Studiums an einem anderen Studienort nicht
zugemutet werden kann und die Wartezeit fur das
beantragte Studium langer als vier Semester dau-
ern wirde.

(2) *studienplatze im Rahmen der Auslanderin-
nenquote werden gemafR § 7a Absatz 2 BerlHZG in
der jeweils geltenden Fassung mit der MaRgabe



vergeben, dass an die Stelle des in § 7a Absatz 2
Satz 3 Nummer 2 BerlHZG genannten Zulassungs-
antrages die Studienplatzbewerbung tritt.

2vVerpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher
Vereinbarungen oder Vereinbarungen zwischen
Hochschulen sind zu bericksichtigen.

3Bewerberinnen und Bewerber, die der Auslande-
rinnenquote unterfallen, kénnen nicht in den ubri-
gen Quoten oder im Rahmen des sonstigen Aus-
wahlverfahrens ausgewahlt werden; die Zuweisung
eines nach Abschluss des Nachrickverfahrens nicht
vergebenen Studienplatzes bleibt davon unberihrt.

(3) *Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein
Erststudium erfolgreich abgeschlossen haben, koén-
nen nicht in den Ubrigen Quoten oder im Rahmen
des sonstigen Auswahlverfahrens ausgewahlt wer-
den; die Zuweisung eines nach Abschluss des
Nachrickverfahrens nicht vergebenen Studienplat-
zes bleibt davon unberiihrt. 2Die Rangfolge der
Bewerberinnen und Bewerber wird durch eine
Messzahl bestimmt, die aus dem Ergebnis der Ab-
schlussprufung des vorangegangenen Studiums
und dem Grad der Bedeutung der Grinde fur das
Zweitstudium ermittelt wird. °Die Ermittlung der
Messzahl erfolgt geméaR Anlage 1 BerlHZVO in der
jeweils geltenden Fassung.

(4) Fur die Vergabe von Studienplatzen im Rahmen
der Minderjahrigenquote gilt Absatz 1 entsprechend
mit der MaRgabe, dass die Auswahl nach dem Grad
der Qualifikation erfolgt.

(5) * Studienplatze im Rahmen der §11-Quote wer-

den in erster Linie unter Qualifikationsgesichts-
punkten vergeben. 2Die maRgebliche Durch-
schnittsnote ist die Durchschnittsnote der Hoch-

schulzugangsberechtigung. *Weist das entspre-
chende Zeugnis keine mit einer Nachkommastelle
versehene Durchschnittsnote auf, wird diese als
arithmetisches Mittel aus den im Zeugnis ausge-
wiesenen Einzelnoten gebildet, wobei nur die erste
Dezimalstelle hinter dem Komma bericksichtigt
wird; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung
gestrichen. *Daneben koénnen die Motivation der
Bewerberin oder des Bewerbers und besondere so-
ziale Belange beriicksichtigt werden. °Bewerber-
innen und Bewerber, die der §11-Quote unterfal-
len, kénnen nicht in den Ubrigen Quoten oder im
Rahmen des sonstigen Auswahlverfahrens ausge-
wahlt werden; die Zuweisung eines nach Abschluss
des Nachrickverfahrens nicht vergebenen Studien-
platzes bleibt davon unberiihrt. ® Das Datum des
Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung ist der
Zeitpunkt des Vorliegens der Voraussetzungen ge-
maR § 11 Absatz 1 oder Absatz 2 BerlHG.

§ 24 Sonstiges Auswahlverfahren

tVon den nach Abzug der aufgrund eines fritheren
Zulassungsanspruches nach einem Dienst vorweg
Auszuwahlenden und nach Abzug der Vorabquoten
verbleibenden Studienplatzen koénnen bis zu
60 vom Hundert nach dem Ergebnis des von der
Hochschule durchzufiihrenden Auswahlverfahrens
(Auswahlverfahren der Hochschule) vergeben wer-
den. ?2Die Héhe der Quote ist in den fachspezifi-
schen Zugangs- und Zulassungsregeln zu dieser
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Ordnung bestimmt. *Im Ubrigen erfolgt die Verga-
be zu gleichen Teilen nach dem Grad der Qualifika-
tion (Leistungsquote) und Wartezeit (Wartezeitquo-
te). *Soweit in den Anlagen nichts Abweichendes
geregelt ist, finden die Bestimmungen Uber das
Auswahlverfahren fur das jeweilige Kernfach, so-
weit ein solches Kernfach nicht existiert, diejenigen
des Kern- bzw. Monostudienfaches auf Zweitfacher
entsprechende Anwendung; liegen weder fir das
jeweilige Kernfach noch ein entsprechendes Kern-
oder Monostudienfach Bestimmungen Uuber das
Auswahlverfahren vor, wird eine Quote fir nach
dem Ergebnis des von der Hochschule durchzufiih-
renden Auswahlverfahrens zu vergebene Studien-
platze nicht gebildet und die Vergabe der nach
Satz 1 verfugbaren Platze erfolgt in diesen Fallen
ausschlieBlich zu gleichen Teilen nach dem Grad
der Qualifikation und nach Wartezeit.

§ 25 Auswahl verfahren der Hoc hschule

(1) *Studienplatze im Rahmen der Quote des Aus-
wahlverfahrens der Hochschule werden nach Leis-
tung und Eignung vergeben. 2Dem Grad der in der
Hochschulzugangsberechtigung ausgewiesenen
Qualifikation (Durchschnittsnote) wird hierbei maR-
geblicher Einfluss gegeben. ®Die anzuwendenden
Auswahlkriterien ergeben sich aus den jeweiligen
allgemeinen Anlagen in Verbindung mit den Anla-
gen der fachspezifischen Zugangs- und Zulas-
sungsregeln zu dieser Ordnung. *Es ist mindestens
ein weiteres Auswabhlkriterium vorzusehen. ° Hierfir
kommen in Frage:

1. Gewichtete Einzelnoten der Hochschulzu-
gangsberechtigung,

2. Gewichtung von fur die Erlangung der Hoch-
schulzugangsberechtigung  belegten  F&-
chern,

3. Ergebnis eines fachspezifischen Studierféa-
higkeitstests, soweit dieser nicht die Form
einer Prifung hat,

4. Studienrelevante Berufsausbildung, Berufs-
tatigkeit oder praktische Tatigkeit, die Uber
die besondere Eignung fiur den gewahlten
Studiengang Aufschluss geben kann,

5. Vorbildungen auf Grund des erfolgreichen
Besuchs eines besonderen studienvorberei-
tenden Kurses einer Schule oder Hochschu-
le,

6. Nachgewiesene bilinguale Sprachkompetenz
auf dem Mindestniveau Cl des ,Gemeinsa-
men europaischen Referenzrahmens fur
Sprachen: Lernen, lehren, beurteilen* oder

7. Ergebnis eines von der jeweils hierfir zu-
standigen Stelle durchzufuhrenden Ge-
sprachs mit den Bewerberinnen und Bewer-
bern, das Aufschluss uber deren Motivation
und Uber die Identifikation mit dem gewahl-
ten Studium und dem angestrebten Beruf
geben sowie zur Vermeidung von Fehlvor-



stellungen Uber die Anforderungen des Stu-
diums dienen soll (Auswahlgespréach).

®Die Kriterien 1., 2. oder 7. diirfen nicht alleiniges
weiteres Auswahlkriterium sein.

(2) *Mehrere Auswabhlkriterien kénnen miteinander
verbunden werden. 2Die Verbindung wird grund-
satzlich dadurch erzielt, dass eine gewichtete
Mischnote gebildet wird. ® Dabei flieRt jede Note mit
dem in den fachspezifischen Zugangs- und Zulas-
sungsregeln zu dieser Ordnung ausgewiesenen
Gewicht ein, indem die Note zun&chst mit dem
vorgesehenen Gewicht multipliziert wird (gewichte-
te Note) und dann die Summe uber alle gewichte-
ten Noten gebildet wird. “Die sich ergebende
Summe wird anschlieBend durch die Summe der
Gewichte, die bei Bildung der gewichteten Mischno-
te beriicksichtigt wurden, dividiert. °Soweit ein
Auswahlkriterium nur zwischen den zwei Auspréa-
gungen ,vorhanden“ bzw. ,erfullt* und ,nicht vor-
handen“ bzw. ,nicht erfillt* unterscheidet, flie3t
eine fiktive Durchschnittsnote von 1,0 mit dem
entsprechenden Gewicht in die Ermittlung ein,
wenn das Auswabhlkriterium die Auspragung ,vor-
handen* bzw. ,erfullt* hat. ®Ist die Auspragung des
Auswahlkriteriums ,nicht vorhanden“ bzw. ,nicht
erfullt”, wird das Auswahlkriterium bei der Bildung
der gewichteten Mischnote nicht bericksichtigt.
"Hiervon kann nach MaRgabe der fachspezifischen
Zugangs- und Zulassungsregeln zu dieser Ordnung
abgewichen werden.

(3) !Auswahlgesprache werden durch Auswahl-
kommissionen durchgefiihrt. ?Die Zugangskom-
mission benennt die Mitglieder der Auswahlkom-
mission; werden mehrere Auswahlkommissionen
gebildet, fuhrt die Vorsitzende oder der Vorsitzende
der Zugangskommission den Gesamtvorsitz der
Auswahlkommissionen. ®In der Auswahlkommissi-
on missen mindestens zwei Mitglieder der Gruppe
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ge-
maR 8§ 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BerlHG in der
jeweils geltenden Fassung vertreten sein. * Es muss
mindestens eine Studentin oder ein Student betei-
ligt werden, die oder der stimmberechtigt ist. ° Eine
Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer, die
oder der aus der Mitte der Auswahlkommission ge-
wahlt wird, filhrt den Vorsitz. ®Die Auswahlkom-
mission fasst ihre Beschlisse mit einfacher Mehr-
heit der Stimmen. 7Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden.
8Die Auswahlkommission fiihrt mit jedem Teilneh-
mer das Auswahlgespréach als Einzelgespréch
durch, das nicht 6ffentlich ist und in der Regel nicht
weniger als 30 Minuten dauert. °Vor der Durchfiih-
rung der Auswahlgesprache erstellt die Auswahl-
kommission einen anforderungsbezogenen Inter-
viewleitfaden, der zusammen mit der Einladung
zum Auswahlgespréach ubersandt oder elektronisch
zur Verfiigung gestellt wird. '°Das Auswahlge-
spréach soll inshesondere die folgenden Themen be-
inhalten:

1. Berufsentscheidung, Studienmotivation
(Vorstellungen Uber Studium und Beruf)
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2. schulische und auBerschulische Interessen
und Aktivitdten, soweit sie in Bezug zu ei-
nem erfolgreichen Studium oder einer spéa-
teren Berufsausiibung stehen

3. berufliche und sonstige Tatigkeiten
4. soziales Engagement;

zur Vorbereitung der Auswahlgesprache kann die
Auswahlkommission einen Fragebogen entwickeln,
der zusammen mit der Einladung zum Auswabhlge-
sprach an die Bewerberin oder den Bewerber tber-
sandt wird. ** Dariiber hinaus soll in dem Auswahl-
gesprach die Flexibilitat im Eingehen auf wechseln-
de Gesprachsgegenstande und die Fahigkeit, sich
auf eine Gesprachspartnerin oder einen Gespréachs-
partner einzustellen, beriicksichtigt werden. 2 Eine
ausreichende Chance zur Selbstdarstellung wird
eingeraumt. ¥ Uber das Gespréach ist eine Nieder-
schrift zu fuhren, in der Folgendes protokolliert
wird:

1. Ort, Datum, Beginn und Ende des Auswahl-
gesprachs

2. Namen und Dienstbezeichnungen der anwe-
senden Mitglieder der Auswahlkommission

3. Name der teilnehmenden Bewerberin oder
des teilnehmenden Bewerbers am Auswahl-
gespréach

4. kurze Zusammenfassung des wesentlichen
Inhalts des Gesprachs und die Grundlagen
fur dessen Beurteilung

5. die Note

4 Die Niederschrift wird nicht durch Studentinnen
oder Studenten gefiihrt. ® Sie ist von den Mitglie-
dern der Auswahlkommission zu unterschreiben.
¢ Die Auswahlkommission vergibt folgende Noten:

1 (mit Nachdruck empfohlen)

2 (besonders empfohlen)

3 (empfohlen)

4 (mit Einschrdnkung empfohlen)
5 (nicht empfohlen)

"Vergeben die Kommissionsmitglieder nach einer
Beratung unterschiedliche Noten, werden diese
einzelnen Noten addiert und die Durchschnittsnote
gebildet. *® Dabei wird nur die erste Dezimalstelle
hinter dem Komma berucksichtigt; alle weiteren
Stellen werden ohne Rundung gestrichen. *° Dieser
Vorgang ist zu protokollieren. 2° Stellt die Teilnah-
me an einem Auswahlgesprach vor Ort fur die Be-
werberin oder den Bewerber eine in sozialen oder
vergleichbaren persénlichen Grinden beruhende
auBBergewdhnliche Harte dar, so kann das Gespréach
auf Antrag an die Zugangskommission auch unter
Einsatz digitaler Medien gefuhrt werden.



§ 26 Auswahl nach dem

Grad der Qual ifikation

(1) ! Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewer-
ber wird durch die Durchschnittsnote bestimmt.
2Fiir die Ermittlung und den Nachweis der Durch-
schnittsnote gilt Anlage 2 BerlHZVO in der jeweils
geltenden Fassung. ®Eine Gesamtnote im Sinne der
Anlage gilt als Durchschnittsnote nach Satz 1; dies
gilt entsprechend fur eine Abschlussnote, soweit
die der Bewerbung zugrunde gelegte Hochschulzu-
gangsberechtigung durch einen berufsqualifizieren-
den Hochschulabschluss im Sinne von § 16 erlangt
wurde.

(2) Wer nachweist, dass sie oder er aus in ihrer
oder seiner Person liegenden, von ihr oder ihm
nicht zu vertretenden Grinden daran gehindert
war, eine bessere Durchschnittsnote zu erreichen,
nimmt auf besonderen Antrag mit der besseren
Durchschnittsnote am Verfahren teil.

(3) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird
hinter die letzte Bewerberin oder den letzten Be-
werber mit feststellbarer Durchschnittsnote einge-
ordnet.

8§ 27 Auswahl nach Wartezeit

! Studienplatze im Rahmen der Wartezeitquote
werden gem&R § 14 BerlHZVO in der jeweils gel-
tenden Fassung vergeben. 2MaRgeblich ist dabei
die der Studienplatzbewerbung zugrunde liegende
Hochschulzugangsberechtigung.

§ 28 Auswahl nach einem Dienst
auf Grund eines friheren
Zulassungsanspruchs

! Die Auswahl nach einem Dienst auf Grund eines
fruheren Zulassungsanspruchs setzt einen Ruck-
stellungsbescheid nach § 30 voraus. 2Im Ubrigen
gilt 8 10 Berl[HZVO in der jeweils geltenden Fas-
sung; dabei ist unerheblich, in welcher Quote die
fruhere Zulassung erfolgte.

§ 29 Ranglisten, Vorlaufige Zulassung
von beruflich Qualifizierten

(1) *Soweit die Bewerberinnen und Bewerber die
Voraussetzungen fir die Berucksichtigung auf den
fur jede Quote zu bildenden Ranglisten erfullen,
werden sie auf den entsprechenden Ranglisten ge-
fuhrt. ?Voraussetzung fir die Aufnahme oder Be-
rucksichtigung in die jeweilige Rangliste ist auch,
dass Bewerberinnen und Bewerber eine Zulassung
noch nicht erhalten haben. ®Im Ubrigen gilt § 8
BerlHZVO in der jeweils geltenden Fassung.

(2) 'Eine Zulassung von Bewerberinnen und Be-
werbern, die einen Zugang nach § 11 Absatz 3
BerlHG anstreben und zum Zeitpunkt der Entschei-
dung uber den Antrag das Ergebnis der Zugangs-
prifung noch nicht nachweisen koénnen, wird in
Form einer vorlaufigen Zulassung unter dem Vor-
behalt des Nachweises innerhalb einer dafir vorzu-
gebenen Frist ausgesprochen. 2Wird der Nachweis
nicht fristgerecht gefuihrt, erlischt die Zulassung.
SEine Immatrikulation auf eine vorlaufige Zulas-
sung nach Satz 1 ist ausgeschlossen.
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§ 30 Ruckstellungsbes cheid

! Bewerberinnen oder Bewerber kénnen eine Zulas-
sung wegen eines Dienstes im Sinne des § 10
BerlHZVO in der jeweils geltenden Fassung zuriick-
stellen lassen. 2Es wird ein Riickstellungsbescheid
erteilt, der die fur den Anspruch nach 8 10 BerlHZ-
VO in der jeweils geltenden Fassung erforderliche
Zulassung ersetzt. *Ein Anspruch auf Immatrikula-
tion oder Registrierung im laufenden Zulassungs-
verfahren besteht nicht; ein Zulassungsbescheid
gilt insoweit als widerrufen. *Durch Beantragung
der Ruckstellung wieder verfligbare Studienplatze
kénnen erneut vergeben werden. ®Soweit zu Be-
ginn oder wahrend eines Dienstes fur einen Studi-
engang an der Humboldt-Universitat zu Berlin kei-
ne Zulassungszahlen festgesetzt sind, kann eben-
falls ein Riickstellungsbescheid erteilt werden. ®§ 9
Absatz 4 und § 19 Absatze 2 und 3 gelten entspre-
chend.
§ 31 Serviceverfahren der Stiftung fur
Hochschulzulassung

(1) Soweit die Humboldt-Universitat zu Berlin die
Stiftung fur Hochschulzulassung mit der Durchfiih-
rung des Zulassungsverfahrens beauftragt hat, fin-
den die Vorschriften des Teil 3, Abschnitt 1 der
BerlHZVO in der jeweils geltenden Fassung unter
Beachtung der nachfolgenden, ergdnzenden Best-
immungen Anwendung.

(2) Studienplatzbewerbungen fur eine Zulassung
zum Studium an der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin im Serviceverfahren der Stiftung mit Ausnahme
des Losantrages im Clearingverfahren sind bei der
jeweils hierfir zustédndigen Stelle der Humboldt-
Universitat zu Berlin einzureichen.

(3) Entscheidungen kdnnen gesondert je Studien-
fach erfolgen; 8§ 17 Absatz 4 Satz 4 bleibt unbe-
rihrt.

§ 32 Konkurrenzregelung

(1) Soweit ein System zur Online-Bewerbung an
der Humboldt-Universitat zu Berlin selbst zur An-
wendung gelangt, hindert die einmalige Registrie-
rung in diesem System die Registrierung nach § 19
Absatz 1 BerlHZVO in der jeweils geltenden Fas-
sung nicht.

(2) *Studienplatzbewerbungen nach § 33 Absatz 2
kénnen neben Studienplatzbewerbungen auferhalb
des Serviceverfahrens gestellt werden; im Ubrigen
bleiben § 21 Absatz 2 und § 33 Absatz 2 unbe-
riihrt. 2Gibt eine Bewerberin oder ein Bewerber im
und aulBerhalb des Serviceverfahrens der Stiftung
mehr als die zuldssige Anzahl von Studienplatzbe-
werbungen ab, wird nur Uber die zulassige Anzahl
von Studienplatzbewerbungen entschieden. * Studi-
enplatzbewerbungen im Serviceverfahren der Stif-
tung haben gegeniber Studienplatzbewerbungen
auBerhalb des Serviceverfahrens Vorrang. *Haben
Bewerberinnen oder Bewerber die insgesamt zulés-
sige Anzahl von Studienplatzbewerbungen an der
Humboldt-Universitat zu Berlin im Serviceverfahren
der Stiftung nach Anwendung von 8§ 20 Absatz 3
BerlHZVO in der jeweils geltenden Fassung nicht



ausgeschopft und liegt insoweit weiterhin eine die
zulassige Anzahl Ubersteigende Zahl von Studien-
platzbewerbungen auferhalb des Serviceverfahrens
vor, findet 8§ 7 Absatz 3 insoweit Anwendung.

Unterabschnitt 2
Auswahl fir hohere Fachsemester

§ 33 Antragsinhalt, Anzahl der A ntréage,

AuswahlmaRstab, Anrec hnung

(1) * Gegenstand der Studienplatzbewerbung ist die
Zulassung zum Studium in ein héheres Fachsemes-
ter. 2§ 21 Absatz 1 gilt entsprechend.

(2) 'Die Anzahl zulassiger Studienplatzbewerbun-
gen betragt eins. ? Die Studienplatzbewerbung nach
Absatz 1 wird auf die zulassige Anzahl von Studi-
enplatzbewerbungen nach § 21 Absatz 2 angerech-
net; im Ubrigen gilt § 21 Absatz 2 entsprechend.
3Bei einer Studienplatzbewerbung fiir einen Studi-
engang, die aus einer Kombination von Studienfa-
chern besteht, liegt eine Studienplatzbewerbung
nach Absatz 1 bereits dann vor, wenn in mindes-
tens einem dieser Studienféacher die Studienauf-
nahme in einem héheren Fachsemester begehrt
wird.

(3) *Verfiigbare Studienplatze werden in folgender
Reihenfolge vergeben:

1. an Bewerberinnen und Bewerber, die in dem
gewahlten oder einem im Wesentlichen glei-
chen Studiengang an einer deutschen Hoch-
schule oder einer Hochschule eines Mitglied-
staates der Europaischen Union oder eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens
Uber den Europdischen Wirtschaftsraum
endgiltig immatrikuliert sind oder waren

2. an sonstige Bewerberinnen und Bewerber

2sofern innerhalb der genannten Gruppen von Be-
werberinnen und Bewerbern eine Auswahl erforder-
lich wird, erfolgt die Bestimmung der Rangfolge
nach bisherigen Studienleistungen sowie sozialen,
insbesondere familidgren, wirtschaftlichen oder wis-
senschaftlichen Griinden; im Ubrigen entscheidet
bei Ranggleichheit das Los.

Abschnitt 5

Auswahlverfahren in Studiengangen mit
dem Abschlussziel eines weiteren berufs-
qualifizierenden Hochschulabschlusses

Unterabschnitt 1
Auswahl fiir das 1. Fachsemester

§ 34 Antragsinhalt, Anzahl der A ntréage,

Abweichungsbefugnis

(1) Gegenstand der Studienplatzbewerbung ist die
Zulassung zum Studium im 1. Fachsemester in ei-
nen Masterstudiengang.

(2) 'Die Anzahl zuléassiger Studienplatzbewerbun-
gen betragt eins. ? Die Studienplatzbewerbung nach
Absatz 1 kann neben Studienplatzbewerbungen
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nach § 21 und § 33 treten; sie wird nicht auf die
zuladssige Anzahl von Studienplatzbewerbungen
nach 8 21 Absatz 2 und § 33 Absatz 2 angerech-
net.

(3) 'Die Héhe der Hartefallquote betragt 5 vom
Hundert. 2 Studienplatze im Rahmen der Hartefall-
quote werden auf besonderen Antrag und nach
dem Grad der auRergew6hnlichen Harte vergeben.
®Bei der Entscheidung iiber den Grad der auRerge-
wohnlichen Harte werden nur solche Umsténde be-
ricksichtigt, die innerhalb der mafgeblichen An-
tragsfrist hinreichend belegt worden sind. *Eine
aulBergewdhnliche Harte liegt vor, wenn besondere,
vor allem gesundheitliche, soziale, behinderungs-
bedingte oder familiare Grinde in der Person der
Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Auf-
nahme des Studiums zwingend erfordern.

(4) 'Die Hohe der Quote der nach dem Ergebnis
des von der Hochschule durchzufiihrenden Aus-
wahlverfahrens (Auswahlverfahren der Hochschule)
zu vergebenen Studienplatze betragt grundsatzlich
80 vom Hundert. 2Die Héhe der Quote ist in den
fachspezifischen Zugangs- und Zulassungsregeln
zu dieser Ordnung festgelegt. ®Sie kann abwei-
chend bestimmt werden, darf jedoch die in Satz 1
benannte Héhe nicht iberschreiten. * Auf die Quote
kann nicht verzichtet werden. ®Im Ubrigen erfolgt
die Vergabe nach Wartezeit (Wartezeitquote).

(5) 'Bei der Berechnung der Quoten, die anhand
aller in einem Studiengang entsprechend zur Ver-
fugung stehenden Studienplatze ermittelt wird,
wird gerundet. ?Fiir jede Quote muss mindestens
ein Studienplatz zur Verfiigung gestellt werden,
wenn in der entsprechenden Quote mindestens ei-
ne berlcksichtigungsfahige Bewerbung vorliegt.
®Bleibt die Anzahl der zu beriicksichtigenden Be-
werbungen in einer Quote im Hauptverfahren hin-
ter der sich ergebenen Anzahl der dafir vorgese-
henen Studienplatze zuriick, werden die nicht be-
anspruchten Studienplatze in das Auswahlverfah-
ren der Hochschule einbezogen. *Werden Studien-
platze im Verlaufe des weiteren Auswahlverfahrens
wieder frei und liegen noch weitere berucksichti-
gungsfahige Bewerbungen vor, wird auch in der
jeweiligen Quote nachgeriickt. °Danach frei blei-
bende oder frei werdende Studienplatze werden im
Nachrickverfahren in das Auswahlverfahren der
Hochschule einbezogen.

(6) *Soweit die Bewerberinnen und Bewerber die
Voraussetzungen fur die Berucksichtigung auf den
fur die einzelnen Quoten zu bildenden Ranglisten
erfullen, werden sie auf den entsprechenden Rang-
listen gefiihrt. 2Voraussetzung fur die Aufnahme
oder Bericksichtigung in die jeweilige Rangliste ist
auch, dass Bewerberinnen und Bewerber eine Zu-
lassung noch nicht erhalten haben. ®Bei der Aus-
wahl werden die Ranglisten in folgender Reihenfol-
ge berucksichtigt:

1. Quote des Auswahlverfahrens der Hoch-
schule

2. Wartezeitquote



3. Hartefallquote

§ 35 Auswahlverfahren der Hoc hschule

(1) *Die Vergabe im Auswahlverfahren der Hoch-
schule erfolgt nach Leistung und Eignung. ?>Dem
Grad der Qualifikation, der sich nach dem Ergebnis
der Prifung des vorangegangenen und fir die Zu-
lassungsentscheidung zugrunde gelegten Studien-
gangs bemisst (Abschlussnote), wird hierbei maR-
geblicher Einfluss gegeben. *Es ist mindestens ein
weiteres Auswahlkriterium vorzusehen. *Hierfir
kommen in Frage:

1. Gewichtete Einzelnoten des vorangegange-
nen Studiengangs,

2. Gewichtung der Ergebnisse von Studienmo-
dulen des vorangegangenen Studiengangs,

3. Ergebnis international anerkannter Sprach-
und Fachtests,

4. Gewichtung des Studienfachs oder der Stu-
dienfacher des vorangegangenen Studien-
gangs,

5. Zusatzliche Qualifikationen, die auRerhalb
des Hochschulstudiums erworben wurden
oder

6. Ergebnis eines von der jeweils hierfur zu-
standigen Stelle durchzufihrenden Ge-
sprachs mit den Bewerberinnen und Bewer-
bern, das Aufschluss Uber deren Motivation
und Eignung geben soll (Auswahlgespréach).

®Die Kriterien 1. oder 2. diirfen nicht alleiniges
weiteres Auswahlkriterium sein.

(2) *Mehrere Auswahlkriterien kénnen miteinander
verbunden werden. 2§ 25 Absatz 2 gilt entspre-
chend mit der Malgabe, dass an die Stelle der
Durchschnittsnote die Abschlussnote tritt. ®Ohne
Nachweis einer Abschlussnote wird die Abschluss-
note 9,9 zugrunde gelegt.

(3) 'Verfiigt die Antragstellerin oder der Antrag-
steller Uber mehrere Abschlisse nach § 16 Ab-
satz 1, soll sie oder er fur jeden gewahlten Studi-
engang den Abschluss bezeichnen, auf den sie oder
er den Antrag stiitzt. 2 Fehlt eine derartige Bezeich-
nung, wird bei der Auswahl nach dem Grad der
Qualifikation der zuerst erworbene Abschluss nach
§ 16 Absatz 1 zugrunde gelegt. °Bewerberinnen
und Bewerber nach 8§ 16 Absatz2 nehmen am
Auswahlverfahren mit einer Durchschnittsnote teil,
die auf Grund der bisherigen Studienleistungen und
Prufungen ermittelt wird (vorlaufige Abschlussno-
te). “Das Ergebnis dieses Abschlusses bleibt inso-
weit unbeachtet.

(4) *Fur Auswahlgesprache gilt § 25 Absatz 3 mit
Ausnahme der Satze 10 bis 12 entsprechend; die
Auswahlkommission fasst ihre Beschlisse mit ein-
facher Mehrheit der Stimmen der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer bzw. der weiteren, ge-
maR § 32 Absatz 3 Satz 1 BerlHG in dem Studien-
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gang prufungsberechtigten Lehrkrafte. ?Ergan-
zende Bestimmungen koénnen in den fachspeazifi-
schen Zugangs- und Zulassungsregeln zu dieser
Ordnung festgelegt werden; dabei kann von einzel-
nen Bestimmungen abgewichen werden.

8§ 36 Auswahl nach Wartezeit

(1) *Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewer-
ber wird durch die Zahl der Halbjahre seit dem Er-
werb des letzten berufsqualifizierenden Hochschul-
abschlusses bestimmt. ?Es zahlen nur volle Halb-
jahre vom Zeitpunkt des Erwerbs des letzten be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschlusses bis zum
Beginn des Bewerbungssemesters. ®Halbjahre sind
die Zeit vom 1. April bis 30. September eines Jah-
res (Sommersemester) und die Zeit vom 1. Okto-
ber eines Jahres bis zum 31. Méarz des folgenden
Jahres (Wintersemester).

(2) Von der Gesamtzahl der Halbjahre wird die
Zahl der Halbjahre abgezogen, in denen die Be-
werberin oder der Bewerber an einer deutschen
Hochschule oder einer Hochschule eines Mitglied-
staates der Europdischen Union oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens tUber den Européi-
schen Wirtschaftsraum als Studentin oder Student
immatrikuliert war.

(3) Es werden héchstens 12 Halbjahre bericksich-
tigt.
§ 37 Vorlaufige Zulassung bei
ausst ehendem Abschluss

Wird eine Bewerberin oder ein Bewerber nach
§ 16 Absatz 2 ausgewadhlt, so wird die Zulassung
unter dem Vorbehalt ausgesprochen, dass der fur
die Zulassungsentscheidung geltend gemachte
Studienabschluss und die erweiterten Zugangsvo-
raussetzungen bis zum Ende des Rickmeldezeit-
raumes des Bewerbungssemesters nachgewiesen
werden. 2Wird der Nachweis nicht fristgerecht ge-
fuhrt, erlischt die Zulassung.

Unterabschnitt 2
Ausw ahl fir hohere Fachsemester

§ 38 Antragsinhalt, Anzahl der A ntrage,

AuswahlmafBstab

(1) Gegenstand der Studienplatzbewerbung ist die
Zulassung zum Studium in ein héheres Fachsemes-
ter in einen Masterstudiengang.

(2) *Die Anzahl zulassiger Studienplatzbewerbun-
gen betragt eins. 2 Die Studienplatzbewerbung nach
Absatz 1 wird auf die zuléssige Anzahl von Studi-
enplatzbewerbungen nach § 34 Absatz 2 angerech-
net; im Ubrigen gilt § 34 Absatz 2 entsprechend.

(3) Sofern eine Auswabhl erforderlich wird, gilt fur
die Vergabe verfugbarer Studienplatze 8§ 33 Ab-
satz 3 entsprechend.



Unterabschnitt 3

Erganzende Bestimmungen flur das
Auswahlverfahren in Lehramtsmaster -
stud iengéngen

§ 39 Antragsinhalt, Anzahl der Antr &ge

(1) * Gegenstand der Studienplatzbewerbung ist die
Zulassung zum Studium in einem Lehramtsmaster-
studiengang bezogen auf das diesen bestimmende
erste Fach und ein konkretes zweites Fach.
2Begehrt eine Bewerberin oder ein Bewerber aus-
schlieBlich den Wechsel eines der bisherigen Stu-
dienfacher, erfolgt die Abgabe der Studienplatzbe-
werbung unter Beibehaltung des anderen Studien-
faches. °Die zuldssigen Fachkombinationen des
Bewerbungssemesters ergeben sich aus der jeweils
glltigen Satzung uber das Studienangebot bzw. die
Zulassungszahlen bzw. der diese ersetzenden oder
erganzenden Satzung.

(2) Fur die Anzahl zuléssiger Studienplatzbewer-
bungen mit Gegenstand der Zulassung zum Studi-
um im 1. Fachsemester gilt § 34 Absatz 2, fur Stu-
dienplatzbewerbungen mit Gegenstand der Zulas-
sung zum Studium in ein hdheres Fachsemester
gelten § 33 Absatz 2 Satz 3 und 8§ 38 Absatz 2 ent-
sprechend.

(3) *Im Lehramtsmasterstudiengang wird dasjeni-
ge Studienfach als erstes Fach fortgefuhrt, welches
im vorangegangenen Studium den Schwerpunkt
bildete. 2Als BewertungsmaRstab dient dabei die
im jeweiligen Studienfach erworbene Anzahl an
Leistungspunkten der fachwissenschaftlichen Be-
standteile des Studiums. °Studienleistungen und
Prifungen im Bereich der Bildungswissenschaf-
ten/Berufswissenschaften (Erziehungswissenschaf-
ten, Fachdidaktik, Deutsch als Zweitsprache sowie
Schulpraktische Studien) werden insoweit nicht be-
ricksichtigt. “Im Fach Sonderpadagogik erfolgt
daruber hinaus die Fortsetzung in den beiden im
vorangegangenen Studium absolvierten Fachrich-
tungen, im Fach Land- und Gartenbauwissenschaft
in der zuvor absolvierten Fachrichtung.

Abschnitt 6
Auswahlverfahren in
sonstigen Studienangeb oten

§ 40 Antragsinhalt, Anzahl der A ntrage

(1) Gegenstand der Studienplatzbewerbung ist die
Zulassung zum Studium in weiterbildende bzw.
weiterfihrende Zertifikatsstudien oder in sonstige,
auf ein bestimmtes Ausbildungsziel gerichtete Stu-
dienangebote mit Ausnahme eines grundstandigen
oder weiterfihrenden Studiums oder Promotions-
studiums oder der Angebote im Rahmen der Hum-
boldt Winter and Summer University (HUWISU).

(2) 'Die Anzahl zuléssiger Studienplatzbewerbun-
gen betragt insgesamt eins. 2Studienplatzbe-
werbungen nach Satz 1 werden auf die zuléssige
Anzahl von Studienplatzwerbungen nach § 34 Ab-
satz 2 und § 38 Absatz 2 angerechnet; im Ubrigen
gilt 8 34 Absatz 2 entsprechend.
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Abschnitt 7
Immatrikulation

§ 41 Antragserfordernis, Antrag sinhalt,
Anzahl der Antrage, Erganzende

Antrage, Vertretung

(1) *Die Immatrikulation setzt eine entsprechende,
vorherige Antragstellung voraus. 2 Gegenstand des
Antrages auf Immatrikulation ist die Aufnahme als
Studentin oder Student im 1. Fachsemester oder in
einem héheren Fachsemester. *Die Immatrikulati-
on soll auf dem Postweg beantragt werden. *Je An-
trag kann nur ein vollstandiges und konkretes Stu-
dienangebot, insbesondere bei Studiengangen, die
aus einer Kombination von Studienfachern beste-
hen, unter Angabe der notwendigen Studienfacher,
benannt werden; die Immatrikulation fur einen un-
vollstandigen Studiengang ist ausgeschlossen. ° Die
Immatrikulation ist auch ausgeschlossen, soweit
nach der jeweils glltigen Satzung Uber das Studi-
enangebot bzw. die Zulassungszahlen bzw. der
diese ersetzenden oder erganzenden Satzung fur
das entsprechende Semester kein Studienangebot
vorgehalten wird und als Zulassungszahl eine Null
festgesetzt ist; bei auslaufenden Studienangeboten
werden in diesen Fachsemestern keine Neuimmat-
rikulationen vorgenommen, die Ruckmeldung im
Rahmen des Vertrauensschutzes bleibt moglich.

(2) Ist fur das beantragte Studienangebot eine
vorherige Zulassung erforderlich, ist der Antrag auf
Immatrikulation nur entsprechend dem Zulas-
sungsbescheid zuléssig; 8 48 Absatz 1 bleibt unbe-
riahrt.

(3) Die Anzahl zulassiger Antrage auf Immatrikula-
tion betragt eins.

(4) 'Erganzend zum Antrag auf Immatrikulation
kann auch ein Antrag auf Beurlaubung nach § 62
bzw. ein Antrag auf Teilzeitstudium nach § 63 ge-
stellt werden. 2Wird die Beurlaubung oder wird das
Teilzeitstudium  ausnahmsweise  bereits zum
1. Fachsemester begehrt, muss der entsprechende
Antrag mit dem Antrag nach Absatz 1 gestellt wer-
den. ®Wird ein Studienangebot ausschlieRlich als
Teilzeitstudium vorgehalten, gilt der entsprechende
Antrag auf Teilzeitstudium mit dem Antrag auf
Immatrikulation als gestellt. *In Féllen von Satz 3
gilt 8 63 entsprechend mit der MaRgabe, dass das
Teilzeitstudium unabhangig von den Griinden nach
§ 63 Absatz 3 und fur die Gesamtdauer des Studi-
ums bewilligt wird und die Erklarungspflicht zur
Fortdauer der Grinde bei der Ruckmeldung ent-
fallt.

(5) *Antragstellerinnen und Antragsteller, die zum
Zeitpunkt der Abgabe ihres Antrages minderjéhrig
sind, bedirfen zur ordnungsgemaRen Antragstel-
lung der vorherigen Einwilligung ihres gesetzlichen
Vertreters. 2Eine nachtragliche Genehmigung
durch den gesetzlichen Vertreter ist insoweit aus-
geschlossen. °Fiir die Einwilligungserklarung gilt
§ 6 entsprechend; die Einwilligung ist auf dem An-
trag zu erklaren. *Sie gilt, soweit sie nicht einge-
schrankt erteilt wird, gegeniber der Humboldt-
Universitat zu Berlin als fur alle Rechtsgeschéafte in



unmittelbarem Zusammenhang mit der Aufnahme,
Durchfuhrung und Beendigung des Studiums er-
teilt.

(6) In Uber Absatz 5 hinausgehenden Ausnahme-
fallen ist bei der Antragstellung eine Vertretung un-
ter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht sowie ei-
nes glltigen Personalausweises bzw. Reisepasses
zulassig.

§ 42 Voraussetzungen der
Immatrikul ation

(1) ®Antragstellerinnen und Antragsteller kénnen
nur immatrikuliert werden, wenn

1. sie die Zugangsvoraussetzungen gemaf Ab-
schnitt 2 erfillen,

2. sie zu einem Studienangebot, fir das ein
Zulassungsverfahren gemafl Abschnitt 3 er-
forderlich ist, nachweislich des entsprechen-
den Zulassungsbescheides zugelassen sind,

3. die falligen Gebiuhren und Beitrage auf dem
Konto der Humboldt-Universitat zu Berlin
eingegangen oder diese Gebihren und Bei-
trage an einer anderen Berliner Hochschule
entrichtet worden sind,

4. sie in der gesetzlichen Krankenversicherung
nachweislich einer Versicherungsbescheini-
gung nach 8§ 2 der Studentenkrankenversi-
cherungs-Meldeverordnung (SKV-MV) vom
27. Méarz 1996 (BGBI. | S. 568), zuletzt ge-
andert durch Verordnung vom 31. Oktober
2006 (BGBI. | S. 2407), in der jeweils gel-
tenden Fassung versichert oder versiche-
rungsfrei, von der Versicherungspflicht be-
freit oder nicht versicherungspflichtig sind
und

5. sie vorbehaltlich § 45 an keiner anderen
Hochschule im gewé&hlten oder einem im
Wesentlichen gleichen Studienangebot im-
matrikuliert sind.

2Weisen Antragstellerinnen oder Antragsteller die
Erfullung der Voraussetzungen nach Satz 1 nicht
innerhalb der mafgeblichen Antragsfrist nach, ist
die Immatrikulation zu versagen. * Abweichend von
Satz 2 kann unter Widerrufsvorbehalt fur hochs-
tens ein Semester immatrikuliert werden, wer die
Voraussetzungen fur eine Immatrikulation aus von
ihr oder ihm nicht zu vertretenden Grunden nicht
rechtzeitig nachweisen kann. *Erscheint eine An-
gabe zweifelhaft, kann ein Nachweis nicht in der
vorgesehenen Form erbracht werden oder beste-
hen Zweifel an der Richtigkeit oder Echtheit vorge-
legter Urkunden, entscheidet das Prasidium der
Humboldt-Universitat zu Berlin Uber die geeignete
Form des Nachweises.

(2) Auslandische oder staatenlose Antragstellerin-
nen oder Antragsteller kénnen nur immatrikuliert
werden, wenn sie zusatzlich zu den Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 eine studienangebotsbezogene
Aufenthaltserlaubnis nachweisen; erganzende Best-
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immungen fir die Immatrikulation oder Registrie-
rung, die durch die hierfur zustandige Stelle recht-
zeitig bekannt gegeben werden, bleiben unberihrt.
§ 43 Entscheidung, Studentische Unte r-
lagen, Vollzug, Semesterzahlung,
Ricknahme der Immatrikul ation

(1) *Die Immatrikulation erfolgt fiir ein grundstén-
diges oder weiterfiihrendes Studium, bei Studien-
gangen, die aus einer Kombination von Studienfa-
chern bestehen, fir die jeweiligen Studienféacher;
§ 41 Absatz 1 Satz 4 2. Halbsatz bleibt unberihrt.
2Bei der Immatrikulation fiir das Studium in einem
Lehramtsmasterstudiengang gilt § 39 Absatz 3 ent-
sprechend. ®Im Ubrigen erfolgt die Immatrikulation
nur, soweit dies ausdrucklich bestimmt ist.

(2) 'Die Immatrikulation erfolgt insbesondere nur
vorlaufig, wenn

1. Antragstellerinnen und Antragsteller auf-
grund gerichtlicher Anordnung vorlaufig zu-
gelassen worden oder vorlaufig zu immatri-
kulieren sind oder

2. Antragstellerinnen und Antragsteller sonst
nur Uber eine vorlaufige Zulassung verfi-
gen, soweit die Immatrikulation nach § 29
Absatz 2 Satz 3 nicht ausgeschlossen ist.

2Die Immatrikulation aufgrund von Satz 1 Num-
mer 1 erlischt mit der rechtskréaftigen Aufhebung
der gerichtlichen Anordnung. Die Immatrikulation
nach Satz 1 Nummer 2 erfolgt dariber hinaus nur
befristet fur ein Semester unter dem Vorbehalt der
Vorlage der erforderlichen Nachweise; werden die
Nachweise nicht fristgerecht erbracht, wird der An-
trag auf Immatrikulation endgiltig abgelehnt. * Bei
einer erneuten Studienplatzbewerbung oder einem
Antrag auf Immatrikulation nach endgultiger Ab-
lehnung nach Satz 3 findet § 16 Absatz 2 keine
Anwendung. ° Erfolgt die Immatrikulation befristet,
erlischt sie mit Fristablauf. ® Die Immatrikulation fir
in Einrichtung befindliche Studienangebote erfolgt
ausschlieB8lich unter dem Vorbehalt der tatsachli-
chen Einrichtung des Studienangebots.

(3) * Zum Nachweis ihrer oder seiner Mitgliedschaft
zur Humboldt-Universitat zu Berlin erhalt jede Stu-
dentin und jeder Student mit der Immatrikulation
einen Studierendenausweis sowie weitere studenti-
sche Unterlagen. 2 Die Giiltigkeit der studentischen
Unterlagen ist an die Dauer der Mitgliedschaft zur
Humboldt-Universitat zu Berlin gebunden und be-
tragt jeweils ein Semester. 3 Enthalt der Studieren-
denausweis kein Lichtbild der Ausweisinhaberin
oder des Ausweisinhabers, gilt er nur in Verbindung
mit dem Personalausweis oder Reisepass als Nach-
weis des Status als Studentin oder Student.
4 Studentische Unterlagen mit Ausnahme des Stu-
dierendenausweises kodnnen auch teilweise oder
ausschlieBlich in elektronischen Systemen bereit-
gestellt werden.

(4) Die Immatrikulation wird durch Aushandigung
der studentischen Unterlagen oder deren Versand
vollzogen. %Sie wird, unabhéngig vom Zeitpunkt



der Zulassung, mit Beginn des Semesters wirksam,
auf das sie bezogen ist; die Pflicht zur Entrichtung
von Gebihren und Beitrdgen bleibt unberihrt.
3Satz 1 gilt fur die Rickmeldung entsprechend.

(5) *Soweit die Immatrikulation besteht, wird je-
des Semester als volles Hochschulsemester ge-
zahlt; § 128 Satz 2 bleibt unberihrt. ?Satz 1 gilt
fur die Zahlung von Fachsemestern entsprechend,
soweit in dieser Ordnung nichts Abweichendes be-
stimmt ist. ®Bei Studiengangen, die aus einer
Kombination von Studienfachern bestehen, erfolgt
die Zahlung der Fachsemester fir jedes beteiligte
Studienfach gesondert.

(6) ' Die Immatrikulation ist mit Wirkung vom Zeit-
punkt der Aufnahme als Studentin oder Student
zurickzunehmen, wenn

1. sie durch arglistige Tauschung, Drohung
oder Bestechung herbeigefiihrt wurde oder

2. sich nachtréaglich ergibt, dass die Vorausset-
zungen nach 8§ 42 nicht vorgelegen haben.

2§ 129 Absatz 2 gilt entsprechend.

(7) Im Falle der Ablehnung des Antrages auf Im-
matrikulation werden eingereichte Unterlagen bis
zur Bestandskraft der Entscheidung, im Falle eines
Rechtsstreits bis zur rechtskraftigen Entscheidung,
aufbewahrt und anschlieBend der Vernichtung zu-
gefihrt.
§ 44 Rechte und Pflichten der

Studenti nnen und Studenten

(1) Studentinnen und Studenten haben das Recht,
die Einrichtungen der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin nach den jeweils geltenden Vorschriften zu nut-
zen.

(2) *Mit der Immatrikulation wird die Antragstelle-
rin oder der Antragsteller Mitglied der Fakultat oder
des Zentralinstitutes, die oder das das von ihr oder
ihm gewéhlte Studienangebot anbietet. ?Besteht
ein Studienangebot aus einer Kombination von
Studienfachern, wird die Antragstellerin oder der
Antragsteller Mitglied derjenigen Fakultat oder des-
jenigen Zentralinstitutes, die oder das das ein Stu-
dienangebot aufgrund seiner Uberwiegenden Be-
deutung prégende Studienfach anbietet. ®Ist das
von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
sonst gewadahlte Studienangebot mehreren Fakulté-
ten, Zentralinstituten oder Hochschulen zugeord-
net, so hat die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler bei der Immatrikulation die Einrichtung zu wéah-
len, an der sie oder er die Mitgliedschaftsrechte
ausiiben will. * Erganzende Bestimmungen in Ver-
einbarungen oder in gesonderten Satzungen Uber
eine Zweitmitgliedschaft bleiben unberihrt.

(3) Wer immatrikuliert worden ist, muss das Studi-
um unverzuglich aufnehmen und sich an den Rege-
lungen dieser Ordnung und an den fachspezifischen
Studien- und Prufungsordnungen fur das gewadhlte
Studienangebot orientieren.
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(4) 'Die Studentin oder der Student ist verpflich-
tet, gegenuber der Humboldt-Universitat zu Berlin
wahrheitsgeméafRe, vollstdndige und fristgerechte
Angaben zu machen, insbesondere fehlerhaft oder
unvollstandig in Bescheinigungen der Humboldt-
Universitat zu Berlin Ubertragene oder zwischen-
zeitlich gednderte Daten, insbesondere jede Ande-
rung des Namens, der Anschrift oder der Staatsan-
gehorigkeit, unverziglich der jeweils hierfur zu-
standigen Stelle der Humboldt-Universitat zu Berlin
anzuzeigen. ? Gleiches gilt fir den Verlust des Stu-
dierendenausweises.

(5) Die Rechte von Studentinnen und Studenten im
Fernstudium richten sich nach den allgemeinen
Bestimmungen.

§ 45 Doppelstudium, tbergreifendes
Studiena ngebot

(1) *Die gleichzeitige Immatrikulation fiir mehrere
Studienangebote (Doppelstudium) an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin oder an der Humboldt-
Universitat zu Berlin und einer weiteren Hochschule
ist nur ausnahmsweise und bei fachlich-inhaltlich
voneinander verschiedenen Studienangeboten zu-
lassig. 2 Ausgeschlossen ist die gleichzeitige Im-
matrikulation fir das gewahlte Studienangebot
oder im Wesentlichen gleiche Studienangebote an
der Humboldt-Universitat zu Berlin neben einer be-
stehenden entsprechenden Immatrikulation an ei-
ner weiteren Hochschule. ® Die gleichzeitige Immat-
rikulation fir mehr als zwei Studienangebote ist
ebenfalls ausgeschlossen.

(2) !Die Immatrikulation nach Absatz 1 Satz 1
setzt voraus, dass die Studentin oder der Student
in der Lage ist, in den verschiedenen Studienange-
boten ordnungsgemaR zu studieren; 8§ 42 bleibt
unberithrt. 2Sind beide Studienangebote zulas-
sungsbeschrankt, setzt die Immatrikulation weiter
voraus, dass die Antragstellerin oder der Antrag-
steller ein besonderes berufliches oder wissen-
schaftliches Interesse nachweist und andere durch
die Immatrikulation nicht vom Erststudium ausge-
schlossen werden. ®§ 63 Absatz 1 Satz 3 bleibt un-
beriihrt; § 62 gilt mit der Mal3gabe, dass die Beur-
laubung nur einheitlich fir das vollstandige Doppel-
studium erfolgen kann. *Erfolgt oder besteht die
Immatrikulation neben der Immatrikulation an der
Humboldt-Universitat zu Berlin gleichzeitig an einer
weiteren Berliner Hochschule oder an einer Bran-
denburger Hochschule, sind Gebuhren und Beitrage
nur an derjenigen Hochschule zu entrichten, an der
die Mitgliedschaftsrechte ausgelibt werden sollen;
8§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 8§ 61 Absatz 2
Nummer 2 gelten mit der MaRgabe, dass an die
Stelle der anderen Berliner Hochschule die Bran-
denburger Hochschule tritt, wenn die Mitglied-
schaftsrechte an einer Brandenburger Hochschule
ausgelibt werden sollen. ®Die Ubermittlung der
notwendigen personenbezogenen Daten der Stu-
dentin oder des Studenten erfolgt zwischen den be-
teiligten Hochschulen von Amts wegen.

(3) 'Erfordert ein Studienangebot, insbesondere
bei Studiengangen, die aus einer Kombination von
Studienfachern bestehen, das Studium auch an ei-



ner weiteren Hochschule, erfolgt die Aufnahme als
Studentin oder Student an der weiteren Hochschule
nach MaRgabe der fur diese Hochschule geltenden
Regelungen. ?Wird das ein Studienangebot auf-
grund seiner Uberwiegenden Bedeutung pragende
Studienfach von der Humboldt-Universitat zu Berlin
durchgefuhrt, erfolgt die Immatrikulation an die-
ser; im Ubrigen werden immatrikulierte Studentin-
nen und Studenten anderer Hochschulen im ent-
sprechenden, von der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin durchgefiihrten Studienfach registriert. ® Die Re-
gistrierung erfolgt dabei unter der Bedingung der
vollzogenen bzw. andauernden Immatrikulation an
der weiteren Hochschule. % Abweichend von Ab-
satz 1 Satz 2 gelten die Satze 2 und 3 entspre-
chend, soweit die Immatrikulation an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin in einem von anderen
Hochschulen gemeinsam mit dieser hochschuliber-
greifend angebotenen Studienangebot angestrebt
wird; § 42 bleibt unberiihrt. ° Absatz 2 Satze 4 und
5 gelten entsprechend.

(4) 'Die Immatrikulation im Doppelstudium setzt
eine entsprechende, vorherige Antragstellung vo-
raus. 2§ 41 gilt entsprechend mit der MaRgabe,
dass in dem Antrag zwei vollstandige und konkrete
Studienangebote zu benennen sind. ®Ein Antrag
nach Satz 1 ist auch erforderlich, wenn zu einer
bestehenden Immatrikulation an einer anderen
Hochschule eine Immatrikulation an der Humboldt-
Universitat zu Berlin angestrebt wird oder wenn bei
einer an der Humboldt-Universitat zu Berlin beste-
henden oder bereits beantragten Immatrikulation
fur ein Studienangebot ein weiteres Studienange-
bot der Humboldt-Universitat zu Berlin hinzuge-
nommen werden soll; der Antrag erfolgt dabei un-
ter der ausdricklichen Angabe, dass die bestehen-
de Immatrikulation bzw. das Studienangebot, fur
das bereits eine Immatrikulation besteht, beibehal-
ten werden soll. “Ein zuvor bereits gestellter An-
trag auf Immatrikulation fir das erste Studienan-
gebot geht in diesen Féllen in dem Antrag auf Im-
matrikulation im Doppelstudium auf. ° MaRgebliche
Antragsfrist ist die Frist mit dem spateren Fristen-
de.

§ 46 Zweitstudium

YWer bereits ein Erststudium abgeschlossen hat,
kann ein weiteres Studium aufnehmen. 2 Ein auf ein
grundstandiges Studium folgendes weiterfihrendes
Studium oder Promotionsstudium ist kein Zweit-
studium.

§ 47 Studiengangswechsel

! Antragstellerinnen und Antragsteller, die einen
Wechsel des Studienganges, bei Studiengéngen,
die aus einer Kombination von Studienfachern be-
stehen, mindestens eines beteiligten Studienfa-
ches, begehren, missen dies innerhalb der maR-
geblichen Antragsfrist beantragen; es gelten die
Bestimmungen fiur Zugang, Zulassung, Immatriku-
lation und Registrierung. ?Wird in einem Studien-
gang, der aus einer Kombination von Studienfa-
chern besteht, ausschlie3lich der Wechsel eines der
bisherigen Studienfacher begehrt, erfolgt die An-
tragstellung unter Beibehaltung des anderen Studi-
enfaches. ®Der Wechsel erfolgt bei Vorliegen der
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Voraussetzungen nach § 42 grundsatzlich fir das
jeweils folgende Semester.

§ 48 Aufnahme des Studiums in einem
héheren Fachsemester

(1) *Wird der Antrag auf Immatrikulation mit dem
Ziel der Aufnahme des Studiums in einem hdéheren
Fachsemester gestellt, erfolgt die Immatrikulation
bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 42 in
das durch die Fachsemestereinstufung konkretisier-
te Fachsemester. 2Bei einem Antrag auf Immatri-
kulation fur einen Studiengang, der aus einer Kom-
bination von Studienfachern besteht, liegt ein An-
trag nach Satz 1 bereits dann vor, wenn in mindes-
tens einem dieser Studienfécher die Studienauf-
nahme in einem hodheren Fachsemester begehrt
wird. ®Die fir Immatrikulation und Registrierung
zustandige Stelle kann von Amts wegen im Rah-
men der Immatrikulation eine Aktualisierung der
Fachsemestereinstufung vornehmen lassen, soweit
Anhaltspunkte dafur gegeben sind, dass, insbeson-
dere wegen Zeitablaufs, die urspringliche Fachse-
mestereinstufung unzutreffend geworden ist. *Die
Studentin oder der Student wird unabhéngig vom
Studienfortschritt im Einzelfall dem né&chsthdheren
Fachsemester zugeordnet, das der Zahl der Fach-
semester entspricht, fur die sie oder er bisher in
einem in Bezug auf das beantragte Studium im
Wesentlichen gleichen Studium immatrikuliert war;
§ 63 Absatz 6 bleibt unberthrt.

(2) *Mit dem Antrag auf Immatrikulation in ein hé-
heres Fachsemester hat die Antragstellerin oder
der Antragsteller zugleich die Anrechnung der Stu-
dienleistungen und Priafungen beim zustandigen
Prufungsausschuss zu beantragen; es gilt § 110.
2Es dirfen nur Studienzeiten, Studienleistungen
und Prifungen berlicksichtigt werden, die im Rah-
men einer Immatrikulation oder Registrierung oder
im Rahmen eines durch Immatrikulation oder Re-
gistrierung begrindeten Prifungsanspruches er-
worben wurden.

§ 49 Studienkolleg

! Antragstellerinnen und Antragsteller mit auslandi-
schen Vorbildungsnachweisen, die zur Vorbereitung
auf die Prufung zur Feststellung der Eignung aus-
landischer Studienbewerber zum Hochschulstudium
(Feststellungsprifung) das Studienkolleg besuchen,
kénnen abweichend von einzelnen Voraussetzun-
gen nach § 42 Absatz1l Satz1l Nummer 1 nach
MaRgabe der fur das Studienkolleg geltenden Re-
gelungen und Vereinbarungen befristet immatriku-
liert werden; eine Zuordnung zu einem Studien-
gang oder Studienfach erfolgt nicht. 2Die Befris-
tung soll zwei Semester nicht Uberschreiten und
kann ausnahmsweise auf begriindeten Antrag um
héchstens zwei weitere Semester verlangert wer-
den. ®*Ein Anspruch auf Aufnahme in das Studien-
kolleg besteht nicht. *Ein Anspruch auf Zulassung
zu einem Studienangebot, insbesondere auch im
Falle einer bestandenen Feststellungsprifung eines
anderen Studienkollegs, wird durch die Immatriku-
lation nach Satz 1 nicht erworben. °® Die Teilnahme
am Fachstudium ist ausgeschlossen. ® Die Immatri-
kulation erfolgt zusatzlich unter der Bedingung des
Bestehens der Aufnahme am Studienkolleg.



§ 50 Propéadeutikum

! Antragstellerinnen und Antragsteller, die nach den
fachspezifischen Studien- und Prifungsordnungen
einen Vorkurs oder ein Propadeutikum absolvieren
mussen, um Vorkenntnisse fur das Fachstudium in
einem Studienangebot der Humboldt-Universitat zu
Berlin zu erlangen, werden in dem gewahlten Stu-
dienangebot nach MaRBgabe von § 42 immatriku-
liert. 2Die Regelstudienzeit fiir das gesamte Studi-
um erhoht sich um die fur den Vorkurs bzw. das
Propéadeutikum festgelegte Dauer.

§ 51 Austauschstudium

(1) !Antragstellerinnen und Antragsteller, die, so-
weit Gegenseitigkeit besteht, aufgrund eines zwi-
schenstaatlichen oder ubernationalen Abkommens
oder einer Hochschulpartnerschaft oder im Rahmen
von Forderprogrammen, die ausschlielich oder
Uberwiegend aus o6ffentlichen Mitteln des Bundes
oder der Lander finanziert werden, an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin studieren wollen, kon-
nen an dieser befristet immatrikuliert werden und
Studienleistungen und Prifungen erbringen; dabei
kann von einzelnen Voraussetzungen nach § 42
abgewichen werden. 2Die Befristung soll zwei Se-
mester nicht Uberschreiten und kann ausnahms-
weise auf begrindeten Antrag um héchstens zwei
weitere Semester verlangert werden. ®Es kénnen
Nachweise Uber den Besuch von Lehrveranstaltun-
gen und Uber erbrachte Leistungen erlangt werden;
ein Studienabschluss kann jedoch nicht erworben
werden, sofern dieser im jeweiligen Programm
nicht ausdrucklich vorgesehen ist.

(2) Absatz 1 gilt fur Studentinnen und Studenten
im Auslandsstudium oder bei der Teilnahme an
speziell hierfur ausgewiesenen Studienangeboten
der Humboldt-Universitat zu Berlin entsprechend.

§ 52 Studienplatztausch

(1) Eine Studentin oder ein Student der Humboldt-
Universitat zu Berlin kann mit einer Studentin oder
einem Studenten auf Antrag und nach Zustimmung
durch die zustandige Stelle der Humboldt-Univer-
sitdt zu Berlin einen Studienplatztausch vornehmen
lassen.

(2) ' Die Zustimmung zum Studienplatztausch setzt
voraus, das

1. beide Tauschpartnerinnen oder Tauschpart-
ner in einem zulassungsbeschrankten Studi-
enangebot immatrikuliert sind,

2. beide Tauschpartnerinnen oder Tauschpart-
ner nicht unter einschrankenden Bestim-
mungen immatrikuliert sind,

3. Studienangebot sowie Fachsemesterzahl der
Tauschpartnerinnen oder Tauschpartner sich
entsprechen,

4. sich beide Tauschpartnerinnen oder Tausch-
partner verpflichten, im Zusammenhang mit
dem Tauschvorgang unmittelbar oder mit-
telbar gewéahrte geldwerte Leistungen zu er-
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statten und auf entsprechende Leistungen
fur die Zukunft zu verzichten und

5. die andere Hochschule dem Studienplatz-
tausch ebenfalls zustimmt.

2Nach der Zustimmung durch die Humboldt-
Universitat zu Berlin ersetzen die Verzichtserkla-
rung auf den Studienplatz durch die Studentin oder
den Studenten der Humboldt-Universitat zu Berlin
und der Antrag auf Exmatrikulation der Tausch-
partnerin oder des Tauschpartners insoweit die Zu-
lassungsentscheidung an der Humboldt-Universitat
zu Berlin; 8 42 sowie die weiteren Bestimmung fur
die Immatrikulation, insbesondere § 48, bleiben
unberuhrt.

(3) 'Die Zustimmung kann auch fiir das 1. Fach-
semester erteilt werden; sie wird unabhéngig da-
von erteilt, in welcher Quote die Zulassung der
Tauschpartnerinnen oder Tauschpartner erfolgte.
2Ein Studienplatztausch auRerhalb der Regelstudi-
enzeit, mit Wirkung fur das laufende Semester
oder ohne bestehende Immatrikulation beider
Tauschpartnerinnen oder Tauschpartner ist ausge-
schlossen.

(4) 'Die Immatrikulation der aufzunehmenden
Tauschpartnerin oder des aufzunehmenden
Tauschpartners erfolgt zun&achst nur befristet fur
ein Semester unter Vorbehalt des Nachweises des
vollzogenen Studienplatztausches. 2 Wird der Nach-
weis insbesondere durch Vorlage einer von der an-
deren Hochschule auszustellenden Immatrikulati-
onsbescheinigung der anderen Tauschpartnerin
oder des anderen Tauschpartners erbracht, werden
der Vorbehalt und die Befristung insoweit aufgeho-
ben.
8 53 Erreichung eines

weiteren Studie nziels

!Weist die Studentin oder der Student innerhalb
von zwei Monaten nach Vorliegen eines Exmatriku-
lationsgrundes nach 8 130 Absatz 2 Nummer 5 die
Notwendigkeit der Immatrikulation fur die Errei-
chung eines weiteren Studienziels nach, wird die
Exmatrikulation bis zum Ende des laufenden Se-
mesters ausgesetzt. 2Der Antrag nach § 130 Ab-
satz 3 Satz 2 ist der Antrag nach § 41 Absatz 1 fur
ein anderes Studienangebot.

Abschnitt 8
Registrierung

8§ 54 Antragserfordernis, Antrag sinhalt,
Anzahl der Antrage,

Rechte und Pflichten

(1) 'Die Aufnahme eines Studiums an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin kann in gesondert be-
stimmten Féllen durch eine Registrierung ermaog-
licht werden. 2 Soweit nichts anderes bestimmt ist,
setzt die Registrierung eine entsprechende, vorhe-
rige Antragstellung voraus; 8§ 8 findet keine An-
wendung. °Gegenstand des Antrages ist grund-
séatzlich die Registrierung fur einzelne Lehrveran-
staltungen. * Der Antrag auf Registrierung ist an die



fur Immatrikulation und Registrierung zustandige
Stelle zu richten. 5§ 41 Absatz 5 und 6 gelten ent-
sprechend.

(2) 'Die Anzahl zulassiger Antrage auf Registrie-
rung betragt eins. 2Fir eine mehrfache Registrie-
rung gilt § 45 entsprechend.

(3) !Die Registrierung kann insbesondere versagt
oder widerrufen werden, wenn die Antragstellerin
oder der Antragsteller

1. den bestimmungsgeméaRen Betrieb einer
Einrichtung der Humboldt-Universitat zu
Berlin, die Tatigkeit eines Hochschulorgans
oder die Durchfihrung einer Veranstaltung
der Humboldt-Universitat zu Berlin erheblich
oder wiederholt behindert oder beeintréach-
tigt,

2. ein Mitglied der Humboldt-Universitat zu
Berlin von der Ausibung seiner Rechte und
Pflichten abhélt oder abzuhalten versucht,

3. widerrechtlich in R&ume der Humboldt-
Universitat zu Berlin eindringt oder sich auf
Aufforderung der oder des Berechtigten
nicht entfernt,

4. Gebaude oder Raume der Humboldt-
Universitat zu Berlin oder deren Zwecke
dienende Gegensténde vorsétzlich bescha-
digt oder zerstort oder

5. an einer der in den Nummern 1 bis 4 ge-
nannten Handlungen teilnimmt oder andere
offentlich dazu auffordert, eine dieser Hand-
lungen zu begehen.

2Entgelte werden nicht erstattet, es sei denn, dass
die jeweilige Lehrveranstaltung nicht zustande
kommt. 3Die Registrierung endet, wenn die Vo-
raussetzungen fur die Registrierung nicht mehr er-
fallt sind.

(4) 'Die Registrierung begriindet keine Mitglied-
schaft zur Humboldt-Universitat zu Berlin. ? Sie ver-
leiht vorbehaltlich abweichender oder erganzender
Bestimmungen im Ubrigen und soweit erforderlich
dieselben Rechte und Pflichten wie die Immatriku-
lation; Teil 3 findet keine Anwendung.

8§ 55 Nebenhorerschaft

(1) *Antragstellerinnen oder Antragsteller, die an
einer anderen Hochschule immatrikuliert sind und
einzelne Lehrveranstaltungen der Humboldt-
Universitat zu Berlin besuchen wollen, kénnen als
Nebenhorerin oder Nebenhorer registriert werden
(Nebenhérerschaft). ?Der Umfang der Lehrveran-
staltungen soll insgesamt 6 Semesterwochenstun-
den nicht Giberschreiten. ®* Die Nebenhérerschaft an
der Humboldt-Universitdt zu Berlin neben einer
Immatrikulation als Studentin oder Student an der
Humboldt-Universitat zu Berlin ist ausgeschlossen.

(2) 'Die Nebenhérerschaft kann nur
werden, wenn

begrundet
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1. die Immatrikulation fir das Semester, fir
das die Nebenhorerschaft begrindet werden
soll, an einer anderen Hochschule nachge-
wiesen wird,

2. die schriftliche Zustimmung der oder des fur
die jeweilige Lehrveranstaltung hauptver-
antwortlichen Lehrenden fir den Besuch der
entsprechenden Lehrveranstaltung nachge-
wiesen wird,

3. durch den Besuch der jeweiligen Lehrveran-
staltung das ordnungsgemé&Re Studium der
immatrikulierten Studentinnen und Studen-
ten der Humboldt-Universitat zu Berlin nicht
beeintrachtigt wird und

4. die falligen Entgelte auf dem Konto der
Humboldt-Universitat zu Berlin eingegangen
sind.

2Mit dem Nachweis nach Satz 1 Nummer 1 gelten
die Zugangsvoraussetzungen nach Abschnitt 2 fur
die Aufnahme eines Studiums im Rahmen der Ne-
benhdrerschaft an der Humboldt-Universitat zu
Berlin als erfullt. ® Die Nebenhdrerschaft setzt wei-
ter voraus, dass die Antragstellerin oder der An-
tragsteller die Zugangsvoraussetzungen nach § 86
erfillt; die Entscheidung Uber das Vorliegen der
Zugangsvoraussetzungen trifft die oder der Leh-
rende im Rahmen der Entscheidung nach Satz 1
Nummer 2. *Fir die Héhe der Entgelte gilt die
Gasthorerordnung der Humboldt-Universitat zu
Berlin in der jeweils geltenden Fassung. °Satz 1
Nummer 4 gilt nicht fur Antragstellerinnen oder An-
tragsteller, die Gebiihren und Beitrage gemaR § 42
Absatz 1 Satz1 Nummer 3 fir das entsprechende
Semester nachweislich bereits an einer anderen
Berliner oder nach 8 45 Absatz 2 Satz 4 2. Halb-
satz an einer Brandenburger Hochschule entrichtet
haben oder aufgrund anderer Bestimmungen von
der Entrichtung von Gebuhren und Beitrdgen oder
Entgelten befreit sind.

(3) ' Die Registrierung erfolgt befristet fiir ein Se-
mester; sie wird durch Aushandigung eines Neben-
hoérerausweises oder dessen Versand vollzogen.
2Die Nebenhérerschaft berechtigt zur Erbringung
von Studienleistungen und Prifungen nur in den in
dem Nebenhérerausweis benannten Lehrveranstal-
tungen und Modulen; ein Anspruch auf Zulassung
zur Priifung besteht nicht. * Die Nebenhérerin oder
der Nebenhotrer hat den NebenhoOrerausweis stan-
dig bei sich zu fuhren und auf Verlangen vorzuzei-
gen.

(4) *Im Rahmen der Nebenhérerschaft kénnen
Studienleistungen und Prifungen mit Ausnahme
der Abschlussarbeit erbracht werden. %Die Zulas-
sung zu oder das Ablegen von Prifungen im Rah-
men der Nebenhdrerschaft setzt zusatzlich die vor-
herige schriftliche Zustimmung der Pruferin oder
des Prifers sowie die Zustimmung des Priufungs-
ausschusses derjenigen Hochschule voraus, an der
die Nebenhorerin oder der Nebenhérer immatriku-
liert ist; ein Studienabschluss kann nicht erreicht
werden. *Fur Studienleistungen und Priifungen gel-
ten die Regelungen dieser Ordnung in Verbindung



mit der jeweiligen fachspezifischen Studien- und
Prufungsordnung der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin. “Nachweise miissen die Angabe beinhalten,
dass diese Leistungen im Rahmen der Nebenhorer-
schaft erbracht wurden. °Erbrachte Leistungen im
Rahmen der Nebenhorerschaft kénnen fur ein Stu-
dium an der Humboldt-Universitdt zu Berlin als
Studienleistung oder Prifung angerechnet werden;
§ 110 bleibt unberiihrt. °§ 48 Absatz 2 Satz 2 fin-
det insoweit keine Anwendung.

(5) * Abweichend von Absatz 1 bis 4 und § 54 gel-
ten bei einer Registrierung nach 8§ 45 Absatz 3 die
Bestimmungen des Abschnitts 7 mit Ausnahme von
88 47, 49 entsprechend; 8§ 54 Absatz1l Satz1,
Satz 2 1. Halbsatz und Satz 4, Absatz 3, Absatz 4
Satz 1 und § 55 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 finden
Anwendung. 2 Fiir den ausschlieRlichen Wechsel ei-
nes der bisherigen Studienfacher in einem Studien-
gang, der aus einer Kombination von Studienfa-
chern besteht, gilt § 47. ®Antragstellerinnen oder
Antragsteller nach Satz 1 sind Bewerberinnen und
Bewerbern bzw. Studentinnen und Studenten im
Ubrigen gleichgestellt.

§ 56 Fruhstudium

(1) *Schiilerinnen und Schiiler Berliner oder Bran-
denburger Schulen mit besonderer Begabung, die
einzelne Lehrveranstaltungen der Humboldt-
Universitat zu Berlin besuchen wollen, kénnen als
Fruhstudierende registriert werden (Fruhstudium).
2Der Antrag zur Aufnahme eines Frithstudiums soll
bis spatestens zwei Wochen vor Beginn der Vorle-
sungszeit bei der fur Immatrikulation und Regist-
rierung zustandigen Stelle eingegangen sein.

(2) *Antragstellerinnen und Antragsteller fir ein
Fruhstudium kénnen nur registriert werden, wenn

1. die Befurwortung der Aufnahme des Frih-
studiums durch die Schule durch ein vorhe-
riges schriftliches Votum der Schule nach-
gewiesen wird und

2. die Befurwortung der Aufnahme des Frih-
studiums durch die das Studienfach anbie-
tende Fakultéat durch ein vorheriges schriftli-
ches Votum dieser oder einer von dieser
hierfur beauftragten Person nachgewiesen
wird.

2Dje Registrierung setzt weiter voraus, dass die
Antragstellerin oder der Antragsteller die Zugangs-
voraussetzungen nach § 86 erfullt. ®Die Entschei-
dung uber das Vorliegen der Zugangsvorausset-
zungen ist im Rahmen der Entscheidung nach
Satz1 Nummer 2 durch die dort Benannten zu
treffen; Abschnitt 2 findet keine Anwendung.
4Verwaltungsgebiihren oder Entgelte werden nicht
erhoben.

(3) 'Die Registrierung erfolgt befristet fiir ein Se-
mester. 2 Sie kann jeweils um ein Semester verlan-
gert werden, sofern die Fakultat, das Zentralinstitut
oder sonstige zentrale Einrichtung die Verlange-
rung bestéatigt und seitens der Schule nichts Entge-
genstehendes geduBert worden ist. °Frithstudie-
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rende erhalten eine Bescheinigung, aus der her-
vorgeht, dass sie als Friuhstudierende registriert
sind; die Registrierung wird durch Aushandigung
der Bescheinigung oder deren Versand vollzogen.
4 Sie berechtigt entsprechend der Befiirwortung der
Fakultat zur Erbringung von Studienleistungen und
Prafungen nur in dem benannten Studienfach; ein
Anspruch auf Zulassung zur Prifung besteht nicht.

(4) 'Im Rahmen des Friihstudiums kénnen Stu-
dienleistungen und Prifungen mit Ausnahme der
Abschlussarbeit erbracht werden. 2Die Zulassung
zu oder das Ablegen von Prifungen ist im Rahmen
des Friuhstudiums nach Malgabe der allgemeinen
Bestimmungen zuléssig; ein Studienabschluss kann
nicht erreicht werden. ® Nachweise miissen die An-
gabe beinhalten, dass diese Leistungen im Rahmen
des Friihstudiums erbracht wurden. *Erbrachte
Leistungen im Rahmen des Frihstudiums kénnen
fur ein Studium an der Humboldt-Universitat zu
Berlin als Studienleistung oder Prifung angerech-
net werden; § 110 bleibt unberiihrt. °§ 48 Absatz 2
Satz 2 findet insoweit keine Anwendung.

8§ 57 Gasthorerschaft

(1) *Antragstellerinnen oder Antragsteller, die an
keiner Hochschule immatrikuliert sind und die ein-
zelne Lehrveranstaltungen der Humboldt-Univer-
sitat zu Berlin besuchen wollen, kénnen als Gastho-
rerinnen oder Gasthorer registriert werden (Gast-
hérerschaft). ?Die Gasthérerschaft an der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin neben einer Immatriku-
lation als Studentin oder Student an der Humboldt-
Universitat zu Berlin oder einer anderen Hochschu-
le oder neben einer bestehenden Nebenhorerschaft
oder einem Frihstudium ist ausgeschlossen.

(2) ' Die Gasthérerschaft kann nur begriindet wer-
den, wenn

1. die schriftliche Zustimmung der oder des fur
die jeweilige Lehrveranstaltung hauptver-
antwortlichen Lehrenden fir den Besuch der
entsprechenden Lehrveranstaltung nachge-
wiesen wird,

2. durch den Besuch der jeweiligen Lehrveran-
staltung das ordnungsgemaRe Studium der
immatrikulierten Studentinnen und Studen-
ten nicht beeintrachtigt wird und

3. die falligen Entgelte auf dem Konto der
Humboldt-Universitat zu Berlin eingegangen
sind.

2Die Gasthérerschaft setzt weiter voraus, dass die
Antragstellerin oder der Antragsteller die Zugangs-
voraussetzungen nach § 86 erfiillt. ®Die Entschei-
dung Uber das Vorliegen der Zugangsvorausset-
zungen trifft die oder der Lehrende im Rahmen der
Entscheidung nach Satz 1 Nummer 1; Abschnitt 2
findet keine Anwendung. * Fiir die Héhe der Entgel-
te gilt die Gasthorerordnung der Humboldt-
Universitat zu Berlin in der jeweils geltenden Fas-
sung.



(3) ' Die Registrierung erfolgt befristet fiir ein Se-
mester und wird durch Aushandigung eines Gast-
hoérerausweises oder dessen Versand vollzogen.
2Dje Gasthorerschaft berechtigt zur Erbringung von
Studienleistungen nur in den in dem Gasthorer-
ausweis benannten Lehrveranstaltungen. °Die
Gasthorerin oder der Gasthérer hat den Gasthorer-
ausweis standig bei sich zu fihren und auf Verlan-
gen vorzuzeigen.

(4) *Im Rahmen der Gasthérerschaft kénnen Stu-
dienleistungen erbracht werden. 2 Die Zulassung zu
oder das Ablegen von Prifungen ist im Rahmen der
Gasthorerschaft nicht zuldssig; ein Studienab-
schluss kann nicht erreicht werden. ®Nachweise
missen die Angabe beinhalten, dass diese Leistun-
gen im Rahmen der Gasthorerschaft erbracht wur-
den. “Der Besuch von Lehrveranstaltungen oder
erbrachte Leistungen im Rahmen der Gasthorer-
schaft kénnen fir ein Studium an der Humboldt-
Universitat zu Berlin nicht als Studienleistung oder
Prufung angerechnet werden.

Abschnitt 9
Besondere St udienformen

§ 58 Zertifikatsstudien,

Sonstige Stud ienangebote

(1) 'Die Humboldt-Universitat zu Berlin kann im
Bereich der wissenschaftlichen Weiterbildungsan-
gebote neben weiterbildenden Masterstudiengén-
gen Studienangebote in Form von weiterbildenden
bzw. weiterfihrenden Zertifikatsstudien anbieten.
2§ 2 Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend; § 5 bleibt
unberiihrt. *Im Ubrigen gelten die Bestimmungen
dieser Ordnung entsprechend, soweit dies mit den
Besonderheiten des Studienangebotes vereinbar
ist. * Zertifikatsstudien werden von einer oder meh-
reren Fakultdten, Zentralinstituten oder sonstigen
zentralen Einrichtungen der Humboldt-Universitat
zu Berlin inhaltlich entwickelt und verantwortet.
®Die fur wissenschaftliche Weiterbildungsangebote
zentral zustandige Stelle soll beteiligt werden. ° Die
Einbindung externer Kooperationspartner ist zulés-
sig.

(2) *Zertifikatsstudien ermdglichen den Erwerb
praxisrelevanter Handlungskompetenzen auf wis-
senschaftlichem Niveau. ?Die Studieninhalte be-
rucksichtigten in der Regel qualifizierte berufsprak-
tische Erfahrungen und knipfen an diese an.
3 Zertifikatsstudien setzen einen kontinuierlichen
akademischen Lernprozess voraus. *Zertifikats-
studien haben einen Umfang von mindestens
10 und héchstens 60 Leistungspunkten. ®Sie kon-
nen neben Modulen auch ausschlielich einzelne
Lehrveranstaltungen umfassen.

(3) *Lehrveranstaltungen werden durch das haupt-
beruflich tatige wissenschaftliche oder nebenberuf-
liche Personal der Humboldt-Universitat zu Berlin
durchgefiihrt. 2 Personen, die in geeigneten Praxis-
feldern tatig sind oder waren, kdnnen zur Durch-
fuhrung der Lehrveranstaltungen insbesondere
nach MaRgabe von § 120 BerlHG herangezogen
werden. 3Dariiber hinaus kénnen auch Dritte be-
auftragt werden. *Die Erarbeitung und Gestaltung
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der Lehrveranstaltung nach wissenschaftlichen
Grundséatzen ist in jedem Fall zu gewéahrleisten.

(4) 'Die Teilnahme an Zertifikatsstudien setzt vo-
raus, dass Antragstellerinnen oder Antragsteller die
erforderliche Eignung nachweisen. 2 Abweichend
von Abschnitt 2 kann der Zugang nach MaRgabe
der Satzung gemafR Absatz 9 auch allein aufgrund
einer mindestens einjahrigen einschlagigen berufs-
praktischen Erfahrung ermaéglicht werden; es kon-
nen weitere Ausnahmen von den Zugangsvoraus-
setzungen vorgesehen werden.

(5) Die Zulassung zum Zertifikatsstudium kann
durch Festsetzung der Zahl der hdchstens aufzu-
nehmenden Antragstellerinnen und Antragsteller
beschréankt werden.

(6) Fur Zertifikatsstudien werden in der Regel Ent-
gelte erhoben.

(7) 'Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Zertifi-
katsstudien werden in entsprechender Anwendung
von § 55 Absatz5 Satz1l und 3 registriert; die
Verpflichtung zur Entrichtung von Entgelten bleibt
in jedem Fall unberiihrt. 2§ 55 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 findet keine Anwendung.

(8) 'Aufgrund eines erfolgreich abgeschlossenen
Studiums wird ein Zertifikat nach Malgabe der
Satzung gemal Absatz 9 erteilt, in dem alle Lehr-
veranstaltungen und Prifungen, alle den Studienle-
istungen und Prifungen zugeordneten Leistungs-
punkte und Noten ausgewiesen werden sollen. ? Die
Erteilung von Zertifikaten im Namen der Humboldt-
Universitat zu Berlin setzt die mindestens halftige
Durchfihrung der satzungsgemaR vorgesehenen
Lehrveranstaltungen durch die Humboldt-Univer-
sitat zu Berlin selbst voraus.

(9) 'Das Nahere ist durch Satzung bestimmt.
2Dabei sind insbesondere die Zugangsvorausset-
zungen und das Auswahlverfahren, die Organisati-
on des Studiums, die Studienziele, die Studienleis-
tungen und Prifungen, der Abschluss in Form eines
bestimmten Ausbildungsziels sowie Entgelte zu re-
geln. ®Zustandig fir den Erlass von Satzungen
nach Satz 1 ist der Fakultatsrat oder das vergleich-
bare Organ eines Zentralinstitutes oder einer sons-
tigen zentralen Einrichtung; abweichende Bestim-
mungen der Verfassung der Humboldt-Universitat
zu Berlin in der jeweils geltenden Fassung bleiben
unberiihrt. * Satz 3 gilt fir die Zustandigkeit fir die
Einrichtung und Aufhebung von Zertifikatsstudien
entsprechend; die Einrichtung und Aufhebung be-
darf der Bestatigung durch das Prasidium. °In Be-
zug auf die Zustandigkeit des Akademischen Se-
nats gelten Satzungen nach Satz 1 nicht als Sat-
zungen im Sinne von 8 5 Absatz 1 Buchstabe c
Nummer 2 VerfHU; dies gilt entsprechend fur die
Entscheidung nach Satz 4 in Bezug auf die Zustan-
digkeit nach 8 5 Absatz 1 Buchstabe b Nummer 8,
§ 3 Absatz 1 Nummer 13 VerfHU und 8 22 Absatz 3
Satz 1 BerlHG.

(10) Abséatze 1 bis 9 gelten fur sonstige, auf ein
bestimmtes Ausbildungsziel gerichtete Studienan-
gebote mit Ausnahme eines grundstandigen oder



weiterfihrenden Studiums oder Promotionsstudi-
ums oder der Angebote im Rahmen der Humboldt
Winter and Summer University (HUWISU) entspre-
chend.

§ 59 Promotionsstudium

(1) *Die Humboldt-Universitat zu Berlin bietet die
Méglichkeit zur Promotion. 2Die Promotion kann
insbesondere im Rahmen eines Beschéftigungsver-
héaltnisses an der Humboldt-Universitat zu Berlin,
im Rahmen strukturierter Promotionsstudien, im
Rahmen eines Graduiertenkollegs oder im Rahmen
des freien Promotionsstudiums erfolgen. *Die Pro-
motion setzt insbesondere zwingend die Zulassung
zur Promotion oder eine dieser entsprechenden
Entscheidung durch die hierfir zustandige Stelle
voraus. *“Das Nahere ist in Promotionsordnungen
bestimmt.

(2) ! Antragstellerinnen und Antragsteller, die nicht
bereits auf Grund eines Beschaftigungsverhaltnis-
ses Mitglieder der Humboldt-Universitat zu Berlin
sind und die Promotion anstreben, werden als Stu-
dentin oder Student zur Promotion in entsprechen-
der Anwendung von Abschnitt 7 mit der MalRRgabe,
dass an die Stelle von § 42 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und Nummer 2 die nachweisliche Zulassung
nach Absatz 1 Satz 3 tritt, immatrikuliert; 88§ 47,
48 und 52 finden keine Anwendung. 8§ 1, 3, Ab-
schnitt 1 und 2, Teil 3 und Teil 8 gelten entspre-
chend; § 35 Absatze 2 und 3 BerlHG bleibt unbe-
rihrt. ®Ein Teilzeitstudium ist vorbehaltlich abwei-
chender Bestimmung in der jeweiligen Promotions-
ordnung ausgeschlossen. * Antragstellerinnen oder
Antragsteller, die bereits auf Grund eines Beschéaf-
tigungsverhéltnisses Mitglieder der Humboldt-
Universitat zu Berlin sind und die Promotion an-
streben, kdnnen in entsprechender Anwendung der
Séatze 1 bis 3 immatrikuliert werden; wird die Im-
matrikulation nicht beantragt, erfolgt eine Regist-
rierung nach § 54 Absatz 1 Satz 1. ®Fiir die Regist-
rierung nach Satz 4 2. Halbsatz gelten abweichend
von § 54 die Bestimmungen des Abschnitt 7 ent-
sprechend mit der MaRgabe, dass an die Stelle von
§ 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 2 die
nachweisliche Zulassung nach Absatz 1 Satz 3 tritt;
§8§ 47, 48 und 52 finden keine Anwendung. °In Fal-
len des Satz 5 gilt § 54 Absatz 4 Satz 1; § 54 Ab-
satz 3, 8 56 Absatz 2 Satz4 und § 59 Absatz 2
Satz2 wund 3 gelten entsprechend. 7Antrag-
stellerinnen oder Antragsteller nach Satz5 sind
Studentinnen und Studenten im Ubrigen gleichge-
stellt. ® Endet die auf Grund eines Beschéaftigungs-
verhéltnisses bestehende Mitgliedschaft zur Hum-
boldt-Universitat zu Berlin, gelten die Satze 1 bis 3.
9Satz 1 bleibt unberiihrt, soweit Antragstellerinnen
oder Antragsteller bereits in einem anderen Studi-
enangebot immatrikuliert sind oder eine entspre-
chende Immatrikulation beantragt haben.

(3) ' Die Frist fiir die Antragstellung nach Absatz 2
betragt einen Monat nach Bekanntgabe der Zulas-
sung zur Promotion oder der dieser entsprechen-
den Entscheidung bzw., im Fall von Absatz 2
Satz 8, einen Monat nach Beendigung des Beschéf-
tigungsverhaltnisses. 2Im Falle der Fristversau-
mung erlischt die Zulassung zur Promotion. ®An-
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tragstellerinnen oder Antragsteller werden mit dem
Datum der Zulassung zur Promotion immatrikuliert
bzw. registriert; abweichend von § 43 Absatz 4
Satz 2 wird die Immatrikulation bzw. Registrierung
zu Beginn des auf die Antragstellung folgenden
Monats wirksam. *1st im Ausnahmefall die vorheri-
ge gesonderte Zulassung zur Promotion nach MaR-
gabe der Promotionsordnung nicht naher ausge-
staltet und wird diese nicht vor Eroffnung des Pro-
motionsverfahrens erteilt, tritt an die Stelle der Zu-
lassung zur Promotion die Eréffnung des Promoti-
onsverfahrens; 8 60 bleibt unberuhrt.

(4) *Die Immatrikulation bzw. Registrierung erfolgt
befristet fur die Dauer der Regelbearbeitungszeit
und unter dem Vorbehalt der bestehenden Zulas-
sung zur Promotion; sie wird nach Malgabe der
Bescheinigung nach Satz 3 entsprechend verlan-
gert. 2Erfolgt die Zulassung zur Promotion unter
der Auflage, weitere Studienleistungen oder Pri-
fungen zu erbringen, berechtigt die Immatrikulati-
on bzw. Registrierung zur Erbringung von Studien-
leistungen und Prifungen zuséatzlich zum Promoti-
onsstudienangebot der Humboldt-Universitat zu
Berlin in den in der Zulassung zur Promotion oder
in der dieser zu Grunde liegenden Betreuungsver-
einbarung benannten Lehrveranstaltungen und Mo-
dulen; fur diese Studienleistungen und Prifungen
gelten die Regelungen dieser Ordnung in Verbin-
dung mit der jeweiligen fachspezifischen Studien-
und Prufungsordnung der Humboldt-Universitat zu
Berlin. *Wer die Regelbearbeitungszeit von drei
Jahren fur die Dissertation Uberschreitet, muss der
fur Immatrikulation und Registrierung zustandigen
Stelle eine Bescheinigung der gemaR der Promo-
tionsordnung zustandigen Stelle lber eine Verlan-
gerung der Bearbeitungszeit vorlegen; in der Be-
scheinigung ist auch der Umfang der Verlangerung
anzugeben. * Soweit in der entsprechenden Promo-
tionsordnung eine von Satz 3 abweichende Regel-
bearbeitungszeit bestimmt ist, tritt diese an die
Stelle der in Satz 3 festgelegten Regelbearbei-
tungszeit. ® Wird die Bescheinigung nicht innerhalb
der maRgeblichen Rickmeldefrist vorgelegt und hat
die Studentin oder der Student die Fristversau-
mung zu vertreten, erlischt die Zulassung zur Pro-
motion und die Immatrikulation bzw. Registrierung.
6 MaRgeblich ist die Riickmeldefrist fiir das Semes-
ter, das auf das Semester folgt, in welchem die
Regelbearbeitungszeit endet.

(5) 'Die Immatrikulation oder Registrierung endet
mit dem Abschluss oder der Einstellung des Promo-
tionsverfahrens, der Aufgabe des Promotionsvor-
habens oder dem Erléschen der Zulassung zur
Promotion; sonstige Beendigungsgrinde bleiben
unberithrt. 2Die Beendigung wird grundsatzlich
zum Ablauf des Monats wirksam, in den der Eintritt
des Ereignisses nach Satz 1 fallt. ®Fir den Ab-
schluss des Promotionsverfahrens nach Satz 1 ist
der Zeitpunkt der Bekanntgabe der Bewertung der
Promotion maRgeblich. *Abweichend von Satz 1
bleibt die Immatrikulation oder Registrierung im
Falle der Ermdglichung einer Wiederholung unter
derselben Zulassung zur Promotion bestehen, wenn
die Ubrigen Voraussetzungen weiterhin erfullt sind.
®Endet die Immatrikulation oder Registrierung, er-
lischt auch die Zulassung zur Promotion; entspre-



chendes gilt, wenn die Immatrikulation oder Re-
gistrierung aus anderen Grunden versagt wird.

(6) Die hierfur jeweils zustandigen Stellen unter-
richten sich gegenseitig unverzuglich Uber Ent-
scheidungen, die die Eigenschaft als Doktorandin
oder Doktorand beruhren.

§ 60 Strukturierte Promotionsstudien,
Vorlaufige Zulassung

(1) *Zur Férderung von Promotionsvorhaben und
zur besonderen Gewaéahrleistung der fachlichen Be-
treuung kann die Humboldt-Universitat zu Berlin
strukturierte Promotionsstudien selbst oder in Ko-
operation mit anderen Hochschulen anbieten.
2Strukturierte Promotionsstudien werden in der
Regel von Graduiertenschulen inhaltlich entwickelt
und verantwortet; die Zustandigkeit einer oder
mehrerer Fakultaten bleibt unberihrt. 2 Struktu-
rierte Promotionsstudien beinhalten ein verbindli-
ches Ausbildungsprogramm, das dem Erwerb fach-
licher und uberfachlicher Kompetenzen dient und
das Promotionsvorhaben begleitet. * Die Aufnahme
in strukturierte Promotionsstudien setzt insbeson-
dere zwingend die vorherige schriftliche Feststel-
lung der hierfur zustéandigen Stelle voraus, dass die
Antragstellerin oder der Antragsteller nach MaRga-
be der entsprechenden Promotionsordnung zur
Promotion zugelassen werden kann. ° Ein Anspruch
auf Aufnahme in strukturierte Promotionsstudien
besteht nicht. °§ 2 Absatz 2 Satz 4 und § 5 gelten
auch fur den Fall allein durch die Humboldt-
Universitat zu Berlin angebotener strukturierter
Promotionsstudien entsprechend; im Ubrigen gel-
ten die Bestimmungen dieser Ordnung entspre-
chend, soweit dies mit den Besonderheiten des
Studienangebotes nach Malgabe der Satzung ge-
maR Absatz 8 vereinbar ist.

(2) 'Antragstellerinnen und Antragsteller werden
bei Vorliegen der Voraussetzungen als Studentin
oder Student zur Promotion in entsprechender An-
wendung von Abschnitt 7 mit der MaRgabe, dass
an die Stelle von § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
und Nummer 2 die nachweisliche Zulassung zur
Aufnahme in das begehrte strukturierte Promoti-
onsstudienprogramm tritt, immatrikuliert. ?Satz 1
bleibt unberiihrt, soweit Antragstellerinnen oder
Antragsteller bereits in einem anderen Studienan-
gebot mit Ausnahme einer Immatrikulation nach
§ 59 Absatz 2 fiur das gleiche Fach immatrikuliert
sind oder eine entsprechende Immatrikulation be-
antragt haben.

(3) !Die Immatrikulation erfolgt unter dem Vorbe-
halt der bestehenden Zulassung zur Aufnahme in
das begehrte strukturierte Promotionsstudienpro-
gramm. 2§ 59 Absatz 4 Satz 2 findet ergénzende
Anwendung.

(4) *Antragstellerinnen und Antragsteller, die nach
MaRgabe der Satzung gem&R Absatz 8 ein Vorpro-
gramm oder ein Propadeutikum absolvieren mis-
sen, um Vorkenntnisse oder sonstige Vorausset-
zungen fur die Aufnahme in strukturierte Promoti-
onsstudien der Humboldt-Universitat zu Berlin zu
erlangen, werden in dem gewahlten Studienange-
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bot nach MaRBgabe von Absatz 2 aufgrund einer
vorlaufigen Zulassung zur Aufnahme in strukturier-
te Promotionsstudien oder einer Zulassung zum
Prop&adeutikum zunachst nur befristet immatriku-
liert; die Befristung soll zwei Semester nicht Uber-
schreiten. ? Absatz 3 gilt entsprechend. ® Die Befris-
tung nach Satz 1 wird aufgehoben, wenn die Vor-
laufigkeit der Zulassung aufgehoben oder die Zu-
lassung zur Aufnahme in das entsprechende struk-
turierte Promotionsstudienprogramm erteilt wird.
‘ Die Regelstudienzeit fiir das gesamte Studium er-
hoéht sich um die fir das Vorprogramm bzw. das
Propadeutikum festgelegte Dauer. °Satze 1 bis 3
und im Ubrigen § 59 gelten entsprechend fiir An-
tragstellerinnen oder Antragsteller, die nachweis-
lich ein Research-Track-Stipendium oder ein ver-
gleichbares Stipendium erhalten haben und eine
vorlaufige Zulassung zur Promotion nachweisen;
die Immatrikulation erfolgt dabei insbesondere nur
befristet fir die Zeitdauer der Bewilligung des Sti-
pendiums.

(5) ! Die Immatrikulation endet mit dem Abschluss
oder der Einstellung des Promotionsverfahrens, der
Aufgabe des Promotionsvorhabens, dem Aus-
schluss aus dem strukturierten Promotionsstudien-
programm oder dem Erldschen der Zulassung zur
Promotion; sonstige Beendigungsgrinde bleiben
unberithrt. 2Die Beendigung wird grundsatzlich
zum Ablauf des Monats wirksam, in welchen der
Eintritt des Ereignisses nach Satz 1 fallt. 3 Fir den
Abschluss des Promotionsverfahrens nach Satz 1
ist der Zeitpunkt der Bekanntgabe der Bewertung
der Promotion maRgeblich. *Abweichend von
Satz 1 bleibt die Immatrikulation im Falle der Er-
moglichung einer Wiederholung unter derselben
Zulassung zur Promotion im Rahmen des struktu-
rierten Promotionsstudienprogrammes bestehen,
wenn die Ubrigen Voraussetzungen weiterhin erfullt
sind. ®Endet die Immatrikulation, erlischt auch die
Zulassung zur Aufnahme in das strukturierte Pro-
motionsstudienprogramm;  entsprechendes gilt,
wenn die Immatrikulation aus anderen Grinden
versagt wird. ®Ist das strukturierte Promotionsstu-
dienprogramm abgeschlossen und wird das Promo-
tionsverfahren auflerhalb des Programmes fortge-
fuhrt, gilt 8§ 59.

(6) Die Zulassung zu strukturierten Promotionsstu-
dien kann durch Festsetzung der Zahl der héchs-
tens aufzunehmenden Antragstellerinnen und An-
tragsteller beschrankt werden.

(7) 8 59 Absatz 6 gilt entsprechend.

(8) !'Das Nahere ist durch Satzung bestimmt.
2Dabei sind insbesondere die Voraussetzungen fiir
die Aufnahme in strukturierte Promotionsstudien,
das Bewerbungs- und Zulassungsverfahren, die
Organisation des Studiums, die Inhalte, der Aufbau
und die Ziele des Studiums, insbesondere die Stu-
dienleistungen und Prifungen, zu regeln.



Teil 3
Ruckmeldung, Beurlaubung,
Teilzeitstud ium

8§ 61 Rickmeldung

(1) *Studentinnen und Studenten, die fir das fol-
gende Semester immatrikuliert bleiben wollen,
mussen sich bei der fur die Ruckmeldungen zu-
standigen Stelle fristgemaR riickmelden. ? Die Frist
fur die Rickmeldung und eine Nachfrist, innerhalb
derer die Ruckmeldung unter Entrichtung einer
Saumnisgebihr nachgeholt werden kann, werden
vom Prasidium festgesetzt.

(2) Die Ruckmeldung setzt voraus, dass

1. eine Versicherungsbescheinigung nach § 2
der Studentenkrankenversicherungs-Melde-
verordnung (SKV-MV) vom 27. Marz 1996
(BGBI. | S. 568), zuletzt geéndert durch
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBI. |
S. 2407), von der Studentin oder dem Stu-
denten vorgelegt wird,

2. die falligen Gebuhren und Beitrage auf dem
Konto der Humboldt-Universitat zu Berlin
eingegangen sind oder die Entrichtung die-
ser Gebuhren und Beitrédge an einer anderen
Berliner Hochschule nachgewiesen wird,

3. bei Studentinnen und Studenten, die einer
Verpflichtung zur Teilnahme an einer obliga-
torischen Studienfachberatung gemaf § 121
unterlagen, der Nachweis vorliegt, dass sie
dieser Verpflichtung nachgekommen sind,

4. bei Studentinnen und Studenten, die in ei-
ner Studienverlaufsvereinbarung gemaéan
§ 122 oder in Auflagen geméR § 123 festge-
legte Anforderungen zu erfullen hatten, der
Nachweis vorliegt, dass diese Anforderun-
gen wenigstens zu einem Drittel erfillt wur-
den oder eine geringere Erfullung nicht zu
vertreten war,

5. bei Studentinnen und Studenten mit einer
unter Vorbehalt ausgesprochenen Zulassung
zu einem Masterstudiengang gemaR § 10
Absatz 5a BerlHG der Nachweis vorliegt,
dass der fur die Fortsetzung des Studiums
notwendige Bachelorabschluss sowie die
damit gegebenenfalls zusammenhéangenden
Zugangsvoraussetzungen fristgemalR er-
bracht wurden,

6. bei Studentinnen und Studenten aus einem
Nicht-EU-Mitgliedsstaat eine gultige Aufent-
haltserlaubnis nachgewiesen wird.

(3) Im Teilzeitstudium befindliche Studentinnen
und Studenten haben geméafR § 63 Absatz 4 mit der
Rickmeldung zu erklaren, ob die Grunde fur das
Teilzeitstudium fortdauern.

(4) 'Fir einen Studiengang oder Teilstudiengang,
der aufgehoben wurde und in dem der Vertrauens-
schutz ausgelaufen ist, ist keine RiUckmeldung
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méglich. 21n diesem Fall hat die Studentin oder der
Student einmal die Gelegenheit zu einem Wechsel
des Studiengangs.

(5) Liegen alle Voraussetzungen gemafl Absatz 2
und 3 vor, wird die Studentin oder der Student
rickgemeldet.

§ 62 Beurlaubung

(1) *Studentinnen und Studenten werden bei Vor-
liegen der in Absatz 2 genannten Grinde auf An-
trag vom Studium beurlaubt. 2 Der an die fiir Beur-
laubungen zusténdige Stelle zu richtende Antrag
kann frihestens mit der Ruckmeldung und muss
spatestens sechs Wochen nach Semesterbeginn
unter Angabe der Grinde gestellt werden; er kann
ausnahmsweise fur das laufende Semester auch
spater gestellt werden, wenn die Grunde fur die
Beurlaubung erst nach Ablauf der Frist eintreten.
% Die Griinde fiir die Beurlaubung sind in geeigneter
Weise zu belegen.

(2) Grinde fir eine Beurlaubung sind

1. ein Studienaufenthalt oder ein Praktikum im
Ausland,

2. Praktika, welche nicht nach den fachspezifi-
schen Studien- oder Prifungsordnungen Be-
standteil des Studiums sind,

3. Behinderung und chronische Krankheit,

4. die in 88 3ff. Mutterschutzgesetz geregelten
Schutzfristen und die Inanspruchnahme von
Elternzeit nach den dafir geltenden gesetz-
lichen Regelungen,

5. die Betreuung pflegebedirftiger naher An-
gehoriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes,

6. eine Erwerbstatigkeit mit mindestens 50 %
der regularen Arbeitszeit,

7. die Wahrnehmung eines Mandats eines Or-
gans der Hochschule, der Studierenden-
schaft oder des Studentenwerks Berlin,

8. sonstige gleichwertige Grinde.

(3) 'Eine Beurlaubung wird bei Vorliegen entspre-
chender Grinde in der Regel fur bis zu zwei Se-
mester, in Ausnahmefallen bis zu drei Semester in
Folge gewéahrt. 2In den Fallen von Absatz 2 Num-
mer 4 erfolgt eine Beurlaubung fur diejenigen Se-
mester, die sich ganz oder teilweise mit den in Ab-
satz2 Nummer 4 genannten Grinden decken.
®Eine Beurlaubung erfolgt in der Regel fiir volle
Semester.

(4) Eine Beurlaubung erfolgt auf3er in den Fallen
des Absatz 2 Nummer 3, 4 und 5 in der Regel nicht
im ersten und bei zulassungsbeschranktem Studi-
enangebot mit jahrlicher Immatrikulation in der
Regel weder im ersten noch im zweiten Fachse-
mester.



(5) *Waéhrend der Beurlaubung ruht das Recht zum
Besuch von Lehrveranstaltungen und zur Absolvie-
rung von Praktika, welche nach der fachspezifi-
schen Studien- oder Priafungsordnung Bestandteil
des Studiums sind. 2 Soweit ein Beurlaubungsgrund
gemal Absatz 2 Nummer 4 vorliegt, kdnnen davon
abweichend Lehrveranstaltungen im Umfang von
bis zu 6 Semesterwochenstunden besucht werden.
%Das Recht zur Anmeldung und zum Ablegen von
Prufungen nach MaRgabe des 8§ 100 besteht fort,
soweit die Studienleistungen und Prifungen, die
nach § 100 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 in Verbin-
dung mit der fachspezifischen Prifungsordnung Zu-
lassungsvoraussetzung sind, vor Beginn der Beur-
laubung absolviert wurden. *Alle anderen Rechte
bestehen ohne Einschrankung fort.

(6) Ein Urlaubssemester wird nicht als Fachsemes-
ter gezahlt.

§ 63 Teilzeitstudium

(1) *Das Studium an der Humboldt-Universitat zu
Berlin ist regelmé&Rig ein Vollzeitstudium. 2 Studen-
tinnen und Studenten wird bei Vorliegen eines der
in Absatz 3 genannten Grinde auf Antrag ein Teil-
zeitstudium fur den jeweiligen Studiengang bewil-
ligt. ® Ein Doppelstudium in Teilzeit ist ausgeschlos-
sen.

(2) *Der an die fiir Teilzeitstudien zusténdige Stelle
zu richtende Antrag kann frihestens mit der
Rickmeldung und muss spéatestens sechs Wochen
nach Semesterbeginn unter Angabe der Grinde
gestellt werden; er kann ausnahmsweise fur das
laufende Semester auch spéater gestellt werden,
wenn die Grinde fir das Teilzeitstudium erst nach
Ablauf der Frist eintreten. ? Die Griinde fur das Teil-
zeitstudium sind in geeigneter Weise zu belegen.

(3) Grinde fir ein Teilzeitstudium sind
1. eine Erwerbstatigkeit,

2. die Pflege und Erziehung eines Kindes im Al-
ter von bis zu 10 Jahren,

3. die Betreuung pflegebedirftiger naher An-
gehoriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes,

4. eine Behinderung oder eine chronische
Krankheit, die nur ein Teilzeitstudium zulas-
sen,

5. Schwangerschaft,

6. die Wahrnehmung eines Mandats eines Or-
gans der Hochschule, der Studierenden-
schaft oder des Studentenwerks Berlin,

7. sonstige gleichwertige Griinde.

(4) *Soweit die Studentin oder der Student in dem
Antrag oder bei der Ruckmeldung keine klrzere
Dauer bestimmt hat, erfolgt das Studium in Teil-
zeitform, solange die Voraussetzungen nach Ab-
satz 1 Satz 2 vorliegen. ?Die Studentin oder der
Student hat die fir die Gewéahrung von Teilzeitstu-
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dien zustandige Stelle unverziiglich zu informieren,
wenn die Grinde fur das Teilzeitstudium weggefal-
len sind. 3Unabh&ngig davon ist durch die Studen-
tinnen und Studenten im Teilzeitstudium geman
§ 61 Absatz 3 mit der Ruckmeldung die Fortdauer
der Grunde fur das Teilzeitstudium zu erklaren.
4 Erfolgt dies nicht, wird das Studium als Vollzeit-
studium weitergefihrt.

(5) *Studentinnen und Studenten im Teilzeitstudi-
um haben in der Universitat denselben Status wie
Studentinnen und Studenten im Vollzeitstudium.
2 Gebiihren und Beitrage sind in voller Héhe zu ent-
richten.

(6) Die im Teilzeitstudium absolvierten Studienzei-
ten werden entsprechend dem antragsgemafen
Anteil auf die Regelstudienzeit angerechnet.

(7) 'Die Humboldt-Universitat zu Berlin bemiht
sich, in ihrer Studienorganisation und in Beratun-
gen auf die Bedurfnisse der Studentinnen und Stu-
denten im Teilzeitstudium einzugehen. ?Fir Aus-
wirkungen eines Teilzeitstudiums auf Bereiche, die
auBBerhalb des Studiums liegen, und auf Leistun-
gen, die von auBeruniversitaren Einrichtungen in
Anspruch genommen werden, Ubernimmt die Hum-
boldt-Universitat zu Berlin keine Verantwortung
und keine Haftung.

Teil 4
Studiengéange

Abschnitt 1
Grundsatze

§ 64 Regelstudienzeit

! Studiengdnge haben eine Regelstudienzeit. 2Je
Semester sind in der Regel 30 Leistungspunkte
(LP) zu Grunde zu legen. ®Die Humboldt-Univer-
sitat zu Berlin gewahrleistet, dass alle Studienleis-
tungen und Prifungen, die fur den Studienab-
schluss erforderlich sind, innerhalb der Regelstudi-
enzeit erbracht werden kénnen. * Die Regelstudien-
zeit ist in der fachspezifischen Prifungsordnung
benannt.

§ 65 Modularisierung

! Studiengénge bestehen aus Modulen, die die Stu-
dieninhalte thematisch und zeitlich gliedern und
nach MaRgabe der Prifungsbestimmungen abge-
schlossen werden. % Jedem Modul ist eine bestimm-
te Anzahl von Leistungspunkten zugeordnet. *Die
Leistungspunkte kdnnen auf die Studienleistungen
und die Prifung des Moduls verteilt werden. * Dabei
wird fur einen Leistungspunkt eine Arbeitsbelas-
tung der Studentin oder des Studenten im Préasenz-
und Selbststudium von 25 bis maximal 30 Stunden
angenommen.

§ 66 Individuelle

Gestaltungsmadglichke iten

Studiengange lassen in der Regel die Méglichkeit,
ein Funftel der Studieninhalte individuell zu gestal-
ten und frei zu wéhlen.



§ 67 Uberfachlicher Kompetenzerwerb

! Studiengange enthalten Anteile zum uberfachli-
chen Kompetenzerwerb. ?Der (berfachliche Kom-
petenzerwerb dient der Herstellung disziplinen-
Ubergreifender Bezlige, wie z.B. Genderkompeten-
zen und interkulturelle Kompetenzen, und der An-
eignung von Schliisselqualifikationen. *Der {ber-
fachliche Kompetenzerwerb erfolgt in der Regel im
Rahmen eines uberfachlichen Wabhlpflichtbereichs,
innerhalb dessen Module oder zusammenhangende
Gruppen von Modulen (Modulpakete) aus den dafir
vorgesehenen Modulkatalogen anderer Facher und
zentraler Einrichtungen nach freier Wahl zu bele-
gen sind.

§ 68 Internationalitat

! Studiengange bieten in der Regel die Méglichkeit,
Studieninhalte im Ausland zu absolvieren. 2 Die in-
ternationale Mobilitdt der Studentinnen und Stu-
denten wird durch Austauschprogramme, interna-
tionale Studienprogramme, Learning Agreements
und Angebote zum Erwerb von Sprachkompeten-
zen gefordert.

§ 69

Beteiligung an Forschungs - und

Entwicklungsprojekten

Studiengdnge bieten in der Regel die Mdglichkeit,
frihzeitig an Forschungs- und Entwicklungsprojek-
ten mitzuwirken.

Abschnitt 2
Bachelorstudiengange

§ 70 Akademische Grade

! Bachelorstudiengange filhren zu einem ersten be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschluss (Bachelor-
grad, Bachelor of Science, abgekirzt ,B.Sc.”, oder
Bachelor of Arts, abgekiirzt ,B.A.“). 2Der Bachelor-
grad ist in der fachspezifischen Priufungsordnung
bestimmt. ®In Kombinationsbachelorstudiengangen
nach § 72 wird der Bachelorgrad vergeben, der in
der fachspezifischen Prifungsordnung des Kern-
fachs bestimmt ist.

§ 71 Monobachelorstudiengédnge

! Monobachelorstudiengange haben einen Umfang
von 180, 210 oder 240 LP. 2 Sie gliedern sich in ei-
nen Pflichtbereich, einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich und einen Uberfachlichen Wahlpflichtbereich.
% Haben sie einen Umfang von 180 LP, sind dem
fachlichen und uUberfachlichen Wahlpflichtbereich
zusammen mindestens 40 LP vorbehalten. “Der
Uberfachliche Wahlpflichtbereich umfasst mindes-
tens 20 LP; er kann fachlich eingeschrankt werden,
soweit individuelle Wahlmdglichkeiten im Umfang
von mindestens 10 LP erhalten bleiben. ® Sind mehr
als 180 LP zu erwerben, erhéhen sich die genann-
ten Anteile entsprechend. ® Module im Umfang von
einem Viertel der Gesamtstudienleistung werden in
der Regel ohne benotete Prifungen abgeschlossen.
§ 72

Kombinationsbachelorst udiengénge

(1) *Kombinationsbachelorstudiengéange haben ei-
nen Umfang von 180 LP und beinhalten das Studi-
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um in zwei Studienféachern; dem Kernfach und dem
Zweitfach. 2Die Studienfacher kénnen frei kombi-
niert werden, soweit in den fachspezifischen Studi-
enordnungen keine Einschrankungen bestimmt
sind.

(2) 'Das Kernfach hat einen Umfang von 120 LP
und gliedert sich in einen Pflichtbereich, einen fach-
lichen Wahlpflichtbereich und einen uberfachlichen
Wahlpflichtbereich. > Dem fachlichen und iiberfach-
lichen Wabhlpflichtbereich sind zusammen mindes-
tens 40 LP vorbehalten. ®Der Uberfachliche Wahl-
pflichtbereich umfasst mindestens 20 LP; er kann
fachlich eingeschréankt werden, soweit individuelle
Wahlmaoglichkeiten im Umfang von mindestens
10 LP erhalten bleiben. * Module im Umfang von ei-
nem Viertel der Gesamtstudienleistung werden in
der Regel ohne benotete Prifungen abgeschlossen.

(3) 'Das Zweitfach hat einen Umfang von 60 LP.
2Es beinhaltet einen Pflichtbereich und kann einen
fachlichen Wahlpflichtbereich haben. °Absatz 2
Satz 4 gilt entsprechend.

(4) !Kombinationsbachelorstudiengange kénnen
auch mit dem Ziel studiert werden, die Zugangsvo-
raussetzungen fur ein Lehramtsmasterstudium zu
erwerben. 2In Studienfachern, die mit Lehramtsop-
tion angeboten werden, ist dazu die Lehramtsopti-
on auszuiiben. ®Die Studienfacher kénnen in die-
sem Fall nach MalRgabe der landesrechtlichen Re-
gelungen zur Lehrerbildung kombiniert werden,
soweit in den fachspezifischen Studienordnungen
keine weitergehenden Einschrankungen bestimmt
sind.

(5) 'In den Fallen des Absatz 4 hat das Kernfach
einen Umfang von 113 LP und gliedert sich in einen
fachwissenschaftlichen und einen berufswissen-
schaftlichen Anteil. 2 Der fachwissenschaftliche An-
teil beinhaltet einen Pflichtbereich. ®Er kann einen
fachlichen und/oder Uberfachlichen Wahlpflichtbe-
reich haben. “Der berufswissenschaftliche Anteil
besteht in der Regel aus der Fachdidaktik des
Kernfachs, dem Studienanteil Erziehungswissen-
schaften und dem Studienanteil ,Deutsch als
Zweitsprache*. °Die Fachdidaktik des Kernfachs
umfasst 7 LP, wenn ein Lehramtsmasterstudium im
Umfang von 120 LP angestrebt wird, und 17 LP,
wenn ein Lehramtsmasterstudium im Land Berlin
im Umfang von 90 oder 60 LP angestrebt wird.
®Der Studienanteil Erziehungswissenschaften um-
fasst 13 LP, der Studienanteil ,Deutsch als Zweit-
sprache” 3 LP.

(6) 'Das Zweitfach hat in den Féllen des Absatz 4
einen Umfang von 67 LP und gliedert sich ebenfalls
in einen fachwissenschaftlichen und einen berufs-
wissenschaftlichen Anteil. 2 Der fachwissenschaftli-
che Anteil beinhaltet einen Pflichtbereich und kann
einen fachlichen Wahlpflichtbereich haben. °Der
berufswissenschaftliche Anteil beinhaltet die Fach-
didaktik des Zweitfachs im Umfang von 7 LP.

(7) Das Thema der Bachelorarbeit ist dem Kern-
fach, in den Fallen des Absatz 4 dem fachwissen-
schaftlichen Anteil des Kernfachs zu entnehmen.



§ 73 Propéadeutika

(1) Propéadeutika vermitteln Sprachkenntnisse, die
als Vorkenntnisse fiur das Fachstudium bendtigt
werden.

(2) 'Die Dauer eines Propadeutikums und die zu
erwerbenden Leistungspunkte werden in der fach-
spezifischen Priiffungsordnung bestimmt. 2 Die Dau-
er wird nicht auf die Regelstudienzeit des Fachstu-
diums angerechnet. ®Die Leistungspunkte sind zu-
séatzlich zu den Leistungspunkten des Fachstudiums
zu erwerben.

(3) *Propadeutika entfallen, soweit die Studentin
oder der Student nachweist, dass sie oder er die
Vorkenntnisse bereits anderweitig erworben hat.
2Die Anrechnung richtet sich nach § 110.

Abschnitt 3
Konsekutive Masterstudi engéange

8§ 74 Akademische Grade

(1) Konsekutive Masterstudiengdnge fuhren zu ei-
nem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss
(Mastergrad).

(2) 'Fachwissenschaftliche Masterstudiengdnge
fihren zum Master of Science (abgekirzt ,M.Sc."),
Master of Arts (abgekirzt ,M.A.“) oder Master of
Laws (abgekiirzt ,LL.M.“). ?2Der Mastergrad ist in
der fachspezifischen Prafungsordnung bestimmt.

(3) ‘Lehramtsmasterstudiengange filhren zum
Master of Education. >Wer den Masterstudiengang
gemal der fachspezifischen Prufungsordnung er-
folgreich abgeschlossen hat, erlangt den akademi-

schen Grad ,Master of Education* (abgekirzt
»M.Ed.“).
8§ 75 Fachwissenschaftliche

Masterstud iengange

! Fachwissenschaftliche Masterstudiengange haben
einen Umfang von 60, 90 oder 120 LP. 2Fiir einen
Masterabschluss sind unter Einbeziehung des ers-
ten berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses in
der Regel 300 LP erforderlich. °Fachwissen-
schaftliche Masterstudiengange gliedern sich in ei-
nen Pflichtbereich, einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich und einen Uberfachlichen Wahlpflichtbereich.
“Haben sie einen Umfang von 120 LP, sind dem
fachlichen und dberfachlichen Wahlpflichtbereich
zusammen mindestens 20 LP vorbehalten. °Der
Uberfachliche Wahlpflichtbereich umfasst mindes-
tens 10 LP. ®Sind weniger als 120 LP zu erwerben,
verringern sich die genannten Anteile entspre-
chend. "Module im Umfang von einem Viertel der
Gesamtstudienleistung werden in der Regel ohne
benotete Prifungen abgeschlossen.

§ 76 Lehramtsmasterstudiengéange
im Umfang von 120 LP

(1) *Lehramtsmasterstudiengéange im Umfang von
120 LP beinhalten das Studium in zwei Studienfa-
chern; dem ersten und dem zweiten Fach. 2Die
Studienfacher kénnen nach Malgabe der landes-
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rechtlichen Regelungen zur Lehrerbildung kombi-
niert werden, soweit in den fachspezifischen Studi-
enordnungen keine weitergehenden Einschréankun-
gen bestimmt sind. ®Ein Lehramtsmasterabschluss
im Umfang von 120 LP ist Voraussetzung fur die
Zulassung zum Vorbereitungsdienst im Land Berlin
fur das Amt des Studienrats oder das Amt des Stu-
dienrats mit beruflicher Fachrichtung. * Die Zulas-
sung zum Vorbereitungsdienst in anderen Bundes-
landern richtet sich nach deren Landesrecht.

(2) 'Das erste Fach gliedert sich in einen fachwis-
senschaftlichen und einen berufswissenschaftlichen
Anteil. %2Der fachwissenschaftliche Anteil umfasst
15 LP. °Der berufswissenschaftliche Anteil umfasst
47 LP und besteht aus der Fachdidaktik des ersten
Fachs im Umfang von 23 LP, dem Studienanteil Er-
ziehungswissenschaften im Umfang von 21 LP und
dem Studienanteil ,Deutsch als Zweitsprache* im
Umfang von 3 LP.

(3) 'Das zweite Fach gliedert sich ebenfalls in ei-
nen fachwissenschaftlichen und einen berufswis-
senschaftlichen Anteil. 2Der fachwissenschaftliche
Anteil umfasst 20 LP. Der berufswissenschaftliche
Anteil beinhaltet die Fachdidaktik des zweiten
Fachs im Umfang von 23 LP.

(4) 'Die Masterarbeit umfasst 15 LP. 2Das Thema
ist dem fachwissenschaftlichen Anteil des ersten
oder zweiten Fachs, der Fachdidaktik des ersten
oder zweiten Fachs oder dem Studienanteil Erzie-
hungswissenschaften zu entnehmen.

§ 77 Lehramtsmasterstudiengange
im Umfang von 90 LP

(1) *Lehramtsmasterstudiengange im Umfang von
90 LP beinhalten das Studium der Sonderpé&dago-
gik und eines weiteren Studienfachs. 2 Das weitere
Studienfach kann nach MaRgabe der landesrechtli-
chen Regelungen zur Lehrerbildung kombiniert
werden, soweit in den fachspezifischen Studienord-
nungen keine weitergehenden Einschrankungen
bestimmt sind. ®Ein Lehramtsmasterabschluss im
Umfang von 90 LP ist Voraussetzung fur die Zulas-
sung zum Vorbereitungsdienst im Land Berlin fur
das Amt des Lehrers an Sonderschulen/fiir Sonder-
padagogik. *§ 76 Absatz 1 letzter Satz gilt ent-
sprechend.

(2) *Ist die Sonderpadagogik erstes Fach, beinhal-
tet das erste Fach das Studium der Sonderpadago-
gik im Umfang von 41 LP, den Studienanteil Erzie-
hungswissenschaften im Umfang von 15 LP und
den Studienanteil ,Deutsch als Zweitsprache* im
Umfang von 3 LP. ?Ist das weitere Studienfach ers-
tes Fach, beinhaltet das erste Fach die Fachdidaktik
des weiteren Studienfachs im Umfang von 11 LP,
den Studienanteil Erziehungswissenschaften im
Umfang von 15 LP und den Studienanteil ,Deutsch
als Zweitsprache” im Umfang von 3 LP.

(3) 'lIst die Sonderpadagogik zweites Fach, bein-
haltet das zweite Fach das Studium der Sonderpé-
dagogik im Umfang von 46 LP. ?Ist das weitere
Studienfach zweites Fach, beinhaltet das zweite



Fach die Fachdidaktik des weiteren Studienfachs im
Umfang von 16 LP.

(4) 'Die Masterarbeit umfasst 15 LP. ?Das Thema
ist dem Fach Sonderpadagogik oder der Fachdidak-
tik des ersten oder zweiten Fachs zu entnehmen.

§ 78 Lehramtsmasterstudiengange
im Umfang von 60 LP

(1) *Lehramtsmasterstudiengéange im Umfang von
60 LP beinhalten das Studium in zwei Studienfa-
chern; dem ersten und dem zweiten Fach. 2Die
Studienfacher kénnen nach MalRgabe der landes-
rechtlichen Regelungen zur Lehrerbildung kombi-
niert werden, soweit in den fachspezifischen Studi-
enordnungen keine weitergehenden Einschrankun-
gen bestimmt sind. ®Ein Lehramtsmasterabschluss
im Umfang von 60 LP ist Voraussetzung fur die Zu-
lassung zum Vorbereitungsdienst im Land Berlin fur
das Amt des Lehrers mit fachwissenschaftlicher
Ausbildung in zwei Fachern. *Ist eines der Studien-
facher die Grundschulp&édagogik, ist er Vorausset-
zung fiur die Zulassung zum Vorbereitungsdienst im
Land Berlin fiir das Amt des Lehrers. °§ 76 Ab-
satz 1 letzter Satz gilt entsprechend.

(2) Das erste Fach beinhaltet das Studium der
Fachdidaktik des ersten Fachs bzw. der Grund-
schulpaddagogik im Umfang von 11 LP, den Studi-
enanteil Erziehungswissenschaften im Umfang von
15 LP und den Studienanteil ,Deutsch als Zweit-
sprache” im Umfang von 3 LP.

(3) Das zweite Fach beinhaltet das Studium der
Fachdidaktik des zweiten Fachs bzw. der Grund-
schulpadagogik im Umfang von 16 LP.

(4) 'Die Masterarbeit umfasst 15 LP. ?Das Thema
ist der Fachdidaktik des ersten oder zweiten Fachs
zu entnehmen. ®Ist die Grundschulpadagogik ers-
tes Fach, ist es der Grundschulpadagogik oder der
Fachdidaktik des zweiten Fachs zu entnehmen. “ st
die Grundschulpadagogik zweites Fach, ist es der
Fachdidaktik des ersten Fachs zu entnehmen.

Abschnitt 4
Weitere Studie ngange

§ 79 Weiterbildende Masterstudiengénge

(1) *Weiterbildende Masterstudiengange filhren zu
einem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss
(Mastergrad, Master of Science, M.Sc., Master of
Arts, M.A., Master of Laws, LL.M., Master of Euro-
pean Studies, M.E.S., Master of Public Policy, MPP,
und weitere). >Der Mastergrad ist in der fachspezi-
fischen Prifungsordnung bestimmt.

(2) *Weiterbildende Masterstudiengénge haben ei-
nen Umfang von 60, 90 oder 120 LP. 2Module im
Umfang von einem Viertel der Gesamtstudienleis-
tung werden in der Regel ohne benotete Prifungen
abgeschlossen.

(3) Fur weiterbildende Masterstudiengange kon-
nen Gebiihren erhoben werden. > Das Nahere ist in
Gebuhrenordnungen bestimmt.
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§ 80 Reglementierte Studiengéange

(1) !studiengdnge nach § 36a BerlHG (reglemen-
tierte Studiengénge) fuhren zu einem staatlichen
oder kirchlichen Abschluss. ?Ergénzend kann ein
Hochschulabschluss vergeben werden.

(2) 'In reglementierten Studiengéngen kénnen
Zwischenprufungen und/oder Teile der Abschluss-
prifung als Hochschulprifung abgenommen wer-
den, soweit dies durch staatliche oder kirchliche
Regelungen vorgesehen ist. >§ 79 Absatz 2 Satz 2
gilt entsprechend.

Teil 5
Lehrangebot

Abschnitt 1
Orientierungsphase

§ 81 Orientierungsphase

! Die Fakultaten und Zentralinstitute bieten in Ab-
sprache mit den Fachschaften allen Studentinnen
und Studenten des ersten Fachsemesters zu des-
sen Beginn und vor Beginn der Vorlesungszeit eine
Orientierungsphase an. %Diese bietet auch Infor-
mationen zur Inklusion von Studentinnen und Stu-
denten mit Kindern, pflegebedilrftigen Angehoéri-
gen, Behinderungen und/oder chronischen Krank-
heiten, insbesondere Hinweise auf Ansprechpartne-
rinnen und Ansprechpartner, auf Forderprogramme
an der Universitat und auf die Regelungen des
Nachteilsausgleichs, und zu Gleichstellungsmalf3-
nahmen.

Abschnitt 2
Lehrveranstaltungsarten

§ 82 Lehrveranstaltungsarten

(1) 'Das Studium vermittelt Wissen und Kompe-
tenzen in unterschiedlichen Lehr- und Lernformen.
2Es werden insbesondere folgende Lehrveranstal-
tungsarten angeboten:

—  Vorlesung (VL)

®Vorlesungen vermitteln entweder einen Uberblick
Uber einen groRBeren Gegenstandsbereich des Fa-
ches und seine methodischen bzw. theoretischen
Grundlagen oder Kenntnisse Uber ein spezielles
Stoffgebiet und seine Forschungsprobleme und
dienen damit der Darstellung allgemeiner Zusam-
menhange und theoretischer Grundlagen. * Die vor-
rangige Lehrform ist der Vortrag der oder des je-
weiligen Lehrenden.

- Seminar (SE)

®Seminare dienen der Vermittlung von Kenntnissen
eines abgegrenzten Stoffgebietes und dem Erwerb
von Fahigkeiten, eine Fragestellung selbstandig zu
bearbeiten, die Ergebnisse darzustellen und kritisch
zu diskutieren. ®Die vorrangigen Arbeitsformen
sind Seminargesprache auf der Grundlage von Un-
terrichtsmitteln, von vorzubereitender Lektire



(Fachliteratur und Quellen), von Arbeitsauftragen
sowie die Gruppenarbeit.

"Dariiber hinaus kénnen Seminare der Vertiefung
von Lerninhalten, zum Beispiel durch ErschlieBung
der jeweiligen wissenschaftlichen Literatur oder der
typischen Arbeitsmethoden, der intensiven Ausein-
andersetzung mit exemplarischen Themenberei-
chen und der Einibung selbstandigen wissenschaft-
lichen Arbeitens dienen. 8 Die vorrangigen Arbeits-
formen sind eine aktive Teilnahme in gemeinsamen
Diskussionen, das Einzelstudium der Literatur so-
wie durch Seminargesprache begleitete Lektire
von Fachliteratur und Quellen und die selbstandig
erarbeitete mundliche oder schriftliche Préasentation
der Lektiireergebnisse. °Je nach Studienfortschritt
kann zwischen Pro- und Hauptseminaren unter-
schieden werden.

Der Anwendung der Lehr- und Lerninhalte und
der Arbeitsmethoden einer wissenschaftlichen Dis-
ziplin in einem praktischen Projekt dienen Praxis-
seminare. * Die vorrangige Arbeitsform ist die an-
geleitete Durchfiihrung eines in praktischen Feldern
begleiteten Projekts.

2 projektseminare dienen der anwendungs- und
problembezogenen Vertiefung fachwissenschaftli-
cher Kenntnisse und Methoden. ¥ Die Projektar-
beitsgruppen sind von Studentinnen und Studenten
selbsténdig organisierte und von Dozenten betreu-
te Kleingruppen, die der begleitenden Bearbeitung
des Projektes dienen.

- Ubung (UE)

¥ Ubungen dienen der Vermittlung anwendungs-
orientierter Kenntnisse eines abgegrenzten Stoff-
gebietes und dem Erwerb praktischer Fahigkeiten,
eine Aufgabe selbstandig zu bearbeiten, die Ergeb-
nisse darzustellen und kritisch zu diskutieren. *° Die
vorrangige Arbeitsform ist die Anwendung von Ar-
beitstechniken, Praxis- oder Sprachkenntnissen.
¢ Die Lehrenden leiten an und kontrollieren die T&-
tigkeiten.

—  Praktikum (PR)

7 praktika dienen der selbstandigen Erarbeitung
von Fragestellungen und L&ésungsmaoglichkeiten an
ausgewahlten Objekten mit geeigneten Methoden
und ermdglichen das Erlernen praktischer und ana-
lytischer Fahigkeiten. ¥ Unter Anleitung gewinnen
die Studentinnen und Studenten Erfahrungen in
der Anwendung der erworbenen fachwissenschaftli-
chen Kenntnisse und Methoden und kdénnen ihre
Eignung fiur bestimmte Berufsfelder testen. °In
Veranstaltungen, die Teil eines Praktikums sein
kénnen, soll besonders auf Lehrinhalte in den Prak-
tika eingegangen, sollen eventuelle Unklarheiten
beseitigt und Erfahrungen aus der Praxis reflektiert
werden.

—  Schulpraktische Studien (SPS)
20 schulpraktische Studien sind Praktika, die wah-

rend des Studiums in der Lehramtsausbildung der
forschungsbasierten Einsicht in die berufliche Praxis
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dienen und die Handlungskompetenz im Unterricht
und seiner Vor- und Nachbereitung fordern sollen.

-  Kurs (K)

2l Kurse dienen dem Einiben und Trainieren von
Arbeitsmethoden und praktischen Fahigkeiten. 2> Es
kénnen Fachkurse, Grundkurse, Sprachkurse usw.
unterschieden werden.

—  Kleingruppenprojekt (KGP)

2 Kleingruppenprojekte dienen der anwendungs-
und problembezogenen Vertiefung fachwissen-
schaftlicher Kenntnisse und Methoden. ?* Die Pro-
jektarbeitsgruppen sind von Studentinnen und Stu-
denten selbstandig organisierte und von Lehrenden
betreute Kleingruppen, die der begleitenden Bear-
beitung des Projektes dienen.

—  Exkursion (EX)

25 Exkursionen dienen der Erarbeitung bestimmter
Fragekomplexe im Geldnde oder in Forschungsstét-
ten auBerhalb der Universitat. 2° Die vorrangigen
Arbeitsformen sind Vor- und Nachbereitungen der
Exkursionen (z.B. integrierte Veranstaltungen) und
der Besuch fir die Klarung der Fragenkomplexe re-
levanter Einrichtungen oder Territorien (z.B. Muse-
en, Forschungsinstitutionen und geographische Re-
gionen).

—  Colloquium (CO)

% Colloquia dienen der Vorstellung/Présentation
und Besprechung aktueller studentischer For-
schungsergebnisse bzw. der Abschlussarbeit.

—  Tutorium (TU)

28 Tytorien dienen dazu, unter Anleitung erfahrener,
speziell geschulter Studentinnen und Studenten
(Tutorinnen und Tutoren) die in Lehrveranstaltun-
gen und im Selbststudium erworbenen Kenntnisse
weiter zu vertiefen und zu diskutieren. ?° Die vor-
rangige Arbeitsform ist die durch die Tutorinnen
und Tutoren angeleitete Diskussion von Fallbeispie-
len und LOosung von Arbeitsaufgaben.

(2) *In den fachspezifischen Studienordnungen
wird festgelegt, in welchen Formen die Lehre in
den Studiengéngen und Studienfachern erfolgt. 2 Es
kénnen weitere Lehrveranstaltungsarten vorgese-
hen werden.

Abschnitt 3
Planung und Ankindigung
von Lehrvera nstaltungen

§ 83 Planung von Lehrveranstaltungen

!Die Fakultaten, Zentralinstitute und sonstigen
zentralen Organisationseinheiten, die Lehrveran-
staltungen anbieten, stellen sicher, dass eine den
fachspezifischen bzw. sonstigen Studienordnungen
entsprechende Lehre angeboten wird. ?Sie planen
die Lehrveranstaltungen so, dass Studienabschlis-
se auch bei Kombinationen mehrerer Studienfacher



innerhalb der Regelstudienzeit erlangt werden kon-
nen. ®Dabei wird angestrebt, dass eine Teilnahme
an Lehrveranstaltungen insbesondere mit der Be-
treuung von Kindern, der Pflege von Angehdrigen,
mit chronischer Krankheit und/oder Behinderung
oder mit einer Berufstatigkeit vereinbar ist.

8§ 84 Ankundigung von
Lehrveransta Itungen

LAlle Lehrveranstaltungen werden im elektroni-
schen Vorlesungsverzeichnis angekiindigt. 2In die-
sem sowie im Rahmen der Studienfachberatungen
werden Hinweise zum Lehrangebot gegeben.

Abschnitt 4
Zugang und Zulassung
zu Lehrveransta Itungen und Modulen

Unterabschnitt 1
Allgemeiner Z ugang

§ 85 Allgemeiner Zugang

(1) Grundsatzlich haben die Studentinnen und Stu-
denten der Humboldt-Universitat zu Berlin das
Recht, an allen Lehrveranstaltungen der Studien-
génge und Studienfacher bzw. anderen Studienan-
geboten, fur die sie immatrikuliert oder registriert
sind, teilzunehmen.

(2) *Der Zugang und die Zulassung zu Lehrveran-
staltungen und Modulen bzw. Modulpaketen kon-
nen in Ausnahmeféllen begrenzt werden. 2Im
Pflichtbereich sowie im fachlichen Wabhlpflichtbe-
reich kann deshalb fur die Studentinnen und Stu-
denten eine Belegung der jeweiligen einzelnen
Lehrveranstaltungen, im Uberfachlichen Wahl-
pflichtbereich jeweils fur vollstandige Module bzw.
Modulpaketen vorgesehen werden.

(3) Die fachspezifischen Studienordnungen kénnen
fur den Zugang zu Lehrveranstaltungen und Modu-
len fachliche Voraussetzungen vorsehen.

(4) Die Zulassung zu Lehrveranstaltungen und Mo-
dulen kann nach MaRgabe der folgenden Vorschrif-
ten beschréankt werden.

Unterabschnitt 2
Zugangsvoraussetzu ngen, Anmeldung

§ 86 Zugangsvoraussetzungen

Der Zugang zu einzelnen Lehrveranstaltungen oder
Modulen kann nach Malgabe der fachspezifischen
Studienordnungen vom Vorliegen fachlicher Min-
destvoraussetzungen in Form bestimmter Eig-
nungs- und Qualifikationsvoraussetzungen abhéan-
gig gemacht werden.

§ 87 Anmeldung

!Die Fakultaten, Zentralinstitute und sonstigen
zentralen Organisationseinheiten kénnen fur Lehr-
veranstaltungen ein elektronisches Anmeldeverfah-
ren vorsehen. ?Die Anmeldung erfolgt in der hier-
fur bestimmten Frist, die im elektronischen Vorle-
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sungsverzeichnis bekannt gemacht wird. ° Fiir Mo-
dule des Uberfachlichen Wahlpflichtbereiches ist ein
elektronisches Anmeldeverfahren durchzufiihren.

§ 88 Zulassungsbeschrankungen

(1) Die Zulassung zu Lehrveranstaltungen und Mo-
dulen bzw. Modulpaketen kann durch Festlegung
einer Hochstzahl von Studentinnen und Studenten
beschréankt werden (Zielzahl).

(2) 'Zulassungsbeschrankungen sind fir einzelne
Lehrveranstaltungen zuléassig, wenn eine bestimm-
te Anzahl an Teilnehmenden

1. aus didaktischen Grinden,
2. aus raumlichen Grinden oder

3. aufgrund baupolizeilicher Auflagen bzw. aus
sicherheitstechnischen Griinden

nicht {berschritten werden darf. 2Zulassungsbe-
schréankungen fir Module bzw. Modulpakete sind
nach Malgabe der zur Verfligung stehenden Kapa-
zitat zulassig.

(3) 'zustandig fiir die Festlegung von Zielzahlen
fur Lehrveranstaltungen, die Pflichtveranstaltungen
sind, sowie fur Module bzw. Modulpakete des uber-
fachlichen Wahlpflichtbereichs ist der Fakultatsrat,
in Zentralinstituten der Institutsrat. > Bei Lehrver-
anstaltungen des fachlichen Wabhlpflichtbereichs
trifft die Entscheidung in den Fakultaten die Stu-
diendekanin oder der Studiendekan, in den Zentra-
linstituten die Institutsdirektorin oder der Instituts-
direktor.

(4) Zielzahlen werden im elektronischen Vorle-
sungsverzeichnis bekannt gemacht.

Unterabschnitt 3
Verteilungsverfa hren

§ 89 Verteilungsverfahren

(1) *Ubersteigt die Anzahl von Anmeldungen in
einzelnen Parallelgruppen einer Lehrveranstaltung
die Anzahl verfugbarer Platze, wird zunéchst ein
Verteilungsverfahren durchgefiihrt. 2 Mit Ablauf der
Anmeldefrist werden die Platze in den Parallelgrup-
pen der Lehrveranstaltung auf die Studentinnen
und Studenten ihrer Anmeldung und den Termin-
wiinschen entsprechend verteilt. ®Ubersteigt da-
nach die Anzahl der Anmeldungen weiter die An-
zahl der verfugbaren Platze, werden nach Mdglich-
keit und insbesondere bei Lehrveranstaltungen des
Pflichtbereichs weitere alternative Termine der
Lehrveranstaltung angeboten. *Bei der Verteilung
der Platze sollen erhebliche Nachteile flr einzelne
Gruppen von Studentinnen und Studenten vermie-
den werden. °Hierbei sollen insbesondere gesund-
heitliche und familidre Umstande berucksichtigt
werden. ®Ein barrierefreier Zugang zu Lehrveran-
staltungsrdumen ist zu gewahrleisten.

(2) Stehen auch nach Ausschopfung der vorhande-
nen Kapazitéaten trotz einer erheblichen Anzahl von



beriicksichtigungsfahigen Anmeldungen keine wei-
teren Platze zur Verfigung, wird ein Auswahlver-
fahren durchgefihrt.

Unterabschnitt 4
Auswahlverfahren

§ 90 Auswahlv erfahren bei

Lehrvera nstaltungen

(1) *Im Rahmen des Auswahlverfahrens werden
zunéachst diejenigen Studentinnen und Studenten
bevorzugt ausgewahlt, fir die die Lehrveranstal-
tung eine Pflichtveranstaltung ist. 2Innerhalb die-
ser Gruppe werden Personen, fur die eine Nichtteil-
nahme an der Lehrveranstaltung eine aullerge-
wohnliche Harte bedeuten wirde, besonders be-
riicksichtigt. °Eine auRergewdhnliche Héarte kann
nur vorliegen, wenn besondere, vor allem gesund-
heitliche, soziale, behinderungsbedingte oder fami-
lidre, Grunde in der Person der Studentin oder des
Studenten die sofortige Teilnahme an der Lehrver-
anstaltung zwingend erfordern.

(2) Ubersteigt bereits die Anzahl der Personen nach
Absatz 1 die Anzahl der verfiigbaren Platze, so sind
die Platze an diese Personen nach dem Grad der
aulRergewdhnlichen Harte zu vergeben.

(3) Bei gleichem Rang entscheidet das Los; § 18
Absatz 5 Satze 4 bis 7 finden entsprechende An-
wendung.

(4) 'Bleiben nach Durchfilhrung der Auswahl ge-
maR Absatz 1 bis 3 Platze unbesetzt oder werden
wieder verfugbar, werden diese an Studentinnen
und Studenten vergeben, fir die die Lehrveranstal-
tung eine fachliche Wahlpflichtveranstaltung dar-
stellt. 2Innerhalb dieser Gruppe erfolgt die Auswabhl
entsprechend Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2;
danach verbleibende Platze werden in einem Los-
verfahren gemaf Absatz 3 vergeben.

§ 91 Auswahlverfahren bei Modulen

! Ubersteigt in einem zulassungsbeschrankten Mo-
dul die Anzahl der Anmeldungen die Anzahl der
verfigbaren Platze, so werden die Platze im Los-
verfahren gem&R § 90 Absatz 3 vergeben. ?Fir
nach der Auswahl wieder verfigbar werdende Plat-
ze findet ein Nachrickverfahren statt.

Teil 6
Studienleistungen und Prifungen

Abschnitt 1
Studienleistungen

§ 92 Studienleistung en

(1) *Studienleistungen sind die regelmé&Rige Teil-
nahme an Lehrveranstaltungen nach 8§ 93 ein-
schlieBlich deren Vor- und Nachbereitung im
Selbststudium sowie spezielle Arbeitsleistungen
nach § 94. %In den fachspezifischen Studienord-
nungen konnen weitere Studienleistungen be-
stimmt werden.
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(2) ' Die in einem Studiengang oder Studienfach zu
erbringenden Studienleistungen und die ihnen zu-
geordneten Leistungspunkte sind in den Modulbe-
schreibungen benannt, die Anlage der fachspezifi-
schen Studienordnung sind. ?Die Leistungspunkte
fur eine Studienleistung werden vergeben, wenn
die Studienleistung erbracht ist.

§ 93 Teilnahme an Lehrveranstaltungen

(1) *Das Erfordernis der regelmaRigen Teilnahme
an einer Lehrveranstaltung ist erfullt, wenn die
Studentin oder der Student mindestens 75 % der
fur die Lehrveranstaltung vorgesehenen Semester-
wochenstunden anwesend war. 2 Nachteilsausgleich
wird nach § 109 gewahrt.

(2) 'Die Anwesenheit in Lehrveranstaltungen wird
nicht kontrolliert und nicht bestéatigt. > Abweichend
von § 92 Absatz 2 Satz 2 werden die Leistungs-
punkte fur die Teilnahme an einer Lehrveranstal-
tung daher erst vergeben, wenn das Modul nach
MaRgabe der Prifungsbestimmungen abgeschlos-
sen ist. ®Séatze 1 und 2 gelten nicht fir Praktika.
“In den fachspezifischen Studienordnungen kénnen
weitere Ausnahmen bestimmt werden, soweit dies
aus fachlichen Griinden erforderlich ist. ®Dariiber
hinaus wird die Anwesenheit im Einzelfall kontrol-
liert und bestatigt, wenn die Studentin oder der
Student die Bestatigung aus individuellen Grunden
beantragt.

(3) 'Anwesenheitsbestatigungen nach Absatz 2
Satz 3 bis 5 werden von der oder dem Lehrenden
ausgestellt. 2 Anwesenheitskontrollen werden unter
Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen
durchgefihrt.

§ 94 Spezielle Arbeitsleistungen

(1) *Eine spezielle Arbeitsleistung ist erbracht,
wenn die oder der Lehrende bestatigt, dass die
Leistung den Anforderungen geniigt. 2§ 103 gilt
entsprechend.

(2) *Spezielle Arbeitsleistungen werden nicht be-
notet. 2In den fachspezifischen Studienordnungen
kénnen Ausnahmen bestimmt werden; in diesem
Fall werden die Noten bei der Bildung der Gesamt-
und Abschlussnote nicht bericksichtigt.

(3) 'Die Form und der Umfang der speziellen Ar-
beitsleistungen sind in den Modulbeschreibungen
bestimmt, die Anlage der fachspezifischen Studien-
ordnung sind. ?2Sind in einer Modulbeschreibung al-
ternative Formen vorgesehen, wird die Form von
der oder dem Lehrenden zu Beginn der Lehrveran-
staltung bestimmt und mitgeteilt.

Abschnitt 2
Priafungen

§ 95 Priufungen

(1) Prifungen sind die Modulabschlussprufungen
nach § 96 und die Abschlussarbeit nach § 97.

(2) ' Die in einem Studiengang oder Studienfach zu
absolvierenden Prufungen sind in der fachspezifi-



schen Priifungsordnung benannt. 2 Die den Priifun-
gen zugeordneten Leistungspunkte sind in den Mo-
dulbeschreibungen aufgefuihrt, die Anlage der fach-
spezifischen Studienordnung sind. ®Die Leistungs-
punkte fiur eine Prifung werden vergeben, wenn
die Prafung bestanden ist.

8§ 96 Modulabschlussprifungen

(1) *In den Modulabschlusspriifungen weisen die
Studentinnen und Studenten nach, dass sie die
Qualifikationsziele, die in der Modulbeschreibung in
der fachspezifischen Studienordnung benannt sind,
erreicht haben. > Modulabschlusspriifungen werden
studienbegleitend abgenommen. °Gruppenprii-
fungen setzen voraus, dass die Einzelleistungen
eindeutig abgrenzbar und bewertbar sind.

(2) *Modulabschlusspriifungen kénnen als Klausu-
ren, Hausarbeiten, Portfolios, Essays, multimediale,
mindliche oder praktische Prifungen abgenommen
werden. ?In den fachspezifischen Priiffungsordnun-
gen kdnnen weitere Formen bestimmt werden.

(3) Klausuren sind schriftliche Arbeiten, die unter
Aufsicht in begrenzter Bearbeitungszeit und mit
begrenzten Hilfsmitteln angefertigt werden.

(4) Hausarbeiten sind schriftliche Ausarbeitungen,
in denen innerhalb einer bestimmten Bearbeitungs-
zeit eine Fragestellung selbstandig wissenschaftlich
bearbeitet wird.

(5) Portfolios sind Sammlungen eigener Arbeiten,
die innerhalb einer bestimmten Bearbeitungszeit
nach festgelegten Kriterien zusammengestellt wer-
den, um Lernfortschritte und Leistungsstande zu
dokumentieren.

(6) Essays sind schriftliche Abhandlungen, in denen
innerhalb einer bestimmten Bearbeitungszeit eine
priméar personliche Auseinandersetzung mit einem
Thema erfolgt.

(7) Multimediale Prifungen sind Prifungen, in de-
nen innerhalb einer bestimmten Bearbeitungszeit
ein Thema selbstédndig aufbereitet und unter Nut-
zung unterschiedlicher Medien auf wissenschaftli-
chem Niveau préasentiert wird.

(8) *Miindliche Prifungen sind Priifungsgesprache
begrenzter Dauer, in denen konkrete Fragen zu
beantworten oder konkrete Aufgaben zu erfillen
sind. 2Der Name der Priferin oder des Priifer und
ggf. der Beisitzerin oder des Beisitzers, der Beginn
und das Ende der Prufung, die wesentlichen Ge-
genstande des Prifungsgespraches, die Note bzw.
das Ergebnis und besondere Vorkommnisse werden
protokolliert. ®Mindliche Prifungen finden hoch-
schuldffentlich statt, wenn die Studentin oder der
Student nicht widerspricht.

(9) *Praktische Priifungen sind Priifungen begrenz-
ter Dauer, in denen praktische Fahigkeiten nach-
gewiesen werden. ®Absatz 8 Satz 2 gilt entspre-
chend.
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(10) Hausarbeiten, Portfolios und &hnliche Modul-
abschlussprifungen sind mit einer Erklarung zu
versehen, dass die Arbeit nicht fur andere Prufun-
gen eingereicht wurde, dass sie selbstandig ver-
fasst wurde, dass samtliche Quellen einschlief3lich
Internetquellen, die unverandert oder abgewandelt
wiedergegeben werden, insbesondere Quellen fur
Texte, Grafiken, Tabellen und Bilder, als solche
kenntlich gemacht sind und dass bekannt ist, dass
bei VerstoRen gegen diese Grundsatze ein Verfah-
ren wegen Tauschungsversuchs bzw. T&auschung
eingeleitet wird.

(11) 'Die Form der einzelnen Modulabschlusspri-
fungen ist in der fachspezifischen Priufungsordnung
bestimmt. ?Sind in der fachspezifischen Priifungs-
ordnung alternative Formen vorgesehen, wird die
Form von der Priferin oder dem Prifer bestimmt
und mitgeteilt. ®Die Mitteilung erfolgt zu Beginn
des Semesters, in dem die Modulabschlussprifung
angeboten wird. * Bezieht sich die Modulabschluss-
prifung nur auf eine Lehrveranstaltung und er-
streckt sich diese Lehrveranstaltung uber mehrere
Semester, erfolgt die Mitteilung zu Beginn des Se-
mesters, in dem die Lehrveranstaltung anfangt.
®Soweit die fachspezifische Prifungsordnung die
Moglichkeit zur Wahl der Form durch die Studentin
oder den Studenten vorsieht, bestimmt diese oder
dieser die Form.

(12) 'Die Dauer der miindlichen und praktischen
Modulabschlusspriifungen, die Bearbeitungszeit der
Klausuren und der Umfang der Hausarbeiten, Port-
folios, Essays, multimedialen und ahnlichen Modul-
abschlussprifungen sind ebenfalls in der fachspezi-
fischen Prifungsordnung bestimmt. 2 Die fiir eine
mindliche oder praktische Einzelprifung vorgese-
hene Dauer verlangert sich angemessen, wenn
mehrere Studentinnen und Studenten gemeinsam
geprift werden.

(13) *Module werden in der Regel mit nur einer
Priifung abgeschlossen. 2Sind in einer fachspezifi-
schen Prifungsordnung ausnahmsweise Teilpri-
fungen vorgesehen, gelten die Bestimmungen die-
ses Teils fir jede Teilprifung gesondert. *Jede
Teilprifung ist gesondert zu bestehen. “Die Note
der Modulabschlussprifung wird aus den Noten der
Teilprifungen berechnet, die nach den fir die Teil-
prifungen ausgewiesenen Leistungspunkten ge-
wichtet werden. ®§ 114 Absatz 5 gilt entsprechend.

8 97 Abschlussarbeit

(1) In der Abschlussarbeit weisen die Studentinnen
und Studenten nach, dass sie innerhalb einer be-
stimmten Bearbeitungszeit ein Thema auf der
Grundlage wissenschaftlicher Methoden und Er-
kenntnisse selbstandig bearbeiten kdnnen.

(2) *Das Thema der Abschlussarbeit wird von einer
Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer ge-
stellt, die oder der auch die Betreuung der Arbeit
tibernimmt. 2 Auf Beschluss des zustandigen Pri-
fungsausschusses kénnen diese Aufgaben auch von
einer anderen oder einem anderen hauptberuflich
Lehrenden, die oder der zu selbststéandiger Lehre
berechtigt ist, oder von einer oder einem Lehrbe-



auftragten oder von einer in der beruflichen Praxis
und Ausbildung erfahrenen Person uUbernommen
werden. Der Themenstellung geht eine Bespre-
chung mit der Studentin oder dem Studenten vo-
raus. *Die Studentin oder der Student kann einen
Themenvorschlag unterbreiten, dem jedoch nicht
gefolgt werden muss. °Das Thema wird verbind-
lich, wenn es der Studentin oder dem Studenten
schriftlich mitgeteilt wird. ® Der Wortlaut des The-
mas und der Zeitpunkt der Mitteilung werden in der
Prufungsakte dokumentiert.

(3) ! Die Bearbeitungszeit und der Umfang der Ab-
schlussarbeit sind in der fachspezifischen Prifungs-
ordnung bestimmt. 2Die Bearbeitungszeit beginnt
am Tag nach der Mitteilung des Themas.

(4) *In den ersten zwei Wochen der Bearbeitungs-
zeit kann die Studentin oder der Student das The-
ma ohne Angabe von Griinden zuriickgeben. 2In
diesem Fall gelten die Anmeldung und die Zulas-
sung zur Abschlussarbeit als nicht erfolgt. °Die
Rickgabe ist im ersten Prifungsversuch und im
Wiederholungsversuch je einmal méglich. * Sie wird
in der Prifungsakte dokumentiert.

(5) Die Abschlussarbeit ist mit einer unterschriebe-
nen Erklarung zu versehen, dass die Arbeit noch
nicht fur andere Prifungen eingereicht wurde, dass
sie selbstandig verfasst wurde, dass samtliche
Quellen einschlieBlich Internetquellen, die unver-
andert oder abgewandelt wiedergegeben werden,
insbesondere Quellen fur Texte, Grafiken, Tabellen
und Bilder, als solche kenntlich gemacht sind und
dass bekannt ist, dass bei VerstoRen gegen diese
Grundséatze ein Verfahren wegen Tauschungsver-
suchs bzw. Tauschung eingeleitet wird.

(6) *Die Abschlussarbeit ist in dreifacher Ausferti-
gung schriftlich und zusatzlich elektronisch im zu-
standigen Prifungsbiiro einzureichen. 2Der Zeit-
punkt der Abgabe bzw. - bei Eingang der Ab-
schlussarbeit per Post — das Datum des Poststem-
pels werden in der Prifungsakte dokumentiert.

(7) *In den fachspezifischen Priifungsordnungen
kann bestimmt werden, dass eine bestandene Ab-
schlussarbeit nach MalRgabe dieses Absatzes miind-
lich zu verteidigen ist. 2Die Verteidigung erfolgt in
der Regel vor den Priferinnen und Prifern, die die
Arbeit bewertet haben. ®Auf Antrag der Studentin
oder des Studenten kdénnen in begriindeten Aus-
nahmeféllen nach 8§ 99 andere Priuferinnen oder
Priifer bestellt werden. “Die Verteidigung findet
hochschuldffentlich statt, wenn die Studentin oder
der Student nicht widerspricht. ®Das Priifungsge-
sprach wird lediglich durch die Pruferinnen und
Priifer gefuihrt. ®Die Verteidigung wird gesondert
benotet, ist gesondert zu bestehen und im Falle
des Nichtbestehens gesondert zu wiederholen. ” Die
Note der Abschlussarbeit wird aus der Note fur den
schriftlichen Teil und der Note fir die Verteidigung
berechnet, die im Verhdltnis 9 zu 1 gewichtet wer-
den. ®In den fachspezifischen Priifungsordnungen
kann eine andere Gewichtung bestimmt werden.
9§ 114 Absatz 5 gilt entsprechend.
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§ 98 Priufungsausschiiss e

(1) ' Die Priifungsangelegenheiten werden von Pri-
fungsausschiissen organisiert. 2 Der fur einen Stu-
diengang bzw. ein Studienfach zustandige Pru-
fungsausschuss ist in der fachspezifischen Pri-
fungsordnung benannt.

(2) tPrufungsausschiisse bestehen aus drei Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrern, einer aka-
demischen Mitarbeiterin oder einem akademischen
Mitarbeiter und einer Studentin oder einem Stu-
denten. ?Stehen Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer nicht in ausreichender Anzahl zur Ver-
fugung, kann in den fachspezifischen Prufungsord-
nungen eine abweichende Anzahl von Mitgliedern
bestimmt werden, soweit den Hochschullehrerinnen
und Hochschullehrern, ggf. durch Mehrfachstimm-
recht, die Mehrheit der Stimmen eingerdumt wird.
®Der Fakultatsrat, bei Zentralinstituten der Insti-
tutsrat, beim Einsatz einer Gemeinsamen Kommis-
sion nach 8§ 23 VerfHU die Gemeinsame Kommissi-
on kann beschlieRen, dass dem Prufungsausschuss
statt einer akademischen Mitarbeiterin oder eines
akademischen Mitarbeiters eine sonstige Mitarbei-
terin oder ein sonstiger Mitarbeiter angehort, die
oder der die Qualifikation einer akademischen Mit-
arbeiterin oder eines akademischen Mitarbeiters
hat. *Die Mitgliedschaft von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, die im Prafungsbiro téatig sind, ist
ausgeschlossen.

(3) 'Die Amtszeit eines Priifungsausschusses wird
vom Fakultatsrat, bei Zentralinstituten vom Insti-
tutsrat, beim Einsatz einer Gemeinsamen Kommis-
sion nach § 23 VerfHU von der Gemeinsamen
Kommission beschlossen. 2Sie darf die Amtszeit
des einsetzenden Gremiums nicht Uberschreiten.
®Fur das studentische Mitglied oder die studenti-
schen Mitglieder kann eine verkirzte Amtszeit be-
schlossen werden. *Ein Prifungsausschuss kann
vorzeitig abberufen werden, wenn ein wichtiger
Grund vorliegt.

(4) 'Die Mitglieder eines Priifungsausschusses
werden im Fakultétsrat, bei Zentralinstituten im In-
stitutsrat, beim Einsatz einer Gemeinsamen Kom-
mission nach 8§ 23 VerfHU in der Gemeinsamen
Kommission von den Vertreterinnen und Vertretern
ihrer Mitgliedergruppen benannt. 2 Scheidet ein
Mitglied vorzeitig aus, wird von den Vertreterinnen
und Vertretern seiner Mitgliedergruppe fir die ver-
bleibende Amtszeit ein neues Mitglied benannt.
®Die Mitglieder bleiben im Amt, bis die Nachfolge-
rinnen und Nachfolger ihr Amt angetreten haben.

(5) Besteht eine Fakultat aus mehreren Instituten,
kann der Fakultatsrat die Kompetenz zur Bildung
von Prifungsausschissen und die Befugnisse nach
Absatz 2 Satz 3, Absatz 3 und Absatz 4 auf die In-
stitutsrate Ubertragen.

(6) *Prufungsausschiisse wéahlen aus der Gruppe
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer eine
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und mindes-
tens eine Stellvertretende oder einen Stellvertre-
tenden. ? Sie kénnen ihre Befugnisse fiir alle Regel-
falle auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und



die Stellvertretende oder den Stellvertretenden
Uibertragen. ®Die Befugnis fiir Entscheidungen in
Gegenvorstellungsverfahren kann nicht Ubertragen
werden.

(7) 'Priifungsausschiisse tagen nicht &ffentlich.
2Sie sind beschlussfahig, wenn mindestens die
Halfte der Mitglieder einschlie8lich der oder des
Vorsitzenden oder der oder des Stellvertretenden
anwesend ist. ®Sie fassen ihre Beschliisse mit ein-
facher Mehrheit der Stimmen. 4 Bei Stimmengleich-
heit entscheidet die Stimme der oder des Vorsit-
zenden, bei deren oder dessen Abwesenheit die
Stimme der oder des Stellvertretenden. °In Bewer-
tungsangelegenheiten haben studentische Mitglie-
der kein Stimmrecht. ®Bei Entscheidungen nach
8§ 102 Absatz 4 und 8§ 118 wirken Mitglieder, die in
derselben Angelegenheit Priferin oder Prifer wa-
ren, nicht mit. 7 Prifungsausschiisse kénnen Be-
schliisse im schriftlichen Verfahren fassen, sofern
kein Mitglied widerspricht. ® Satze 1 bis 6 gelten in-
soweit entsprechend.

(8) 'Die Mitglieder der Prifungsausschiisse sind
zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 2 Sofern sie
nicht dem offentlichen Dienst angehdren, werden
sie durch die Vorsitzenden entsprechend verpflich-
tet.
§ 99 Bestellung der
Priferinnen und Pr lfer

(1) *Modulabschlusspriifungen werden nur von ei-
ner Priuferin oder einem Prufer abgenommen.
2Dazu wird in der Regel die oder der Lehrende be-
stellt, die oder der die Lehrveranstaltungen im Mo-
dul gehalten hat, bzw. eine oder einer der Lehren-
den, soweit mehrere Lehrende Lehrveranstaltungen
im Modul gehalten haben. ®Miindliche Modulab-
schlussprufungen werden von zwei Priferinnen
oder Prifern oder einer Priferin oder einem Prifer
in Anwesenheit einer sachkundigen Beisitzerin oder
eines sachkundigen Beisitzers abgenommen.
4Letzte Wiederholungspriiffungen werden abwei-
chend von Satz 1 von zwei Priferinnen oder Pru-
fern abgenommen. °Als Erstpriferin oder Erstprii-
fer wird in der Regel die oder der Lehrende bestellt,
die oder der die betreffende Lehrveranstaltung ge-
halten hat, bzw. eine oder einer der Lehrenden,
soweit mehrere Lehrende Lehrveranstaltungen im
Modul gehalten haben. °Als Zweitpriferin oder
Zweitprifer wird eine Hochschullehrerin oder ein
Hochschullehrer bestellt. 7 Stehen Hochschullehre-
rinnen oder Hochschullehrer im betroffenen Fach
nicht ausreichend zur Verfligung, darf auch eine
andere hauptberufliche Lehrende oder ein anderer
hauptberuflicher Lehrender, die oder der zu selb-
standiger Lehre berechtigt ist, oder eine Lehrbeauf-
tragte oder ein Lehrbeauftragter bestellt werden.
8Satze 6 und 7 gelten entsprechend, wenn nach
§ 102 Absatz 4 ausnahmsweise eine Drittpruferin
oder ein Drittprifer bestellt wird.

(2) !Abschlussarbeiten werden von zwei Priferin-
nen oder Priifern bewertet. 2 Als Erstpriferin oder
Erstprufer wird in der Regel die Person bestellt, die
oder der gemal § 97 das Thema der Arbeit gestellt
und die Arbeit betreut hat. ®Mindestens eine oder
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einer der Pruferinnen oder Prufer nach Satz 1 muss
eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer
sein. *Fir die Bestellung der Zweitpriferin oder
des Zweitprifers und die ausnahmsweise Bestel-
lung einer Drittpriferin oder eines Drittprifers gilt
Absatz 1 Satz 6 bis 8 entsprechend.

(3) In der beruflichen Praxis und Ausbildung erfah-
rene Personen kénnen auch dann zu Priferinnen
oder Prifern bestellt werden, wenn sie keine Lehre
ausiiben.

(4) Die Bestellung der Priuferinnen und Prifer ob-
liegt dem zusténdigen Prufungsausschuss.

§ 100 Anmeldung und Zulassung
zu Prufungen

(1) *Die Teilnahme an einer Prifung bedarf fir je-
den Priifungsversuch der Anmeldung. 2Die Anmel-
dung gilt gleichzeitig als Antrag auf Zulassung zur
Prufung.

(2) 'Der Anmeldezeitraum wird vom zustandigen
Prufungsausschuss festgesetzt und durch Aushang
und im Internet zugénglich gemacht. 2 Soweit ein
elektronisches Prufungsverwaltungssystem mit On-
line-Zugang fir die Studentinnen und Studenten
eingefuhrt ist, wird der Anmeldezeitraum hieruber
bekannt gemacht.

(3) 'Die Anmeldung ist schriftlich gegeniiber dem
zustandigen Prifungsbiiro zu erkldren. ? Soweit ein
elektronisches Prufungsverwaltungssystem mit On-
line-Zugang fir die Studentinnen und Studenten
eingefihrt ist, sollen Anmeldungen zu Modulab-
schlussprifungen in der Regel hieriber erklart
werden.

(4) 'Die Zulassung zur Prifung wird erteilt, wenn
die Studentin oder der Student

1. an der Humboldt-Universitat zu Berlin im-
matrikuliert ist oder innerhalb des letzten
Jahres vor der Anmeldung zur Prifung im-
matrikuliert war,

2. die Prifung im Rahmen des Studiengangs
oder der Studienfacher nach Nummer 1 be-
notigt oder wahlen kann,

3. die fur die Prufung in der fachspezifischen
Prufungsordnung bestimmten speziellen Zu-
lassungsvoraussetzungen erfullt,

4. die Prifung oder eine in Inhalt und Umfang
gleichwertige Prifung in demselben Studi-
engang bzw. Studienfach nicht bereits an
einer deutschen Universitat oder gleicharti-
gen Hochschule endgiltig nicht bestanden
hat oder — mit Ausnahme von Freiversuchen
— bestanden hat und,

5. sofern es sich um die letzte Wiederho-
lungsmdglichkeit fur diese Prifung handelt,
die Vorgaben des § 126 zur Prufungsbera-
tung erfullt.



2Soweit Griinde vorliegen, die nach § 109 einen
Anspruch auf Nachteilsausgleich geben, wird die in
Satz 1 Nummer 1 bestimmte Jahresfrist verlangert.

(5) Die Zulassung zur Prufung steht im Ermessen,
wenn die in Absatz 4 Satz1l Nummer 1 bis4 in
Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 benannten Zulas-
sungsvoraussetzungen ganz oder teilweise nicht er-
fallt sind.

(6) ' Die Entscheidung uber die Zulassung zur Prii-
fung obliegt dem zustandigen Prufungsausschuss.
2Er kann die Befugnis auf das Prifungsbiiro oder
die Priferinnen und Priifer Ubertragen. ®Fir Zulas-
sungsentscheidungen, die im Ermessen stehen,
kann er die Befugnis nur Ubertragen, soweit er die
Ausibung des Ermessens durch schriftliche Richtli-
nien geregelt hat. * Die Zulassung wird durch Aus-
hang unter Verwendung der Matrikelnummer be-
kannt gemacht oder persdnlich schriftlich, elektro-
nisch oder miindlich bekannt gegeben. °Bei einer
Online-Anmeldung gilt die elektronische Bestati-
gung uber die erfolgreiche Anmeldung als Zulas-
sung zur Priifung. °Ablehnungen werden durch
schriftlichen Bescheid bekannt gegeben und be-
grundet.

(7) *Mit der Zulassung zur Priiffung wird der Pri-
fungsanspruch erworben. 2Der Prifungsanspruch
bleibt grundsétzlich nach der Exmatrikulation be-
stehen.

§ 101 Termine und Bearbeitungszeiten
far Prufungen

(1) ! Die Prifungszeitraume fiir Modulabschlussprii-
fungen werden vom Fakultatsrat, bei Zentralinsti-
tuten vom Institutsrat, beim Einsatz einer Gemein-
samen Kommission nach § 23 VerfHU von der Ge-
meinsamen Kommission beschlossen und durch
Aushang und im Internet zuganglich gemacht. 2 Die
genannten Gremien kodnnen die Befugnis auf die
Prifungsausschiisse Ubertragen. °Fir jedes Se-
mester werden zwei Prifungszeitraume beschlos-
sen. *Der erste Prifungszeitraum soll die letzte
Woche der Vorlesungszeit und die ersten beiden
Wochen der vorlesungsfreien Zeit, der zweite Pri-
fungszeitraum die letzte Woche der vorlesungsfrei-
en Zeit umfassen.

(2) *Die Termine fur Klausuren, mindliche, prakti-
sche und ahnliche Modulabschlussprifungen und
Verteidigungen von Abschlussarbeiten und die Be-
arbeitungszeiten fur Hausarbeiten, Portfolios, Es-
says, multimediale und &ahnliche Modulabschluss-
prifungen werden vom zustandigen Prifungsaus-
schuss festgesetzt. ?Der Prifungsausschuss kann
die Befugnis auf die Pruferinnen und Prufer uber-
tragen. ®Die Termine werden durch Aushang und
im Internet zugénglich gemacht. * Soweit ein elekt-
ronisches Prifungsverwaltungssystem mit Online-
Zugang fur die Studentinnen und Studenten einge-
fuhrt ist, werden sie in der Regel im Rahmen des
Online-Anmeldeverfahrens zuganglich gemacht.
® Personenbezogene Angaben werden nur persén-
lich schriftlich, elektronisch oder mundlich mitge-
teilt oder im personlichen Bereich des elektroni-
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schen Prifungsverwaltungssystems mit Online-

Zugang zugénglich gemacht.

(3) 'Laufende Bearbeitungszeiten fiir Hausarbei-
ten, Portfolios, Essays, multimediale und &hnliche
Modulabschlussprifungen sowie fir Abschlussar-
beiten werden verlangert, soweit die Studentin
oder der Student dies beantragt und wichtige
Griinde glaubhaft macht. 2§ 107 Absatz 2 Satz 3
und 4 und Absatz 5 Satz 1 und 3 bis 6 gelten ent-
sprechend.

§ 102 Benotung und Bestehen
von Priufungen

(1) Prufungen werden benotet, soweit nicht in den
fachspezifischen Prufungsordnungen bestimmt ist,
dass sie lediglich mit ,bestanden“ oder ,nicht be-
standen“ bewertet werden.

(2) Es werden folgende Noten verwendet:

— 1 = sehr gut — eine hervorragende Leistung
(oder etwas darunter 1,3)

— 2 = gut — eine Leistung, die erheblich Uber
den durchschnittlichen Anforderungen liegt
(oder etwas dariiber 1,7 oder etwas darun-
ter 2,3)

— 3 = befriedigend — eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderungen entspricht (oder
etwas darliber 2,7 oder etwas darunter 3,3)

— 4 = ausreichend — eine Leistung, die trotz
ihrer Mangel noch den Anforderungen ge-
nugt (oder etwas dariber 3,7)

— 5 = nicht ausreichend — eine Leistung, die
wegen erheblicher Mangel den Anforderun-
gen nicht genigt

(3) *Wird eine Priifung durch zwei Priiferinnen oder
Priufer bewertet, vergibt jede Priferin und jeder
Priifer eine Einzelnote. ? Als Note der Priifung gilt
das arithmetische Mittel der beiden Einzelnoten.

(4) *Weichen die Einzelnoten fiir eine schriftliche
oder andere vollstandig dokumentierte Prafung um
zwei ganze Noten oder mehr voneinander ab oder
erteilt eine oder einer der beiden Priferinnen oder
Prifer ein ,nicht ausreichend”, bestellt der zustéan-
dige Prufungsausschuss eine weitere Priferin oder
einen weiteren Prufer und setzt die Note auf der
Grundlage der drei Einzelnoten, in der Regel durch
Berechnung des arithmetischen Mittels, fest. 2§ 98
Absatz 7 Satz 6 ist zu beachten.

(5) *Weichen die Einzelnoten fiir eine miindliche,
praktische oder andere nicht vollstandig dokumen-
tierte Prifung um zwei ganze Noten oder mehr
voneinander ab oder erteilt eine oder einer der bei-
den Priferinnen oder Prufer ein ,nicht ausrei-
chend“, verstandigen sich die Pruferinnen oder Pri-
fer mit dem Ziel, eine gemeinsame Note festzuset-
zen. >Kommt eine Einigung nicht zustande, gelten
Anmeldung, Zulassung und Priafungsversuch als
nicht erfolgt, wenn nicht die Studentin oder der



Student die Berlicksichtigung der Prifung nach Ab-
satz 3 Satz 2 beantragt.

(6) *Eine Priifung ist bestanden, wenn mindestens
die Note ,ausreichend“ (4,0) erreicht ist. 2Fir die
Berechnungen nach Absatz 3 und 4 gilt § 114 Ab-
satz 5 entsprechend.

§ 103 Mitteilung und Begriindung
von Priu fungsbewertungen

(1) *Schriftliche und andere vollstandig dokumen-
tierte Modulabschlussprufungen werden in der Re-
gel innerhalb von vier Wochen, Bachelorarbeiten in
der Regel innerhalb von funf Wochen, Master- und
andere Abschlussarbeiten in der Regel innerhalb
von acht Wochen nach der Einreichung bewertet.
2Die Note bzw. das Ergebnis wird durch Aushang
unter Verwendung der Matrikelnummer oder per-
sonlich schriftlich, elektronisch oder mindlich mit-
geteilt. ® Soweit ein elektronisches Prifungsverwal-
tungssystem mit Online-Zugang fur die Studentin-
nen und Studenten eingefiihrt ist, wird die Note
bzw. das Ergebnis im personlichen Bereich des Pri-
fungsverwaltungssystems mit Online-Zugang zu-
ganglich gemacht. * Die Bewertung wird schriftlich
begriindet.

(2) *Miindliche, praktische und andere nicht voll-
standig dokumentierte Prifungen werden unmittel-
bar nach der Priifung bewertet. 2 Die Note bzw. das
Ergebnis und die Begrindung werden unmittelbar
nach der Prifung mundlich mitgeteilt. * Auf Antrag
der Studentin oder des Studenten wird die Begrin-
dung schriftlich dokumentiert.

(3) Die Zustandigkeit fur Mitteilungen nach Ab-
satz 1 liegt bei dem Prufungsausschuss, fur Mittei-
lungen und ggf. Dokumentationen nach Absatz 2
bei den Priferinnen und Prifern.

§ 104 Wiederholung nicht
bestandener Prifungen

(1) 'Nicht bestandene Modulabschlusspriifungen
kénnen zweimal wiederholt werden. ?Die erste
Wiederholung soll vor Beginn der Vorlesungszeit,
die zweite Wiederholung soll vor Ende des auf die
nicht bestandene Prifung folgenden Semesters
ermdglicht werden.

(2) Nicht bestandene Abschlussarbeiten und nicht
bestandene Verteidigungen von Abschlussarbeiten
kénnen einmal wiederholt werden.

(3) Die Wiederholung nicht bestandener Modulab-
schlussprufungen und Abschlussarbeiten erfolgt mit
neuen Aufgaben bzw. Themen.

§ 105 Endgultiges Nichtbestehen
von Prifungen

(1) Sind alle Wiederholungsmaoglichkeiten einer
Prufung erfolglos ausgeschopft, ist die Prifung
endglltig nicht bestanden.

(2) *Betrifft das endgiiltige Nichtbestehen eine Mo-
dulabschlussprifung aus dem Pflichtbereich oder
sind die Wahlmaoglichkeiten des betroffenen Wabhl-

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 15/2013

42

pflichtbereichs ausgeschopft, kann der Studiengang
bzw. das Studienfach nicht mehr erfolgreich abge-
schlossen werden. ?Dasselbe gilt, wenn die Ab-
schlussarbeit endgiiltig nicht bestanden ist.

(3) 'Die zustandigkeit fiir die Feststellungen nach
Absatz 1 und 2 liegt bei dem Prifungsausschuss.
2Die Feststellungen nach Absatz 1 und 2 werden
durch schriftlichen Bescheid bekannt gegeben. In
den Fallen des Absatz 2 wird die fur Exmatrikulati-
onen zustandige Stelle informiert.

§ 106 Wiederholung bestandener
Prifungen (Freiversuche)

(1) *In den fachspezifischen Priifungsordnungen
kann bestimmt werden, dass bestandene Modulab-
schlussprifungen, die innerhalb der Regelstudien-
zeit angemeldet wurden, zum Zwecke der Noten-
verbesserung wiederholt werden koénnen. 2Die
Wiederholungsmadglichkeit kann auf eine bestimmte
Anzahl von Fachsemestern und/oder eine bestimm-
te Anzahl von Modulabschlussprifungen beschrankt
werden.

(2) Wird eine bestandene Modulabschlussprifung
wiederholt, gilt die bessere der beiden Noten.

§ 107 Saumnis und Rucktritt

(1) !Prifungsanmeldungen kénnen bis zu einer
Woche vor einem Prifungstermin oder Beginn einer
Bearbeitungszeit ohne Angabe von Grinden zu-
riickgenommen werden. 2In den fachspezifischen
Prifungsordnungen kann bestimmt werden, dass
die Ricknahme auch noch spater maoglich ist.
®wird eine Anmeldung zuriickgenommen, gelten
die Anmeldung und eine etwaige Zulassung zur
Priufung als nicht erfolgt.

(2) 'Erscheint eine Studentin oder ein Student
trotz Anmeldung und Zulassung zu einem Pri-
fungstermin nicht oder Uberschreitet eine Bearbei-
tungszeit, ist die Priifung nicht bestanden. 2 Dies
gilt nicht, wenn sie oder er unverziglich, in der Re-
gel spatestens am dritten Werktag nach dem Pru-
fungstermin, schriftlich den Rucktritt von der Pri-
fung erklart und einen wichtigen Rucktrittsgrund
glaubhaft macht. *Im Falle von Krankheit hat die
Glaubhaftmachung durch arztliches Attest zu erfol-
gen. *Grundlage des Attestes muss eine unverziig-
liche Untersuchung, in der Regel eine Untersu-
chung spatestens am Tag der Priifung, sein. ®Wird
der Rucktrittsgrund anerkannt, gelten Anmeldung,
Zulassung und Prifungsversuch als nicht erfolgt.

(3) ! Uberschreitet eine Studentin oder ein Student
die Bearbeitungszeit fur eine Hausarbeit, ein Port-
folio, ein Essay, eine multimediale oder &hnliche
Modulabschlussprifung oder fur eine Abschlussar-
beit, gilt Absatz 2 Satz 1 bis 4 mit der Malgabe,
dass statt der Rucktrittserklarung auch ein Verlan-
gerungsantrag eingereicht werden kann. 2Wird der
Verlangerungsgrund anerkannt, wird die Verlange-
rung erteilt.

(4) *Legt eine Studentin oder ein Student eine Pri-
fung ganz oder teilweise ab und erklart anschlie-
RBend den Rucktritt, wird die vorhandene Leistung



bewertet. 2 Dies gilt nicht, wenn sie oder er unver-
zuglich, in der Regel spatestens am dritten Werk-
tag nach dem Prifungstermin oder dem Ablauf der
Bearbeitungszeit, einen wichtigen Rucktrittsgrund
glaubhaft macht. ®Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt ent-
sprechend.

(5) Erklarungen und Antrége nach Absatz 1 bis 4
sind schriftlich beim zustandigen Prifungsbiro ein-
zureichen. 2 Soweit ein elektronisches Priifungsver-
waltungssystem mit Online-Zugang fur die Studen-
tinnen und Studenten eingefihrt ist, soll die Riuck-
nahme von Prifungsanmeldungen nach Absatz 1 in
der Regel hieriiber vorgenommen werden. 3 Uber
die Anerkennung von Grinden entscheidet der zu-
standige Prifungsausschuss. “Fir Verlangerungs-
antrage nach Absatz 3, die Modulabschlussprifun-
gen betreffen, kann er die Befugnis auf die Prife-
rinnen und Prifer Ubertragen; die Antrage kénnen
in diesem Fall auch bei den Priferinnen und Prifern
eingereicht werden. °Verlangerungen nach Ab-
satz 3 werden schriftlich mitgeteilt. ° Die Ablehnung
von Grinden nach Absatz2 bis4 wird durch
schriftlichen Bescheid bekannt gegeben und be-
grindet.

Abschnitt 3
Ubergreifende Verfahren sregelungen

§ 108 Sprache

(1) Spezielle Arbeitsleistungen nach § 94 und Pri-
fungen werden in deutscher Sprache erbracht, so-
weit nicht die Nutzung einer anderen Sprache Ge-
genstand der Leistung ist.

(2) In der fachspezifischen Studien- und Prufungs-
ordnung kann bestimmt werden, dass eine speziel-
le Arbeitsleistung nach § 94 oder eine Prufung ganz
oder teilweise in einer anderen Sprache zu erbrin-
gen ist oder erbracht werden kann, wenn dies den
Gepflogenheiten des Fachs entspricht und die Leh-
re, auf die sich die Studienleistung oder Prifung
bezieht, ganz oder teilweise in der betreffenden
Sprache gehalten wird.

(3) *Spezielle Arbeitsleistungen nach § 94 oder
Prufungen kdnnen auch aus individuellen Grunden
in einer anderen Sprache erbracht werden, wenn
Lehrende bzw. Pruferinnen oder Prifer mit ent-
sprechenden Sprachkenntnissen zur Verfigung
stehen. ?Die Entscheidungen treffen die Lehren-
den, soweit es um Studienleistungen geht, und der
zustandige Prufungsausschuss, soweit es um Pri-
fungen geht, auf Antrag der Studentin oder des
Studenten. ® Der Priifungsausschuss kann seine Be-
fugnis auf die Pruferinnen und Prifer Ubertragen.
“Wird der Antrag schriftlich gestellt, wird die Ent-
scheidung schriftlich mitgeteilt und im Falle der Ab-
lehnung schriftlich begrindet.

8 109 Nachteilsausgleich

(1) *Wer wegen einer Behinderung oder chroni-
schen Krankheit, einer Schwangerschaft, der Pflege
und Erziehung eines Kindes im Alter bis zu zehn
Jahren, der Pflege pflegebedirftiger naher Angeho-
riger im Sinne des Pflegezeitgesetzes oder aus an-
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deren triftigen Grinden nicht in der Lage ist, eine
Studienleistung oder Prifung zum vorgesehenen
Termin, innerhalb einer vorgesehenen Dauer oder
Bearbeitungszeit, am vorgesehenen Ort, in der vor-
gesehenen Form oder sonst in der vorgesehenen
Weise zu erbringen, erhélt einen Ausgleich dieser
Nachteile. ?Der Ausgleich erfolgt durch Bestim-
mung eines anderen Termins, einer verlangerten
Dauer oder Bearbeitungszeit, eines anderen Orts,
einer anderen Form, der Zulassung von Hilfsmitteln
oder Hilfspersonen oder auf andere geeignete Wei-
se. ®Ist die Teilnahme an einer Lehrveranstaltung
nicht madglich, wird in der Regel eine andere Stu-
dienleistung bestimmt. *Die zu erbringende Stu-
dienleistung bzw. Prifung muss gleichwertig sein.

(2) *Uber den Nachteilsausgleich entscheiden die
Lehrenden, soweit es um Studienleistungen geht,
und der zustandige Prifungsausschuss, soweit es
um Prifungen geht, auf Antrag der Studentin oder
des Studenten. ?Die Studentin oder der Student
kann eine bestimmte Form des Ausgleichs vor-
schlagen. ®Wird der Antrag schriftlich gestellt, wird
die Entscheidung schriftlich mitgeteilt und im Falle
der Ablehnung, auch der Ablehnung der vorge-
schlagenen Form, schriftlich begrindet.

§ 110 Anrechnung

(1) *sStudienzeiten, Studienleistungen und Priifun-
gen, die an deutschen Universitaten und gleicharti-
gen Hochschulen in demselben Studiengang oder
Studienfach erbracht wurden, werden ohne Gleich-
wertigkeitspriifung angerechnet. 2 Dies gilt auch fir
nicht bestandene Prifungen.

(2) !sStudienzeiten, Studienleistungen und Prifun-
gen, die Uber Absatz 1 hinaus an deutschen oder
auslandischen Hochschulen oder in anerkannten
Fernstudieneinheiten erbracht wurden, werden an-
gerechnet, soweit sie gleichwertig sind. 2 Studen-
tinnen und Studenten, die Auslandssemester oder
Auslandsaufenthalte planen, werden durch den Ab-
schluss von Learning Agreements unterstitzt, in
denen konkrete Anrechnungen zugesichert werden.

(3) Kompetenzen, die aulRerhalb von Hochschulen
erworben wurden, werden bis zur Halfte der fir
den Studiengang bzw. das Studienfach vorgesehe-
nen Leistungspunkte angerechnet, soweit sie
gleichwertig sind.

(4) Studienzeiten, Studienleistungen, Prufungen
und Kompetenzen, die bereits fur einen Abschluss
in einem Bachelor- oder Masterstudiengang be-
ricksichtigt wurden, kénnen nicht fiur einen weite-
ren Abschluss angerechnet werden.

(5) *Uber die Anrechnung entscheidet der zustan-
dige Prifungsausschuss. 2Entscheidungen nach
Absatz 1 ergehen von Amts wegen. ° Die Studentin
oder der Student hat die hierfur erforderlichen Un-
terlagen vor der ersten Anmeldung zur Prufung
vorzulegen. * Entscheidungen nach Absatz 2 und 3
ergehen auf Antrag der Studentin oder des Studen-
ten. ° Ablehnungen werden durch schriftlichen Be-
scheid bekannt gegeben und begrindet.



8§ 111 Tauschung

(1) *Wer bei der Erbringung einer Studienleistung
tauscht oder zu tauschen versucht, bekommt die
Studienleistung nicht bestétigt. 2 Wer bei der Able-
gung einer Prifung téuscht oder zu téuschen ver-
sucht, hat die Prifung nicht bestanden. ®*Wird die
Téauschung erst bekannt, nachdem die Erbringung
der Studienleistung oder das Bestehen der Priifung
bestéatigt ist, wird die Bestatigung aufgehoben und
eingezogen. *Die Leistungspunkte werden entzo-
gen.

(2) *Eine Tauschung oder ein Tauschungsversuch
liegt insbesondere vor, wenn eine schriftliche Arbeit
fur mehrere Studienleistungen oder Prifungen
verwendet wird, wenn Quellen einschlieBlich Inter-
netquellen, die unveréndert oder abgewandelt wie-
dergegeben werden, insbesondere Quellen fur Tex-
te, Grafiken, Tabellen und Bilder, nicht als solche
kenntlich gemacht sind, oder wenn nicht zugelas-
sene Hilfsmittel verwendet werden. ? Plagiatserken-
nungssoftware darf nur genutzt werden, soweit
keine urheberrechtlich unzulassige Vervielfaltigung
oder Verbreitung von Arbeiten erfolgt.

(3) Bei wiederholter Tauschung oder wiederholtem
Tauschungsversuch kann die Studentin oder der
Student von der Wiederholung der betroffenen Stu-
dienleistung oder Prifung ausgeschlossen werden.

(4) *Entscheidungen nach Absatz 1 und 3 trifft der
zustandige Prufungsausschuss nach Anhérung der
Lehrenden bzw. Priferinnen und Prufer und Anho-
rung der Studentin oder des Studenten. ? Sie wer-
den durch schriftlichen Bescheid bekannt gegeben
und begriindet. ®Bei Entscheidungen nach Absatz 3
gilt 8 105 entsprechend.

(5) Wird eine Tauschung erst bekannt, nachdem
die Abschlussdokumente nach § 115 erteilt sind,
kann der akademische Grad nach Malgabe der
landesrechtlichen Regelungen entzogen werden.

§ 112 Ordnungsverstol

(1) *Wer bei der Erbringung einer Studienleistung
stort oder zu stéren versucht, bekommt die Stu-
dienleistung nicht bestéatigt. > Wer bei der Ablegung
einer Prufung stort oder zu stéren versucht, hat die
Priifung nicht bestanden. *Wird die Stérung erst
bekannt, nachdem die Erbringung der Studienleis-
tung oder das Bestehen der Prifung bestatigt ist,
wird die Bestatigung aufgehoben und eingezogen.
“Die Leistungspunkte werden entzogen. ®In min-
derschweren Fallen kann von Sanktionen abgese-
hen werden.

(2) Eine Stérung oder ein Stérungsversuch liegt
insbesondere vor, wenn Hilfe zu einer Tauschung
oder einem Tauschungsversuch geleistet wird oder
andere Studentinnen und Studenten trotz Ermah-
nung bei der Erbringung der Studienleistung oder
Ablegung der Prifung beeintrachtigt werden.

(3) 8 111 Absatz 3 bis 5 gelten entsprechend.
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Abschnitt 4
Studienabschluss

§ 113 Studienabschluss

Das Studium ist erfolgreich abgeschlossen, wenn
alle erforderlichen Studienleistungen erbracht, alle
erforderlichen Prufungen bestanden und alle erfor-
derlichen Leistungspunkte erworben sind.

8 114 Abschlussnote

(1) In Studiengangen, die nicht aus mehreren Stu-
dienfachern bestehen, wird die Abschlussnote nach
MaRgabe der fachspezifischen Prifungsordnung be-
rechnet.

(2) 'In Kombinationsbachelorstudiengéangen wird
nach MalRgabe der fachspezifischen Prifungsord-
nungen fur jedes Studienfach eine Gesamtnote be-
rechnet. 2 AnschlieRend wird aus den beiden Ge-
samtnoten die Abschlussnote des Studiengangs be-
rechnet, wobei die Gesamtnoten nach den fir die
Studienfacher ausgewiesenen Leistungspunkten
gewichtet werden. 3 Bei lehramtsbezogenem Studi-
um beschréankt sich die Gesamtnote der Studienfa-
cher auf deren fachwissenschaftlichen Anteil.
4 Erganzend wird eine Gesamtnote fiir die Berufs-
wissenschaft berechnet, wobei die Noten der Fach-
didaktik beider Studienfécher, des Studienanteils
Erziehungswissenschaften und des Studienanteils
,Deutsch als Zweitsprache" nach den fur die Modu-
le ausgewiesenen Leistungspunkten gewichtet wer-
den. ® AnschlieBend wird aus den drei Gesamtnoten
die Abschlussnote des Studiengangs berechnet,
wobei die Gesamtnoten nach den fur die fachwis-
senschaftlichen Anteile der Studienfacher und die
Berufswissenschaft ausgewiesenen Leistungspunk-
ten gewichtet werden.

(3) 'In Lehramtsmasterstudiengangen wird nach
MaRgabe der fachspezifischen Prifungsordnungen
fur jedes Studienfach eine Gesamtnote berechnet,
die sich auf die fachdidaktischen und ggf. fachwis-
senschaftlichen Inhalte bezieht. ?Erganzend wird
eine Gesamtnote fir die Studienanteile Erzie-
hungswissenschaften und ,Deutsch als Zweitspra-
che" berechnet, wobei die Noten nach den fur die
Module ausgewiesenen Leistungspunkten gewichtet
werden. ® AnschlieRend wird aus den drei Gesamt-
noten und der Note der Masterarbeit die Ab-
schlussnote des Studiengangs berechnet, wobei die
Gesamtnoten und die Note der Masterarbeit nach
den jeweils ausgewiesenen Leistungspunkten ge-
wichtetet werden.

(4) Bei den Berechnungen nach Absatz 1 bis 3
werden Noten und Leistungspunkte von Prifungen,
die die Studentin oder der Student auf eigenen
Wunsch zusatzlich abgelegt hat, nicht bertcksich-
tigt.

(5) 'Bei den Berechnungen nach Absatz 1 bis 3
wird nur die erste Dezimalstelle nach dem Komma
bertcksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne
Rundung gestrichen. 2 Daraus ergeben sich folgen-
de Gesamt- bzw. Abschlussnoten:



— sehr gut = Durchschnitt bis einschlieRlich

1,5

— gut = Durchschnitt von 1,6 bis einschlief3lich
2,5

— befriedigend = Durchschnitt von 2,6 bis ein-
schliefilich 3,5

— ausreichend = Durchschnitt von 3,6 bis ein-
schlieBlich 4,0

— nicht ausreichend = Durchschnitt ab 4,1

(6) !Die Abschlussnote wird zusétzlich nach MaR-
gabe der ECTS-Bewertungsskala ausgewiesen.
2Dabei werden folgende Range verwendet:

- A= die besten 10 %
— B = die nachsten 25 %
— C = die néchsten 30 %
— D = die nachsten 25 %
- E = die letzten 10 %

3 BezugsgroRe fir die Range sind die Abschlussno-
ten, die von der Humboldt-Universitat zu Berlin in-
nerhalb von drei Jahren in demselben Studiengang
erteilt wurden. “ MaRgeblich sind die drei Kalender-
jahre vor dem Jahr, in dem die letzte Prifung ab-
gelegt wurde. ®*§ 115 Absatz 6 Satz 2 gilt entspre-
chend. ®Bei neu eingerichteten Studiengéngen
kann der Bezugszeitraum kirzer als drei Jahre
sein. “Wurden im Bezugszeitraum nach Satz 3
oder 6 weniger als 50 Abschlisse vergeben, wird
die Bezugsgrofle modifiziert und im Diploma Supp-
lement nach § 115 Absatz 4 ausgewiesen.

(7) 'In Studiengdngen, die nicht aus mehreren
Studienfachern bestehen, obliegt die Berechnung
der Abschlussnote und der ECTS-Range dem fir
den Studiengang zustadndigen Prufungsausschuss.
2|n Studiengangen, die aus mehreren Studienfa-
chern bestehen, obliegt die Berechnung der Ge-
samtnote der Studienfacher dem fir das jeweilige
Studienfach zustadndigen Prufungsausschuss, alle
Ubrigen Berechnungen obliegen dem Prifungsaus-
schuss des Kernfachs bzw. ersten Fachs.

§ 115 Abschlussdokumente

(1) 'Die Abschlussdokumente bestehen aus einer
Urkunde, einem Zeugnis und einem Diploma Supp-
lement gemal Anhang 3 (Abschlussdokumente).
2Fiir besondere Studienangebote kann hiervon
nach Maflgabe der jeweiligen Prufungsordnung ab-
gewichen werden.

(2) Mit der Urkunde wird der akademische Grad
verliehen.

(3) *Das Zeugnis weist die Abschlussnote, die Leis-
tungspunkte des Studiengangs und die fachspezifi-
sche Prifungsordnung, in Studiengangen, die aus
mehreren Studienfachern bestehen, die fachspezifi-
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sche Prifungsordnung des Kernfachs bzw. ersten
Fachs aus. ?Dariiber hinaus werden die einzelnen
Module, die ihnen zugeordneten Leistungspunkte,
die Noten bzw. Ergebnisse der Modulabschlusspri-
fungen sowie das Thema, die Leistungspunkte und
die Note der Abschlussarbeit benannt.

(4) 'Das Diploma Supplement enthalt Angaben
zum Studiengang, zum akademischen Grad und zur
Einrichtung, die den akademischen Grad vergeben
hat. 2Es verbessert die internationale Transparenz
und erleichtert die Anerkennung des Abschlusses.
®Dem Diploma Supplement ist eine Leistungsiiber-
sicht angefugt, in der alle Lehrveranstaltungen und
Prufungen, alle den Studienleistungen und Prifun-
gen zugeordneten Leistungspunkte und alle Noten
ausgewiesen werden. *In der Leistungsiibersicht
werden auf Antrag der Studentin oder des Studen-
ten auch Studienleistungen und Prifungen be-
nannt, die die Studentin oder der Student an der
Humboldt-Universitat zu Berlin auf eigenen Wunsch
zusétzlich abgelegt hat.

(5) ! Die Abschlussdokumente werden in deutscher
und englischer Sprache ausgestellt. 2Fiir die engli-
sche Fassung wird ausgewiesen, dass sie nur in
Verbindung mit der deutschen Fassung gilt.

(6) 'Die Abschlussdokumente tragen das Datum
der letzten Prifung und das Ausstellungsdatum.
2|st die Abschlussarbeit die letzte Priifung und ist
diese nach MaRRgabe der fachspezifischen Prifungs-
ordnung nicht zu verteidigen, gilt als Tag der letz-
ten Prifung der Tag der Einreichung der Ab-
schlussarbeit.

(7) 'In Studiengangen, die nicht aus mehreren
Studienfachern bestehen, obliegt die Erteilung der
Abschlussdokumente dem fur den Studiengang zu-
standigen Prifungsausschuss. 21n Studiengangen,
die aus mehreren Studienfachern bestehen, obliegt
sie dem Prufungsausschuss des Kernfachs bzw.
ersten Fachs. ®Die deutsche Fassung der Urkunde
und des Zeugnisses wird von der Dekanin oder
dem Dekan, bei Zentralinstituten von der Direkto-
rin oder dem Direktor, beim Einsatz einer Gemein-
samen Kommission nach § 23 VerfHU von der oder
dem Vorsitzenden, und von der oder dem Pri-
fungsausschussvorsitzenden unterzeichnet. *Die
deutsche und englische Fassung des Diploma
Supplements wird von der oder dem Prifungsaus-
schussvorsitzenden, die deutsche und englische
Fassung der Leistungsiibersicht vom Prifungsbiro
unterzeichnet. ® Die Abschlussdokumente werden in
Bachelorstudiengéangen spéatestens zwei Monate
nach der letzten Prifung, in Master- und anderen
Studiengangen spatestens drei Monate nach der
letzten Priifung erteilt. 5 Absatz 6 Satz 2 gilt ent-
sprechend. " Uber die Erteilung der Abschlussdo-
kumente wird die fur Exmatrikulationen zustandige
Stelle informiert.

§ 116 Leistungsubersicht bei Beendigung
des Studiums ohne Abschluss

(1) *Wird ein Studiengang oder Studienfach an der
Humboldt-Universitat zu Berlin nicht abgeschlos-
sen, wird eine Ubersicht Uber die erbrachten Leis-



tungen gemaR Anhang 3 erteilt (abschlieRende
Leistungsubersicht); 8§ 115 Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend. ?Im Falle des endgiiltigen Nichtbe-
stehens nach § 105 Absatz 2 enthalt die abschlie-
Bende Leistungsibersicht auch die endgiltig nicht
bestandene Prifung und den Hinweis, dass der
Studiengang bzw. das Studienfach nach der gel-
tenden Prufungsordnung nicht mehr erfolgreich ab-
geschlossen werden kann.

(2) '8 115 Absatz 7 Satz 1 gilt entsprechend. ? Die
abschlieBende Leistungsiibersicht wird  durch
schriftlichen Bescheid bekannt gegeben.

Abschnitt 5
Akteneinsicht und

Gegenvorstellungsve rfahren

§ 117 Akteneinsicht

(1) *Studentinnen und Studenten kénnen Einsicht
in die Unterlagen nehmen, die zu ihren Studienleis-
tungen und Prifungen gefiihrt werden. 2 Sie kén-
nen die Unterlagen vervielfaltigen oder vervielfalti-
gen lassen. ®Die Rechte nach Satz 1 und 2 sind
nach den landesrechtlichen Regelungen zur Akten-
einsicht beschrankt. * Gutachten und andere frem-
de urheberrechtlich geschutzte Werke durfen nur
mit Zustimmung der Urheberin oder des Urhebers
vervielfaltigt werden.

(2) *Spezielle Arbeitsleistungen nach § 94 kénnen
der Studentin oder dem Studenten zur Rickgabe
angeboten werden und, wenn das Angebot nicht
angenommen wird, vernichtet werden. ?Im Ubri-
gen werden die Unterlagen nach Absatz 1 mindes-
tens 18 Monate, Urschriften von Abschlussdoku-
menten mindestens 50 Jahre aufbewahrt. ® Soweit
ein schriftlicher Bescheid erteilt wird, beginnt die
Aufbewahrungsfrist mit der Bekanntgabe des Be-
scheides, im Ubrigen mit der Bekanntgabe der Ab-
schlussdokumente.

(3) *Uber die Einsicht in die Unterlagen entscheidet
die Stelle, die die Akten fihrt, Uber die Einsicht in
Prifungsunterlagen der zustandige Prifungsaus-
schuss, auf Antrag der Studentin oder des Studen-
ten. ?2Die Entscheidung wird in der Regel innerhalb
einer Woche mitgeteilt. °Ablehnungen werden
durch schriftlichen Bescheid bekannt gegeben und
begrundet.

(4) Uber ablehnende Entscheidungen und deren
Grinde ist die oder der behérdliche Datenschutz-
beauftragte zu informieren.

§ 118 Gegenvorstellungsverfahren

(1) !Studentinnen und Studenten kénnen gegen
alle Entscheidungen, die im Zusammenhang mit
Studienleistungen und Prifungen stehen, Einwen-
dungen erheben. 2Die Einwendungen sind schrift-
lich beim zustandigen Priufungsausschuss einzu-
reichen. °Einwendungen gegen schriftliche Be-
scheide und Abschlussdokumente sind innerhalb
von drei Monaten nach deren Bekanntgabe zu er-
heben.
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(2) *Einwendungen gegen Bewertungen ibermit-
telt der Prufungsausschuss unverzuglich an die
Lehrenden, wenn es um eine Studienleistung geht,
oder an die Priferinnen und Prufer, wenn es um
eine Priifung geht. 2Diese bewerten die Leistung
unter Beachtung der Einwendungen der Studentin
oder des Studenten neu, begriinden die Neubewer-
tung und leiten die Neubewertung und die Begrin-
dung dem Prifungsausschuss zu.

(3) Bei Einwendungen gegen andere Entscheidun-
gen klart der Prifungsausschuss den Sachverhalt
durch geeignete MaBnahmen auf.

(4) 'Uber die Einwendungen entscheidet der Pri-
fungsausschuss, im Falle des Absatz 2 auf der
Grundlage der Neubewertung. 2§ 98 Absatz 6
Satz 3 und Absatz 7 Satz 5 ist zu beachten. ®Die
Entscheidungen werden in der Regel innerhalb von
acht Wochen durch schriftlichen Bescheid bekannt
gegeben und begrindet.

Teil 7
Studien - und Prufung sberatung

Abschnitt 1

Allgemeine Studienber atung

§ 119 Allgemeine Studienberatung

! Die Humboldt-Universitat zu Berlin bietet Bewer-
berinnen und Bewerbern sowie Studentinnen und
Studenten eine allgemeine Studienberatung und
-information auch zu ubergreifenden Fragen an.
2Dies beinhaltet insbesondere auch eine padagogi-
sche und psychologische Beratung, Information zur
Inklusion der Studentinnen und Studenten mit Kin-
dern, pflegebedirftigen Angehdrigen, Behinderun-
gen und/oder chronischen Krankheiten, zur Gleich-
stellung der Geschlechter und zur Studienfinanzie-
rung sowie Hinweise auf entsprechende Beratungs-
angebote, und Hinweise auf Beratungsstellen fur
Falle von sexualisierter Diskriminierung und Ge-
walt. ®*Das Career Center berat Studentinnen und
Studenten zum Ubergang in die Berufstatigkeit und
zur beruflichen Selbstandigkeit. * Die Professional
School of Education beréat insbesondere Studentin-
nen und Studenten mit dem Berufsziel des Lehram-
tes in Schulen zu Studium und Praktika. ° Die Bera-
tung fur ausléandische Studentinnen und Studenten
obliegt dem Internationalen Biro.

Abschnitt 2
Studienfachberatung

Unterabschnitt 1
Fakultative Studie nfachberatung

§ 120 Fakultative Studienfachberatung

(1) ' Die Fakultaten und Zentralinstitute bieten eine
fachbezogene Studienberatung an. 2Es beraten
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und
weitere Lehrende, die durch studentische Hilfskraf-
te unterstiitzt werden. ®Die fiir die Beratung zu-
standigen Personen werden durch Beschluss des
Fakultatsrats bzw. einer Gemeinsamen Kommission



oder bei Zentralinstituten des Institutsrats einge-
setzt. “Die Beratenden legen fiir die Beratung
Sprechstunden innerhalb und aul3erhalb der Vorle-
sungszeit fest. ®*Die Namen der Beratenden sowie
die Sprechstunden werden im Internet und durch
Aushang zugéanglich gemacht.

(2) Studentinnen und Studenten in Studiengéngen
gemaR § 71, § 72 und § 80 wird im dritten Fach-
semester eine fakultative Studienverlaufsberatung
angeboten, die von den gemaR Absatz 1 eingesetz-
ten Beratenden durchgefuhrt wird.

Unterabschnitt 2
Obligatorische Studie nfachberatung

§ 121 Obligatorische Studienfachberatung

(1) *Studentinnen und Studenten, die als beruflich
Qualifizierte mit einer fachgebundenen Hochschul-
zugangsberechtigung immatrikuliert worden sind,
werden zum Ende des zweiten Fachsemesters zu
einer obligatorischen Studienfachberatung eingela-
den, sofern sie 30 Leistungspunkte pro Fachsemes-
ter nicht erreicht haben. >§ 63 ist zu beachten.

(2) !Die Beratung wird von zwei Priifungsberech-
tigten oder einer oder einem Prufungsberechtigten
in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder
eines sachkundigen Beisitzers durchgefuhrt und
jeweils in ihrem wesentlichen Inhalt protokolliert.
2Die fiur die Beratung zustandigen Personen wer-
den durch Beschluss des Fakultatsrats bzw. einer
Gemeinsamen Kommission oder bei Zentralinstitu-
ten des Institutsrats eingesetzt. ®Die Namen der
Beratenden werden im Internet und durch Aushang
zugéanglich gemacht.

(3) Die Teilnahme an der Beratung wird den Stu-
dentinnen und Studenten von den Beratenden
schriftlich zur Vorlage bei der Ruckmeldung besté-
tigt.

§ 122 Studienverlaufsvereinbarung

(1) *ziel der obligatorischen Studienfachberatung
ist der Abschluss einer Studienverlaufsvereinba-
rung, in der das weitere Studium geplant wird und
die Studentin oder der Student sich verpflichtet,
innerhalb einer bestimmten Frist eine bestimmte
Anzahl von Leistungspunkten, in der Regel durch
eine bestimmte Anzahl von Modulen, zu erbringen.
2Daneben kdnnen zur Férderung des Studienver-
laufs geeignete Malnahmen der Fakultaten oder
Zentralinstitute vereinbart werden.

(2) Der Prifungsausschuss informiert die fur
Rickmeldungen zustandige Stelle dartber, dass ei-
ne Studienverlaufsvereinbarung geschlossen wurde
sowie Uber die zur Erfullung der Verpflichtungen
vereinbarte Frist.

§ 123 Auflagen

(1) Kommt im Ergebnis der Beratung eine Studien-
verlaufsvereinbarung nicht zustande, so setzen die
Beratenden der Studentin oder dem Studenten ge-
genuber Auflagen fest, wonach die Studentin oder
der Student verpflichtet wird, innerhalb einer be-
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stimmten Frist eine bestimmte Anzahl von Leis-
tungspunkten, in der Regel durch eine bestimmte
Anzahl von Modulen, zu erwerben.

(2) *Die Auflagen diirfen je obligatorischer Studi-
enfachberatung fir hodchstens zwei Fachsemester
erteilt werden. ?Bei ihrer Festsetzung ist die per-
sonliche Situation der Studentin oder des Studen-
ten angemessen zu bericksichtigen.

(3) *Die Auflagen werden der Studentin oder dem
Studenten durch schriftlichen Bescheid bekannt
gegeben. 2Der Priiffungsausschuss informiert die
fur Ruckmeldungen zusténdige Stelle daruber, dass
Auflagen erteilt wurden sowie Uber die fur deren
Erfillung gesetzte Frist.

(4) Studentinnen und Studenten kdnnen gegen die
Auflagen entsprechend dem in § 118 geregelten
Verfahren beim zustandigen Priufungsausschuss
Einwendungen erheben.

§ 124 Belehrung

Bei der Einladung zur obligatorischen Studienfach-
beratung, beim Abschluss einer Studienverlaufs-
vereinbarung und bei Erteilung einer Auflage sind
die Studentinnen und Studenten jeweils schriftlich
darauf hinzuweisen, dass sie unter den Vorausset-
zungen des § 15 Satz 3 Nummer 1 Buchstabe a
oder b BerlHG zu exmatrikulieren sind.

§ 125 Erfullung und Nichterfillung
von Verpflichtungen

(1) Die Erfullung der gemaR einer Studienverlaufs-
vereinbarung der Studentin oder dem Studenten
obliegenden Verpflichtungen bzw. der festgesetzten
Auflagen hat die Studentin oder der Student spa-
testens zum Ablauf der hierfiir gesetzten Frist dem
zustandigen Prufungsausschuss gegeniber nach-
zuweisen und bei (auch teilweiser) Nichterfullung
die Grinde hierfliir zu nennen.

(2) Wurden die Anforderungen bis zum festgesetz-
ten Zeitpunkt zu weniger als einem Drittel erfillt,
d. h. wurde weniger als ein Drittel der den Ver-
pflichtungen entsprechenden Leistungspunkte er-
worben, und hat die Studentin oder der Student
dem Prifungsausschuss Grinde fur ein Nichtver-
tretenmissen nicht genannt, so leitet dieser der fur
Exmatrikulationen zustandigen Stelle die notwendi-
gen Daten zu.

(3) Wenn die Verpflichtungen zum festgesetzten
Zeitpunkt zu wenigstens einem Drittel erfillt wor-
den sind oder die Erfullung in Hohe von weniger als
einem Drittel der zu erwerbenden Leistungspunkte
nicht zu vertreten ist, wird dies der Studentin oder
dem Studenten schriftlich zur Vorlage bei der
Rickmeldung bestatigt.

(4) Hat die Studentin oder der Student die Nichter-
fallung von Verpflichtungen zum festgesetzten
Zeitpunkt nicht zu vertreten und weiterhin im bis-
herigen Studium insgesamt weniger als ein Drittel
von 30 Leistungspunkten pro Fachsemester er-
reicht, wird sie oder er erneut zu einer obligatori-
schen Studienfachberatung eingeladen, in der un-



ter schriftlicher Aufhebung der Studienverlaufsver-
einbarung bzw. bestehender Auflagen eine neue
Studienverlaufsvereinbarung gemaR § 122 ge-
schlossen oder bei deren Nichtzustandekommen
neue Auflagen gemaR § 123 festgesetzt werden
kénnen.

Abschnitt 3
Prifungsberatung

§ 126 Prufungsberatung

(1) *Die Studentin oder der Student, die oder der
vor der letzten Moéglichkeit der Wiederholung einer
Prifung steht, wird schriftlich vom Prifungsaus-
schuss uber die mit dem Nichtbestehen von Pri-
fungen gemaR § 105 verbundenen Konsequenzen
informiert und zur Prifungsberatung eingeladen,
um Grinde fur Prifungsschwierigkeiten ermitteln
und gezielt Hilfestellungen geben zu kénnen. ?Die
Studentin oder der Student kann auf die Beratung
verzichten.

(2) 'Die Beratung wird von der oder dem Vorsit-
zenden des Prufungsausschusses oder deren oder
dessen Stellvertretung, auf Wunsch der Studentin
oder des Studenten von der Priferin oder dem Pri-
fer durchgefuihrt und der Studentin oder dem Stu-
denten schriftlich bestatigt. 2Ein Verzicht auf die
Beratung ist von der Studentin oder dem Studen-
ten gegeniber dem Prifungsbiro schriftlich zu er-
klaren.

Abschnitt 4
Vertraulichkeit

§ 127 Vertraulichkeit

(1) 'Die Beratung ist grundsatzlich vertraulich.
2Auf Wunsch der Studentin oder des Studenten
kann eine weitere Person bei der Beratung anwe-
send sein.

(2) 'Die zustandigen Prifungsausschiisse, Pri-
fungsbiros und Beratenden geben die fir die
Durchfuhrung der Beratungen jeweils erforderli-
chen Daten einander sowie im jeweils erforderli-
chen Umfang an die fur Exmatrikulationen zustan-
dige Stelle weiter. 2 Dariiber hinaus diirfen Einzel-
angaben Uber persdnliche und sachliche Verhaltnis-
se der Beratenen nur mit deren Einverstdndnis an
Dritte weitergegeben werden.

Teil 8
Exmatrikulation

§ 128 Wirkung

! Die Mitgliedschaft der Studentinnen und Studen-
ten an der Humboldt-Universitdt zu Berlin endet
mit der Exmatrikulation oder bei befristeter bzw.
vorlaufiger Immatrikulation mit Ablauf der Frist
bzw. mit Eintritt des Ereignisses. 2Wird die Exmat-
rikulation innerhalb von acht Wochen nach Semes-
terbeginn wirksam, so wird das betreffende Semes-
ter nicht gezahlt, doch behalten in dieser Zeit er-
brachte Studienleistungen und Prifungen ihre Gul-
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tigkeit. *Die Exmatrikulation wird durch schriftli-
chen Bescheid bekannt gegeben.

§ 129 Fristen, Erstattung von Gebuhren

(1) !Studentinnen und Studenten kénnen die Ex-
matrikulation selbst bei der fir Exmatrikulationen
zustandigen Stelle schriftlich beantragen. 2Sie
missen den Tag angeben, an dem die Exmatrikula-
tion wirksam werden soll. ®*Dies kann friihestens
der Tag sein, an dem der Antrag eingeht.

(2) 'Die bei der Immatrikulation oder Rickmel-
dung gezahlten Immatrikulations- oder Riuckmel-
degeblihren sowie ggf. gezahlte Sdumnisgebihren
werden nicht zuriickerstattet. ?Die Kosten fur ein
Semesterticket werden nach den Regelungen der
studentischen Satzung zum Semesterticket erstat-
tet. ®Die Ubrigen gezahlten Gebiihren und Beitrage
werden gegen vollstdndige Rickgabe der studenti-
schen Unterlagen des jeweiligen Semesters erstat-
tet, wenn die Exmatrikulation vor Beginn der Lehr-
veranstaltungszeit wirksam wird.

§ 130 Exmatrikulationsgrinde

(1) Studentinnen und Studenten kénnen exmatri-
kuliert werden, wenn sie

1. sich nicht fristgemal zuriickgemeldet haben
oder

2. das Studium in einem zulassungsbeschrank-
ten Studiengang trotz schriftlicher Aufforde-
rung und Androhung der Exmatrikulation
nicht unverziglich aufgenommen haben.

(2) Studentinnen und Studenten sind zu exmatri-
kulieren, wenn sie

1. der Verpflichtung zur Teilnahme an einer
Studienfachberatung im Hinblick auf nicht
erreichte Studienziele gemaR § 121 nicht
nachgekommen sind und sie auf diese Fol-
gen mit der Einladung zur Beratung hinge-
wiesen wurden,

2. die in einer Studienverlaufsvereinbarung
gemaR § 122 oder in Auflagen gemaR § 123
festgelegten Anforderungen bis zum festge-
setzten Zeitpunkt in zu vertretender Weise
zu weniger als einem Drittel erfullt haben
und sie bei Abschluss der Studienverlaufs-
vereinbarung oder bei Erteilung der Aufla-
gen auf diese Folgen hingewiesen wurden,

3. das Studium in keinem Studiengang fortfiih-
ren durfen,

4. Gebihren und Beitrage, einschlieB3lich der
Saumnisgebihren sowie der Sozialbeitrage
zum Studentenwerk, des Beitrags fur die
Studierendenschaft und, soweit eine ent-
sprechende Vereinbarung besteht, die Kos-
ten fir ein Semesterticket trotz schriftlicher
Mahnung und Androhung der Exmatrikulati-
on nicht gezahlt haben,



5. alle nach § 113 erforderlichen Anforderun-
gen erfullt haben oder eine Prufung nach
MalRgabe des § 105 Absatz 2 endgultig nicht
bestanden haben, sofern sie nicht innerhalb
von zwei Monaten die Notwendigkeit der
Immatrikulation fur die Erreichung eines
weiteren Studienziels nachweisen,

6. mit der OrdnungsmaRBnahme der Exmatriku-
lation gemaR 8§ 16 Absatz2 Nummer 4
BerlHG belegt worden sind.

(3) *Der Abschluss des Studiums im Sinne von Ab-
satz 2 Nummer 5 ist der Tag der Erteilung der Ab-
schlussdokumente nach § 115. > Die Exmatrikulati-
on erfolgt nach Ablauf der Zweimonatsfrist bzw.
nach Ablehnung des Antrags auf Immatrikulation
zur Erreichung eines weiteren Studienziels. ®Sie
kann auf eigenen Antrag der Studentinnen und
Studenten gemalR § 129 Absatz 1 zu einem frihe-
ren Zeitpunkt erfolgen.

Teil 9
Schlussvorschriften

Abschnitt 1
Ubergangsvorschiften,
Anwendungsbereich

Ausnahmen vom

8§ 131 Anwendbarkeit, Studium in
bestehenden Rechtsverhaltnissen,
Ausnahme vom Anwendung sbereich

(1) Soweit in diesem Teil nichts anderes bestimmt
ist, finden die Bestimmungen dieser Ordnung un-
mittelbar mit deren Inkrafttreten gemaR § 134 Ab-
satz 1 Anwendung.

(2) Die Bestimmungen uber Zugang, Zulassung,
Immatrikulation und Registrierung sind erstmalig
ab dem Bewerbungssemester Wintersemester
2013/14 anwendbar; 88 132 bis 134 bleiben unbe-
rahrt.

(3) Der Anwendungsvorrang gemaR § 2 Absatz 2
Satz 2 gilt mit Ausnahme der Bestimmungen Uber
Zugang, Zulassung, Immatrikulation und Registrie-
rung nicht fur vor Inkrafttreten dieser Ordnung er-
lassene fachspezifische Studien- und Prufungsord-
nungen.

(4) *Studentinnen und Studenten, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Ordnung an der
Humboldt-Universitat zu Berlin in Studienangebo-
ten nach den zu diesem Zeitpunkt gultigen fach-
spezifischen Studien- und Prufungsordnungen oder
nach fachspezifischen Studien- und Prifungsord-
nungen, die im Rahmen des Vertrauensschutzes
weiterhin anwendbar sind, immatrikuliert sind oder
nach diesem Zeitpunkt nach den Bestimmungen
Uber Zugang, Zulassung, Immatrikulation und Re-
gistrierung dieser Ordnung in diese Studien- und
Prifungsordnungen immatrikuliert werden, kénnen
ihr Studium nach den Bestimmungen des Berliner
Hochschulgesetzes in der bis zum 1. Juni 2011 gel-
tenden Fassung und den auf seiner Grundlage er-
lassenen Satzungen bis zur Aufhebung des Studi-

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 15/2013

49

enangebotes fortfiihren. 2 Fiir Studienangebote, die
nicht zu einem Diplom- oder Magistergrad fuhren
oder die nach 8 126 Absatz 5 Satz 2 BerlHG wei-
tergefuhrt werden, findet Satz 1 mit der MaRgabe
Anwendung, dass die Fortfilhrung des Studiums bis
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der jeweiligen auf
Grundlage dieser Ordnung erlassenen fachspezifi-
schen Studien- und Prafungsordnungen ermdglicht
wird; Uber diesen Zeitpunkt hinaus ist die Fortfiih-
rung des Studiums nur nach MalRgabe der zu tref-
fenden Bestimmungen der auf Grundlage dieser
Ordnung erlassenen fachspezifischen Studien- und
Prifungsordnungen und nur im Rahmen des Ver-
trauensschutzes maglich. ® Satze 1 und 2 gelten im
Falle der Registrierung entsprechend. * Teile 3 und
8, fur Studentinnen und Studenten nach Satz 2
dariiber hinaus auch die 8§ 93, 98, 99, 109, 117,
118 und Teil 7, finden abweichend von Absatz 3
vorrangig Anwendung; § 63 findet nur Anwendung,
soweit die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Ordnung giiltigen fachspezifischen Studien- und
Prufungsordnungen oder fachspezifische Studien-
und Prufungsordnungen, die im Rahmen des Ver-
trauensschutzes weiterhin anwendbar sind, ein
Teilzeitstudium nicht ausschlieRen. ® Fur Priifungen,
fur die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Ordnung bereits Anmeldungen eingegangen sind,
bleiben die fur diese Prifungsverfahren bisher gul-
tigen Bestimmungen auch fir zulassige Wiederho-
lungen von Prifungen anwendbar. ® Satz 5 gilt nicht
fur Studentinnen und Studenten nach Satz 2, wenn
die bereits eingegangene Anmeldung fir den ers-
ten Priufungsversuch erfolgte und nach dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Ordnung die An-
meldung zur Prufung zurickgezogen wurde, unter
Anerkennung des Ricktrittsgrundes von der Pri-
fung zuriickgetreten wurde oder die Zulassung zur
Prufung rechtmafig abgelehnt wurde.

(5) Der Wechsel aus Studienangeboten nach den
auf Grundlage dieser Ordnung erlassenen fachspe-
zifischen Studien- und Prufungsordnungen in Stu-
dienangebote nach den zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Ordnung glltigen fachspezifischen
Studien- und Prifungsordnungen oder nach fach-
spezifischen Studien- und Prifungsordnungen, die
im Rahmen des Vertrauensschutzes weiterhin an-
wendbar sind, ist ausgeschlossen.

(6) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ord-
nung bestehende Vereinbarungen oder gesonderte
Satzungen Uber besondere Studienangebote gelten
fort; sie sind vorbehaltlich anderweitiger Bestim-
mungen an diese Ordnung anzupassen, soweit Ab-
weichungen nicht ausdricklich zugelassen sind.

(7) Soweit in den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Ordnung gultigen oder im Rahmen des Ver-
trauensschutzes weiterhin anwendbaren Satzungen
auf Bestimmungen der Vorgangersatzungen nach
§ 134 Absatz 3 zu dieser Ordnung, insbesondere
das Gegenvorstellungsverfahren, verwiesen wird,
finden statt dessen die entsprechenden Bestim-
mungen dieser Ordnung Anwendung, soweit diese
Ordnung Ausnahmen nicht ausdricklich zul&sst;
Abséatze 3, 4, 6 und 9 bleiben unberihrt.



(8) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Ordnung bereits festgesetzten Fristen und ge-
troffene Entscheidungen des Préasidiums bleiben
gultig, soweit sie nicht nach Inkrafttreten dieser
Ordnung nach deren Vorschriften gedndert werden
und den Bestimmungen dieser Ordnung nicht wi-
dersprechen.

(9) 'Die Bestimmungen dieser Ordnung gelten
nicht fur die ,Charité — Universitatsmedizin Berlin
(Charité)" als Gliedkorperschaft der Freien Univer-
sitéat Berlin und der Humboldt-Universitat zu Berlin.
2Bis zum Erlass einer entsprechenden Satzung
durch die Charité bleibt die Satzung fiir Studienan-
gelegenheiten vom 8. Mérz 2004 (Amtliches Mittei-
lungsblatt der Humboldt-Universitdat zu Berlin
Nr. 27/2004 vom 22. Juli 2011, FU-Mitteilungen
(Amtsblatt der Freien Universitéat Berlin)
Nr. 25/2004 vom 30. Juli 2004) unberiihrt. *Das
Ubrige ist in Satzungen der Charité bestimmt.

§ 132 Fortgeltung der ZZS-HU

(1) Solange die Humboldt-Universitat zu Berlin von
§ 32 Absatz 2 BerlHZVO in der jeweils geltenden
Fassung Gebrauch macht (Ubergangsvorschrift),
finden insoweit anstelle der nachfolgend benannten
Paragraphen dieser Ordnung die jeweils benannten
Paragraphen der Zugangs- und Zulassungssatzung
der Humboldt Universitat zu Berlin (ZZS-HU) vom
7. Juni 2012 (Amtliches Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universitdt zu Berlin  Nr. 23/2012 vom
24. August 2012) Anwendung:

1. Anstelle von 8§ 18 Absatz 1 Satz 2 dieser
Ordnung gelten 8 7 Absatz1l Satz 2 und
Satz 4 ZZS-HU

2. Anstelle von § 21 Absatz 2 Satz 1 dieser
Ordnung gelten § 10 Absatz 1 Satz 1 ZZS-
HU mit der MaRgabe, dass die maximale An-
zahl zuléssiger Studienplatzbewerbungen
nach § 21 Absatz 1 dieser Ordnung und fur
alle Auswahlverfahren insgesamt eins be-
tréagt, und § 10 Absatz 1 Satz 7 ZZS-HU

3. Anstelle von § 21 Absatz 2 Satz 2 1. Halb-
satz dieser Ordnung gilt 8 10 Absatz 1
Satz 2 1. Halbsatz ZZS-HU

4. Anstelle von 8§ 21 Absatz 2 Satz 5 dieser
Ordnung gilt § 10 Absatz 1 Satz 5 ZZS-HU

(2) *Fir den in Absatz 1 benannten Zeitraum tritt
in 8§ 21 Absatz 1 Satz 1, § 21 Absatz 2 Satz 6 und
§ 33 Absatz 1 Satz 1 dieser Ordnung an die Stelle
der Studienplatzbewerbung der Studiengangs-
wunsch. >Es gelten § 21 Absatz 2 Satz 7 und 8,
§ 33 Absatz 2 Satz 1, § 34 Absatz2 Satz 1, § 38
Absatz 2 Satz1l und § 40 Absatz 2 Satz 1 dieser
Ordnung mit der MaRRgabe, dass an die Stelle der
dort genannten Anzahl von zuldssigen Studien-
platzbewerbungen die gleichhohe Anzahl von Stu-
diengangswuinschen, die im Rahmen der Studien-
platzbewerbung insgesamt zulassig sind, tritt.
3§ 34 Absatz 2 Satz 2 dieser Ordnung findet keine
Anwendung. *§ 38 Absatz 2 Satz 2, § 39 Absatz 2
1. Halbsatz und 8§ 40 Absatz 2 Satz 2 dieser Ord-
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nung gelten entsprechend mit der Malgabe, dass
§ 34 Absatz 2 dieser Ordnung in der Fassung nach
Satz 2 und Satz 3 entsprechend Anwendung findet.
®Satz 1 gilt entsprechend fiir § 33 Absatz 2 Satz 2
und Satz 3 dieser Ordnung mit der MaRgabe, dass
§ 21 Absatz 2 dieser Ordnung in der Fassung nach
Absatz 1 und Absatz. 2 Satz 1 entsprechend An-
wendung findet. ®§ 39 Absatz 2 2. Halbsatz dieser
Ordnung gilt mit der MaRgabe, dass § 33 Absatz 2
Satz 3 und 8 38 Absatz 2 dieser Ordnung in der
Fassung nach diesem Absatz entsprechend Anwen-
dung finden. ” § 40 Absatz 2 Satz 1 dieser Ordnung
gilt im Ubrigen mit der MaRgabe, dass § 38 Ab-
satz 2 dieser Ordnung in der Fassung nach diesem
Absatz entsprechend Anwendung findet. 8§ 17 Ab-
satz 1 Satz 4 dieser Ordnung gilt fir das Auswabhl-
verfahren nach Teil 2 Abschnitt 4 dieser Ordnung
mit der MaRgabe, dass anstelle eines vollstandigen
und konkreten Studienangebotes bis zu zwei voll-
stdndige und konkrete Studienangebote geméaR
§ 10 Absatz 1 Satz 1 ZZS-HU in der Studienplatz-
bewerbung bzw. dem Antrag nach 8 7 Absatz 1
Satz 4 dieser Ordnung genannt werden durfen.
°®Die Angabe nach Satz 8 muss bei Studiengangen,
die aus einer Kombination von Studienfachern be-
stehen, jeweils unter Angabe der notwendigen Stu-
dienfacher erfolgen. ° Bestimmungen Uber die je-
weils zulassige Anzahl von Studiengangswiinschen
bleiben auch im Fall von Satz 8 und Satz 9 unbe-
rahrt.

(3) Fur den in Absatz 1 benannten Zeitraum wird
Uber Absatz 2 hinaus bestimmt:

1. 819 Absatz 3 dieser Ordnung gilt mit der
MaRgabe, dass auch alle sonstigen Studien-
gangswiinsche als zurickgenommen gelten.

2. 822 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 dieser Ord-
nung gilt mit der MaRgabe, dass an die Stel-
le der Studienplatzbewerbung der Hauptan-
trag tritt.

3. § 22 Absatz 2 dieser Ordnung gilt mit der
MaRgabe, dass nur solche Bewerbungen in-
soweit berucksichtigungsfahig sind, bei de-
nen der entsprechende Studiengangswunsch
der Hauptantrag ist.

(4) Soweit in Bestimmungen dieser Ordnung auf
§ 10 BerlHZVO in der jeweils geltenden Fassung
verwiesen wird, findet § 10 Absatz 1 BerlHZVO
auch fir den in Absatz 1 benannten Zeitraum an-
stelle des 8 11 Absatz 1 der Hochschulzulassungs-
verordnung vom 19. Februar 2001 (GVBI. S. 54),
zuletzt geandert durch Artikel 111 des Gesetzes vom
20. Mai 2011 (GVBI. S. 194), Anwendung; fiur die-
sen Zeitraum kann die Auswahl nach einem Dienst
auf Grund eines friheren Zulassungsanspruchs je-
doch nur fir den im Hauptantrag genannten Studi-
engang erfolgen.

§ 133 Beifacher

(1) *Mit dem Bewerbungssemester Wintersemester
2014/15 werden die in den zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Ordnung gultigen oder in den
nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ord-



nung erlassenen oder ge&nderten fachspezifischen
Studien- und Prufungsordnungen geregelten Beiféa-
cher bis zum Inkrafttreten der jeweiligen, auf
Grundlage dieser Ordnung zu erlassenden fachspe-
zifischen Studien- und Prifungsordnung jeweils als
Module und Modulpakete des Uberfachlichen Wahl-
pflichtbereichs des grundstandigen Studiums ge-
m&aR § 67 Satz 3 fortgefiihrt. 2?Soweit die auf
Grundlage dieser Ordnung zu erlassenden fachspe-
zifischen Studien- und Prufungsordnungen nichts
anderes bestimmen, werden Beifécher in ihrer bis-
herigen Form daneben und im Rahmen des Ver-
trauensschutzes Uber das Wintersemester 2014/15
hinaus ausschlieBlich fur Studentinnen und Studen-
ten fortgefihrt, die weiter nach den zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Ordnung gilltigen fach-
spezifischen Studien- und Prifungsordnungen oder
nach fachspezifischen Studien- und Prifungsord-
nungen, die im Rahmen des Vertrauensschutzes
weiterhin anwendbar sind, oder nach fachspezifi-
schen Studien- und Prufungsordnungen, die nach
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ordnung
erlassen oder geandert worden sind und ein Bei-
fach vorsehen, studieren. °Kombinationsverbote
und verpflichtende Kombinationsvorgaben gemaf
der jeweiligen fachspezifischen Studien- und Pru-
fungsordnung und der Satzung Uber das Studien-
angebot bzw. die Zulassungszahlen bzw. der diese
ersetzenden oder erganzenden Satzung in der je-
weils giiltigen Fassung bleiben unberiihrt. * Sind in
der fir das Bewerbungssemester maRgeblichen
Satzung nach Satz 3 keine Bestimmungen mehr
Uber Kombinationsverbote und verpflichtende Kom-
binationsvorgaben enthalten, findet insoweit dieje-
nige Satzung weiterhin Anwendung, die letztmalig
Bestimmungen dariber enthalt.

(2) *Mit dem Bewerbungssemester Wintersemester
2014/15 tritt an die Stelle des Beifaches das Studi-
um eines Modulpaketes des uberfachlichen Wahl-
pflichtbereiches des grundstandigen Studiums ent-
sprechenden Umfanges, soweit im Gesamtstudien-
verlauf eines Monobachelorstudienganges geman
den zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Ord-
nung glltigen oder nach dem Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Ordnung erlassenen oder geéan-
derten fachspezifischen Studien- und Prifungsord-
nungen das Studium eines Beifaches vorgesehen
ist. 2Es gilt Absatz 1 Satz 3 und 4.

(3) 'Die Immatrikulation oder Registrierung in ei-
nem Beifach ist ab dem Wintersemester 2014/15
ausgeschlossen. 2Studentinnen und Studenten, die
in einem Beifach registriert sind, behalten das Bei-
fach bei. ®Eine Anmeldung oder Zulassung zu Mo-
dulpaketen gem&R § 87 Satz 3 ist insoweit nicht er-
forderlich.

(4) Fur den Wechsel eines Beifaches oder Modulpa-
ketes gilt § 87.

(5) Fur das Auswahlverfahren bei Modulpaketen gilt
§ 91 entsprechend; die Entscheidung wird einheit-
lich fir das gesamte Modulpaket getroffen.

(6) *Bis zum Bewerbungssemester Wintersemester
2014/15 gelten fur Beifacher die nachfolgenden,
erganzenden Bestimmungen. 2Der Zugang zu Bei-
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fachern unterliegt keinen erweiterten Zugangsvo-
raussetzungen. *§ 21 Absatz 1 Satz 1 gilt der mit
MaRgabe, dass, soweit geméafR der jeweiligen fach-
spezifischen Studien- und Priufungsordnung das
Studium eines Beifaches vorgeschrieben ist, Ge-
genstand der Studienplatzbewerbung insoweit die
Zulassung zum Studium im 1. Fachsemester in ei-
nem Bachelormonostudiengang bezogen auf das
diesen aufgrund seiner lUberwiegenden Bedeutung
pragende Kern- bzw. Monostudienfach und ein
konkretes Beifach ist. “§ 21 Absatz 2 Satz 4 gilt
mit der MaRRgabe, dass auch im Falle eines konkre-
ten zulassungsbeschrankten Beifaches ein Ersatz-
fach angegeben werden kann, wenn hierfir nach
MaRgabe der Satzung nach 8§ 21 Absatz 1 Satz 3
ein entsprechendes Studienangebot vorgehalten
wird. ®8§ 21 Absatz 2 Satz 6 gilt mit der MaRgabe,
dass, wenn die Bewerberin oder der Bewerber fur
das Kern- bzw. Monostudienfach, nicht aber fur ein
zulassungsbeschranktes Beifach ausgewahlt wird,
die Ablehnung der Studienplatzbewerbung nur er-
folgt, wenn kein Ersatzfach angegeben wurde. ® Die
Satze 3 bis 5 gelten in Bezug auf § 132 entspre-
chend; sie gelten auch, soweit andere Bestimmun-
gen dieser Ordnung auf § 21 verweisen und solan-
ge ein Studienangebot in Form von Beifachern an-
geboten wird. 7 Soweit in der jeweiligen Anlage der
fachspezifischen Zugangs- und Zulassungsregeln
die Bestimmungen Uber das Auswahlverfahren fir
das Kern- bzw. Monostudienfach oder fur das Kern-
fach oder fur das Zweitfach auf Beifacher nicht fur
entsprechend anwendbar erklart werden, wird eine
Quote fiur nach dem Ergebnis des von der Hoch-
schule durchzufuhrenden Auswahlverfahrens zu
vergebene Studienplatze nicht gebildet und die
Vergabe der nach § 24 Satz 1 verfluigbaren Platze
erfolgt in diesen Fallen ausschlie3lich zu gleichen
Teilen nach dem Grad der Qualifikation und nach
Wartezeit.

Abschnitt 2

I nkrafttreten, AuBerkraf ttreten

8 134 Inkrafttreten, AuRe rkrafttreten

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach der Verof-
fentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin in Kraft.

(2) *Mit dem Inkrafttreten dieser Ordnung tritt die
Zugangs- und Zulassungssatzung der Humboldt
Universitat zu Berlin (ZZS-HU) vom 7. Juni 2012
(Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Univer-
sitat zu Berlin Nr. 23/2012 vom 24. August 2012)
auBBer Kraft; sie behalt jedoch ihre Giltigkeit ge-
maR §§ 131, 132. 2 Bereits getroffene Entscheidun-
gen Uber Zugang, Zulassung, Immatrikulation und
Registrierung bleiben unberihrt.

(3) *Mit dem Inkrafttreten dieser Ordnung tritt die
Allgemeine Satzung fur Studien- und Prifungsan-
gelegenheiten vom 29. August 2006 (Amtliches
Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin
Nr. 01/2007 vom 19. Januar 2007), die zuletzt
durch die Dritte Anderung der Allgemeinen Satzung
fur Studien- und Prifungsangelegenheiten (ASSP)
vom 13. Juli 2010 (Amtliches Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitdt zu Berlin Nr. 39/2010 vom



14. September 2010) ge&ndert worden ist, aul3er
Kraft; sie behdalt jedoch ihre Giltigkeit gemafi
§ 131. ? Abweichend von Satz 1 bleibt § 3 ASSP bis
zum Inkrafttreten einer entsprechenden Satzung in
Kraft.

(4) Mit dem
weiter

Inkrafttreten dieser Ordnung treten

1. die Ordnung fur das Verfahren zur Feststel-
lung der fachgebundenen Studienberechti-
gung gemaf § 11 des Berliner Hochschulge-
setzes (Berl[HG) vom 24. November 1998
(Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universitat zu Berlin  Nr. 3/1999 vom
15. Mé&rz 1999) und

2. die Gasthérerordnung vom 25. Januar 2000
(Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-
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Universitat zu Berlin  Nr. 3/2000 vom
3. Marz 2000) insoweit und mit der Malga-
be, dass die Anderung der Gasthorerord-
nung vom 25. April 2001 (Amtliches Mittei-
lungsblatt der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin Nr.12/2001 vom 2. August 2001) in
Hinblick auf die Bestimmungen zur HO6he der
Gasthorerentgelte weiterhin Anwendung fin-
den,

auBBer Kraft.

(5) Das AuRerkrafttreten der zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Ordnung gultigen fachspezifi-
schen Studien- und Prifungsordnungen ist in den
auf Grundlage dieser Ordnung zu erlassenden fach-
spezifischen Studien- und Prifungsordnungen be-
stimmt.



Anhang

1. Alilgemeine Anlagen der
Zugangs- und Zulassungsregeln

1.1. Nachweise iiber

e e e

1.2,
1.3,
.1.4.
1.5.
.1.6.

Zugangsvoraussetzungen

Berufsqualifizierender Abschluss
eines Hochschulstudiums

Ausstehender Abschluss
Hochschulzeugnis
Leistungsiibersicht
Selbstzuordnung

Fakultativer Nachweis: Gegenstand
der vermittelten Kompetenzen bei

uneindeutigen Lehrveranstaltungs-
und/oder Modultiteln

1.2. Nachweise iiber Auswahlkriterien

1.2.1.

1.2.2.

Grad der Qualifikation
(grundstandiges Studium)

Studienrelevante berufspraktische
Erfahrung im Umfang von

900 Stunden

(grundstandiges Studium)

Grad der Qualifikation
(weiterflihrendes Studium)

AuBerhalb des Hochschulstudiums
erworbene Qualifikation:
Berufspraktische Erfahrung im
Umfang von 900 Stunden innerhalb
der letzten 3 Jahre
(weiterflihrendes Studium)

Leistungsiibersicht
(weiterfuihrendes Studium)

Selbstzuordnung
(weiterfuhrendes Studium)

Fakultativer Nachweis: Gegenstand
der vermittelten Kompetenzen bei
uneindeutigen Lehrveranstaltungs-
und/oder Modultiteln
(weiterflihrendes Studium)

1.3. Facheriibergreifende

1.3.1.

1.3.2.

1.3.3.

1.3.4.

Zugangs- und Zulassungsregeln
fiir Lehramtsmasterstudiengange

Erweiterte Zugangsvoraussetzungen
Master of Education
(60 LP oder 90 LP)

Erweiterte Zugangsvoraussetzungen
Master of Education
(Grundschulpddagogik)

Erweiterte Zugangsvoraussetzungen
Master of Education (120 LP)

Auswahlkriterien Master of Education

nununnon

. 56

. 56

56

57
60
61
62
69

.70

.70

.71

.72

.73

.74

.75

. 82

. 83

. 83

. 85

. 87

. 89
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. Fachspezifische
Zugangs- und Zulassungsregeln

.1. Grundstandiges Studium

.1.1.

1.1,
1.2.
1.3,
.1.4.

1.5.
.1.6.
1.7,
.1.8.

.1.9.

.1.10.
1011,
1.12.

s

.1.31.
.1.32.
.1.33.
.1.34.
.1.35.
.1.36.
.1.37.
.1.38.
.1.39.
.1.40.

13.
.14.
.15.
.16.
17.
.18.
.1.19.
.1.20.
.1.21.
.1.22.
.1.23.
.1.24.
.1.25.
.1.26.
.1.27.
.1.28.
.1.29.
.1.30.

Bachelorstudium

Agrarwissenschaften
Amerikanistik
Arbeitslehre (TU)

Archdologie und Kulturgeschichte
Nordostafrikas

Archédologie und Kulturwissenschaft
Betriebliches Rechnungswesen
Betriebswirtschaftslehre

Bibliotheks- und
Informationswissenschaft

Biologie
Biophysik
Chemie

Deaf Studies (Sprache und Kultur
der Gehoérlosengemeinschaft)

Deutsch

Deutsche Literatur

Englisch
Erziehungswissenschaften
Europdische Ethnologie
Evangelische Theologie
Franzdsisch
Gartenbauwissenschaften
Geographie

Germanistische Linguistik
Geschichte
Geschlechterstudien/Gender Studies
Griechisch

Griechisch-romische Archaologie
Grundschulpadagogik
Historische Linguistik

Informatik

Informationsmanagement &
Informationstechnologie

Italienisch

Katholische Theologie (FU)
Kulturwissenschaft

Kunst- und Bildgeschichte

Land- und Gartenbauwissenschaft
Latein

Mathematik

Medienwissenschaft
Musikwissenschaft

Philosophie

wuno
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. 90

. 90

. 90

. 90
.91

93
94

95
96

. 97
. 99

. 100
. 102

104
106

108
109

. 110
. 112
. 113
. 115
. 116
. 118
. 119

120
121
122
123
124
125
127
128
131

133
134
135
136
137
138
139
141

. 142

143
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.1.41.
.1.42.
.1.43.
.1.44.
.1.45.
.1.46.
.1.47.

.1.48.
.1.49.
.1.50.
.1.51.
.1.52.
.1.53.
.1.54.
.1.55.

1.56.

.1.57.

2.1.2.

Philosophie/Ethik

Physik

Psychologie

Regionalstudien Asien/Afrika
Rehabilitationspadagogik
Rehabilitationswissenschaften
Rehabilitationswissenschaften -
Schwerpunkt Gebardensprach- und
Audiopadagogik (Gehdrlosen- und
Schwerhodrigenpadagogik)

Russisch
Skandinavistik/Nordeuropa-Studien
Slawische Sprachen und Literaturen
Sozialkunde (FU)
Sozialwissenschaften

Spanisch

Sportwissenschaft

Ungarische Literatur und Kultur
Volkswirtschaftslehre

Wirtschaftspadagogik
(Wirtschaftswissenschaften)

Diplomstudiengang,

Studium mit kirchlichem Examen

2.1.2.1.

2.1.3.

2.1.3.1.

Evangelische Theologie

Staatsexamensstudiengang

Rechtswissenschaft

2.2. Weiterfiihrendes Studium

2.2.1.

2.2.
2.2.
2.2.
2.2.

2.2.

2.2.
2.2.
2.2.

1.1.
1.2.
1.3.
1.4.

1.5.

1.6.
1.7.
1.8.

2.2.1.9.

2.2.
2.2.

1.10.
1.11.

Master of Arts

Afrikawissenschaften
Alte Geschichte
Amerikanistik

Archdologie und
Kulturgeschichte Nordostafrikas
Bibliotheks- und
Informationswissenschaft
Deutsch als Fremdsprache
Deutsche Literatur
Deutsch-Turkischer
Masterstudiengang
Sozialwissenschaften /
German-Turkish
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Vorbemerkung

Diese Handreichung informiert Gber die Eckpunkte, die bei der Konzipierung und
Umsetzung von Studienangeboten fir das Bachelorstudium an der Humboldt-
Universitat zu Berlin (HU) zu beachten sind. Sie behandelt zentrale Aspekte der
Studienreform in Deutschland im Allgemeinen und an der HU im Besonderen.
Damit mdchte die Studienabteilung allen Beteiligten die notwendigen Informatio-
nen liefern, die sie fur die Planung und Einrichtung neuer Studienangebote bend-
tigen.

1. Ziele der Humboldt-Universitat

Wichtige Aspekte der Studienreform sind:

e Das Studienangebot zeichnet sich durch hohe Flexibilitat aus. Es ermdg-
licht Studierenden, Facher zu kombinieren und individuelle Studienschwer-
punkte zu setzen.

e Lehre und Forschung sind eng miteinander verbunden; die Lehre ist for-
schungsorientiert und die Forschung berlcksichtigt Anforderungen, die
sich aus der Lehre ergeben.

e Das Studium soll international sein, d.h. das Studium im Ausland ist an der
HU fester Bestandteil des Curriculums. Internationale Studierende und
Lehrende bereichern die Lehr- und Lernsituationen an der HU. Internatio-
nale Kooperationen und Kontakte der HU sind deutlich sichtbar.

e In allen Studienphasen (Bachelor-, Master-, Promotions- und Weiterbil-
dende Studiengange) ist das Profil der Humboldt-Universitat sichtbar; sei-
ne Kernelemente spiegeln sich in Ordnungen und Zulassungsverfahren
wieder.

e Die Studienreform wird durch Evaluation und Akkreditierung, die Qualitat
in Studium und Lehre sichern, fortlaufend begleitet.

Sinnvolle Studienreform bedeutet, dass schon im Bachelorstudium die Facherpro-
file deutlich erkennbar sind, Mobilitdt und Internationalisierung gestarkt werden,
Lehrveranstaltungs- und Prifungsformen flexibel gestaltet sind und gerade talen-
tierten Studierenden Wahlfreiheit und frihzeitige Wissenschaftsorientierung er-
maoglicht wird. Merkmale des Bachelorstudiums sind daruber hinaus der Berufs-
feldbezug und die Einbindung von Praktika. Wichtige Eckpunkte der Struktur re-
gelt hochschulUibergreifend die Facherubergreifende Satzung zur Regelung von
Zulassung, Studium und Prifung (ZSP-HU).



2. Rahmenbedingungen fir die Entwicklung von Studien-
angeboten

Es existieren zahlreiche Vorgaben auf unterschiedlichen Ebenen — von der EU
Uber die Beschlisse der Kultusministerkonferenz hin zu Landesregelungen und
den eigenen Satzungen der Hochschule. Hier finden Sie die Links zu den wich-
tigsten Dokumenten. Daneben konnen fur einzelne Facher und fir bestimmte
Studienprofile weitere Papiere wichtig sein, z.B. fachspezifische Qualifikations-
rahmen oder Vorgaben zur Lehrerbildung.

1) Europaweit

e Bologna-Erkldrung (von 1999)

e ECTS Users’ Guide der Europaischen Union (von 2009)
2) Bundesweit

e Landergemeinsame Strukturvorgaben fir die Akkreditierung von Bachelor-
und Masterstudiengangen (Beschluss der KMK vom 10.10.2003 i.d.F. vom
04.02.2010)

e Qualifikationsrahmen fir Deutsche Hochschulabschlisse (Im Zusammen-
wirken von Hochschulrektorenkonferenz, Kultusministerkonferenz und
Bundesministerium fir Bildung und Forschung erarbeitet und von der Kul-
tusministerkonferenz am 21.04.2005 beschlossen)

e ECTS im Kontext: Ziele, Erfahrungen und Anwendungsfelder (Empfehlung
des 104. Senates der HRK vom 12.06.2007)

e Regeln des Akkreditierungsrates fur die Akkreditierung von Studiengangen
und fur die Systemakkreditierung (Beschluss des Akkreditierungsrates
vom 08.12.2009, geandert am 10.12.2010, 07.12.2011 und am
23.02.2012)

e MaRgaben zur Auslegung der landergemeinsamen Strukturvorgaben (Be-
schluss des Akkreditierungsrates vom 12.02.2010)

3) Landesweit

e Berliner Hochschulgesetz (BerlHG) (vom 26.07.2011)

e Berliner Hochschulzulassungsgesetz (BerlHZG) (vom 18.06.2005, zuletzt
geandert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20.05.2011)

4) Beschlisse der Humboldt-Universitat zu Berlin

e Verfassung der HU (vom 28.06.2006)

e Facherubergreifende Satzung zur Regelung von Zulassung, Studium und
Prifung (ZSP-HU) (vom ___ 2012)

e Allgemeine Satzung fir Studien- und Prifungsangelegenheiten der HU
ASSP (in der jeweils geltenden Fassung)



http://www.bmbf.de/de/3336.php
http://www.kmk.org/wissenschaft-hochschule/studium-und-pruefung/bachelor-und-masterstudiengaenge/laendergemeinsame-strukturvorgaben-fuer-die-akkreditierung-von-bachelor-und-masterstudiengaengen.html
http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/2005/2005_04_21-Qualifikationsrahmen-HS-Abschluesse.pdf
http://www.hrk-bologna.de/bologna/de/download/dateien/ects2007.pdf
http://www.akkreditierungsrat.de/index.php?id=6
http://www.akkreditierungsrat.de/index.php?id=6
http://www.personalabteilung.tu-berlin.de/fileadmin/abt6/archiv/Stellenausschreibungen/externe_Stellenausschreibungen/Professur/5893012.06.2012_Berliner_Hochschulgesetz.pdf
http://gesetze.berlin.de/Default.aspx?words=BerlHZG&btsearch.x=42&filter=
http://www.amb.hu-berlin.de/2011/16/162011
http://www.amb.hu-berlin.de/2007/1/120074
http://www.oead.at/fileadmin/lll/dateien/lebenslanges_lernen_pdf_word_xls/erasmus/bologna/ects_users_guide2009_de.pdf

3.

Zugangs- und Zulassungssatzung der HU (in der jeweils geltenden Fas-
sung)

Erprobung neuer Studiengange, die zu den Abschliissen "Bachelor/Master"
gemal 8 19 HRG fihren (Beschluss des AS vom 21. Marz 2000)

Grundsatze fur die Einfihrung der Studienreformelemente Studienpunkte-
system, Modularisierung und studienbegleitende Prifungen (Beschluss des
AS vom 19.12.2000)

Studienreform an der HU — Einfihrung von gestuften Bachelor- und Mas-
terstudiengdngen (Beschluss des AS vom 16. Oktober 2001)

Studienstruktur bei der Einfihrung neuer Bachelorstudiengdnge sowie Ein-
richtung von Bachelorstudiengangen und von Masterstudiengangen fur das
Lehramt (Beschluss des AS vom 17. Februar 2004)

Uberarbeitung von Bachelor- und Masterstudiengangen unter Beriicksichti-
gung von Reduktion des Workloads, Einfuhrung eines Wabhlfrei-Moduls,
Verbesserung der Studierbarkeit und rechtlicher Uberprifung der Pri-
fungsbedingungen (Beschluss des AS vom 23.06.2009)

Verbesserung der Studiensituation an der Humboldt-Universitat, u.a. Ga-
rantie der Studienfreiheit und Veranderung der Studienmodalitaten (Be-
schluss des AS vom 07.07.2009)

Empfehlung zur universitatsweiten Herabsetzung der Anzahl der fur einen
Studienpunkt zu erbringenden Arbeitsstunden von bisher 30 auf 25 (AS-
Beschluss vom 09.02.2010)

Studienziele, wissenschaftliches Profil der Facher

Bei der Konzeption von Studienangeboten sind neben den Studieninhalten vor
allem die Studienziele relevant. Jedes Fach muss das Wissen und die Kompeten-
zen definieren, die die Studierenden in den Modulen eines Studiengangs erwer-
ben (,output” statt ,input”). So ist auch auszuweisen, fir welche Berufsfelder
sich Studierende mit einem Studium qualifizieren (,employability”).

Ubergreifend sind zwei Studienziele fir die Humboldt-Universitat profilbildend:

Studierende sollen bereits im Bachelorstudium die Mdéglichkeit erhalten,
eigenen Projekten unter Anleitung von Lehrenden in kleineren Gruppen
nachzugehen, sich also fruhzeitig sehr intensiv mit Forschung auseinander
zu setzen. Deshalb sieht die Musterordnung fur die Bachelorstudien vor,
dass Studierende auf Antrag bestimmte Module oder auch eine Lehrveran-
staltung durch ein Studienprojekt ersetzen kdonnen. Einige Facher haben
damit bereits sehr gute Erfahrungen gemacht.

Das Studium an der Humboldt-Universitat fordert die Internationalitat.
Hierflr sollen im Bachelorstudium Mobilitatsfenster geschaffen werden, die


https://www.amb.hu-berlin.de/
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2000-03-21.pdf
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2000-12-19.pdf
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2001-10-16.pdf
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2004-02-17.pdf
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2009-06-23.pdf
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2009-07-07.pdf
https://www.hu-berlin.de/studium/reform/AS_2010-02-09.pdf

es erlauben, ein Semester oder zumindest ein Praktikum im Ausland zu
absolvieren. Besonders geeignet ist dafur in der Regel das 4. oder 5. Se-
mester. Es sollte die Mdéglichkeit bestehen, die im Ausland absolvierten
Lehrveranstaltungen im eigenen Studiengang anerkennen zu lassen. Bes-
tenfalls wird das mit Partneruniversitdten oder aber in individuellen ,lear-
ning agreements* vereinbart. Es ist auRerdem zu empfehlen, die Prakti-
kamoglichkeiten im EU-Programm Leonardo in Anspruch zu nehmen.

4. Vorbereitung und Planung des Verfahrens

Bei der Vorbereitung eines neuen Studienangebots ist frihzeitig ein Plan zu er-
stellen, in dem Zeitpunkte, Aufgaben und Verantwortliche einschlie8lich der zu-
stdndigen Gremien festgelegt werden. Es muss damit gerechnet werden, dass
das Verfahren ein Jahr vor dem geplanten erstmaligen Beginn des Studienange-
bots begonnen werden muss, um es rechtzeitig abzuschlieRen. Die Studienabtei-
lung unterstitzt Sie bei der Planung.

Sie benétigen immer:
e ein Studienkonzept,
e einen Studienverlaufsplan,
e eine Kapazitatsplanung,
e Studien- und Prifungsordnungen,
e Modul- und Lehrveranstaltungsibersicht in englischer Sprache
e Modulbeschreibungen,
e Regelungen zum Zugang und zur Zulassung,

Um die rechtzeitige Einrichtung des Studiengangs sicherstellen zu kdnnen, ist es
notwendig, das Studienkonzept unter Berlcksichtigung des Arbeits- und Zeit-
plans zur Entwicklung eines neuen Studiengangs mit der Studienabteilung abzu-
stimmen. Handelt es sich um ein internationales Angebot, muss auch das Inter-
national Office/ Internationale Biro der HU in die Planung einbezogen werden.

Das Studienkonzept ist ein Papier, in dem die Struktur und Ziele des Studienan-
gebots, die Zielgruppe, das Verhdltnis des neuen Studienangebots zu bestehen-
den Studiengéngen, die kapazitaren Ressourcen sowie die fachspezifischen Zu-
gangsvoraussetzungen und Auswahlkriterien beschrieben werden. Es dient dazu,
auch mit dem Prasidium zu klaren, ob das Studienangebot strategisch in das Pro-
fil der HU insgesamt passt und die Entwicklung weiter verfolgt werden soll.

Der Studienverlaufsplan ist eine idealtypische Darstellung der zeitlichen Abfolge
des Curriculums.

Die Frage nach den Kapazitaten ist in der Studienreform von besonderer Bedeu-
tung. Jedes Studienangebot der Universitdt muss vom Fach nicht nur hinsichtlich



der Inhalte, sondern auch mit Blick auf die zur Verfiugung stehenden Kapazitaten
fur die Lehre verantwortet werden. Dabei geht es sowohl um den Status quo als
auch um die Struktur- und Stellenplanung der Universitat. Einen Teil dieser In-
formationen beinhaltet die nach dem Studienverlaufsplan erstellte Veranstal-
tungsiubersicht zur Kapazitatsplanung, aus der die geplanten Veranstaltungsty-
pen und GruppengrdfRen hervorgehen. Dies wird auch spéater fur die Berechung
der Zulassungszahlen wichtig, die sich aus Curricularnormwerten in bestimmten,
fir einzelne Fachergruppen geltenden Bandbreiten ergeben. Letztlich sind fol-
gende Fragen zu beantworten:

e Welche Personalkapazitdten stehen dauerhaft zur Verfugung (Anzahl der
Stellen mit jeweiligen Deputatsstunden und Stand der Besetzung, Anzahl
der gesicherten Lehrauftrage)?

e Welche Folgen ergeben sich fiar Angebote des Faches in unterschiedlichen
Studienphasen, also fiur die Master-, Promotions- und eventuelle Weiter-
bildungsplane?

e Welche Aufnahmekapazitat, also welche Zahl immatrikulierter Studieren-
der, ergibt sich daraus? Welcher Curricularnormwert wird den Berechnun-
gen zugrunde gelegt?

e Welche Folgen ergeben sich fur die bereits vorhandenen Studienangebote
hinsichtlich der Zulassungszahlen und der GrdfRe der Lehrveranstaltungen?

Als Arbeitshilfe stellt die Studienabteilung den Fakultaten Musterstudien- und
Musterprifungsordnungen, die in Zusammenarbeit mit der Rechtsstelle ausgear-
beitet wurden, zur Verfigung.

Die Modul- und Lehrveranstaltungsubersicht in englischer Sprache muss rechtzei-
tig mit den anderen Unterlagen vor Beginn des Studiums vorliegen, da die Stu-
dien- und Prufungsordnungen durch das Referat Prifungsservice sonst nicht ab-
gebildet werden kdnnen.

5. Modularisierung, Leistungspunkte und ECTS

Bachelor- und Masterstudiengdnge miussen gemal den Landergemeinsamen
Strukturvorgaben fur die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengangen
modularisiert sein. Definition und Standards fur die Modularisierung finden sich in
den ,Rahmenvorgaben fir die EinfiUhrung von Leistungspunktesystemen und die
Modularisierung von Studiengangen” (Anlage der ,Landergemeinsamen Struktur-
vorgaben fiur die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstudiengdngen®,
10.10.2003 i.d.F. vom 04.02.2010). Danach werden in Modulen ,thematisch und
zeitlich abgerundete, in sich geschlossene und mit Leistungspunkten belegte
Studieneinheiten zusammengefasst.*

Module sind kompetenzorientiert: Bei der Konzipierung von Modulen soll sich an
den Qualifikationszielen (Learning Outcomes) orientiert werden. Fur jedes Modul



sind dementsprechend die zu erreichenden Lernziele und die zu erwerbenden
Kompetenzen zu definieren.

Zentrale Aspekte der Modularisierung sind auBerdem:

e Module setzen sich aus verschiedenen Lehr- und Lernformen (wie Vorle-
sung, Ubungen, Seminare) zusammen.

e Um Studierenden zu ermdglichen, ganze Module im Ausland zu absolvieren
oder auch einzelne Lehrveranstaltungen an anderen Hochschulen zu besu-
chen, sollen sich Module nur tGber ein Semester erstrecken. Bei besonderer
Begrindung der Facher ist im Ausnahmefall auch eine Moduldauer von 2
Semestern maoglich.

e Jedes Modul ist mit einer bestimmten Anzahl an Leistungspunkten verse-
hen. Diese geben an, welcher Zeitaufwand von Studierenden erbracht
werden muss, wenn sie das Modul belegen. Ein Leistungspunkt entspricht
gemal der ZSP-HU 25 bis maximal 30 Zeitstunden; die konkrete Festle-
gung, wie viele Arbeitsstunden innerhalb der Bandbreite von 25-30 Stun-
den einem Leistungspunkt zugrunde liegen, erfolgt in den fachspezifischen
Studien- und Prifungsordnungen Dabei werden sowohl die Stunden der
Prasenz in den Lehrveranstaltungen eingerechnet als auch die Zeit fir das
Selbststudium einschliel3lich von Gruppenarbeit, Projektarbeit, Arbeit an
Prasentationen sowie der Aufwand fur die Prufungsvorbereitung und die
Prifung selbst. Die Anzahl der Leistungspunkte muss mindestens der An-
zahl der Semesterwochenstunden entsprechen.

e Module werden i.d.R. mit einer studienbegleitenden Modulabschlusspri-
fung abgeschlossen (MAP). Teilprifungen sind zu vermeiden. Die Vergabe
von Leistungspunkten setzt nicht zwingend eine Prifung, sondern den er-
folgreichen Abschluss des Moduls voraus. In der Modulbeschreibung muss
bestimmt werden, an welche Studienleistung oder Prifung die Vergabe der
Leistungspunkte gebunden ist.

e Entsprechend den Landergemeinsamen Strukturvorgaben sollen Module
mindestens einen Umfang von 5 Leistungspunkten aufweisen. An der HU
soll ein Modul geméafl AS-Beschluss 10 Leistungspunkte bzw. wenn sinnvoll
5 Leistungspunkte umfassen, um die Belegung fachfremder Module und
die Studierendenmobilitat zu erleichtern.

e Module kdnnen ganzlich vorgegeben werden (zum Beispiel: eine Vorlesung
mit einem Tutorium) oder aber Pflicht- und Wahlveranstaltungen (eine
Vorlesung und eines von drei Seminaren) beinhalten. Fir die Studienorga-
nisation ist es allerdings leichter, ganze WahIlmodule fir Spezialisierungen
und Vertiefungen anzubieten.

Far jedes Modul muss eine Beschreibung angefertigt werden, die als Anlage Teil
der Studienordnung ist. Zur Beschreibung eines Moduls gehdren immer:

e Lern- und Qualifikationsziele:



Was wissen, konnen, beherrschen die Studierenden zum Abschluss des
Moduls? Welche Kompetenzen (fachbezogene, methodische, fachiber-
greifende Kompetenzen, Schliisselqualifikationen) haben die Studieren-
den erworben?

e Voraussetzungen fur die Teilnahme:
Hier sollte, falls erforderlich, auf vorher zu studierende andere Module
verwiesen werden.

e Lehrveranstaltungsarten:
Die ZSP-HU enthalt mehrere Formen: Vorlesung, Seminar, Ubung,
Praktikum, schulpraktische Studien, Kurs, Kleingruppenprojekt, Exkur-
sion, Colloquium, Tutorium. Um das Studium an der HU transparent
und Ubersichtlich zu gestalten, sollten nur diese Bezeichnungen benutzt
werden. Bei Bedarf kdnnen allerdings weitere Lehrveranstaltungsarten
in der fachspezifischen Studienordnung benannt und definiert werden.

e Leistungspunkte und Umfang der einzelnen Lehr- und Lernformen:
Neben den Prasenzzeiten ist der Zeitaufwand fur Vor- und Nachberei-
tung je Lehrveranstaltung von Bedeutung. Die Voraussetzung fur das
Erteilen der Leistungspunkte ist festzulegen.

e Themen der jeweiligen Lehrveranstaltungen des Moduls

Hier bietet sich eine thematisch Ubergreifende, aber auch entwick-
lungsoffene Beschreibung, ggf. mit exemplarischen Erl&auterungen an.

e Form, Umfang/Dauer, Leistungspunkte der Modulabschlusspriufung (MAP)

Hier muss festgelegt werden, welche Prifungsformen vorgesehen sind,
z. B. Klausur, Hausarbeit, Portfolio, Essay, multimediale, mindliche
oder praktische Prifung. Dabei ist darauf zu achten, dass unterschiedli-
che Prufungsformen verwendet werden. Ebenso sind Angaben zu Dau-
er, Bearbeitungszeit bzw. Umfang der Prifung zu machen.

Dauer des Moduls
1 Semester

Die Leistungspunkte werden nach dem Kreditpunktsystem der EU, das ECTS (Eu-
ropean Credit Transfer System), vergeben. Das ECTS wurde urspringlich ge-
schaffen, um Studienleistungen, die im Rahmen von Austauschprogrammen er-
bracht werden, zu dokumentieren und in der Heimatuniversitat anrechenbar zu
machen. Nach dem ECTS ist pro Semester der Erwerb von 30 Leistungspunkten
vorgesehen. Mehr Arbeitsaufwand darf der Studienverlaufsplan nicht von Studie-
renden verlangen.
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6.

Monobachelorstudiengang:

Er gliedert sich in einen Pflichtbereich,

einen Uberfachlichen Wahlpflichtbereich.

Umfang und Studienaufbau des Bachelorstudiums

einen fachlichen Wabhlpflichtbereich und

Monobachelorstudiengang 1

Pflichtbereich

830 LP
in Abhangigkeit von den LP fir den
fachlichen und Uberfachlichen Wahl-

pflichtbereich

fachlicher Wahlpflichtbereich
Uberfachlicher Wahlpflichtbereich

zusammen mindestens 40 LP

uberfachlicher Wahlpflichtbereich

mindestens 20 LP, kann auf 10 LP ein-
geschrankt werden

Kombinationsbachelorstudiengang ohne

Lehramtsoption bzw. ohne Ausiibung der

Lehramtsoption

Das Kernfach gliedert sich in einen Pflichtbereich, einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich und einen tUberfachlichen Wahlpflichtbereich. Das Zweitfach gliedert sich in
einen Pflichtbereich. Es kann einen fachlichen Wahlpflichtbereich haben.

Kombinationsbachelorstudiengang 1

30 LP

Kernfach

120 LP

Pflichtbereich

in Abhéangigkeit von den LP fir den
fachlichen und dberfachlichen Wabhl-
pflichtbereich

fachlicher Wahlpflichtbereich
uberfachlicher Wahlpflichtbereich

zusammen mindestens 40 LP

Uberfachlicher Wahlpflichtbereich

mindestens 20 LP, kann auf 10 LP ein-
geschrankt werden

Zweitfach

60 LP

Pflichtbereich

in Abhéangigkeit von den LP fur den
ggf. vorhandenen fachlichen Wahl-
pflichtbereich

fachlicher Wahlpflichtbereich

ggf.




11

Kombinationsbachelorstudiengang mit Ausiilbung der Lehramtsoption

Das Kernfach gliedert sich in einen Pflichtbereich, einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich und einen uberfachlichen Wahlpflichtbereich. Das Zweitfach gliedert sich in

einen Pflichtbereich. Es kann einen fachlichen Wahlpflichtbereich haben.

Kombinationsbachelorstudiengang 180 LP

Kernfach 113 LP

fachwissenschaftlicher  Anteil besteht

aus: 90 LP (bei anschlieBendem Lehr-

Pflichtbereich
ggf. fachlicher/oder
Wahlpflichtbereich

Uberfachlicher

amtsmaster 120 LP) bzw. 80 LP (bei
anschlieBendem Lehramtsmaster 90
oder 60 LP)

berufswissenschaftlicher Anteil besteht

in der Regel aus:

Fachdidaktik des Kernfachs

Studienanteil Erziehungswissen-

7 LP (bei anschlieRendem Lehr-
amtsmaster 120 LP) bzw. 17 LP (bei
anschlieBendem Lehramtsmaster 90
oder 60 LP)

schaften 13LP
Studienanteil Deutsch als 3 LP
Zweitsprache
Zweitfach 67 LP
fachwissenschaftlicher Anteil besteht | 60 LP
aus:
Pflichtbereich
ggf. fachlicher Wahlpflichtbereich
berufswissenschaftlicher Anteil besteht
aus:
Fachdidaktik des Zweitfachs 7 LP
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7. Kernfach, Monofach, Zweitfach - Lehramtsstudien

Die Facher kénnen ihre Modulangebote in das Studienangebot der HU fir die Ba-
chelorphase einbringen als

e Kern- bzw. Monofach mit unterschiedlichem Umfang fir den Kombinations-
und den Monobachelor

e Zweitfach fur den Kombinationsbachelor

In der Studienordnung muss festgelegt werden, welche Module innerhalb dieser
Profile eher einfihrenden und grundlegenden Charakter und welche eher vertie-
fenden und spezialisierenden Charakter haben. Aulerdem kdnnen gerade im Mo-
nobachelor auch Verzweigungen innerhalb des Studiengangs im Sinne von
gleichgestellten Teilgebieten, Vertiefungsrichtungen oder Anwendungsbereichen
vorgesehen werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass breite Wahlmaglich-
keiten kapazitdre Auswirkungen mit sich bringen.

Die Studierenden werden im Kern- bzw. Monofach und im Zweitfach immatriku-
liert. Dabei kann im Einzelfall das Kern- bzw. Monofach an der HU studiert wer-
den, Zweitfacher sowie einzelne Module aber im Rahmen der Mehrfachimmatri-
kulation bzw. Nebenhdrerschaft an anderen Berliner Universitdten belegt werden,
sofern dort Kapazitaten zur Verfigung stehen. Genauso kdnnen bei Immatrikula-
tion in einem Kern- bzw. Monofach an einer anderen Berliner Universitat im Ein-
zelfall Zweitfacher an der HU studiert werden, falls Kapazitaten zur Verfiigung
stehen. Im Zeugnis und im Diploma Supplement werden alle studierten Facher
ausgewiesen.

An der HU ist im Kombinationsbachelor das Studium einer Reihe von Fachern
moéglich, von denen einige auch mit Lehramtsoption verbunden werden kénnen.
Das Bachelorstudium mit Lehramtsoption fihrt zu einem ersten berufsqualifizie-
renden Abschluss auBBerhalb des Lehramtes. Um anschlielend einen Lehramts-
Master absolvieren zu kénnen, ist ein Bachelorabschluss in zwei lehramtsrelevan-
ten Fachern sowie das Studium von Modulen der Erziehungswissenschaften, der
Fachdidaktik und Deutsch als Zweitsprache Voraussetzung.

Gerade Kombinationsbachelor stellen fir eine Universitat, die ihren Studierenden
viele Entwicklungsmaoglichkeiten erdffnen mochte, eine grof3e Herausforderung
dar. Hierfur sind die Koordination und die Sicherstellung der Vollstandigkeit des
Lehrangebots im jeweiligen Kern- oder Zweitfach zu gewahrleisten. In den Stu-
dienordnungen sind Empfehlungen fur fachlich affine Facher abzugeben. In Bera-
tungen ist ggf. darauf hinzuweisen, wo schwierige Kombinationen auftreten kon-
nen. Es muss dariber hinaus dafir Sorge getragen werden, dass fur haufig ge-
wahlte Facherkombinationen auf Uberschneidungsfreiheit der Pflichtveranstaltun-
gen, insbesondere in den ersten Semestern, geachtet wird.

Die formale Aufsicht Uber ein Studium liegt beim Kern- bzw. Monofach. So wird
der Abschluss eines Studiums, also der Akademische Grad ,Bachelor of
Arts/B.A." oder ,Bachelor of Science/B.Sc.” entsprechend dem gewdahlten Kern-
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bzw. Monofach vergeben. Dessen Studien- und Prifungsbidro stellt auch das
Zeugnis, die Urkunde und das Diploma Supplement aus; in allen Dokumenten
werden aber auch Zweitfacher genannt und Studienleistungen ausgewiesen. Die-
ser Aspekt sollte bei der Konzeption neuer Studienangebote beachtet werden.

8. Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen (BZQ)

Die Studienreform soll Studierende schneller und zeitgemafer zu berufsqualifi-
zierenden Abschlissen bringen. Im Lehramtsstudium spielen daher Erziehungs-
wissenschaften und Fachdidaktiken eine grof3e Rolle. Das Studium der berufs-
feldbezogenen Zusatzqualifikation besteht bei einer Qualifizierung fir das Lehr-
amt aus zwei Modulen Erziehungswissenschaften und den Modulen der Fachdi-
daktik im Kernfach und im Zweitfach. In anderen Bachelorstudien missen Stu-
dienangebote zum Erwerb berufsfeldbezogener Zusatzqualifikationen (BZQ) ent-
halten sein. Diese BZQ kdnnen fachspezifische Module sein, aber auch Praktika,
allgemeine Angebote des Career Centers und Angebote des Sprachenzentrums.
Wie alle anderen Studienleistungen kénnen auch BZQ im Ausland erworben wer-
den. Fachbezogene BZQ-Angebote kénnen im Pflicht- oder Wahlpflichtbereich
und zentrale BZQ-Angebote im Uberfachlichen Wahlpflichtbereich untergebracht
werden.

Verantwortlich fir die fachbezogenen Angebote ist das Kernfach. Es muss Module
im Umfang von 5 oder 10 Studienpunkten im Bereich ,Fachspezifisches Pra-
xiswissen* anbieten. Gerade hier kdnnen neue Lehr- und Lernformen, wie Blen-
ded Learning oder Tutorien intensiv genutzt werden, um Schlisselqualifikationen
auch integriert in Fachinhalte zu vermitteln.

Im Unterschied zu den fachwissenschaftlichen Modulen der Bachelorstudiengange
ist im Bereich ,Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen® i.d.R. keine Modulab-
schlussprifung vorgesehen. Die Vergabe von Leistungspunkten erfolgt dann un-
benotet, doch muss von den Teilnehmenden ein individueller Leistungsnachweis
fur jede Lehrveranstaltung erbracht werden.

An der HU ist von Anfang an ein individuelles profilbildendes Konzept von Schlis-
selqualifikationen entwickelt worden, das Personlichkeitsentfaltung und allgemei-
ne Beschaftigungsfahigkeit miteinander verbindet. Komponenten der BZQ sind:

e Fachspezifisches und fachibergreifendes Anwendungswissen: Lehrveran-
staltungen in diesem Bereich sollen den Bachelorstudierenden die Bezlige
ihres fachwissenschaftlichen Wissens zur Arbeitswelt aufzeigen, ihre Trans-
ferkompetenz starken und ihre berufliche Handlungsfahigkeit entwickeln.
Die Facher bieten in der Regel Veranstaltungen zu fachspezifischem An-
wendungswissen an, in Ergdnzung dazu und in Erweiterung des dis-
ziplindren Fokus kdnnen Studierende zur Schéarfung ihres Studienprofils im
Rahmen der BZQ Veranstaltungen anderer Facher bzw. fachibergreifende
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Angebote (z.B. des Career Centers) besuchen, sofern der Anwendungsbe-
zug im Studienprofil der Studierenden gegeben ist.

e Schlusselqualifikationen: Schlisselqualifikationen sind Fahigkeiten, die fur
die Fortsetzung des Studiums (Master) und fur den Einstieg ins Berufsle-
ben wichtig sind. Beispiele sind: Sozialkompetenz (z. B. Kommunikations-,
Kooperations- und Konfliktfahigkeit), Methodenkompetenz (z. B. Entschei-
dungsvermdodgen, Analyse- und Problemldsungsfahigkeit, Fahigkeiten im
Projektmanagement), Selbstkompetenz (z. B. Selbstmanagement, Leis-
tungsbereitschaft), Vermittlungskompetenz, Interkulturelle Kompetenz,
Gender-Kompetenz, Sprachkompetenz. Solche Fahigkeiten lassen sich in
speziellen Ubungen und Trainings (z.B. des Career Centers) erwerben. Fur
die Sprachenausbildung kénnen die Fakultaten fur die nicht-philologischen
und nicht-regionalwissenschaftlichen Facher eine zertifizierte Sprachpraxis
und den Erwerb einer zusatzlichen Fremdsprachenkompetenz ab Leis-
tungsstufe B1 (in Englisch ab Stufe B2) des Gemeinsamen europdischen
Referenzrahmens (GER) empfehlen (z.B. im Sprachenzentrum).

e Praktika: Ein Praktikum soll Einblick in typische Arbeitsfelder des jeweili-
gen Studienfaches geben und es den Studierenden ermdglichen, im Studi-
um erworbene Kenntnisse und Methoden anzuwenden und Anregungen fur
die weitere Studiengestaltung zu erhalten. Ein Praktikum wird (im Kern-
fach und im Umfang von 10 Studienpunkten) erst anerkannt, wenn Studie-
rende einen Praktikumsbericht einreichen. Fir Studierende im Kernfach
muss die Beratung und die Betreuung der Praktika (Abnahme der Prakti-
kumsberichte) gewdahrleistet werden. Sofern ein Pflichtpraktikum vorgese-
hen ist, sollte es durch andere Leistungen ersetzt werden kénnen.

9. Prifungen und Noten

Die fachspezifischen Prifungsordnungen an der HU sind ebenso wie die ZSP-HU
so beschaffen, dass den Fachern maoglichst grof3e Spielraume erdffnet werden,
Prifungen sinnvoll zu handhaben. Prifungsanforderungen und Prifungszeitrdu-
me sollen angemessen gestaltet werden. Die ZSP-HU ero6ffnet die Mdglichkeit,
Prifungen in unterschiedlichen Formen durchzufithren. Mdglich sind mundliche,
schriftliche und multimediale Prifungsleistungen. Die Benotung von Prifungsleis-
tungen ist in der ZSP-HU und die Bildung der Abschlussnote in der Prifungsord-
nung des Fachs geregelt. Neben der Note auf Grundlage der deutschen Noten-
skala von 1 bis 5 ist die Abschlussnote zusatzlich nach Malgabe der ECTS-
Bewertungsskala auszuweisen. Fir Studienabschliisse ist diese ECTS-Note als
Ergédnzung zur deutschen Note obligatorisch, fur einzelne Module kann sie fakul-
tativ ausgewiesen werden. In der Berechnung und Ausweisung der ECTS-Note
weichen ZSP-HU und der ECTS Users’ Guide von 2009 voneinander ab. Verbind-
lich far das Verfahren an der HU ist die ZSP-HU.
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Die Universitat hat einen zentralen Prifungsservice eingerichtet, der mit einem
elektronischen Prifungsverwaltungssystem die Facher unterstitzt. Um das zu
ermoglichen, missen die Ordnungen eines Studiengangs in diesem System ,ab-
gebildet” werden. Dafir sollten etwa 3 Monate Zeit (vor der ersten Immatrikula-
tion) einkalkuliert werden. Die Facher sollten eine verantwortliche Person benen-
nen, die auch Ruckfragen zur Studien- oder Prifungsordnung beantworten kann.

Um die Prufungsanmeldung und die Erfassung von Prifungsergebnissen online
abzuwickeln, mussen rechtzeitig vor Beginn der Frist zur Prifungsanmeldung
samtliche Lehrveranstaltungsdaten im elektronischen Lehrveranstaltungssystem
erfasst sein. Bendtigt werden diese Informationen und die Modulbeschreibungen
rechtzeitig und vollstandig in deutscher und englischer Sprache auch fiur die Stu-
dieninformation und die Ausstellung von Leistungsibersichten.

10. Zugang und Zulassung zum Studium

Das Verfahren der Bewerbung, Zulassung und Immatrikulation zum Studium so-
wie die fachspezifischen Zugangsvoraussetzungen und Auswahlkriterien bei Zu-
lassungsbeschrankungen sind in der ZSP-HU geregelt. Es miussen also fur lhre
Studienangebote keine eigenen Satzungen, sondern nur fachspezifische Anhénge
far die ZSP-HU formuliert werden.

Allgemeine Zugangsvoraussetzung ist das Abitur. Dartuber hinaus kdnnen weitere
Bedingungen formuliert werden. Sie unterliegen jedoch starken Beschrénkungen.
Es diurfen zusatzliche Zugangsbedingungen formuliert werden, wenn

e das Studium ohne diese Kenntnisse oder Fahigkeiten nicht bewaltigt wer-
den kann und

e diese Kenntnisse und Fahigkeiten nicht innerhalb des Studiums vermittelt
werden kénnen.

Diese Bedingungen missen minimal und in der Regel bis zum Abitur erwerbbar
sein.

Sofern die Bewerbungen die Kapazitat eines Faches zur Aufnahme von Studie-
renden Ubersteigen, sind daneben Zulassungsregeln erforderlich. Hier kdnnen die
Facher neben der maligeblichen Abiturnote und der Wartezeit weitere Kriterien
festlegen. Unterstiitzung in diesen Fragen leistet die Studienabteilung.

11. Betreuung von Studierenden, Alumni

Die Betreuung der Studierenden vor, wahrend und nach dem Studium ist bereits
heute eine der wichtigsten Faktoren bei der Entscheidung fur eine Hochschule,
fur den Studienerfolg und fur den folgenden Berufseinstieg. Deshalb sind die In-
formation Uber den Studiengang, eine Beratung der Studieninteressierten in allen
Phasen des Studiums sowie eine studienbegleitende Betreuung besonders wich-
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tig. Das Referat Studienberatung der Studienabteilung kann Sie beim Aufbau ei-
nes Betreuungssystems beraten; Beratung zum Berufseinstieg gibt daneben das
Career Center der Studienabteilung.

Neben der Beratung der Studieninteressierten und der Studierenden sollte der
Kontakt zu den Alumni nicht abreiRen. Die Graduierten — ihre Zufriedenheit mit
ihrem Studium und ihr beruflicher Erfolg - sind wesentlicher Indikator fir die
Qualitat der Bildung und Ausbildung der HU; sie sind unsere Botschafter in Wirt-
schaft und Gesellschaft. Rickmeldungen der Alumni sind zudem ein wichtiger
Hinweis fur die Weiterentwicklung von Studiengédngen und Inhalten. Deshalb ist
die Alumni-Arbeit von wachsender Bedeutung.

Fir Alumni und (noch) Studierende der Humboldt-Universitat zu Berlin gibt es
ein Alumni-Portal (www.hu-berlin.de/alumni). Dort kénnen sich Ehemalige an-
melden, den Alumni-Newsletter abonnieren, nach Kommiliton(inn)en suchen und
eine kostenlose HU-E-Mail-Adresse beantragen. Dieser Webservice soll noch wei-
ter ausgebaut und Foren sowie Communities zum wissenschaftlichen Austausch
untereinander angeboten werden. Schon jetzt informiert das Alumni-Portal zu
den neuesten Entwicklungen der Humboldt-Universitat, iber Abschlussveranstal-
tungen oder Humboldt-weite Veranstaltungen bzw. Veranstaltungen der Alumni-
Initiativen und Alumni-Vereine der HU. Neben diesem Ubergreifenden Angebot
gibt es zudem Angebote der Fakultdten und internationale Almuni-Vereine.

Die Organisation der Alumni-Arbeit wird von der Humboldt-Universitats-
Gesellschaft (www.hu-berlin.de/hug) unterstitzt und aufgebaut. Die Gesellschaft
fordert wissenschaftlichen Austausch und wissenschaftliche Projekte an der HU
und ist ein Bindeglied zwischen Offentlichkeit und Universitat. Es gibt ein Alumni-
Biro als zentrale Koordinationsstelle im Prasidialbereich. Dort erhalten Sie auch
Informationen Uber die Datenbank, die jeder Initiative der HU offen steht. Mehr
finden Sie unter www.hu-berlin.de/alumni.

12. Werbung und Information

Uber neu konzipierte Studiengdnge muss rechtzeitig und umfassend informiert
werden. Das ist fur die Wettbewerbsfahigkeit und Profilierung der HU ebenso
wichtig wie fur potenzielle Bewerberinnen und Bewerber, die klare Vorstellungen
dariber entwickeln missen, was das Studium ihnen bringen wird, was man von
ihnen erwartet und welche Angebote die Universitat bereit halt, um sie bei der
Bewaltigung der Studien- und Prifungsanforderungen zu unterstitzen.

Neben der Verdffentlichung der Ordnungen im Amtlichen Mitteilungsblatt sollte
die Homepage der Fakultédt oder des Instituts auf die Ordnungen verweisen und
folgende Informationen zur Verfigung stellen:

e Zugangsvoraussetzungen und Auswahlkriterien,

e erwartete Vorkenntnisse (Sprachen, mathematisches Verstandnis ..),
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e Hinweise, wie fehlende Vorkenntnisse erworben werden kénnen (eigene
Bruckenkurse, Angebote des Sprachenzentrums ..),

e Qualifikationsziele, Schwerpunkte und Besonderheiten des Studiums,

e Beratungs- und Betreuungsangebote

13. Qualitatssicherung

In den Studienprogrammen sind Malinahmen vorzusehen, die ihre gleichbleibend
hohe Qualitat gewdahrleisten. Qualitat bezieht sich dabei sowohl auf den Lehr-
und Studienprozess (Prozessqualitat) als auch auf den Studienerfolg (Ergebnis-
qualitat).

Es gibt verschiedene MalRnahmen, um auf die Qualitat von Lehre und Studium
dauerhaft Einfluss zu nehmen. Hierzu gehdren beispielsweise

e das Betreuungskonzept (z. B. Tutoren- und Mentorenprogramme, Erst-
semesterbetreuung)

e das Beratungs- und Informationssystem

e Konzepte zur Sicherung und Forderung der Lehrqualitat

e Anreizsysteme

e Verfahren zur Auswahl von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern.

Unverzichtbare Kernelemente einer nachhaltigen Qualitatssicherung sind aul3er-
dem interne und externe Verfahren der Qualitatsiberprifung, vor allem

e die Evaluation von Studium und Lehre sowie
o die Akkreditierung von Studiengangen.

Durch Evaluation Uberprift das Fach in periodischen Abstdnden, ob die gesetzten
Qualitats- und Studiengangsziele regelmafig und zuverlassig erreicht werden,
und nimmt ggf. Verbesserungen vor. Fur eine laufende Kontrolle der Prozess-
und Ergebnisqualitat sollten Evaluationen sowohl studienbegleitend (Prozessqua-
litat) als auch nach Abschluss des Studiums (Ergebnisqualitat) durchgefihrt wer-
den. Evaluationen konnen die Darstellung und Bewertung von Studiengangen,
von ausgewdahlten Modulen oder von einzelnen Lehrveranstaltungen umfassen. Je
nach konkreter Zielsetzung und vorhandenen Ressourcen koénnen auf3erdem
thematische Schwerpunkte gesetzt werden (z. B. auf das Curriculum, die Stu-
dieninfrastruktur, die Praxisrelevanz des Studiums, den Forschungsbezug der
Lehre). Die fir die Bewertung relevanten Daten und Informationen kénnen z. B.
auf folgende Weise gewonnen werden:

e Studierendenstatistik (Studienerfolgsquote, Prifungsergebnisse, Studien-
dauern, Studierende in der Regelstudienzeit usw.)

e Befragungen von Studierenden
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e Befragungen von Absolventinnen und Absolventen (unmittelbar nach dem
Studium und nochmals nach mehreren Jahren Berufserfahrung)

e Befragungen von hochschulexternen Personen (z. B. Vertreterinnen und
Vertreter der Wirtschaft, der Arbeitgeber- und Berufsverbande, der Ge-
werkschaften)

e studentische Veranstaltungskritik

e Befragung von Professorinnen und Professoren und wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern

o fachspezifische Arbeitsmarktanalysen, Verbleibstudien, Berufswegana-
lysen.

Evaluationen sollen neben den Input- verstarkt die Outcome-Aspekte bertcksich-
tigen (zum Input gehdren Konzept und Rahmenbedingungen von Lehre und Stu-
dium, Outcome meint den Studienerfolg: erworbene Wissensbestdnde, Qualifika-
tionen und Kompetenzen bei Studierenden und Absolventinnen und Absolven-
ten). Interne Evaluationen kdnnen durch eine externe Perspektive ergdnzt wer-
den (Peer-Review-Verfahren). Die Ergebnisse von Evaluationen sollen am Fach
bekannt gemacht und mit allen an Lehre und Studium beteiligten Personengrup-
pen diskutiert werden (Starken, Schwachen, Ursachen, Perspektiven usw.). Es
sind MaBnahmen fiur die Sicherung bzw. Verbesserung von Qualitat in Lehre und
Studium zu vereinbaren, die schrittweise Umsetzung dieser MaBnahmen und ihr
Erfolg sind ebenfalls regelméafig zu tberprifen.

Die Akkreditierung von Studiengangen ist ein externes Verfahren zur Sicherung
von Qualitat in Lehre und Studium, bei dem durch eine fachlich-inhaltliche Be-
gutachtung der Studiengdnge die Einhaltung qualitativer Standards festgestellt
wird. Im Falle einer erfolgreichen Begutachtung bekommen die Studiengdnge das
Qualitatssiegel des Akkreditierungsrates. Die Akkreditierung ist immer zeitlich
befristet und muss deshalb in der Regel nach funf bzw. sieben Jahren wiederholt
werden. Jeder Bachelorstudiengang bedarf der Akkreditierung.

Die Verfahren und Instrumente der Qualitatssicherung sollen miteinander ver-
zahnt werden und ein kohéarentes, effizientes Qualitatssicherungssystem bilden.
Insbesondere Evaluation und Akkreditierung sind so aufeinander abzustimmen,
dass sie einander erganzen und Aufwand und Nutzen in einem vertretbaren Ver-
haltnis stehen. So kann z. B. der Verbleib der Absolventinnen und Absolventen
im Vorfeld einer Reakkreditierung evaluiert werden; bei einem bereits akkredi-
tierten Studiengang kann die Evaluation auf ihre interne Komponente beschrankt
werden, da eine externe Begutachtung im Zusammenhang mit dem Akkreditie-
rungsverfahren bereits stattgefunden hat.

Zusammenfassung: Das Fach tragt die Verantwortung fir eine gleichbleibend
hohe Qualitat seiner Studienprogramme. Schon in der Konzeptionsphase sind
deshalb entsprechende MalRnhahmen zu bedenken und interne wie externe Ver-
fahren der Qualitatssicherung vorzusehen. Orientierung bieten folgende Fragen:
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e Welche Verfahren zur Qualitatssicherung von Studium und Lehre sind vor-
gesehen?

o Bilden diese Verfahren ein koharentes Qualitatssicherungskonzept, und ist
dieses Konzept am Fach personell, strukturell und finanziell implementiert?

e Wie wird Uberprift, ob die Studierenden die Ausbildungsziele erreichen?
Wie sichert das Fach einen fundierten empirischen Uberblick iiber Studien-
erfolg und Studienfortschritt seiner Studierenden?

e Wie und in welchem Zyklus wird Uberprift, ob das Lehrangebot zeitgemaR
ist, d. h. den wissenschaftlichen und beruflichen Anforderungen ent-
spricht?

e Durch welche Verfahren werden Internationalitat, Forschungs- und Praxis-
bezug der Lehre gesichert?

e Welche Mdglichkeiten zur hochschuldidaktischen Qualifizierung fur Lehren-
de sind vorhanden?

e Wie vergewissert sich das Fach Uber den Verbleib und Erfolg seiner Absol-
ventinnen und Absolventen auf dem Arbeitsmarkt?

e Wie ist gewahrleistet, dass die Ergebnisse von Qualitatsiberprifungen in
konkrete MalRRnahmen zur Qualitatssicherung und -verbesserung ein-
flieRen?

Wir hoffen, lThnen mit dieser Handreichung wichtige Aspekte der Planung von Ba-
chelorstudiengangen erlautert zu haben. Bei der Umsetzung lhrer geplanten Stu-
dienangebote im Rahmen des Bachelorstudiums unterstitzt Sie gerne das Sach-
gebiet Studienreform der Studienabteilung.



Studienordnung

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitéat zu Berlin Nr. 23/2009

fur das Bachelorstudium Informatik

GemaR § 17 Abs. 1 Ziffer 1 der Verfassung der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin (Amtliches Mitteilungsblatt
der HU Nr. 28/2006) hat der Fakultatsrat der Mathe-
matisch-Naturwissenschaftlichen  Fakultat Il am
09. Februar 2009 die folgende Studienordnung erlas-
sen.*

§1 Geltungsbereich

§ 2 Studienbeginn, Vollzeitstudium, Teilzeitstudi-
um

§3 Umfang der Studienangebote des Faches

§4 Facherkombinationen

§5 Studienziele, Internationalitat und Anerken-
nung anderer Studienleistungen

§6 Module und Studienpunkte

8§87 Studienaufbau

§8 Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen

§9 Lehr- und Lernformen

§ 10 Qualitatssicherung

8§ 11 Inkrafttreten

Anlage 1: Modulbeschreibungen
Anlage 2: ldealtypischer Studienverlaufsplan

§1 Geltungsbereich

Die Studienordnung regelt Ziele, Inhalt und Aufbau
des Studiums der Informatik im Bachelormonostu-
dium an der Humboldt-Universitat zu Berlin. Sie gilt in
Verbindung mit der Prifungsordnung fiir dieses Fach
und der Allgemeinen Satzung fiur Studien- und Pru-
fungsangelegenheiten (ASSP) der Humboldt-
Universitat zu Berlin.

§ 2 Studienbeginn, Vollzeitstudium, Teil-
zeitstudium

(1) Das Studium kann jeweils nur zum Wintersemes-
ter aufgenommen werden.

(2) Das Studium ist in der Regel ein Vollzeitstudium.
Es kann gemaR der ASSP als Teilzeitstudium studiert
werden.

§ 3 Umfang der Studienangebote
des Faches

(1) Im Bachelormonostudium Informatik mussen
insgesamt 180 Studienpunkte (SP) erworben werden.
Davon entfallen 130 SP auf das Fachstudium Informa-
tik einschlieBlich Bachelorarbeit, 20 SP auf das Bei-
fach und 30 SP auf die berufsfeldbezogenen Zusatz-
qualifikationen. Der Gesamtumfang des Studiengan-

* Die Senatsverwaltung fur Bildung, Wissenschaft und For-
schung hat die Studienordnung am 17. Juni 2009 befristet
bis zum 30. September 2012 zur Kenntnis genommen.

ges betragt somit 5400 Stunden Arbeitsaufwand fur
Studierende, die auf eine Regelstudienzeit von sechs
Semestern im Umfang von je 30 Studienpunkten, also
900 Stunden pro Semester verteilt sind.

(2) Angebote im Fach Informatik kdénnen auch als
Beifach in einem Bachelormonostudium studiert wer-
den. Dies bedeutet ein Studium in diesem Fach im
Umfang von 600 Stunden (20 SP).

§ 4 Facherkombinationen

(1) Grundsatzlich kann das Beifach frei aus dem Fa-
cherkatalog der Humboldt-Universitat zu Berlin ge-
wahlt werden.

(2) Eine Verbindung mit den folgenden Fachern wird
besonders empfohlen:

— Mathematik

— Psychologie

— Betriebswirtschaftslehre
— Geographie

— Physik

— Biologie

§5 Studienziele, I nternationalitat und
Anerkennung anderer Studien-
leistungen

(1) Das Bachelorstudium der Informatik vermittelt
Studierenden die erforderlichen Kenntnisse und Fa-
higkeiten, die zur wissenschaftlichen Arbeit, zur wis-
senschaftlich fundierten Urteilsbildung, zur kritischen
Reflexion fachbezogener Erkenntnisse und zum ver-
antwortlichen Handeln notwendig sind. Es beféahigt die
Studierenden dazu, selbststandig Probleme zu ldsen,
die im Zusammenhang mit der Entwicklung, dem
Einsatz und der Anwendung von informationsverar-
beitenden Systemen auftreten. Dies gilt sowohl in
Bezug auf eine Qualifizierung fir aufbauende Master-
studiengénge als auch fir die Befahigung fur Tatigkei-
ten in informatiknahen Berufsfeldern. Insbesondere
vermittelt das Studium der Informatik:

— Kenntnisse uber die Struktur, die Wirkungsweise
und die Konstruktionsprinzipien von Informati-
ons- und Kommunikationssystemen

— Kenntnisse Uber die Eigenschaften und Beschrei-
bungsmadglichkeiten von Informationen und von
informationsverarbeitenden Prozessen

— Fahigkeiten zur logischen Strukturierung, Model-
lierung, Formalisierung und Simulation von
komplexen Anwendungsgebieten

— Fahigkeiten zur Bewertung und Steigerung der
Effizienz von Verfahren

— Kenntnissen in der Geschichte der Informatik

— Grundlagen der Mathematik

— Grundlagen der theoretischen Informatik und
formaler Methoden



— Grundlagen des Aufbaus und der Funktionsweise
von Computern

— Kenntnissen in der Anwendung, Ubersetzung
und Einordnung von Programmiersprachen

— Kenntnisse von Softwareentwicklungsprozessen
und von Vorgehensmodellen fur Softwareent-
wicklungsprojekte

— Bewusstsein Uber die gesellschaftlichen Auswir-
kungen der Informationstechnologie

— Fahigkeiten zur mundlichen und schriftlichen
Darstellung wissenschaftlicher Gedankengénge
sowohl in korrekter Fachsprache als auch in all-
gemeinverstandlichen Worten

— Fahigkeiten zur LOosung komplexer Entwick-
lungsprobleme in Teams

— Fahigkeiten zur selbststandigen Erweiterung und
Vertiefung fachbezogenen Wissens und Kénnens

— Fahigkeiten zur ErschlieBung des Forschungs-
standes fir eine bestimmte Fragestellung und
der Entwicklung eigener Forschungsfragen

Als Studium an der Humboldt-Universitat zu Berlin
eroffnet das Fach Informatik die Moglichkeit, frihzei-
tig auch eigenstandig an Forschungs- und Entwick-
lungsprojekten mitzuwirken.

(2) Das Studium férdert das internationalisierte Wis-
sen durch Studien im Ausland.

(3) Gleichwertige Studien- und Prifungsleistungen,
die in anderen Fachern oder an anderen Hochschulen
erbracht worden sind, werden auf der Grundlage der
Prufungsordnung und der maRgeblichen Regelungen
der Humboldt-Universitat zu Berlin anerkannt.

8§ 6 Module und Studienpunkte

(1) Das Studium setzt sich aus Modulen zusammen,
in denen Lehrangebote inhaltlich und zeitlich mitein-
ander verknlpft und grundséatzlich durch studienbe-
gleitende Prufungen nach Malgabe der Prufungsord-
nung abgeschlossen werden. Einzelne Module kénnen
im Ausland absolviert werden.

(2) Der Fakultatsrat setzt die Inhalte der Module fest;
er kann im Rahmen der Qualifikationsziele des Faches
Lehr- und Lernformen oder Module austauschen oder
neue hinzufigen, um der wissenschaftlichen Entwick-
lung des Faches sowie der beruflichen Chancen der
Studierenden Rechnung zu tragen. Die Module wer-
den im Amtlichen Mitteilungsblatt der HU und auf den
Internet-Seiten der Fakultat verdffentlicht. Die Stu-
dienfachberatung informiert Uber die aktuellen Inhalte
und Anforderungen des Fachs und ist bei der indivi-
duellen Studienplanung behilflich.

(3) In jedem Modul erwerben die Studierenden fur die
Gesamtarbeitsbelastung eine bestimmte Anzahl an
Studienpunkten. Ein Studienpunkt entspricht 30 Zeit-
stunden. Diese Stunden setzen sich aus Prasenz in
Lehrveranstaltungen und der Zeit fur das Selbststudi-
um einschlieBBlich der Gruppenarbeit, der Projektar-
beit, der Arbeit an Prasentationen und anderen Stu-
dienarbeiten sowie dem Prufungsaufwand zusammen.
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(4) Fur den Erwerb der Studienpunkte mussen die
geforderten Arbeitsleistungen erbracht und die Mo-
dulabschlusspriufung bestanden sein. Die Arbeitsleis-
tungen werden auf die in der Modulbeschreibung
festgelegte Weise nachgewiesen. Die Einzelheiten
geben die Lehrenden zu Beginn der jeweiligen Lehr-
veranstaltungen bekannt.

8§ 7 Studienaufbau

(1) Das Fachstudium Informatik besteht aus den
folgenden Pflichtmodulen:
— Grundlagen der Programmierung
— Einfuhrung in die Theoretische Informatik
— Logik in der Informatik
— Von den folgenden vier Modulen mussen drei
belegt werden (das vierte kann im Wabhlpflicht-
bereich belegt werden, siehe unten):

Compilerbau

Grundlagen moderner Betriebssysteme
Grundlagen von Datenbanksystemen
Modellierung und Spezifikation

O o0 oo

— Algorithmen und Datenstrukturen

— Digitale Systeme

— Kommunikationssysteme |

— Lineare Algebra |

— Analysis |

- Angewandte Mathematik fur Informatiker
— Bachelorarbeit

sowie aus den folgenden Wabhlpflichtmodulen:

— Wabhlpflichtmodule aus dem Studienangebot des
Instituts fir Informatik im Umfang von 19 SP,
davon mindestens ein Modul mit Seminar

- Es wird empfohlen, das nicht im Pflichtbereich
eingebrachte Modul der Gruppe Compilerbau,
Grundlagen moderner Betriebssysteme, Grund-
lagen von Datenbanksystemen und Modellierung
und Spezifikation als Wahlpflichtmodul zu wéah-
len.

(2) Im Beifach besteht das Studium aus den folgen-
den Modulen

— Grundlagen der Programmierung (12 SP) und
— Digitale Systeme (8 SP) oder Software Enginee-
ring (8 SP)

§ 8 Berufsfeldbezogene Zusatzqualifika-
tionen

(1) Im Studium werden berufsfeldbezogene Zusatz-
qualifikationen im Umfang von 30 Studienpunkten
erworben. Die Anerkennung der Leistungen erfolgt
durch den Prifungsausschuss.

(2) Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen werden
durch die folgenden Module erworben:

— Schlusselqualifikationen
— Semesterprojekt
— Software Engineering



§ 9 Lehr- und Lernformen

(1) Die im Studiengang zu erwerbenden Kompetenzen
werden in unterschiedlichen Lehr— und Lernformen
vermittelt.

Vorlesung (VL):

Vorlesungen sind Lehrveranstaltungen, die Studieren-
den breites Wissen im Uberblick vermitteln sollen.

Seminar (SE):

Seminare sind Lehrveranstaltungen, in denen Studie-
rende vertieftes Fachwissen erlangen sollen, die Kom-
petenz zur eigenstandigen Anwendung dieses Wissens
oder zur Analyse und Beurteilung neuer Problemlagen
entwickeln sollen.

Proseminar (PS):

Proseminare sind Lehrveranstaltungen, in denen Stu-
dierende Vortragstechniken und wissenschaftliches
Schreiben anhand eines fachbezogenen Themas er-
lernen, das sie sich im Selbststudium erschlieRen
mussen.

Studienprojekt (SPJ):

Studienprojekte vermitteln Studierenden methodische
Kompetenzen und ermdglichen die Arbeit an selbst
gewahlten Forschungsprojekten.

Semesterprojekt (SP):

Semesterprojekte vermitteln Studierenden methodi-
sche Kompetenzen und praktische Erfahrungen in der
Arbeit in Teams.
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Projekttutorien (PRT):

Projekttutorien sind studentische Lehrveranstaltun-
gen, in denen ggf. unterstutzt durch Lehrende eigen-
standig gewdahlte Themen aus unterschiedlichen Per-
spektiven bearbeitet und Fahigkeiten wissenschaftli-
cher Reflexion eingelibt werden.

Ubung (UE):

Ubungen sind Lehrveranstaltungen, in denen Studie-
rende Anwendungskompetenzen erlangen sollen. Sie
kénnen eine Vorlesung ergéanzen.

Praktikum (PR):

Praktika sind Lehrveranstaltungen, in denen Studie-
rende praktische Fertigkeiten beziglich eines fachli-
chen Themas erlangen. Praktika kénnen Vorlesungen
erganzen.

8§ 10 Qualitatssicherung

Das Studienangebot unterliegt regelmaBigen Maf3-
nahmen zur Sicherung der Qualitat dieses Angebotes.
Dazu zahlt insbesondere die Akkreditierung und Re-
Akkreditierung sowie die kontinuierliche Evaluation
der Lehre.

§ 11 In-Kraft-Treten

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veroffentli-
chung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universitat zu Berlin in Kraft.
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Anlage 1: Modulbeschreibungen

Pflichtmodule

Abk. Titel SP Forschungs-
orientiert

AD Algorithmen und Datenstrukturen 9

AN Analysis | 10

AM Angewandte Mathematik fur Informatiker 6

BA Bachelorarbeit 12+3

CB Compilerbau (3 aus 4 Regel) 5

DS Digitale Systeme 8

TI Einfuhrung in die Theoretische Informatik 9

GP Grundlagen der Programmierung 12

BS Grundlagen moderner Betriebssysteme (3 aus 4 Regel) 5

DBS Grundlagen von Datenbanksystemen (3 aus 4 Regel) 5 X
KS1 Kommunikationssysteme | 8

LA Lineare Algebra | 10

LI Logik in der Informatik 9

MS Modellierung und Spezifikation (3 aus 4 Regel) 5 X
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Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen

Abk. Titel SP Forschungs-
orientiert
SQ Schlisselqualifikationen 10
SP Semesterprojekt 12
SE Software Engineering 8

Wahlpflichtmodule

Abk. Titel SP Forschungs-
orientiert

BV Bildverarbeitung 8

EMES Eigenschaften mobiler und eingebetteter Systeme 8

KOP Einfihrung in die Komplexitatstheorie 8 X
KRY Einfuhrung in die Kryptologie 8 X
ENT Entrepreneurship 8

GA1l Graphen und Algorithmen 1 11 X
BIO Grundlagen der Bioinformatik 5

GS Grundlagen der Signalverarbeitung 8

LO Lineare Optimierung 8

LSA Logiken, Spiele und Automaten 8

001 Objektorientierte  Modellierung, Simulation  und 8 X

Implementation 1

BSEM Modul mit Seminar X+3

ST Stochastik fur Informatikerlnnen 8

WF Werkzeuge der empirischen Forschung 8

ZPN Zeit und Petrinetze 8




Modulbeschreibungen Pflichtbereich
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Modul: Algorithmen und

Datenstrukturen (AD)

Studienpunkte: 9

Lern- und Qualifikationsziele

Studierende kennen grundlegende Algorithmen und Datenstrukturen und sind in der Lage, fur ein gegebenes
Problem das am besten geeignete Verfahren auszuwahlen. Sie konnen einfache Algorithmen bzgl. ihrer Effizienz
bewerten und vergleichen.

Voraussetzungen fir die Teilnahme am Modul

Grundlegende Kenntnisse in der Programmierung, wie zum Beispiel im Modul ,Grundlagen der Programmierung*

vermittelt.
Lehr- und Prasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte
Lernformen SWS Arbeitsleistung
Vorlesung 4 60 Stunden Anwe- — Heaps und Queues
senheit, — Effiziente Sortierverfahren (z.B. Quicksort, Radixsort,
90 Stunden Sortieren im Externspeicher)
Vor- und Nachberei- — Suchenverfahren: Hashing, bindre und balancierte
tung inkl. Priifungs- guEhba‘ume,I Fib_orr:acci-Bagme ) ¥
vorbereitung - ekursive Ag(_)rlt men un Backtracking
— Pattern Matching mit Automaten
— Einfache Graphalgorithmen (z.B. kirzeste Wege mit
Dijkstra, Depth/Breadth-First Search, spannende
Baume, transitive Hulle)
— Ausgewéhlte schwere algorithmische Probleme
Jedes Verfahren wird ausfiihrlich vorgestellt und in seiner
Komplexitat analysiert. Die Korrektheit ausgewé&hliter
Beispiele wird bewiesen.
Ubung 2 30 Stunden Anwe- Praktische Erarbeitung von Ldsungen zu ausgewadhlten
senheit, 90 Stunden Problemen. Erfolgreiche Teilnahme an der Ubung ist Vor-
Bearbeitung der aussetzung zur Prifungszulassung..
Aufgaben

Modulabschlussprifung

Schriftliche Prifung (120 Minuten).

Dauer des Moduls

X 1 Semester

[ 2 semester

Beginn des Moduls

O ws

X ss
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Modul: Analysis | (AN) Studienpunkte: 10
Lern- und Qualifikationsziele
Studierende erlernen die zum fundierten Verstandnis der Informatik notwendigen Grundlagen der Analysis und
werden mit mathematischen Schlussweisen und Beweisstrategien vertraut.
Voraussetzungen fir die Teilnahme am Modul
Keine.
Lehr- und Prasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte
Lernformen SWS Arbeitsleistung
Vorlesung 4 60 Stunden Anwe- — Grundlagen. Elementare Logik, Geordnete Paare, Re-
senheit, lationen, Funktionen, Definitionsbereich und Werte-
90 Stunden bereich einer Funktion, Umkehrfunktion (Injektivitat,
Vor- und Nachberei- Surjektivitat) ) )
tung inkl. Prifungs- — Zahlen. Vollstandige Ind'uktlon, Rechqep inR, C
: — Anordnung von R. Maximum und Minimum, Supre-
vorbereitung )
mum und Infimum von Mengen, Supre-
mums/Infimums-Vollstandigkeit von R, Betrag einer
reellen Zahl, Q ist dicht in R
— Topologische Aspekte von R und C. Konvergenz, of-
fene, abgeschlossene und kompakte Mengen
— Folgen und Reihen. Grenzwerte, Cauchyfolgen, Kon-
vergenzkriterien, Reihen und grundlegende Konver-
genzprinzipien
— Funktionenfolgen. Funktionenreihen, Potenzreihen
— Eigenschaften von Funktionen. Beschréanktheit, Mo-
notonie, Konvexitat
— Stetigkeit. Grenzwerte und Stetigkeit von Funktio-
nen, gleichmaRige Stetigkeit, Zwischenwertsatze,
Stetigkeit und Kompaktheit
— Differenzierbarkeit. Begriff der Ableitung, Differenzi-
ationsregeln, Mittelwertsatze, lokale und globale Ex-
trema, Krimmung, Taylorformel, Regel von
Bernoulli-de I'Hospital
- Elementare Funktionen. Rationale Funktionen, Wur-
zelfunktionen, Exponentialfunktionen, Winkelfunktio-
nen, hyperbolische Funktionen, reeller Logarithmus,
reelle Arcus-Funktionen, Kurvendiskussionen
Ubung 2 30 Stunden Anwe- Praktische Erarbeitung von Lésungen zu ausgewahlten
senheit, 120 Stunden | Problemen. Erfolgreiche Teilnahme an der Ubung ist Vor-
Bearbeitung der aussetzung zur Prufungszulassung.
Aufgaben
Modulabschlusspriifung Schriftliche Prifung (120 Minuten).
Dauer des Moduls X 1 Semester [ 2 semester
Beginn des Moduls dws X ss
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Modul: Angewandte Mathematik fir I nformatiker (AM)

Studienpunkte: 6

Lern- und Qualifikationsziele

Studierende erlernen die mathematischen Grundlagen zur Losung numerischer Probleme der Informatik und zur

probablistischen Modellbildung.

Voraussetzungen fir die Teilnahme am Modul
Keine.

Lehr- und Préasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte
Lernformen SWS Arbeitsleistung
Vorlesung 3 45 Stunden Anwe- — Ausgewéhlte numerische Verfahren
senheit, — Grundlagen der Linearen Optimierung
60 Stunden — Modellierung komplexer Systeme mit Differentialglei-

Vor- und Nachberei-
tung inkl. Prifungs-
vorbereitung

chungen, Lésen von einfachen Systemen gewohnli-
cher Differentialgleichungen

Elementare Kombinatorik und Wahrscheinlichkeits-
rechnung, Modelle fur Zufallsexperimente, Zufalls-
groRen und ihre Charakteristika

Statistische Unabhé&ngigkeit, Gesetz der grol3en Zah-
len, bedingte Wahrscheinlichkeiten

Ubung 1 15 Stunden Anwe- Praktische Erarbeitung von Ldsungen zu ausgewdahlten
senheit Problemen. Erfolgreiche Teilnahme an der Ubung ist Vor-
60 Stunden Bearbei- aussetzung zur Prifungszulassung.

tung der Aufgaben

Modulabschlussprifung Schriftliche Prufung (90 Minuten).
Dauer des Moduls Xl 1 semester [ 2 semester
Beginn des Moduls X ws [dss

10



Priafungsordnung
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fur das Bachelorstudium Informatik

GemaR § 17 Abs. 1 Ziffer 1 der Verfassung der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin (Amtliches Mitteilungsblatt
der HU Nr. 28/2006) hat der Fakultatsrat der Mathe-
matisch-Naturwissenschaftlichen  Fakultat Il am
09. Februar 2009 die folgende Prifungsordnung erlas-
sen.*

§1 Geltungsbereich

8§82 Priufungsausschuss

§3 Pruferinnen und Prifer

§4 Prifungszeitrdume, Zulassung und Anmel-
dung zu den Modulprifungen

§5 Umfang der Studien- und Prifungsleistungen,
Anerkennung von Leistungen, Regelstudien-
zeit

§6 Form der Prifungen

87 Studienabschluss und Bachelorarbeit

§8 Sprache in Prifungen

§9 Wiederholung von Prifungen

§ 10 Ausgleich von Nachteilen, Vereinbarkeit von

Familie und Studium

§11 Versaumnis und Rucktritt, Verzégerung, Tau-
schung und Ordnungsversto

§12 Benotung von Prufungsleistungen

§ 13 Abschlussnote

§ 14 Scheine, Zeugnisse, Diploma Supplement und
akademischer Grad

§ 15 Nachtragliche Aberkennung des Grades, Hei-
lung von Fehlern

§ 16 Einsicht in die Prifungsakten

§ 17 In-Kraft-Treten

Anlagen: Ubersicht (iber Modulabschlussprifungen

§1

Diese Prufungsordnung gilt in Verbindung mit der
Studienordnung fur dieses Fach und der Allgemeinen
Satzung fir Studien- und Prifungsangelegenheiten
(ASSP) der Humboldt-Universitat zu Berlin.

Geltungsbereich

§2

(1) Fur Prifungen im Fach Informatik ist der Pru-
fungsausschuss Informatik zustéandig. Der Ausschuss
wird auf Vorschlag der im Fakultatsrat der Mathema-

Prufungsausschuss

* Die Senatsverwaltung fur Bildung, Wissenschaft und For-
schung hat die Prifungsordnung am 17. Juni 2009 befristet
bis zum 30. September 2012 bestétigt.

41

tisch-Naturwissenschaftlichen Fakultat Il vertretenen
Gruppen durch den Fakultatsrat fur zwei Jahre einge-
setzt. Er kann im Laufe dieser Zeit durch Mehrheitsbe-
schluss durch einen neuen Ausschuss ersetzt werden.
Die Amtszeit der studentischen Mitglieder kann auf ein
Jahr begrenzt werden. Die Mitglieder des Ausschusses
bleiben im Amt, bis die ihnen Nachfolgenden ihr Amt
angetreten haben.

(2) Der Prufungsausschuss besteht aus vier Hoch-
schullehrerinnen und -lehrern, einem mit Lehre beauf-
tragten wissenschaftlichen Mitarbeitenden und zwei
Studierenden. Die Hochschullehrerinnen und -lehrer
missen die Mehrheit der Stimmen haben. Der Aus-
schuss wahlt aus der Gruppe der Hochschullehrenden
den oder die Vorsitzende/n und eine Stellvertreterin
oder einen Stellvertreter.

(3) Der Prufungsausschuss

— Dbestellt die Priferinnen/Prifer,

— achtet darauf, dass die Prufungsbestimmungen
eingehalten werden; Mitglieder haben das Recht,
bei der Abnahme der Prifungen zugegen zu sein,

— berichtet regelméaRig dem Fakultatsrat uber Pri-
fungen und Studienzeiten,

— informiert regelmaRig Gber die Notengebung,

— entscheidet Uber die Anerkennung von Leistun-
gen,

— gibt Anregungen zur Studienreform.

(4) Der Ausschuss kann durch Beschluss Zustandig-
keiten auf Vorsitzende und deren Stellvertretende
Ubertragen. Der Prifungsausschuss wird uber alle
Entscheidungen zeitnah informiert.

(5) Die Mitglieder des Priufungsausschusses sind zur
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Sofern sie nicht
dem offentlichen Dienst angehéren, sind sie durch den
Vorsitzenden oder die Vorsitzende entsprechend zu
verpflichten.

§ 3 Priferinnen und Prifer

Prifungen in den Modulen werden von den Lehrenden
abgenommen, die im Modul lehren und vom Prifungs-
ausschuss als Priferinnen und Prifer bestellt sind.
Bestellt werden dirfen nur Lehrende, soweit sie zu
selbststandiger Lehre berechtigt sind.



8§ 4 Prifungszeitraume, Zulassung und

Anmeldung zu den Modulprifungen

(1) Der Priufungsausschuss legt einmal pro Semester
die Prufungszeitrdume verbindlich fest und vero6ffent-
licht sie.

(2) Der Teilnahme an einer Prafung geht eine Anmel-
dung beim Prufungsbiro innerhalb der dafiir vorgese-
henen Fristen voraus. Die Meldefristen sind Aus-
schlussfristen. Die Ausschlussfrist fir die Anmeldung
zu einer Prifung endet zwei Wochen vor dem jeweili-
gen Prufungstermin. Die Ausschlussfrist fur die schrift-
lich zu erfolgende Rucknahme einer Prifungsanmel-
dung endet eine Woche vor dem jeweiligen Prifungs-
termin. Fir die Einhaltung der Fristen sind die Studie-
renden verantwortlich.

(3) Fur die Anmeldung zu einer Modulprufung sind
gegebenenfalls Prufungsvorleistungen notwendig, wie
zum Beispiel das Bestehen von vorlesungsbegleiten-
den Ubungen oder Praktika. Sieht eine Modulbeschrei-
bung Prifungsvorleistungen vor, so sind diese zu
Beginn des Moduls konkret bekannt zu geben.

§5 Umfang der Studien- und Prifungsleis-
tungen, Anerkennung von Leistungen,

Regelstudienzeit

(1) In einem Bachelorstudiengang missen insgesamt
180 Studienpunkte (SP) erworben werden. Im Mono-
studiengang entfallen davon 130 SP auf das Fachstu-
dium Informatik einschlief3lich Bachelorarbeit, 20 SP
auf ein Beifach und 30 SP auf die berufsfeldbezogenen
Zusatzqualifikationen.

(2) Die Leistungsanforderungen im Studium ergeben
sich aus dem Studienangebot gemaR 83 und 87 der
Studienordnung und den im Anhang ausgewiesenen
Modulabschlussprufungen. Die dort genannten Module
werden grundsatzlich mit einer Modulabschlusspri-
fung (MAP) abgeschlossen. Studienpunkte werden erst
dann endgultig vergeben, wenn alle Nachweise er-
bracht und die MAP bestanden worden ist. Dies gilt
auch fur Leistungen, die an anderen Hochschulen
erbracht worden sind.

(3) Der Bachelorstudiengang wird in einer Regelstu-
dienzeit von sechs Semestern abgeschlossen.

(4) Die Anerkennung von Leistungen in anderen Fa-
chern oder an anderen Hochschulen richtet sich nach
den maRgeblichen Regelungen der Humboldt-
Universitat zu Berlin.

(5) Leistungen, die wahrend eines Studienaufenthalts
im Ausland auf der Grundlage einer Studienvereinba-
rung (,learning agreement“) erbracht worden sind,
werden anerkannt. Die Entscheidung daruber trifft der
Priufungsausschuss.
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8§ 6 Form der Priufungen

(1) Prufungsleistungen werden in unterschiedlichen
Formen erbracht. Mdglich sind mindliche, schriftliche
und multimediale Prifungsleistungen. Die Prufungs-
leistung muss so gestaltet sein, dass sie die flir das
Modul in der Studienordnung ausgewiesene Arbeitsbe-
lastung der Studierenden nicht erhoht. Sieht die Mo-
dulabschlusspriufung alternative Prifungsformen vor,
ist die jeweilige Prufungsform zu Beginn des Moduls
bekannt zu geben.

(2) In mauandlichen Prafungen weisen Studierende
nach, dass sie die Zusammenhénge des Prufungsge-
bietes kennen, unterschiedliche Themen analysieren
und in diese Zusammenhange einordnen sowie selb-
standig Fragestellungen entwickeln kdnnen. Mindliche
Prufungen dauern in der Regel 30 Minuten; sie verlan-
gern sich, wenn mehrere Studierende gemeinsam
gepruft werden. Sie werden von einem Prifer / einer
Priferin in Anwesendheit eines Beisitzers / einer Bei-
sitzerin, der / die einen anerkannten Hochschulab-
schluss haben muss, abgenommen. Prifungen werden
protokolliert. Die Note wird dem oder der Studieren-
den im Anschluss an die Prafung mitgeteilt und be-
grindet. Andere Personen koénnen auf Wunsch der
oder des Studierenden bei der Prufung anwesend sein.

(3) In schriftlichen Prufungen weisen Studierende
nach, dass sie fachgerecht Aufgaben I6sen oder eigen-
standig Aufgaben oder Themen bearbeiten und Ldsun-
gen strukturiert préasentieren koénnen. Schriftliche
Prifungen in Form von Klausuren kdnnen je nach Typ
der Aufgabe zwischen einer und drei Stunden dauern;
Hausarbeiten sollen innerhalb von drei Wochen und
Kurzpapiere (,take-home") in insgesamt fiinf Stunden,
ggf. uber mehrere Tage hinweg verteilt, zu bearbeiten
sein. Das Ergebnis soll Studierenden innerhalb von
sechs Wochen nach der Prifung mitgeteilt werden; es
wird schriftlich oder mindlich begriundet.

(4) In multimedialen Prifungen weisen Studierende
nach, dass sie unter Nutzung unterschiedlicher Medien
selbstdndig Themen aus dem Fachgebiet bearbeiten
und Ergebnisse prasentieren kénnen.

8§ 7 Studienabschluss und Bachelorarbeit

(1) Zur Bachelorarbeit wird zugelassen, wer die fol-
genden Voraussetzungen erfullt. Im Fachstudium
mussen die folgenden Modulabschlussprifungen er-
folgreich absolviert worden sein:

— Grundlagen der Programmierung

— Einfuhrung in die Theoretische Informatik
— Algorithmen und Datenstrukturen

— Digitale Systeme

— Lineare Algebra |

— Analysis |



Zusatzlich missen erlangt worden sein
— Im Fachstudium Informatik mindestens 30 Stu-
dienpunkte Uber die oben genannten Veranstal-
tungen hinaus.
— Im Bereich der berufsfeldbezogenen Schlussel-
gualifikationen mindestens 10 Studienpunkte.
— Im Beifach mindestens 10 Studienpunkte.

(2) Das Bachelorstudium wird erfolgreich abgeschlos-
sen, wenn alle Studien- und Prufungsleistungen ge-
manR Anlage in den Fachern erfolgreich erbracht und
eine Bachelorarbeit mit einem Umfang von 12 Stu-
dienpunkten sowie ein Bachelorkolloquium im Umfang
von 3 Studienpunkten mindestens mit ausreichend
benotet worden ist.

(3) In der Bachelorarbeit weisen Studierende nach,
dass sie ein Thema aus dem Fachgebiet selbststandig
wissenschaftlich bearbeiten kénnen. Sie ist innerhalb
von vier Monaten zu erstellen, soll in der Regel einen
Umfang von 50 Seiten nicht
Uberschreiten und ist mit einer unterschriebenen Er-
klarung zur Beachtung dieser Prufungsordnung, zur
eigenstandigen Anfertigung der Arbeit und zur erst-
maligen Einreichung einer Bachelorarbeit in diesem
Studiengebiet in dreifacher Ausfertigung und grund-
séatzlich auch in elektronischer Form beim Prifungs-
ausschuss einzureichen.

(4) Das Thema der Bachelorarbeit vergeben die vom
Prifungsausschuss zu bestellenden Priuferinnen oder
Prifer, die auch die Betreuung und ein Gutachten zur
Arbeit Gbernehmen, nach einer Besprechung mit dem
oder der Studierenden. Die Bachelorarbeit muss beim
Prufungsausschuss angemeldet werden. Studierende
kénnen Themen vorschlagen, ohne dass dem Vor-
schlag gefolgt werden muss. Studierende kdnnen ein
Thema innerhalb von 14 Tagen nach Ausgabe an den
Prifungsausschuss zuriickgeben; sie erhalten dann
ein neues Thema zur Bearbeitung.

(5) Die Bachelorarbeit wird unabh&ngig vom ersten
Gutachten von einem zweiten Prifer bzw. einer zwei-
ten Priferin begutachtet, die ebenfalls der Prufungs-
ausschuss bestellt. Beide Gutachten sollen innerhalb
von vier Wochen vorliegen. Die Note des schriftlichen
Teils der Bachelorarbeit ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Notenvorschlage in den beiden Gut-
achten. Weichen die Notenvorschlage um zwei oder
mehr Noten voneinander ab oder bewertet ein Gut-
achten die Arbeit mit ,nicht ausreichend“ und das
zweite Gutachten mit mindestens ,ausreichend“, so
bestellt der Prifungsausschuss ein weiteres Gutachten
und setzt die Note auf der Grundlage der drei Gutach-
ten fest.

(6) Auf Antrag beim Prifungsausschuss kénnen in der
beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene externe
Personen, auch wenn sie keine Lehre auslben, als
Zweitgutachter einer Bachelorarbeit bestellt werden.
Diese missen in der Regel promoviert sein; Uber
begrindete Ausnahmen entscheidet der Prufungsaus-
schuss.
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(7) Der Zeitraum zur Erstellung der Bachelorarbeit
kann auf begrindeten Antrag beim Priufungsausschuss
einmalig um zwei Monate verlangert werden.

(8) Studierende miussen ihre Bachelorarbeit in einem
Kolloquium in Anwesenheit mindestens eines Gutach-
ters bzw. einer Gutachterin und eines Beisitzers pra-
sentieren. Das Kolloquium besteht aus einem Vortrag
des bzw. der Studierenden, der 30 Minuten dauern
sollte, und einer Aussprache Uber die Inhalte der Ar-
beit. Die Dauer der Aussprache sollte 30 Minuten nicht
Uberschreiten. Der Student muss die Méglichkeit ha-
ben, beide Gutachten mindestens eine Woche vor dem
Kolloquium einsehen zu kénnen. Die mindliche Leis-
tung wird von den anwesenden Gutachtern bzw. Gut-
achterinnen einvernehmlich benotet. Die Note wird
sofort mitgeteilt und begriindet.

(9) Eine Bachelorarbeit gilt nur dann als bestanden,
wenn sowohl der schriftliche Teil als auch das Kolloqu-
ium mindestens mit ,ausreichend“ bewertet wurden.
Wird der Vortrag mit ,nicht ausreichend“ bewertet, so
kann er einmal wiederholt werden. Bei dieser Wieder-
holung missen beide Gutachter bzw. Gutachterinnen
anwesend sein. Wird der Vortrag erneut als ,nicht
ausreichend“ bewertet, so muss die Bachelorarbeit
wiederholt werden. Wird der schriftliche Teil mit ,nicht
ausreichend" bewertet, so muss die Arbeit wiederholt
werden.

(10) Die Gesamtnote der Bachelorarbeit ergibt sich
aus der Note fur die Arbeit und der Note fir die mind-
liche Leistung im Verhaltnis von 4 zu 1.

§8

Prufungen werden in der Regel in deutscher Sprache
erbracht. Bei Einvernehmen zwischen dem Prufer bzw.
der Priferin und dem Studierenden kann die Prufung
auch in englischer Sprache erfolgen. Uber Ausnahmen
aus individuellen Grinden entscheidet der Prufungs-
ausschuss auf schriftlichen Antrag.

Sprache in Prifungen

§9

(1) Nicht bestandene Modulabschlussprifungen kon-
nen zwei Mal wiederholt werden. Die erste Wiederho-
lung soll Studierenden in der nachsten Prifungsperio-
de, die zweite Wiederholung muss Studierenden in der
Ubern&achsten Prufungsperiode nach der nicht bestan-
denen Prifung ermdglicht werden.

Wiederholung von Prifungen

(2) Auf Wunsch des bzw. der Studierenden muss die
zweite Wiederholungsprifung mindlich erfolgen.

(3) Eine nicht bestandene Bachelorarbeit kann nur ein
Mal, auf Wunsch mit einem neuen Thema, wiederholt
werden. Fehlversuche an anderen Universitaten im
Geltungsbereich des Hochschulrahmengesetzes wer-
den angerechnet. Die Erstellung der zweiten Bachelo-
rarbeit soll spatestens drei Monate nach dem Bescheid
Uber die erste Arbeit beginnen.



8§ 10 Ausgleich von Nachteilen, Vereinbar-
keit von Familie und Studium

Wer wegen langer andauernder oder stéandiger korper-
licher Beeintrachtigungen oder Behinderungen oder
wegen der Betreuung von Kindern oder anderen An-
gehoérigen nicht in der Lage ist, Prifungsleistungen
und Studienleistungen ganz oder teilweise in der vor-
gesehenen Form oder zur vorgesehenen Zeit zu
erbringen, hat einen Anspruch auf den Ausgleich die-
ser Nachteile. Der Prifungsausschuss legt auf Antrag
und in Absprache mit der oder dem Studierenden und
der oder dem Prifenden MaRnahmen fest, wie eine
gleichwertige Prufung erbracht werden kann. MaR-
nahmen sind insbesondere verldngerte Bearbeitungs-
zeiten, Nutzung anderer Medien, Prifung in einem
bestimmten Raum oder ein anderer Prifungszeit-
punkt.

Die Inanspruchnahme der Schutzfristen nach dem
Mutterschutzgesetz bzw. Bundeserziehungsgeldgesetz
gilt entsprechend.

§ 11 Versdumnis und Ricktritt, Verzége-
rung, Tauschung und Ordnungsverstof

(1) Wer zu einem Prifungstermin nicht erscheint, die
Prifung abbricht oder die Frist fur die Erbringung der
Prifungsleistung Uberschreitet, hat die Prifung nicht
bestanden. Dies gilt nicht, wenn dafur triftige Grunde
vorliegen. Diese Grinde missen unverzuglich dem
Prufungsausschuss mitgeteilt und glaubhaft gemacht
werden. Bei Krankheit ist eine arztliche Bescheinigung
vorzulegen. Der Prifungsausschuss teilt dem oder der
Studierenden mit, ob die Griinde anerkannt werden.
Ist dies der Fall, darf die Prifung nachgeholt oder die
Frist verlangert werden; schon erbrachte Leistungen
sind anzuerkennen.

(2) Wer das Ergebnis einer Prufungsleistung durch
Téauschung, durch Verwendung von Quellen ohne
deren Nennung, durch Zitate ohne Kennzeichnung
oder durch Nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu
beeinflussen sucht oder andere Studierende im Ver-
lauf der Prufung stort, hat die Prifung nicht bestan-
den. In schwerwiegenden Fallen kann der Prifungs-
ausschuss bestimmen, dass eine Wiederholung der
Prifung nicht méglich ist. Wird die Tauschung oder
der Versuch erst nach Erteilung des Nachweises be-
kannt, wird der Nachweis rickwirkend aberkannt.

(3) Der Prufungsausschuss muss Studierende anho-
ren, ihnen belastende Entscheidungen unverzuglich
mitteilen, sie begrinden und mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung versehen. Studierende haben das Recht,
belastende Entscheidungen des Prifungsausschusses
innerhalb von acht Wochentagen auf der Grundlage
eines begrindeten Antrags vom Ausschuss uUberprifen
zu lassen.

§ 12 Benotung von Prufungsleistungen

(1) Die Benotung aller Prufungsleistungen orientiert
sich an den allgemeinen Regelungen der Humboldt-
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Universitat zu Berlin und am European Credit Transfer
System (ECTS). Es werden folgende Noten vergeben:

1 = sehr gut — eine hervorragende Leistung, ggf.
auch 1,3

2 = gut — eine Leistung, die erheblich tUber den
durchschnittlichen Anforderungen liegt; ggf.
auch 1,7 oder 2,3

3 = befriedigend - eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderungen entspricht, ggf.
auch 2,7 oder 3,3

4 = ausreichend — eine Leistung, die trotz ihrer
Mangel noch den Anforderungen genigt, ggf.
auch 3,7

5 = nicht ausreichend — eine Leistung, die wegen

erheblicher Mangel den Anforderungen nicht
mehr gentgt

(2) Wird aus mehreren Noten eine Gesamtnote gebil-
det, wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma berucksichtigt; alle weiteren Stellen werden
ohne Rundung gestrichen. Es gilt:

— bei einem Durchschnitt bis einschlieBlich 1,5 =
sehr gut

— bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschlieBlich
2,5 = gut

— bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschlieBlich
3,5 = befriedigend

— bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschlie3lich
4,0 = ausreichend

— bei einem Durchschnitt ab 4,1 =
chend

nicht ausrei-

§ 13 Abschlussnote

(1) Die Gesamtnote fur den erfolgreichen Abschluss
eines Bachelorstudiengangs setzt sich aus den Noten
aller benoteten Modulabschlussprufungen und der
Gesamtnote der Bachelorarbeit, gewichtet nach den
jeweils zu erbringenden Studienpunkten, zusammen.

(2) Die Gesamtnote wird zuséatzlich im Einklang mit
der jeweils geltenden ECTS-Bewertungsskala ausge-
wiesen. Naheres dazu regelt die Allgemeine Satzung
fur Studien- und Priafungsangelegenheiten der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin.

§ 14 Scheine, Zeugnisse, Diploma Supple-
ment und akademischer Grad

(1) Alle Priufungsleistungen im Fach Informatik werden
nach Maflgabe der allgemeinen Regelungen fur das
Studium an der Humboldt-Universitat zu Berlin be-
scheinigt. Studierende erhalten ein ,Diploma Supple-
ment“, das den Anforderungen der EU entspricht.

(2) Wer den Bachelormonostudiengang Informatik
erfolgreich abschlie3t, erlangt den Akademischen Grad
.Bachelor of Science (B. Sc.)".



§ 15 Nachtragliche Aberkennung des Gra-
des, Heilung von Fehlern

(1) Wird nach Aushéndigung des Zeugnisses bekannt,
dass die Voraussetzungen fir den Abschluss des Stu-
diums nicht erfullt waren, und hat der oder die Studie-
rende dies vorsétzlich verschwiegen, werden Zeugnis
und Grad durch den Prifungsausschuss entzogen und
die Urkunde eingezogen. Handelte der oder die Stu-
dierende nicht vorsatzlich, sind die Voraussetzungen
nachtraglich zu erfillen und der Mangel wird durch
eine erfolgreiche Bachelorarbeit behoben.

(2) Dasselbe gilt, wenn nach Aushéandigung des Zeug-
nisses bekannt wird, dass der oder die Studierende im
Studium getéauscht haben.
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§ 16 Einsicht in die Prifungsakten

Nach Abschluss der jeweiligen MAP und der Ab-
schlussprifung besteht innerhalb von drei Monaten
Anspruch auf Einsicht in die eigenen schriftlichen oder
multimedialen Prifungsarbeiten, die darauf bezogenen
Gutachten und die Prufungsprotokolle. Die Einsicht
ermdglicht der Prifungsausschuss auf Antrag.

§ 17 In-Kraft-Treten

Diese Prufungsordnung tritt am Tage nach ihrer Verof-
fentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin in Kraft.
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Anlage: Ubersicht (iber Modulabschlussprifungen

In Klammern stehende Zahlen geben die Dauer von Prifungen in Minuten an.

Pflichtmodule

Abk. Titel SP Form und Umfang der MAP

AD Algorithmen und Datenstrukturen 9 Schriftliche Prufung(120)

AN Analysis | 10 Schriftliche Priufung (120)

AM Angewandte Mathematik fur Informatiker 6 Schriftliche Prufung (90)

BA Bachelorarbeit 12+3 | Bachelorarbeit, Kolloquium

CB Compilerbau 5 Schriftliche (150) oder mindliche (30)
(3 aus 4 Regel) Priafung

DS Digitale Systeme 8 Schriftliche Prifung (120)

TI Einfuhrung in die Theoretische Informatik 9 Schriftliche Prufung (120)

GP Grundlagen der Programmierung 12 Schriftliche Prufung (120)

BS Grundlagen moderner Betriebssysteme 5 Schriftliche (90) oder mundliche (30)
(3 aus 4 Regel) Prufung

DBS Grundlagen von Datenbanksystemen 5 Schriftliche (150) oder mundliche (30)
(3 aus 4 Regel) Priufung

KS1 Kommunikationssysteme | 8 Schriftliche Prufung (120)

LA Lineare Algebra | 10 Schriftliche Prufung (120)

LI Logik in der Informatik 9 Schriftliche (180) oder mindliche (30)

Prufung

MS Modellierung und Spezifikation 5 Schriftliche (90) oder mundliche (30)

(3 aus 4 Regel) Prifung

Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen

Abk. Titel SP Form und Umfang der MAP
SQ Schllsselqualifikationen 10 Keine
SP Semesterprojekt 12 Keine
SE Software Engineering 8 Schriftliche (120) oder mindliche (30)
Prufung

46



Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 23/2009

W ahlpflichtmodule

Es sind geméafR § 7 (1) der Studienordnung Wahlpflichtmodule im Umfang von 19 SP zu studieren.

Abk. Titel SP Form und Umfang der MAP (Minuten)
BV Bildverarbeitung 8 Mundlich (30)

EMES Eigenschaften mobiler und eingebetteter Systeme 8 Mundlich (30) oder schriftlich (120)
KOP Einfihrung in die Komplexitatstheorie 8 Mindlich (30) oder schriftlich (120)
KRY Einfihrung in die Kryptologie 8 Mundlich (30) oder schriftlich (120)
ENT Entrepreneurship 8 Mundlich (30) oder schriftlich (90)
GAl Graphen und Algorithmen 1 11 Mundlich (30)

BIO Grundlagen der Bioinformatik 5 Mindlich (30) oder schriftlich (90)
GS Grundlagen der Signalverarbeitung 8 Mundlich (30) oder schriftlich (180)
LO Lineare Optimierung 8 Mundlich (30)

LSA Logiken, Spiele und Automaten 8 Mindlich (30) oder schriftlich (180)
001 Objektorientierte Modellierung, Simulation und 8 Mundlich (30)

Implementation 1

BSEM Modul mit Seminar X+3 Entsprechend dem gewahlten Modul
ST Stochastik fur Informatikerlnnen 8 Mundlich (30) oder schriftlich (90)
WF Werkzeuge der empirischen Forschung 8 Mundlich (30) oder schriftlich (90)
ZPN Zeit und Petrinetze 8 Mundlich (30)
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Studienordnung

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat, Nr. 82/2007

fur das Bachelorstudium Grundschulpé&dagogik

(mit Lehramtsoption)

GemalR § 17 Abs. 1 Ziffer 1 der Verfassung der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin (Amtliches Mitteilungsblatt
der HU Nr. 28/2006) hat der Fakultatsrat der Philoso-
phischen Fakultat 1V am 09. Mai 2007 die folgende
Studienordnung erlassen.”

§ 1 Geltungsbereich
Studienbeginn,
studium

§ 3 Umfang der Studienangebote des Faches
Facherkombinationen

Studienziele, Internationalitat und Anerken-
nung anderer Studienleistungen

§ 6 Module und Studienpunkte

§ 7 Studienaufbau

Berufsfeldbezogene Zusatzqualifikationen/
Berufswissenschaften

§ 9 Lehr- und Lernformen

Qualitatssicherung

Inkrafttreten

Vollzeitstudium, Teilzeit-

Anlage 1: Modulbeschreibungen

Anlage 2: Studienverlaufspléane

Anlage 3: Zuordnung der Lernbereiche des Faches
Grundschulpadagogik zu den Zweitfachern
bzw. den Kernféchern

Anlage 4: Programm zur Durchfuhrung des Unter-
richtspraktikums/der schulpraktischen Stu-
dien im Kernfach Grundschulpadagogik

§ 1 Geltungsbereich

Die Studienordnung regelt Ziele, Inhalt und Aufbau
des Studiums der Grundschulpadagogik im Bache-
lorstudium an der Humboldt-Universitat zu Berlin. Sie
gilt in Verbindung mit der Prufungsordnung fir dieses
Fach und der Allgemeinen Satzung fur Studien- und
Prifungsangelegenheiten (ASSP) sowie den Ordnun-
gen fiur das Lehrangebot der erziehungswissen-
schaftlichen Anteile und dem Lehrangebot Deutsch als
Zweitsprache der Humboldt-Universitat zu Berlin.

§ 2 Studienbeginn, Vollzeitstudium, Teil-

zeitstudium

(1) Das Studium kann jeweils nur zum Wintersemes-
ter aufgenommen werden.

* Die Senatsverwaltung fur Bildung, Wissenschaft und Forschung hat
die Studienordnung am 24. Oktober 2007 befristet bis zum 31. Méarz
2010 zur Kenntnis genommen.

(2) Das Studium ist in der Regel ein Vollzeitstudium.
Es kann gemaR der ASSP als Teilzeitstudium studiert
werden.

§ 3 Umfang der Studienangebote des

Faches

(1) In einem Bachelorstudiengang mussen insgesamt
180 Studienpunkte (SP) erworben werden. Im Kom-
binationsstudiengang entfallen davon 90 oder 80 SP
auf das Kernfach einschlie3lich Bachelorarbeit, 60 SP
auf das Zweitfach und 30 oder 40 SP auf die berufs-
feldbezogenen Zusatzqualifikationen bzw. Berufswis-
senschaften.! Der Gesamtumfang des Studienganges
betragt somit 5400 Stunden Arbeitsaufwand fur Stu-
dierende, die auf eine Regelstudienzeit von sechs
Semestern im Umfang von je 30 Studienpunkten, also
900 Stunden pro Semester verteilt sind.

(2) Angebote im Fach Grundschulpadagogik konnen
als Kernfach in einem Bachelorkombinationsstudien-
gang mit Lehramtsoption studiert werden. Hierbei
entfallen 2400 Stunden (80 SP) auf das Kernfach ein-
schlieBllich Bachelorarbeit, 1800 Stunden (60 SP) auf
das Zweitfach und 1200 Stunden (40 SP) auf die Be-
rufswissenschaften.

(3) Angebote im Fach Grundschulpadagogik konnen
als Zweitfach in einem Bachelorkombinationsstudien-
gang mit Lehramtsoption studiert werden. Dies be-
deutet ein Studium in diesem Fach im Umfang von
1800 Stunden (60 SP).

§ 4 Facherkombinationen

(1) Das Kernfach Grundschulpédagogik kann nur in
Verbindung mit einem Zweitfach gemaR den im Land
Berlin und an der HU geltenden Bestimmungen fur die
Lehrerbildung und den entsprechenden Berufswissen-
schaften studiert werden.?

(2) Das Zweitfach Grundschulpadagogik kann nur in
Kombination mit den Kernfachern Bildende Kunst oder
Musik der Universitat der Kinste und den entspre-
chenden Berufswissenschaften studiert werden.

§ 5 Studienziele, Internationalitat und An-

erkennung anderer Studienleistungen

(1) Im Fach Grundschulpadagogik findet eine alters-
und schulstufenspezifische Fokussierung von Themen

! Die Aufteilung 90 SP Kernfach und 30 SP Berufswissenschaften gilt nur
in Kombination mit dem Kernfach Bildende Kunst.
2 Eine Aufstellung ist der Anlage 3 zu entnehmen.



und Fragestellungen der Allgemeinen Grundschulpa-
dagogik und der Lernbereiche Deutsch, Mathematik,
Sachunterricht oder Musisch-asthetische Erziehung
statt. Zu den Aufgaben der Allgemeinen Grundschul-
padagogik gehéren die Entwicklung einer auf die
Grundschule und das Berufsfeld bezogenen Lern-,
Schul- und Unterrichtstheorie sowie eine Professions-
theorie. Aufgabe der Lernbereiche ist die Entwicklung
von lernbereichsspezifischen und lernbereichsiber-
greifenden Lehr- und Lernkonzepten sowie die Vorbe-
reitung des fachspezifischen Lernens in Klasse 5 und
6 der Grundschule.

(2) Die Studierenden eignen sich grundliches Wissen
in Bezug auf die fachwissenschaftlichen, fachdidakti-
schen, entwicklungspsychologischen, sozialwissen-
schaftlich orientierten und lernbereichsspezifischen
Grundlagen und Bedingungen padagogischen Han-
delns in der Grundschule an. Sie sollen

- in die Lage versetzt werden, im Unterricht Lernen
in den jeweiligen Lernbereichen aus fachlicher und
lerntheoretischer Perspektive sachkundig und im
Hinblick auf die jeweilige Entwicklung der Kinder
hinreichend differenziert zu planen, zu gestalten,
zu begleiten, zu analysieren und zu bewerten,

- Uberblickswissen zur Geschichte der Grundschule
und der Schulreformen, zu ihren historischen Aus-
préagungen sowie zu berufsfeldbezogenen Innova-
tionsprozessen, zur Bedeutung der Grundschule in
den Erziehungs- und Bildungssystemen im euro-
paischen und auflereuropéischen Vergleich besit-
zen

- die Fahigkeit zur lernbereichsbezogenen Interpre-
tation und Umsetzung allgemeiner erziehungs-
und sozialwissenschaftlicher Erkenntnisse entwi-
ckeln.

(3) Mit dem erfolgreichen Abschluss des Studiums
werden grundlegende Fachkenntnisse einschlieBlich
der einschlagigen wissenschaftlichen Methoden sowie
methodische und lernbereichsdidaktische Kenntnisse
und Fahigkeiten in den Lehrgebieten des Kernfaches
Grundschulpadagogik nachgewiesen.

(4) Der erfolgreiche Studienabschluss im Fach Grund-
schulpadagogik qualifiziert fir Berufe mit grundschul-
padagogischer Schwerpunktsetzung. Studierende er-
langen diese Kompetenzen in der Mischung aus Pra-
senzlehre, virtueller Lehre und Selbststudium einzeln
und gemeinsam mit anderen. Als Studium an der
Humboldt-Universitat zu Berlin erdffnet das Fach
Grundschulpadagogik die Moéglichkeit, frihzeitig auch
eigenstandig an Forschungs- und Entwicklungsprojek-
ten mitzuwirken.

(5) Das Studium fordert das internationalisierte Wis-
sen durch Studien im Ausland und durch internationa-
le Module mit grundschulpédagogischer Schwerpunkt-
setzung.

(6) Gleichwertige Studien- und Prifungsleistungen,
die in anderen Fachern oder an anderen Hochschulen
erbracht worden sind, werden auf der Grundlage der
Prifungsordnung und der maRgeblichen Regelungen
der Humboldt-Universitat zu Berlin anerkannt.
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§ 6 Module und Studienpunkte

(1) Das Studium setzt sich aus Modulen der Lehrge-
biete Allgemeine Grundschulpaddagogik, Lernbereich
Deutsch, Lernbereich Mathematik und Lernbereich
Sachunterricht zusammen, in denen Lehrangebote in-
haltlich und zeitlich miteinander verknipft und durch
Prufungen nach MaRgabe der Prifungsordnung abge-
schlossen werden. Einzelne Module kénnen im Aus-
land absolviert werden. In allen Modulen kénnen ein-
zelne Lehrveranstaltungen durch vergleichbar groRRe
Studienprojekte i. S. v. 8 9 ersetzt werden.

(2) Der Fakultatsrat setzt die Inhalte der Module fest;
er kann im Rahmen der Qualifikationsziele des Faches
Lehr- und Lernformen oder Module austauschen oder
neue hinzufigen, um der wissenschaftlichen Entwick-
lung des Faches sowie der beruflichen Chancen der
Studierenden Rechnung zu tragen. Die Module wer-
den im Amtlichen Mitteilungsblatt der HU und auf den
Internet-Seiten der Fakultat veroéffentlicht. Die Stu-
dienfachberatung informiert Uber die aktuellen Inhalte
und Anforderungen des Fachs und ist bei der indivi-
duellen Studienplanung behilflich.

(3) In jedem Modul erwerben die Studierenden fir
die Gesamtarbeitsbelastung eine bestimmte Anzahl
an Studienpunkten. Ein Studienpunkt entspricht 30
Zeitstunden. Diese Stunden setzen sich aus Préasenz
in Lehrveranstaltungen und der Zeit fir das Selbst-
studium einschlieBBlich der Gruppenarbeit, der Pro-
jektarbeit oder der Arbeit an Prasentationen und an-
deren Studienarbeiten sowie dem Prufungsaufwand
zusammen.

(4) Fur den Erwerb der Studienpunkte mussen die
geforderten Arbeitsleistungen erbracht und die Mo-
dulabschlussprifung bestanden sein. Die Arbeitsleis-
tungen werden auf die in der Modulbeschreibung
festgelegte Weise nachgewiesen. Die Einzelheiten ge-
ben die Lehrenden zu Beginn der jeweiligen Lehrver-
anstaltungen bekannt.

§ 7 Studienaufbau im Kernfachstudium

des Kombinationsstudiengangs

(1) Im Kernfach Grundschulpadagogik (einschlieflich
Fachdidaktik) besteht das Studium aus folgenden Mo-
dulen:

— Basismodul: Sozialisation und Lernen im Kindesal-
ter 27 SP/20 SWS

— Kernmodul: Lernen und Lehren im institutionalisier-
ten Kontext 26 SP/18 SWS

— Vertiefungsmodul: Lehren und Lernen im institutio-
nalisierten Kontext 24 SP/16 SWS

— Modul Bachelorarbeit 10 SP/2 SWS

(2) Im Zweitfach Grundschulpéadagogik (einschlieflich
Fachdidaktik) besteht das Studium aus folgenden Mo-
dulen:

— Basismodul: Sozialisation und Lernen im Kindesal-

ter (ohne lernbereichsiibergreifendes SE und SPJ)
21 SP/16 SWS

— Kernmodul: Lernen und Lehren im institutionalisier-
ten Kontext 26 SP/18 SWS



— Vertiefungsmodul: Lehren und Lernen im institu-
tionalisierten Kontext (ohne SE Schriftspracherwerb
und SE Kultur- und sozialwissenschaftliche Hand-
lungskompetenzen im Sachunterricht |l ohne Lei-
stungsnachweis) 20 SP/14 SWS

(3) Basis- und Kernmodul umfassen Inhalte der All-
gemeinen Grundschulpadagogik und der Lernbereiche
Deutsch, Mathematik und Sachunterricht. Das Vertie-
fungsmodul umfasst Inhalte der Lernbereiche
Deutsch, Mathematik und Sachunterricht.

(4) Die Module werden in der Regel in der angegeben
Reihenfolge studiert. Uber Ausnahmen von dieser
Festlegung entscheidet auf Antrag der Prifungsaus-
schuss.

8§ 8 Berufsfeldbezogene Zusatzqualifika-

tionen/ Berufswissenschaften

(1) Das Studium der berufsfeldbezogenen Zusatzqua-
lifikationen besteht aus den berufswissenschaftlichen
Modulen der Erziehungswissenschaften (13 SP), des
Faches Deutsch als Zweitsprache (3 SP), der Fachdi-
daktiken des Kern- und des Zweitfaches3 (je 7 SP)
sowie im Kernfach aus dem Modul Schulpraktische
Studien (10 SP).

(2) Die Anerkennung der Leistungen erfolgt durch
den jeweils zustandigen Prifungsausschuss.

§ 9 Lehr- und Lernformen

Die im Studiengang zu erwerbenden Kompetenzen
werden in unterschiedlichen Lehr— und Lernformen
vermittelt.

Vorlesung (VL):

Vorlesungen sind Lehrveranstaltungen, die Studieren-
den breites Wissen im Uberblick vermitteln sollen. Sie
umfassen in der Regel 2-4 Studienpunkte.

Seminar (SE), auch Werkstattseminar®:

Seminare sind Lehrveranstaltungen, in denen Studie-
rende vertieftes Wissen erlangen und die Kompetenz
zur eigenstandigen Anwendung dieses Wissens oder
zur Analyse und Beurteilung neuer Problemlagen ent-
wickeln sollen. Sie umfassen in der Regel 2 SWS Pré-
senzlehre und 4 SWS Selbststudium mit einen Um-
fang von 3-6 Studienpunkten.

Studienprojekt (SPJ):

Studienprojekte vermitteln Studierenden methodische
Kompetenzen und ermdglichen die Arbeit an selbst
gewadahlten Forschungsprojekten. Sie umfassen in der
Regel 4-6 Studienpunkte.

Schulpraktische Studien (SPS):

Die Schulpraktischen Studien ermdglichen Studieren-
den Einblicke in unterschiedliche Tatigkeitsfelder der
Lehrerin/ des Lehrers und die probeweise Anwendung

3 In der Grundschulpadagogik ist die Fachdidaktik Teil der Fachmodule,
die Studienschwerpunkte sind in diesen Modulen enthalten.

“ Die iberwiegende Anzahl der Seminare wird in der Grundschulwerk-
statt als ,Werkstattseminar“ entsprechend dem Konzept der Grund-
schulwerkstatt der Humboldt-Universitat mit starker Handlungsorientie-
rung zur fachdidaktischen Kompetenzentwicklung angeboten.
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des Erlernten. Sie konnen blockweise absolviert wer-
den und werden von Lehrenden betreut. Sie umfassen
10 Studienpunkte.

Projekttutorien (PRT):

Projekttutorien sind studentische Lehrveranstaltun-
gen, in denen ggf. unterstitzt durch Lehrende eigen-
standig gewdahlte Themen aus unterschiedlichen Per-
spektiven bearbeitet und Fahigkeiten wissenschaftli-
cher Reflexion eingelibt werden. Sie umfassen in der
Regel 2-4 Studienpunkte.

Kolloquium (KO):

Kolloquien zielen auf die aktive Reflexion vertiefter
Fragestellungen aus der Forschung ab. Sie kdnnen die
Phase des Studienabschlusses und der Erstellung der
Bachelorarbeit ergadnzen. Sie umfassen in der Regel
2-4 Studienpunkte.

8§ 10 Qualitatssicherung

Das Studienangebot unterliegt regelméaBigen Mal-
nahmen zur Sicherung der Qualitat dieses Angebotes.
Dazu zéhlen insbesondere die Akkreditierung und Re-
Akkreditierung und die Evaluation der Lehre.

§ 11 In-Kraft-Treten

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veroffent-
lichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt-
Universitat zu Berlin in Kraft. Sie gilt fir alle Studie-
renden, die ihr Studium ab dem Wintersemester
2007/08 aufnehmen.

(2) Die bisher gultigen Studienordnungen (Amtliche
Mitteilungsblatter der Humboldt-Universitat zu Berlin
Nr. 61/2005 und 65/2006) treten am gleichen Tage
auller Kraft.

(3) Studierende nach Absatz 2 kdénnen sich innerhalb
von sechs Monaten nach In-Kraft-Treten der vorlie-
genden Studienordnung fur ein Studium nach dieser
Ordnung entscheiden. Die Erklarung muss schriftlich
gegeniber dem Prifungsbiro erfolgen und ist unwi-
derruflich.

(4) Das Studium nach den bisher gultigen Studien-
ordnungen (Amtliche Mitteilungsblatter der Humboldt-
Universitat zu Berlin Nr. 61/2005 und 65/2006) wird
langstens bis zum AuRer-Kraft-Treten der Prifungs-
ordnungen (Amtliche Mitteilungsblatter der Humboldt-
Universitat zu Berlin Nr. 61/2005 und 65/2006) ange-
boten.
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Anlage 1: Modulbeschreibungen

Basismodul: Sozialisation und Lernen im Kindesalter Studienpunkte: 27 (Kernfach)
21 (Zweitfach)

Voraussetzungen fur die Teilnahme am Modul: keine

ALLGEMEINE GRUNDSCHULPADAGOGIK
Lern- und Qualifikationsziele:

Im Studienbereich ,Allgemeine Grundschulpadagogik“ sollen die Studierenden zu einer theoriegeleiteten Ausei-
nandersetzung mit Fragen der Erziehung, Bildung und Sozialisation in der Grundschule angeregt werden. Dabei
geht es um eine Auswahl von Themen wie: sozialisationstheoretische und entwicklungspsychologische Grundla-
gen, Selbst- und Sozialkompetenzentwicklung von Kindern unter den Bedingungen schulischen Lebens und Ler-
nens, geschlechtsspezifische Sozialisation, die besondere Rolle des Spiels als Aneignungsform von Welt, Kinder
mit Behinderungen in der Grundschule, Pravention von Gewalt und Aggression, der Erziehungsauftrag der Grund-
schule, Kooperation mit den Eltern.

Zunachst wird ein systematischer Uberblick geboten tiber Ziele und Aufgaben der Grundschule unter Beriicksich-
tigung bildungstheoretischer, curricularer und didaktischer Aspekte der Grundschulpadagogik. Dabei wird auch
eingegangen auf die Kindheitsforschung und ihre Relevanz fur die Grundschule, auf Innovations- und For-
schungsansatze zu Grundschule und Grundschulunterricht sowie auf lernbereichsubergreifende Themen (z. B.
Probleme der Koedukation, Leistungsbeurteilung). Die Veranstaltungen sollen es den Studierenden erleichtern,
sich in der Vielfalt der padagogischen, grundschulpadagogischen und didaktischen Angebote und Literatur zu ori-
entieren und helfen, einen eigenen Zugang zu grundschulspezifischen Aufgaben zu finden.

Lehr- und Prasenz- | Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte®

Lernformen SWS Arbeitsleistungen

SE 2 3 SP Grundschule als Ort von Sozialisation und Er-
fur regelméagRige und aktive Teil- Ziehung
nahme am SE, z.B. Referat mit Sozialisationstheoretische und entwicklungs-
Erstellung eines Handzettels, psychologische Themen, Selbst- und Sozial-
Lerntagebuch (schriftliche Refle- kompetenzentwicklung

xion zu einem ausgewahlten In-
haltsbereich des Seminars), Pro-
tokoll oder Thesenpapier

VL 2 2 SP Einfihrung in die Allgemeine Grundschulp&da-
far die regelméaRige Teilnahme an | gogik

der VL und eine bestandene Klau- | Ziele und Aufgaben der Grundschule unter Be-
sur rucksichtigung bildungstheoretischer, curricula-
rer und didaktischer Aspekte der Grundschul-
padagogik. Kindheitsforschung/Lernbereichs-
Ubergreifende Themen (wie Koedukation, Leis-
tungsbeurteilung)

5 Die in den Modulbeschreibungen nachfolgend ausgewiesenen Themen und Inhalte dienen der Verwirklichung der Lern- und
Qualifikationsziele, um Wissen und Verstehen (Wissensverbreitung, Wissensvertiefung) und um Kénnen (WissenserschlieBung)
zu entwickeln.
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GEMEINSAME BEREICHSUBERGREIFENDE LEHRVERANSTALTUNGEN

Lern- und Qualifikationsziele:

In der Vorlesung ,Lern- und Entwicklungstheorien“ sollen die Studierenden zu einer theoriegeleiteten und lernbe-
reichsbezogenen Auseinandersetzung mit Fragen der Sozialisation und des Lernens im Berufsfeld angeregt wer-
den. Es wird ein Uberblick Giber die Entwicklungsbesonderheiten des Vorschul-, Schul- und Jugendalters gegeben.
Dabei geht es um eine Auswahl von Themen wie: kognitive, sozialkognitive, emotionale und soziale Entwicklung.
Es werden sozialisationstheoretische und entwicklungspsychologische Grundlagen der verschiedenen Lernberei-
che dargestellt sowie Aspekte der Entwicklung der Handlungskompetenz von Kindern in den Bereichen Deutsch,
Mathematik und Sachunterricht thematisiert

Lehr- und Prasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte
Lernformen SWS Arbeitsleistungen
VL 2 2 SP Entwicklungs- und Lerntheorien
anteilig aus drei Lernbereichen — ihre Bedeutung fir die Lernbereiche
far die regelméaRige Teilnahme an | — kognitive, sozialkognitive und soziale Ent-
der VL und eine eigenstandige wicklung
Leistung —  Entwicklung der Sprache und der Kommuni-
kation
— Lernschwierigkeiten und Sprachstérungen
— ausgewahlte Aspekte der Zahlbegriffsent-
wicklung und der Entwicklung des mathe-
matischen Denkens
— Entwicklung des naturwissenschaftlichen
Denkens
— Ausgewahlte Aspekte der korperlichen und
psychischen Entwicklung Uber das Grund-
schul- und Jugendalter
SE 2 3 SP Theorie und Praxis der Projektarbeit
) anteilig aus drei Bereichen fur die | — Lerntheorien und ihre Anwendung in Projek-
(nur im Teilnahme am SE und eine eigen- ten
Kernfach) standige Leistung — Theorien zur Beobachtung von Lernprozes-
sen in Projekten
SPJ ,Lernen* 2 3 SP Vorbereitung, Begleitung und Auswertung ei-
. anteilig aus drei Bereichen fur die | nes Studienprojektes ,Lernen”
(nur im Teilnahme am SPJ und die Be- Lernentwicklung von Kindern, Beobachtung
Kernfach) schreibung des Projekts von Lernen in einem Projekt und Beurteilung
des Lernverhaltens von Kindern mit dem Ziel,
den Entwicklungs- und Lernstand festzustellen
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LERNBEREICH DEUTSCH
Lern- und Qualifikationsziele:

Ein erstes lernbereichsspezifisches Seminar vertieft die in der gemeinsamen lernbereichsiubergreifenden Vorle-
sung ,Lern- und Entwicklungstheorien“ auch zum Lernbereich Deutsch gewonnenen Einsichten anhand der The-
men ,Sprachliche Grundtatigkeiten* sowie ,Sprechen und Zuhoren“. Schwerpunkt ist dabei der mundliche
Sprachgebrauch als Lerngegenstand und als Medium des Lernens von Grundschulkindern im Lernbereich Deutsch
und in anderen Lernbereichen. Erste schwerpunktbezogene Fahigkeiten in der Beobachtung und Beurteilung des
sprachlichen Entwicklungsstandes und des Lernverhaltens von Kindern beim Sprechen und Zuhoéren im schuli-
schen und aufBerschulischen Raum und in der Gestaltung von Lehr- und Lernprozessen (Diagnoseféhigkeit) wer-
den angestrebt.

Lehr- und Prasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte
Lernformen SWS Arbeitsleistungen
SE 2 2,5 SP Mindlicher Sprachgebrauch und sprachliche
fur regelmaRige und aktive Teil- Grundtatigkeiten: Sprechen, Zuhdren, Schrei-
nahme am SE (z.B. Referat mit ben, Lesen
schriftlicher Ausarbeitung, schrift- | Sprechen und Zuhdéren, insbesondere
liche Reflexion zu einem ausge- — Freude und Interesse an Gesprachen entwi-
wahlten Inhaltsbereich des Semi- ckeln
nars, Protokoll oder Thesenpa- — Sprechanlasse kennen und nutzen
pier) — Szenisches Spiel
— Sprechen und Zuhdéren bewusst gestalten

LERNBEREICH MATHEMATIK
Lern- und Qualifikationsziele:

In den Einfilhrungsveranstaltungen zum Lernbereich Mathematik wird ein systematischer Uberblick geboten uber
Ziele und Aufgaben des Lernbereiches im Berufsfeld unter Beriicksichtigung fachlicher, bildungstheoretischer,
curricularer und didaktischer Aspekte. Dabei werden die in der Vorlesung ,lern- und Entwicklungstheorien“ ge-
wonnenen Einsichten aufgegriffen und vertieft. Es wird ein Uberblick iiber die Entwicklungsgeschichte des Ma-
thematikunterrichts und der historischen Entwicklung des Zahlbegriffes sowie Gber die Zukunftsperspektiven der
mathematischen Bildung gegeben. Weiterhin wird eingegangen auf lernbereichsdidaktische Forschungen und ihre
Relevanz fur das Berufsfeld, auf Innovations- und Forschungsanséatze zur Kindheit heute und deren Relevanz fir
die mathematische Kompetenzentwicklung an Institutionen des Berufsfeldes insbesondere der Grundschule und
im Grundschulunterricht.

Lehr- und Prasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte

Lernformen SWS Arbeitsleistungen

SE 2 3 SP Mathematik entdeckend erleben
fur regelmagige und aktive Teil- — Entwicklung von Freude und Interesse am
nahme (z.B. Referat mit schriftli- Entdecken der Mathematik als Wissenschaft
cher Ausarbeitung, schriftliche von Mustern
Reflexion zu einem ausgewé&hlten — Analyse und Entwicklung mathematischer
Inhaltsbereich des Seminars, Pro- Kompetenzen spezieller Altersgruppen
tokoll oder Thesenpapier) — Besonderheiten mathematischer Lernpro-

zesse im Vorschul-, Schul- und Jugendalter

— Mathematische Begriffsentwicklung und die
damit im Zusammenhang stehende Visuali-
sierung und Veranschaulichung

VL 2 2 SP Einfihrung in den Lernbereich Mathematik
far die Teilnahme an der VL und — Historische Aspekte der Entwicklung des Ma-
eine bestandene Klausur thematiklernens

— Aufgabenbereiche des Lernbereiches Ma-
thematik im Berufsfeld

— Lernbereichsspezifisches und lernbereichs-
verbindendes Mathematiklernen
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LERNBEREICH SACHUNTERRICHT
Lern- und Qualifikationsziele:

In den einfuhrenden Veranstaltungen des Lernbereiches Sachunterricht werden die in der Vorlesung ,Lern- und
Entwicklungstheorien® gewonnenen Einsichten unter Berlcksichtigung lernbereichsspezifischer Fragestellungen
vertieft. In den beiden Seminaren werden Lerntheorien unter sachunterrichtlicher Perspektive hinterfragt, die
Kompetenzentwicklung spezieller Altersgruppen thematisiert, Fragen der geschlechtspezifischen Sozialisation im
Grundschulalter beantwortet und an ausgewéahlten Aspekten die Bedingungen des Aufwachsens von Kindern heu-
te bearbeitet. Ausgehend von einem geschichtlichen Abriss der Veranderungen des Bildes vom Kind werden die
Konsequenzen fir die Arbeit in der Schule abgeleitete und fiir die Gestaltung eines kindorientierten Sachunter-

richts modifiziert.

Lehr- und Prasenz- Anzahl der SP/ Lernziele, Themen, Inhalte
Lernformen SWS Arbeitsleistungen
SE 2 3 SP Weltwissen der Kinder
fur regelméagRige Teilnahme am SE | — kognitive, soziale und emotionale Prozesse
und Nachweis einer eigenstandi- — Lerntheorien in sachunterrichtlicher Per-
gen Leistung (z.B. Referat mit spektive
schriftlicher Ausarbeitung, schrift- | — Analyse und Entwicklung sachunterrichtli-
liche Reflexion zu einem ausge- cher Kompetenzen spezieller Altergruppen
wahlten Inhaltsbereich des Semi- — geschlechtsspezifische Sozialisation im
nars, Protokoll oder Thesenpa- Grundschulalter
pier) — das ,Weltwissen* des Vor- und Grundschul-
kindes
— Grundformen wissenschaftlichen Arbeitens
SE 2 2,5 SP Kindheit im Wandel
fir regelmaBige und aktive Teil- — Das Konstrukt ,Kindheit"
nahme am SE (z.B. Referat mit — Das Bild vom Kind (historischer Abriss)
schriftlicher Ausarbeitung, schrift- | — Besonderheiten in den Beziehungen zwi-
liche Reflexion zu einem ausge- schen dem Erwachsenen und dem Kind
wéhlten Inhaltsbereich des Semi- — Kindheit heute
nars, Protokoll oder Thesenpa- — Wandel von Kindheit, Familie und Gesell-
pier) schaft

Modulabschlussprifung

Die Modulabschlussprifung wird als mundliche, schriftliche oder multimediale Pri-

(MAP) fung abgelegt. 1 SP fur das erfolgreiche Erbringen der Prufungsleistung.
Dauer des Moduls ] 1 semester Xl 2 semester
Beginn des Moduls Xl ws []ss




Priafungsordnung
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fur das Bachelorstudium Grundschulpé&dagogik

(mit Lehramtsoption)

GemaR 8 17 Abs. 1 Ziffer 1 Vorlaufige Verfassung der
Humboldt-Universitat zu Berlin (Amtliches Mittei-
lungsblatt der HU Nr. 28/2006) hat der Fakultatsrat
der Philosophischen Fakultat IV am*09. Mai 2007 die
folgende Prifungsordnung erlassen.

8§ 1 Geltungsbereich

§ 2 Prufungsausschuss

§ 3 Priuferinnen und Prufer

§ 4 Prufungen, Umfang der Studien- und Pri-
fungsordnung, Anerkennung von Leistungen,
Regelstudienzeit

§ 5 Form der Prufungen

§ 6 Studienabschluss und Bachelorarbeit

§ 7 Sprache in Prufungen

§ 8 Wiederholung von Prifungen

8§ 9 Ausgleich von Nachteilen, Vereinbarkeit von
Familie und Studium

§ 10 Versaumnis und Rucktritt, Verzégerung,
Tauschung und Ordnungsverstol}

§ 11 Benotung von Prufungsleistungen

§ 12 Abschlussnote

§ 13 Scheine, Zeugnisse, Diploma Supplement
und akademischer Grad

8§ 14 Nachtragliche Aberkennung des Grades,
Heilung von Fehlern

§ 15 Einsicht in die Prifungsakten

§ 16 In-Kraft-Treten

Anlage: Ubersicht iiber die Modulabschlusspriifungen

§ 1 Geltungsbereich

Diese Prufungsordnung gilt in Verbindung mit der
Studienordnung flir das Fach Grundschulpadagogik
und der Allgemeinen Satzung fir Studien- und Pri-
fungsangelegenheiten (ASSP) sowie den Ordnungen
fur das Lehrangebot der erziehungswissenschaftlichen
Anteile und dem Lehrangebot Deutsch als Zweitspra-
che der Humboldt-Universitat zu Berlin.

§ 2 Prufungsausschuss

(1) Fur Prafungen im Fach Grundschulp&adagogik ist
der Prufungsausschuss des Instituts fur Erziehungs-
wissenschaften zustandig. Der Ausschuss wird auf
Vorschlag der im Fakultatsrat der Philosophischen Fa-
kultat 1V vertretenen Gruppen durch den Fakultatsrat
fur zwei Jahre eingesetzt. Er kann im Laufe dieser

" Die Senatsverwaltung fir Bildung, Wissenschaft und Forschung hat die
Prifungsordnung am 24. Oktober 2007 befristet bis zum 31. Marz 2010
bestatigt.
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Zeit durch Mehrheitsbeschluss durch einen neuen
Ausschuss ersetzt werden. Die Amtszeit des studenti-
schen Mitglieds kann auf ein Jahr begrenzt werden.
Die Mitglieder des Ausschusses bleiben im Amt, bis
die ihnen Nachfolgenden ihr Amt angetreten haben.

(2) Der Prufungsausschuss besteht aus mindestens
zwei Hochschullehrerinnen und -lehrern, mindestens
einem wissenschaftlichen Mitarbeitenden und mindes-
tens einem Studierenden. Die Hochschullehrerinnen
und -lehrer mussen die Mehrheit der Stimmen haben.

(3) Der Prifungsausschuss

bestellt die Priferinnen/Prifer,

achtet darauf, dass die Prifungsbestimmungen ein-
gehalten werden; Mitglieder haben das Recht, bei
der Abnahme der Prifungen zugegen zu sein,
berichtet regelméaRig dem Fakultatsrat ber Prufun-
gen und Studienzeiten,

informiert regelmaRig Uber die Notengebung,
entscheidet Gber die Anerkennung von Leistungen,
gibt Anregungen zur Studienreform.

(4) Der Ausschuss kann durch Beschluss Zustandig-
keiten auf Vorsitzende und deren Stellvertretende u-
bertragen. Der Prifungsausschuss wird Uber alle Ent-
scheidungen zeitnah informiert.

(5) Die Mitglieder des Prufungsausschusses sind zur
Amtsverschwiegenheit verpflichtet. Sofern sie nicht
dem offentlichen Dienst angehdren, sind sie durch
den Vorsitzenden oder die Vorsitzende entsprechend
zu verpflichten.

§ 3 Priuferinnen und Prifer

Prifungen in den Modulen werden von den Lehrenden
abgenommen, die im Modul lehren und vom Pri-
fungsausschuss als Priferinnen und Prifer bestellt
sind. Bestellt werden dirfen nur Lehrende, soweit sie
zu selbststandiger Lehre berechtigt sind. Die Lehren-
den legen fest, in welcher Form eine Prifung abgelegt
wird; die Form der Modulabschlussprifung kann vom
Fakultatsrat festgelegt werden. Die Bachelorarbeit
wird von Hochschullehrerinnen oder —lehrern oder von
habilitierten wissenschaftlichen Mitarbeitenden be-
treut und bewertet.

Umfang der Studien- und Prifungs-
leistungen, Anerkennung von Leistun-
gen, Regelstudienzeit

(1) In einem Bachelorstudiengang mussen insgesamt
180 Studienpunkte (SP) erworben werden. Im Kom-
binationsstudiengang Grundschulpddagogik mit Lehr-



amtsoption entfallen davon insgesamt 80 oder 90 SP
auf das Kernfach einschlieB3lich der Bachelorarbeit, 60
SP auf das Zweitfach und 40 bzw. 30 SP auf die be-
rufsfeldbezogene Zusatzqualifikation/Berufswissen-
schaften.”

(2) Die Leistungsanforderungen im Studium ergeben
sich aus dem Studienangebot gemaR 88 3, 7 und 8
der Studienordnung und den im Anhang ausgewiese-
nen Modulabschlussprifungen. Die dort genannten
Module werden grundsatzlich mit einer Modulab-
schlusspriufung (MAP) abgeschlossen. Studienpunkte
werden erst dann endglltig vergeben, wenn alle
Nachweise erbracht und die MAP bestanden worden
ist. Dies gilt auch fur Leistungen, die an anderen
Hochschulen erbracht worden sind.

(3) Der Bachelorstudiengang wird in einer Regelstu-
dienzeit von sechs Semestern abgeschlossen.

(4) Die Anerkennung von Leistungen in anderen Fa-
chern oder an anderen Hochschulen richtet sich nach
den malgeblichen Regelungen der Humboldt-Uni-
versitat zu Berlin.

(5) Gleichwertige Leistungen, die wahrend eines Stu-
dienaufenthalts im Ausland auf der Grundlage eines
mit Priferinnen oder Prifern im Fach abgesprochenen
.Learning Agreements" erbracht worden sind, werden
anerkannt. Die Entscheidung daruber trifft der Pri-
fungsausschuss.

§ 5 Form der Prufungen

(1) Prafungsleistungen werden in unterschiedlichen
Formen erbracht. Moglich sind mundliche, schriftliche
und multimediale Prifungsleistungen. Die Prifungs-
leistung muss so gestaltet sein, dass sie die fur das
Modul in der Studienordnung ausgewiesene Arbeits-
belastung der Studierenden nicht erhéht. Sieht die
Modulabschlussprifung alternative Prifungsformen
vor, ist die jeweilige Prifungsform zu Beginn des Mo-
duls bekannt zu geben.

(2) In muindlichen Prufungen weisen Studierende
nach, dass sie die Zusammenhéange des Prifungsge-
bietes kennen, unterschiedliche Themen analysieren
und in diese Zusammenhénge einordnen sowie
selbststandig Fragestellungen entwickeln kénnen.
Mindliche Prifungen dauern in der Regel 20 Minuten;
sie verlangern sich, wenn mehrere Studierende ge-
meinsam gepriuft werden. Sie werden protokolliert.
Die Note wird dem oder der Studierenden im An-
schluss an die Prifung mitgeteilt und begrindet. An-
dere Personen konnen auf Wunsch der oder des Stu-
dierenden bei der Prifung anwesend sein.

(3) In schriftlichen Prifungen weisen Studierende
nach, dass sie fachgerecht Aufgaben l6sen oder ei-
genstandig Aufgaben oder Themen bearbeiten und
Lésungen strukturiert prasentieren kénnen. Schriftli-
che Prifungen in Form von Klausuren kénnen je nach
Typ der Aufgabe zwischen einer und funf Stunden
dauern; Hausarbeiten sollen innerhalb von drei Wo-

7 Die Aufteilung 90 SP Kernfach und 30 SP Berufswissenschaften gilt nur
in Kombination mit dem Kernfach Bildende Kunst.
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chen und Kurzpapiere (,take-home“) in insgesamt
funf Stunden, ggf. iber mehrere Tage hinweg verteilt,
zu bearbeiten sein. Die Note wird den Studierenden
spatestens vier Wochen nach der Prufung mitgeteilt;
sie wird schriftlich oder mindlich begriindet.

(4) In multimedialen Prafungen weisen Studierende
nach, dass sie unter Nutzung unterschiedlicher Me-
dien selbststandig Themen aus dem Fachgebiet bear-
beiten und Ergebnisse préasentieren kdnnen.

§ 6 Studienabschluss und Bachelorarbeit

(1) Zur Bachelorarbeit wird zugelassen, wer die Mo-
dulabschlussprufungen der folgenden Module bestan-
den hat: Basis-, Kern- und Vertiefungsmodul sowie
das Modul Schulpraktische Studien.

(2) Ein Bachelorstudium mit Lehramtsoption wird er-
folgreich abgeschlossen, wenn alle Studien- und Pri-
fungsleistungen gemaR Anlage in den Fachern und in
der berufsfeldbezogenen Zusatzqualifikation/den Be-
rufswissenschaften erfolgreich erbracht und eine Ba-
chelorarbeit im Kernfach in einem Umfang von 10
Studienpunkten (und ein Kolloquium und/oder deren
mundliche Verteidigung) mindestens mit ausreichend
benotet worden ist.

(3) In der Bachelorarbeit weisen Studierende nach,
dass sie ein Thema aus dem Fachgebiet selbststandig
wissenschaftlich bearbeiten kénnen. Sie ist innerhalb
von acht Wochen zu erstellen, soll in der Regel einen
Umfang von 30 bis 40 Seiten nicht Uberschreiten und
ist mit einer unterschriebenen Erklarung zur eigen-
standigen Anfertigung der Arbeit, zur Beachtung die-
ser Prifungsordnung und zur erstmaligen Einreichung
einer Bachelorarbeit in diesem Studiengebiet in drei-
facher Ausfertigung und grundsatzlich auch in elekt-
ronischer Form beim Prifungsausschuss einzureichen.

(4) Das Thema der Bachelorarbeit vergeben die vom
Prufungsausschuss zu bestellenden Pruferinnen oder
Prifer, die auch die Betreuung und ein Gutachten zur
Arbeit Gdbernehmen, nach einer Besprechung mit dem
oder der Studierenden. Studierende kdnnen Themen
vorschlagen, ohne dass dem Vorschlag gefolgt wer-
den muss. Studierende kénnen ein Thema innerhalb
von 14 Tagen nach Ausgabe an den Prifungsaus-
schuss zuriickgeben; sie erhalten dann ein neues
Thema zur Bearbeitung.

(5) Die Bachelorarbeit wird unabhangig vom ersten
Gutachten von einem zweiten Prifer bzw. einer zwei-
ten Priferin begutachtet, die ebenfalls der Prifungs-
ausschuss bestellt. Die Note ergibt sich aus dem a-
rithmetischen Mittel der Notenvorschlage in den bei-
den Gutachten. Weichen die Notenvorschlage um zwei
oder mehr Noten voneinander ab oder wird ein ,nicht
ausreichend“ vorgeschlagen, bestellt der Prufungs-
ausschuss ein weiteres Gutachten und setzt die Note
auf der Grundlage der drei Gutachten fest.

8§ 7 Sprache in Prufungen

Prifungen werden in der Regel in deutscher Sprache
erbracht. Priferinnen und Prifer kénnen aus fachli-
chen Grunden Prifungen in anderen Sprachen ab-



nehmen. Uber Ausnahmen aus individuellen Griinden
entscheidet der Prufungsausschuss auf schriftlichen
Antrag.

§ 8 Wiederholung von Prifungen

(1) Nicht bestandene Modulabschlussprifungen koén-
nen zwei Mal wiederholt werden. Die erste Wiederho-
lung soll Studierenden vor Beginn der Vorlesungszeit,
die zweite Wiederholung muss vor Ende der Vorle-
sungszeit des auf die nicht bestandene Prufung fol-
genden Semesters ermdglicht werden.

(2) Eine nicht bestandene Bachelorarbeit kann nur
ein Mal, auf Wunsch mit einem neuen Thema, wie-
derholt werden. Fehlversuche an anderen Universitéa-
ten im Geltungsbereich des Hochschulrahmengeset-
zes werden angerechnet. Die Erstellung der zweiten
Bachelorarbeit sollte spéatestens drei Monate nach
dem Bescheid lber die erste Arbeit beginnen.

9

8 Ausgleich von Nachteilen, Vereinbar-

keit von Familie und Studium

Wer wegen langer andauernder oder standiger kor-
perlicher Beeintrachtigungen oder Behinderungen o-
der wegen der Betreuung von Kindern oder anderen
Angehdrigen nicht in der Lage ist, Prifungsleistungen
und Studienleistungen ganz oder teilweise in der vor-
gesehenen Form oder zur vorgesehenen Zeit zu
erbringen, hat einen Anspruch auf den Ausgleich die-
ser Nachteile. Der Priufungsausschuss legt auf Antrag
und in Absprache mit der oder dem Studierenden und
der oder dem Prufenden MaBlRnahmen fest, wie eine
gleichwertige Prufung erbracht werden kann. MaR-
nahmen sind insbesondere verlangerte Bearbeitungs-
zeiten, Nutzung anderer Medien, Prufung in einem
bestimmten Raum oder ein anderer Prifungszeit-
punkt. Die Inanspruchnahme der Schutzfristen nach
dem Mutterschutzgesetz bzw. Bundeserziehungsge-
setz gilt entsprechend.

§ 10 Versdumnis und Rucktritt, Verzoge-
rung, Tauschung und Ordnungsverstoll

(1) Wer zu einem Prifungstermin nicht erscheint, die
Prufung abbricht oder die Frist fur die Erbringung der
Priufungsleistung Uberschreitet, hat die Prifung nicht
bestanden. Dies gilt nicht, wenn dafir triftige Grunde
vorliegen. Diese Grinde missen unverziglich dem
Prufungsausschuss mitgeteilt und glaubhaft gemacht
werden. Bei Krankheit ist eine arztliche Bescheinigung
vorzulegen. Der Prifungsausschuss teilt dem oder der
Studierenden mit, ob die Grinde anerkannt werden.
Ist dies der Fall, darf die Prifung nachgeholt oder die
Frist verlangert werden; schon erbrachte Leistungen
sind anzuerkennen.

(2) Wer das Ergebnis einer Prufungsleistung durch
Tauschung, durch Verwendung von Quellen ohne de-
ren Nennung, durch Zitate ohne Kennzeichnung oder
durch Nutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu be-
einflussen sucht oder andere Studierende im Verlauf
der Prifung stért, hat die Prifung nicht bestanden. In
schwerwiegenden Féallen kann der Prifungsausschuss
bestimmen, dass eine Wiederholung der Prifung nicht
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maoglich ist. Wird die Tauschung oder der Versuch erst
nach Erteilung des Nachweises bekannt, wird der
Nachweis rickwirkend aberkannt.

(3) Der Prifungsausschuss muss Studierende anho-
ren, ihnen belastende Entscheidungen unverziglich
mitteilen, sie begriinden und mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung versehen. Studierende haben das Recht,
belastende Entscheidungen des Priifungsausschusses
innerhalb von acht Wochentagen auf der Grundlage
eines begrindeten Antrags vom Ausschuss uberpri-
fen zu lassen.

§ 11 Benotung von Prifungsleistungen

(1) Die Benotung aller Prufungsleistungen orientiert
sich an den allgemeinen Regelungen der Humboldt-
Universitéat zu Berlin und am European Credit Transfer
System (ECTS). Es werden folgende Noten vergeben:

1 = sehr gut — eine hervorragende Leistung, ggf.
auch 1,3

2 = gut — eine Leistung, die erheblich Uber den
durchschnittlichen Anforderungen liegt; ggf. auch
1,7 oder 2,3

3 = befriedigend — eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderungen entspricht, ggf. auch
2,7 oder 3,3

4 = ausreichend — eine Leistung, die trotz ihrer
Mangel noch den Anforderungen genigt, ggf.
auch 3,7

5 = nicht ausreichend — eine Leistung, die wegen
erheblicher Mangel den Anforderungen nicht mehr
genugt

(2) Wird aus mehreren Noten eine Gesamtnote gebil-
det, wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem
Komma beriicksichtigt; alle weiteren Stellen werden
ohne Rundung gestrichen. Es gilt:

bei einem Durchschnitt bis einschlieBlich 1,5
sehr gut

bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschlieBlich
2,5 = gut

bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschlieBlich
3,5 = befriedigend

bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschlieB3lich
4,0 = ausreichend

bei einem Durchschnitt ab 4,1
chend

nicht ausrei-

§ 12 Abschlussnote

(1) Die Gesamtnote fur den erfolgreichen Abschluss
eines Bachelorstudiengangs setzt sich aus den Noten
aller Modulabschlussprifungen, gewichtet nach den
jeweils zu erbringenden Studienpunkten, zusammen.

(2) Die Gesamtnote wird zusétzlich im Einklang mit
der jeweils geltenden ECTS-Bewertungsskala ausge-
wiesen. Néheres dazu regelt die Allgemeine Satzung
fur Studien- und Prufungsangelegenheiten der Hum-
boldt-Universitat zu Berlin.



§ 13 Scheine, Zeugnisse, Diploma Supple-
ment und akademischer Grad

(1) Alle Prifungsleistungen im Fach Grundschulpada-
gogik werden nach MaRgabe der allgemeinen Rege-
lungen fur das Studium an der Humboldt-Universitat
zu Berlin bescheinigt. Studierende erhalten ein
.Diploma Supplement“, das den Anforderungen der
EU entspricht.

(2) Wer einen Bachelorstudiengang mit dem Kernfach
Grundschulpadagogik erfolgreich abschlieRt, erlangt
den Akademischen Grad ,Bachelor of Arts“.

§ 14 Nachtragliche Aberkennung des
Grades, Heilung von Fehlern

(1) Wird nach Aushandigung des Zeugnisses bekannt,
dass die Voraussetzungen fir den Abschluss des Stu-
diums nicht erfillt waren, und hat der oder die Stu-
dierende dies vorsatzlich verschwiegen, werden
Zeugnis und Grad durch den Prufungsausschuss ent-
zogen und die Urkunde eingezogen. Handelte der o-
der die Studierende nicht vorsatzlich, sind die Voraus-
setzungen nachtraglich zu erfullen und der Mangel
wird durch eine erfolgreiche Bachelorarbeit behoben.

(2) Dasselbe gilt, wenn nach Aushandigung des Zeug-
nisses bekannt wird, dass der oder die Studierende im
Studium getauscht haben.

§ 15 Einsicht in die Prufungsakten

Nach Abschluss der jeweiligen MAP und der Ab-
schlussprifung besteht innerhalb von drei Monaten
Anspruch auf Einsicht in die eigenen schriftlichen oder
multimedialen Prufungsarbeiten, die darauf bezoge-
nen Gutachten und die Prufungsprotokolle. Die Ein-
sicht ermoglicht der Prifungsausschuss auf Antrag.

§ 16 In-Kraft-Treten

(1) Diese Priufungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veroffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin in Kraft. Sie gilt fur al-
le Studierenden, die ihr Studium ab dem Winterse-
mester 2007/08 aufnehmen.

(2) Die bisher giltigen Prufungsordnungen (Amtliche
Mitteilungsblatter der Humboldt-Universitat zu Berlin
Nr. 61/2005 und 65/2006) treten am gleichen Tage
auller Kraft, behalten jedoch ihre Giltigkeit fur Stu-
dierende, die auf Grundlage dieser Prufungsordnun-
gen ihr Studium an der Humboldt-Universitat zu Ber-
lin aufgenommen haben.

(3) Studierende nach Absatz 2 kénnen sich innerhalb
von sechs Monaten nach In-Kraft-Treten der vorlie-
genden Prufungsordnung fir eine Prifungsabnahme
nach dieser Ordnung entscheiden. Die Erklarung muss
schriftlich gegeniber dem Prufungsburo erfolgen und
ist unwiderruflich.

27

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat, Nr. 82/2007

(4) Die Prifungen nach den bisher giltigen Prifungs-
ordnungen (Amtliche Mitteilungsblatter der Humboldt-
Universitat zu Berlin Nr. 61/2005 und 65/2006) wer-
den bis zum Ende des Sommersemesters 2010 abge-
nommen.



Anlage: Ubersicht iiber die Modulabschlusspriifungen

Kernfach Grundschulpadagogik

Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universitat, Nr. 82/2007

Modul SP gesamt Modulabschlussprifung

Basismodul ,Sozialisation und Lernen im Kindesalter® 5+2+2 5+5 Die Modulabschlussprifung wird als

Allgemeine Grundschulpadagogik, Lernbereich Deutsch, | +5,5+6+1 mUn.dllche,“ schriftliche oder multi-

Lernbereich Mathematik, Lernbereich Sachunterricht | = 27 mediale Prifung abgelegt.

und lernbereichsiibergreifendes Studienprojekt

Kernmodul ,Lernen und Lehren im institutionalisierten | 3, g4 6+g+1 | Die Modulabschlusspriafung wird als

Kontext* = 26 mindliche, schriftliche oder multi-

Allgemeine Grundschulpadagogik, Lernbereich Deutsch, mediale Prifung abgelegt.

Lernbereich Mathematik, Lernbereich Sachunterricht

Vertiefungsmodul .Lehren und Lernen im institutionali- | g4 g4+ g+ 1 Die Modulabschlussprifung wird als

sierten Kontext" =24 mundliche, schriftliche oder multi-

Lernbereich Deutsch, Lernbereich Mathematik, Lernbe- mediale Prifung abgelegt.

reich Sachunterricht

Modul Bachelorarbeit 3+7 Bachelorarbeit mit einem Umfang
=10 von ca. 30 bis 40 Seiten.

gesamt g7°®

Berufswissenschaften®

Modul Schulpraktische Studien 3+4+3 Schriftlicher Praktikumsbericht mit ei-
=10 nem Umfang von ca. 20 bis 25 Seiten.
Zweitfach Grundschulpadagogik
Modul SP gesamt Modulabschlussprifung
Basismodul ,Sozialisation und Lernen im Kindesalter" 5+2+2,5+5 Die Modulabschlusspriufung wird
All ine Grundschuload ik Lernbereich Deutsch +5,5+1 als mundliche, schriftliche oder
gemelr'le rundsc u.pa agog! t ernbereic gu sch, =21 multimediale Prifung abgelegt.
Lernbereich Mathematik, Lernbereich Sachunterricht
Kernmodul ,Lernen und Lehren im institutionalisierten 3+8+6+8+1 |Die Modulabschlussprifung wird
Kontext" als mundliche, schriftliche oder
) . ) ) = 26 multimediale Prifung abgelegt.
Allgemeine Grundschulpadagogik, Lernbereich Deutsch,
Lernbereich Mathematik, Lernbereich Sachunterricht
Vertiefungsmodul ,Lehren und Lernen im institutionali- 6+8+5+1 Die Modulabschlussprifung wird
sierten Kontext" als mundliche, schriftliche oder
) ) . = 20 multimediale Prifung abgelegt.
Lernbereich Deutsch, Lernbereich Mathematik, Lernbe-
reich Sachunterricht
gesamt 67 %

8 Darin enthalten sind 7 SP der Fachdidaktik (Berufswissenschaften).
9 Hinzu kommen 7 SP Fachdidaktik Kernfach (bereits im Kernfach enthalten), 7 SP Fachdidaktik eines Zweitfachs sowie 13 SP in
den Erziehungswissenschaften und 3 SP ,Deutsch als Zweitsprache“ (jeweils in einer separaten Ordnung fachubergreifend ge-

regelt).
10 EinschlieRlich 7 SP der Fachdidaktik (Berufswissenschaften).
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Fachspezifische Studienordnung
fur das Bachelorstudium im Fach ,Geschlechter-

studien/ Gender Studies”

GemalR § 17 Abs. 1 Ziffer 3 der Verfassung der
Humboldt-Universitat zu Berlin in der Fassung vom
24, Oktober 2013 (Amtliches Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 47/2013) hat
der Fakultatsrat der Philosophischen Fakultat 111
am 13. Januar 2014 die folgende Studienordnung
erlassen™

§1 Anwendungsbereich

§2 Beginn des Studiums

§3 Ziele des Studiums

§4 Lehrveranstaltungsarten

8§85 Module des Zweitfachs fur Kombinationsstu-
diengange

§6 Module des uberfachlichen Wahlpflichtbe-
reichs fur andere Bachelorstudiengange und
-studienfacher

87 In-Kraft-Treten

Anlage 1 : Modulbeschreibungen
Anlage 2 : ldealtypische Studienverlaufsplane
Anlage 3 : Spezielle Arbeitsleistungen

8 1 Anwendungsbereich

Diese Studienordnung enthélt die fachspezifischen
Regelungen fiur das Bachelorstudium im Fach Ge-
schlechterstudien/Gender Studies. Sie gilt in Ver-
bindung mit der fachspezifischen Prifungsordnung
flir das Bachelorstudium im Fach Geschlechterstu-
dien/Gender Studies und der Facherlbergreifenden
Satzung zur Regelung von Zulassung, Studium und
Prifung (ZSP-HU) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

§ 2 Beginn des Studiums

Das Studium kann zum Wintersemester aufge-
nommen werden.

§3 Ziele des Studiums

(1) Das Studium zielt auf die Vermittlung grundle-
gender Kenntnisse, Methoden und Arbeitstechniken
im Zusammenhang mit der Kategorie Geschlecht.
Es vermittelt Fahigkeiten zur Analyse von Ge-
schlechterverhaltnissen, Diskriminierungen und
Privilegierungen in historischen, sozialen, kulturel-
len und politischen Kontexten.

Das Studium befahigt zum Verstandnis der Zu-
sammenhange von Gender mit anderen gesell-

Die Universitatsleitung hat die Studienordnung am
16. Juni 2014 bestatigt.

schaftlichen Kategorisierungen wie Ethnizitat, so-
ziale Positionierung, Sexualitat, Alter oder Befahi-
gung. Gleichrangig vermittelt es Wissen um unter-
schiedliche disziplindre Zugénge zum Verstandnis
und zur Analyse von Geschlechterkonstruktionen
und -verhaltnissen. Damit verknupft ist die Her-
ausbildung ,transdisziplindrer Kompetenz“, also der
Fahigkeit, sich in der Vielfalt der Disziplinen zu ori-
entieren, disziplinentubergreifend zu kooperieren
und auf dieser Grundlage spezifische kritische Fra-
gestellungen zu entwickeln. Das ermdéglicht, Gen-
der als kontextualisierte, interdependente und dis-
ziplinar gebundene Kategorie zu thematisieren und
dem konkreten wissenschaftlichen Gegenstand und
der jeweiligen Fragestellung angemessene Analy-
sen durchzufuhren.

Das Studium vermittelt ein kritisches Verstandnis
der wichtigsten Theorien, Prinzipien und Methoden
der Geschlechterstudien gemaR dem Stand der
auch internationalen Fachliteratur und aktuellen
Forschungen. Im Studium wird die Vertiefung von
Wissen durch forschendes Lernen unterstitzt.

Das Studium befahigt, Gender-Expertise fur aus-
gewahlte Praxisfelder aufzubauen, um Geschlech-
terverhaltnisse zu analysieren und Instrumente
und Strategien zur Chancengleichheit, Anti-
Diskriminierung und zur Infragestellung von Nor-
men und Normalitaten mit zu entwickeln.

Das Studium vermittelt grundlegende Kenntnisse
des wissenschaftlichen Arbeitens. Es beféahigt, gen-
derrelevante Wissensbestdnde unterschiedlicher
Herkunft zu recherchieren, einzuordnen und zu in-
terpretieren und Ubt fundiertes Argumentieren in
mindlichen und schriftlichen Formen. Es ermdg-
licht, weiterfihrende Lern- und Forschungsprozesse
individuell und im Team selbststandig zu gestalten.
Integraler Bestandteil des Studiums ist der Ausbau
medialer Kompetenzen.

Das Studium verhilft zum Aufbau von Gender-Kom-
petenzen, die mit einer Sensibilisierung fir gleich-
stellungs- und diversity-politische Fragen einher-
gehen. Die erworbenen Kenntnisse und Kompeten-
zen kénnen im Sinne praxisnaher ,Interventionen*
im Austausch mit Akteur_innen aus unterschiedli-
chen Praxisfeldern eingesetzt werden.

(2) Der erfolgreiche Abschluss des Studiums quali-
fiziert fir Tatigkeiten in verschiedenen Bereichen
wie Unternehmen, Medien, Politik, Kultur, Bildung
und Nichtregierungsorganisationen.



§ 4 Lehrveranstaltungsarten

Die Lehrveranstaltungsarten und -bezeichnungen
kdénnen je nach Import aus den Fachern in Einzel-
fallen variieren. In diesem Fall geh6ren zu tUber den
in der ZSP-HU benannten Lehrveranstaltungsarten
hinaus auch solche, die in den Studienordnungen
der mit den Geschlechterstudien/Gender Studies
kooperierenden Facher definiert sind.

§ 5 Module des Zweitfachs fur Kombina-
tionsstudiengange

Das Zweitfach Geschlechterstudien/Gender Studies
beinhaltet folgende Pflichtmodule im Umfang von
insgesamt 60 LP:

Modul 1 Transdisziplindre Geschlechterstudien
10 LP

Modul 2 Gender als Analysekategorie 10 LP
Modul 3 Interdependenzen 10 LP

Modul 4 Ordnungen der Geschlechter 10 LP
Modul 5 Interventionen 10 LP

Modul 6 Freie Wahl im Fach 10 LP

§ 6 Module des uberfachlichen Wahl-
pflichtbereichs fir andere Bache-
lorstudiengéange und -studienfacher

Das Fach Geschlechterstudien/Gender Studies bie-
tet folgendes Modul fir den uberfachlichen Wahl-
pflichtbereich anderer Bachelorstudiengange und
-studienfacher an:

Modul 7 Perspektiven der Gender Studies 10 LP
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8§87 In-Kraft-Treten

(1) Diese Studienordnung tritt am Tage nach ihrer
Veroffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin in Kraft.

(2) Diese Studienordnung gilt fur alle Stu-
dent_innen, die ihr Studium nach dem In-Kraft-
Treten dieser Studienordnung aufnehmen oder
nach einem Hochschul-, Studiengangs- oder Stu-
dienfachwechsel fortsetzen.

(3) Fur Student_innen, die ihr Studium vor dem In-
Kraft-Treten dieser Studienordnung aufgenommen
oder nach einem Hochschul-, Studiengangs- oder
Studienfachwechsel fortgesetzt haben, gilt die Stu-
dienordnung vom 27. Januar 2006 (Amtliches Mit-
teilungsblatt der Humboldt-Universitat zu Berlin
Nr. 02/2006) Ubergangsweise fort. Alternativ kén-
nen sie diese Studienordnung einschlie3lich der zu-
gehorigen Prifungsordnung wéahlen. Die Wahl muss
schriftlich gegeniiber dem Prufungsbiiro erkléart
werden und ist unwiderruflich. Mit Ablauf des
30. Septembers 2017 tritt die Studienordnung vom
27. Januar 2006 auBer Kraft. Das Studium wird
dann auch von den in Satz 1 benannten Stu-
dent_innen nach dieser Studienordnung fortge-
fuhrt. Bisherige Leistungen werden entsprechend
§ 110 ZSP-HU bercksichtigt.
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Anlage 1: Modulbeschreibungen

Modul 1: Transdisziplinare Geschlechterstudien Leistungspunkte: 10

Das Grundlagenmodul vermittelt Kenntnisse zum fécheribergreifenden Studium der Geschlechterstudien.
Dazu gehtren wesentliche historische und theoretische Ausgangspunkte der Gender Studies, so beispielswei-
se feministische Theorien und Methodologien und grundlegende Konzeptionen zu Gender als Analysekatego-
rie sowie zu Interdependenzen, Geschlechterordnungen, Interventionen und Transdisziplinaritat. Exempla-
risch werden Grundkenntnisse zu zentralen geschlechtertheoretischen und feministischen Konzepten und Be-
griffen und gleichzeitig Grundwissen uber facher- und problemspezifische Zugangsweisen sowie transdiszipli-
néares Arbeiten in den Gender Studies vermittelt.

Lern- und Qualifikationsziele:

Die Student_innen haben orientierende Grundlagen fir transdisziplindre Geschlechterstudien erworben. Sie
kennen zentrale Ausgangspunkte der Geschlechterstudien und verfigen Ulber erste Kriterien zur fach- und
problemspezifischen Auseinandersetzung mit Genderfragestellungen. Sie erkennen, dass Gender im umfas-
senden und kritischen Sinne nur facheribergreifend, wissenschaftskritisch und interdependent studiert wer-
den kann. Darliber hinaus kennen die Student_innen Prinzipien des wissenschaftlichen Arbeitens und die
Chancen problemldsungsorientierter Kooperation.

Fachliche Voraussetzungen fur die Teilnahme am Modul bzw. bestimmten Lehrveranstaltungen des Moduls:
keine

Lehrveranstal- Prasenzzeit, Work- Leistungspunkte Themen, Inhalte
tungsart load in Stunden und Vorausset-
zung fur deren
Erteilung
VL (Ringvorle- 2 SWS 3 LP, Teilnahme Einfihrung in die transdisziplinaren Ge-
sung) 75 Stunden schlechterstudien
25 Stunden Pra-
senzzeit,
50 Stunden Vor-
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung
TU/UE 2 SWS 3 LP, aktive Teil- Einfihrung wissenschaftliches Arbeiten
75 Stunden nahme und spe-
L zielle Arbeitsleis-
25 Stupden Préa- tungen geman
senzzeit, Anlage 3
50 Stunden Vor-
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-
tung
SE/UE 2 SWS 4 LP, aktive Teil- Einfilhrende Lektire oder Ubung
100 Stunden nahme und spe- Das SE/die UE kann durch einen Einfihrungs-
25 Stunden Pra- zielle Arbeitsleis- kurs (Gender 1 oder 2, vergleiche Modul 2)
senzzeit, tungen geman ersetzt werden.
75 Stunden Vor- Anlage 3
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-
tung
Modulabschluss- | keine Prufung
prufung
Dauer des Mo- [J 1 semester X 2 semester
duls
Beginn des Mo- X Wintersemester [J sommersemester
duls
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Modul 2: Gender als Analysekategorie Leistungspunkte: 10

Das Modul vermittelt Grundlagen zur Analyse von Geschlechterverhéltnissen aus verschiedenen fachlichen
Perspektiven, die in den Facherblindeln ,Gender 1“ und ,Gender 2“ zusammengefasst sind. Gender 1 be-
zeichnet die soziale, politische, rechtliche, 6konomische und/oder naturwissenschaftliche Perspektive, die mit
Fachern wie etwa Sozialwissenschaften, Rechtswissenschaft, Agrarwissenschaft, Erziehungswissenschaft oder
Naturwissenschaften verbunden ist. Gender 2 bezeichnet die literarische, geschichtswissenschaftliche, philo-
sophische, zeichen- und/oder kulturtheoretische Perspektive, die mit Fachern wie Kulturwissenschaft, Lingu-
istik, Neuere deutsche Literatur, Amerikanistik, Skandinavistik, Kunstgeschichte, Philosophie und Europai-
sche Ethnologie einhergeht. Gender 1 fragt eher nach strukturellen Bedingungen sowie unterschiedlichen
Praxis- und Normierungskontexten, wahrend Gender 2 eher geisteswissenschaftliche und kulturtheoretische
Pramissen von Vorstellungen uber Geschlecht und die symbolischen Dimensionen von Geschlechterordnun-
gen fokussiert.

In Gender 1 und 2 werden jeweils exemplarisch Themen aus verschiedenen Fachern behandelt. Damit wird
ein Einblick gegeben in:
« fachspezifische Positionen, Begriffe und Fragestélungen sowie Forschungsergebnisse zum Verstandnis
der Ordnung der Geschlechter,
« die Auseinandersetzung mit Disziplinen in ihrer historischen Entwicklung, im Zusammenhang mit politi-
schen und institutionellen sowie begrifflichen und kulturellen Rahmenbedingungen der Produktion von
Wissen,
« die Entwicklung femnistischer Positionen und Bewegungen,
« die sozial und kulturell wirksame Bedeutung der hterdependenz von Gender etwa mit ,race“, Ethnizi-
tat, Sexualitat oder Alter.

Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Vermittlung und Reflexion methodischer Kenntnisse zur Herstellung,
Auspragung und Analyse der Kategorie Geschlecht. Dabei werden fir Gender 1 und 2 jeweils spezifische
Moglichkeiten methodischer Zugriffe zur Analyse von Geschlechterverhéltnissen vermittelt.

Lern- und Qualifikationsziele:

Die Student_innen haben Grundkenntnisse Uber unterschiedliche Zugadnge zur Analyse von Geschlechterver-
héltnissen und Wissen um die Bedeutung der Kategorie Geschlecht in verschiedenen fachlichen Zusammen-
héangen erworben. Sie wissen, wie Geschlechterordnungen in den genannten Disziplinen theoretisch und me-
thodisch konzipiert und analysiert werden und werden kénnen. Sie wissen um die unterschiedlichen Notwen-
digkeiten, jeweilige fachliche Perspektiven mit Hilfe der Kategorie Gender zu erweitern und zu reflektieren.

Fachliche Voraussetzungen fur die Teilnahme am Modul bzw. bestimmten Lehrveranstaltungen des Moduls:
keine

Lehrveranstal- Prasenzzeit, Work- Leistungspunkte Themen, Inhalte
tungsart load in Stunden und Vorausset-
zung fur deren
Erteilung
K/ SE 2 SWS 4 LP, aktive Teil- Einfuhrung Gender 1
nahme und spe-
100 Stunden zielle Arbeitsleis-
25 Stunden Pra- tungen gemaf
senzzeit, Anlage 3

75 Stunden Vor-
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-
tung
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K/ SE

2 SWS

100 Stunden

25 Stunden Pra-
senzzeit,

75 Stunden Vor-
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-
tung

4 LP, aktive Teil- Einfuhrung Gender 2
nahme und spe-
zielle Arbeitsleis-
tungen gemaf
Anlage 3

Modulabschluss-
prufung

50 Stunden

Portfolioprifung
(5-8 Seiten),
Hausarbeit (5-10
Seiten) oder Klau-
sur (120 Minuten)
und Vorbereitung

2 LP, Bestehen

Dauer des Mo-
duls

[ 1 semester

X 2 semester

Beginn des Mo-
duls

X wintersemester

X sommersemester
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Modul 3: I nterdependenzen Leistungspunkte: 10

Das Aufbaumodul bietet weiterfuhrende Kenntnisse zu Interdependenzen der Kategorie Geschlecht mit wei-
teren Ordnungsmustern und Normierungen aus sozialer, politischer, rechtlicher, 6konomischer und/oder na-
turwissenschaftlicher Perspektive sowie aus literarischer, geschichtswissenschaftlicher, philosophischer, zei-
chen- und/oder kulturtheoretischer Perspektive. Dabei geht es insbesondere um Interdependenzen mit ,ra-
ce“, Ethnizitat, Klasse/soziale Schicht, Sexualitat, Alter, Religion/Weltanschauung und Beféhigung/Behinde-
rung in ihrer Bedeutung fir die Analyse von Geschlechterverhdaltnissen. Das Modul thematisiert sowohl die
Frage nach dem Charakter der unterschiedlichen Kategorisierungen selbst, z. B. als ldentitaten, Ein- und
Ausschlusse, Hierarchisierungen und Hegemonien, als auch die Frage nach konkreten Dynamiken in sozialen,
kulturellen oder politischen Zusammenhéangen.

Ein Schwerpunkt liegt darauf, das Zusammenspiel von Erkenntnisinteresse, theoretischen Konzepten und
methodischen Vorgehensweisen zu vermitteln und zu reflektieren. Dies geschieht auch in transdisziplinar
konzipierten sowie in im Team-Teaching durchgefihrten Seminaren.

Die Option ,Vertiefung” ermdoglicht in diesem Modul, den Workload der Lehrveranstaltung ,Aufbau Interde-
pendenzen“ im Seminar ,Einfuhrung Interdependenzen” zu erbringen, insofern dies in der Lehrveranstaltung
angeboten wird.

Lern- und Qualifikationsziele:

Die Student_innen koénnen begrinden, warum Geschlechterverhaltnisse nur im Zusammenhang mit weiteren
Ordnungsmustern und Normierungen analysiert werden kdnnen und sie kénnen solche Analysen durchfiih-
ren. Sie kennen weitere soziale Ordnungsmuster und Normierungen, die im Zusammenhang mit der Katego-
rie Geschlecht wirksam sind und kénnen deren politische, analytische und konzeptuelle Relevanz spezifisch
benennen.

Fachliche Voraussetzungen fiir die Teilnahme am Modul bzw. bestimmten Lehrveranstaltungen des Moduls:
keine

Lehrveranstal- Prasenzzeit, Work- Leistungspunkte Themen, Inhalte
tungsart load in Stunden und Vorausset-
zung fur deren
Erteilung
SE 2 SWS 4 LP, aktive Teil- Einfihrung Interdependenzen
nahme und spe-
100 Stunden zielle Arbeitsleis-
25 Stunden Pra- tungen gemaf
senzzeit, Anlage 3

75 Stunden Vor-

und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-

tung
SE/UE 2 SWS 4 LP, aktive Teil- Aufbau Interdependenzen
oder nahme und spe-
VL mit Selbst 100 Stunden zielle Arbeitsleis-
studium 25 Stunden Pra- tungen gemaf
i Anlage 3
senzzeit,

75 Stunden Vor-
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-
tung
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Alternative: SE + Option Vertiefung

SE + Option
Vertiefung

2 SWS

200 Stunden

25 Stunden Pra-
senzzeit,

75 Stunden Vor-
und Nachbereitung
der Lehrveranstal-
tung und der spe-
ziellen Arbeitsleis-
tung,

100 Stunden Ver-
tiefungsleistung

(4+4=) 8 LP, ak-
tive Teilnahme
und spezielle Ar-
beitsleistungen
gemal Anlage 3,
Erbringen der
Vertiefungsleis-
tung

Die Option Vertiefung darf einmal im Studien-
verlauf gewéhlt werden, sie ersetzt den zwei-
ten Themenbereich.

Modulabschluss-
prufung

50 Stunden

Portfolioprifung
(5-8 Seiten),
Hausarbeit (5-10
Seiten), Klausur
(120 Minuten) oder
mindliche Prifung
(15 Minuten) und
Vorbereitung

2 LP, Bestehen

Dauer des Mo-
duls

X 1 semester

[ 2 semester

Beginn des Mo-
duls

X wintersemester

X sommersemester
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Fachspezifische Prifungsordnung
fur das Bachelorstudium im Fach ,Geschlechter-

studien/ Gender Studies”

GemalR § 17 Abs. 1 Ziffer 3 der Verfassung der
Humboldt-Universitat zu Berlin in der Fassung vom
24. Oktober 2013 (Amtliches Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin Nr. 47/2013) hat
der Fakultatsrat der Philosophischen Fakultat 111
am 13. Januar 2014 die folgende Prifungsordnung
erlassen™

§1 Anwendungsbereich
§2 Regelstudienzeit
§3 Prifungsausschuss
§4 Gesamtnote

8§85 Akademischer Grad
86 In-Kraft-Treten

Anlage: Ubersicht Uber die Prifungen

§1 Anwendungsbereich

Diese Prufungsordnung enthélt die fachspezifischen
Regelungen fir das Bachelorstudium im Fach Ge-
schlechterstudien/Gender Studies. Sie gilt in Ver-
bindung mit der fachspezifischen Studienordnung
fur das Bachelorstudium im Fach Geschlechterstu-
dien/Gender Studies und der Facherlibergreifenden
Satzung zur Regelung von Zulassung, Studium und
Prufung (ZSP-HU) in der jeweils geltenden Fas-
sung.

§ 2 Regelstudienzeit

Der Kombinationsstudiengang mit dem Zweitfach
Geschlechterstudien/Gender Studies hat eine Re-
gelstudienzeit von sechs Semestern.

§ 3 Prifungsausschuss

Fur die Prafungsangelegenheiten des Bachelorstu-
diums im Fach Geschlechterstudien/Gender Studies
ist der Prifungsausschuss Arché&ologie, Gender
Studies und Kulturwissenschaft zustandig.

§ 4 Gesamtnote

(1) Die Gesamtnote des Zweitfachs Geschlechter-
studien/Gender Studies wird aus den Noten der
Modulabschlussprifungen des Zweitfachs, gewich-
tet nach den gemaR Anlage fir die Module ausge-
wiesenen Leistungspunkten, berechnet.

Die Universitatsleitung hat
16. Juni 2014 bestatigt.

die Prufungsordnung am

19

(2) Modulabschlussprifungen, die nicht benotet
werden oder im Rahmen einer Anrechnung man-
gels vergleichbarer Notensysteme lediglich als ,be-
standen“ ausgewiesen werden, sowie die fur die
entsprechenden Module ausgewiesenen Leistungs-
punkte werden bei den Berechnungen nach Abs. 1
nicht bericksichtigt.

8§65 Akademischer Grad

Wer einen Kombinationsstudiengang mit dem
Zweitfach Geschlechterstudien/Gender Studies er-
folgreich abgeschlossen hat, erlangt je nach Kern-
fach den akademischen Grad ,Bachelor of Arts®
(abgekirzt ,B. A.“)/ ,Bachelor of Science* (abge-
karzt ,B. Sc.”).

8§ 6 In-Kraft-Treten

(1) Diese Prufungsordnung tritt am Tage nach ihrer
Veroffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der
Humboldt-Universitat zu Berlin in Kraft.

(2) Diese Prufungsordnung gilt fur alle Stu-
dent_innen, die ihr Studium nach dem In-Kraft-
Treten dieser Priufungsordnung aufnehmen oder
nach einem Hochschul-, Studiengangs- oder Stu-
dienfachwechsel fortsetzen.

(3) Fur Student_innen, die ihr Studium vor dem In-
Kraft-Treten dieser Prufungsordnung aufgenommen
oder nach einem Hochschul-, Studiengangs- oder
Studienfachwechsel fortgesetzt haben, gilt die Pru-
fungsordnung vom 27. Januar 2006 (Amtliches Mit-
teilungsblatt der Humboldt-Universitdt zu Berlin
Nr. 02/2006) Ubergangsweise fort. Alternativ kén-
nen sie diese Prufungsordnung einschlieBlich der
zugehdrigen Studienordnung wahlen. Die Wabhl
muss schriftlich gegenuber dem Prufungsbiro er-
klart werden und ist unwiderruflich. Mit Ablauf des
30. September 2017 tritt die Prifungsordnung vom
27. Januar 2006 auBer Kraft. Das Studium wird
dann auch von den in Satz1l benannten Stu-
dent_innen nach dieser Prufungsordnung fortge-
fuhrt. Bisherige Leistungen werden entsprechend
§ 110 ZSP-HU beriicksichtigt.
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Anlage: Ubersicht iiber die Priufungen

Zweitfach im Kombinationsstudiengang (60 LP)

Fachstudium

Nr. d. | Name des Moduls LP des Fachspezifische Zulassungsvoraussetzun- |Form, Dauer/Bearbeitungszeit/Umfang der Prufung | Benotung
Mo- Moduls gen fur die Prufung
duls

Pflichtbereich *

1 Transdisziplinare Geschlechterstudien 10 Das Modul wird ohne Prifung abgeschlossen.

2 Gender als Analysekategorie 10 Keine Portfolioprifung (5-8 Seiten), Hausarbeit (5-10 Ja
Seiten) oder Klausur (120 Minuten)

3 Interdependenzen 10 Keine Portfolioprifung (5-8 Seiten), Hausarbeit (5-10 |Ja
Seiten), Klausur (120 Minuten) oder mundliche
Prufung (15 Minuten)

4 Ordnungen der Geschlechter 10 Keine Portfolioprifung (5-8 Seiten), Hausarbeit (5-10 |Ja
Seiten), Klausur (120 Minuten) oder mundliche
Prafung (15 Minuten)

5 Interventionen 10 Keine Portfolioprifung (5-8 Seiten), Hausarbeit (5-10 |Ja
Seiten), Klausur (120 Minuten) oder mundliche
Prifung (15 Minuten)

6 Freie Wahl im Fach 10 Keine Portfolioprifung (5-8 Seiten), Hausarbeit (5-10 |Ja
Seiten), Klausur (120 Minuten) oder mundliche
Prifung (15 Minuten)

Uberfachlicher Wahlpflichtbereich fiir andere Bachelorstudiengédnge und -studienfécher

Nr. d. | Name des Moduls LP des Fachspezifische Zulassungsvoraussetzun- |Form, Dauer/Bearbeitungszeit/Umfang der Prufung | Benotung
Mo- Moduls gen fur die Prufung

duls

7 Perspektiven der Gender Studies 10 Das Modul wird ohne Prifung abgeschlossen.

Y Im Pflichtbereich sind alle Module zu absolvieren.
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	Bachelorstudium im Studienfach: Historische Linguistik
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.29-Informatik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.29.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Informatik
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die drei Auswahlkriterien werden nach Maßgabe der nachfolgenden Umrechnungsregelungen in Auswahlpunktwerte überführt. Diese werden mit dem angegebenen Gewicht multipliziert und die so ermittelten Werte addiert. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewe...
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation
	Für die Durchschnittsnote 1,0 der Hochschulzugangsberechtigung werden 50 Punkte gutgeschrieben. Für jede darüberliegende Zehntelnote wird hiervon 1 Punkt abgezogen. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit ...
	bb. Auswahlpunkte für die Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung
	Die Punktwerte der letzten vier Halbjahre des Abiturs (Qualifikationsphase) des Faches Mathematik werden addiert und die Summe anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,3, multipliziert.
	cc. Auswahlpunkte für einschlägige berufspraktische Erfahrung
	Ist der erforderliche Mindestumfang an Zeitstunden erreicht, werden 20 Auswahlpunkte gutgeschrieben. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,1, multipliziert.
	Die Bestimmungen über das Auswahlverfahren für das Monostudienfach finden auf das Kernfach entsprechende Anwendung mit Ausnahme des Auswahlkriteriums „Einschlägige berufspraktische Erfahrung im Umfang von 1800 Stunden“, welches durch das nachstehende ...
	Die Bestimmungen über das Auswahlverfahren für das Kernfach finden auf das Beifach entsprechende Anwendung.
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.30.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Informationsmanagement & Informationstechnologie
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
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	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die drei Auswahlkriterien werden nach Maßgabe der nachfolgenden Umrechnungsregelungen in Auswahlpunktwerte überführt. Diese werden mit dem angegebenen Gewicht multipliziert und die so ermittelten Werte addiert. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewe...
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation
	Für die Durchschnittsnote 1,0 der Hochschulzugangsberechtigung werden 50 Punkte gutgeschrieben. Für jede darüberliegende Zehntelnote wird hiervon 1 Punkt abgezogen. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit ...
	bb. Auswahlpunkte für die Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung
	Die Punktwerte der letzten vier Halbjahre des Abiturs (Qualifikationsphase) der Fächer Mathematik und Deutsch werden addiert, auf den Maximalwert 50 normiert (mit 5/12 multipliziert) und die Summe anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,3...
	cc. Auswahlpunkte für einschlägige berufspraktische Erfahrung
	Ist der erforderliche Mindestumfang an Zeitstunden erreicht, werden 50 Auswahlpunkte gutgeschrieben. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,1, multipliziert.
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	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Italienisch
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
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	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Kunst- und Bildgeschichte
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.35-Land-_und_Gartenbauwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.35.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Land- und Gartenbauwissenschaft
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.36-Latein
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.36.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Latein
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.37-Mathematik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.37.
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	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die drei Auswahlkriterien werden nach Maßgabe der nachfolgenden Umrechnungsregelungen in Auswahlpunktwerte überführt. Diese werden mit dem angegebenen Gewicht multipliziert und die so ermittelten Werte addiert. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewe...
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation
	Für die Durchschnittsnote 1,0 der Hochschulzugangsberechtigung werden 50 Punkte gutgeschrieben. Für jede darüberliegende Zehntelnote wird hiervon 1 Punkt abgezogen. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit ...
	bb. Auswahlpunkte für die Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung
	Die Punktwerte der letzten vier Halbjahre des Abiturs (Qualifikationsphase) des Faches Mathematik werden addiert und die Summe anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,3, multipliziert.
	cc. Auswahlpunkte für studienrelevante berufspraktische Erfahrung
	Ist der erforderliche Mindestumfang an Zeitstunden erreicht, werden 20 Auswahlpunkte gutgeschrieben. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,1, multipliziert.

	ZSP2013-2.1.1.38-Medienwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.38.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Medienwissenschaft
	Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU

	ZSP2013-2.1.1.39-Musikwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.39.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Musikwissenschaft
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.40-Philosophie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.40.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Philosophie
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.41-Philosophie_Ethik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.41.
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.42-Physik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.42.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Physik
	Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU

	ZSP2013-2.1.1.43-Psychologie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.43.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Psychologie
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die drei Auswahlkriterien werden nach Maßgabe der nachfolgenden Umrechnungsregelungen in Auswahlpunktwerte überführt. Diese werden mit dem angegebenen Gewicht multipliziert und die so ermittelten Werte addiert. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewe...
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation
	Für die Durchschnittsnote 1,0 der Hochschulzugangsberechtigung werden 37 Punkte gutgeschrieben. Für jede darüberliegende Zehntelnote wird hiervon 1 Punkt abgezogen. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit ...
	bb. Auswahlpunkte für die Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung
	Die Punktwerte der schriftlichen Prüfungsergebnisse der Abiturprüfung der Prüfungsfächer Deutsch und Mathematik sowie einer weiteren Naturwissenschaft (Physik, Chemie oder Biologie) werden, soweit vorhanden, addiert und die Summe anschließend mit dem ...
	cc. Auswahlpunkte für studienrelevante berufspraktische Erfahrung
	Ist der erforderliche Mindestumfang an Zeitstunden erreicht, werden 15 Auswahlpunkte gutgeschrieben. Die erzielten Auswahlpunkte werden anschließend mit dem angegebenen Gewicht, d.h. mit 0,1, multipliziert.
	Die Bestimmungen über das Auswahlverfahren für das Monostudienfach finden auf das Beifach entsprechende Anwendung.

	ZSP2013-2.1.1.44-Regionalstudien_Asien_Afrika
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.44.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Regionalstudien Asien/Afrika
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.45-Rehabilitationspaedagogik
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c.  Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	Die Bestimmungen über das Auswahlverfahren für das Monostudienfach finden auf das Beifach entsprechende Anwendung.

	ZSP2013-2.1.1.46-Rehabilitationswissenschaften
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	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.48.
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.49-Skandinavistik_Nordeuropa-Studien
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	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.51.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	Die Bestimmungen über das Auswahlverfahren für das Kernfach finden auf das Beifach entsprechende Anwendung.
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.55.
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	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 25 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.1.1.56-Volkswirtschaftslehre
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.1.1.56.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Bachelorstudium im Studienfach: Volkswirtschaftslehre
	a. Quoten im sonstigen Auswahlverfahren gemäß § 24 ZSP-HU
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	Die drei Auswahlkriterien werden nach Maßgabe der nachfolgenden Umrechnungsregelungen in Auswahlpunkte überführt. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch die Summe der so erzielten Auswahlpunkte in absteigender Folge bestimmt.
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation
	Für die Durchschnittsnote 1,0 der Hochschulzugangsberechtigung werden 70 Punkte gutgeschrieben. Für jede darüberliegende Zehntelnote werden hiervon 2 Punkte abgezogen.
	bb. Auswahlpunkte für die Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung
	Die Punktwerte der letzten vier Halbjahre des Abiturs (Qualifikationsphase) des Faches Mathematik und der Punktwert des Prüfungsergebnisses der Abiturprüfung in diesem Fach werden addiert. Hat die Bewerberin oder der Bewerber neben der schriftlichen A...
	Ist das Fach Mathematik als Fach mit erhöhtem Anforderungsniveau nach den Einheitlichen Prüfungsanforderungen in der Abiturprüfung während der Gesamtdauer der Qualifikationsphase (Leistungskurs) belegt worden, wird die ermittelte Summe um 25 Punkte an...
	cc. Auswahlpunkte für abgeschlossene einschlägige Berufsausbildung
	Ist der erforderliche Mindestumfang an Zeitstunden erreicht, werden 10 Auswahlpunkte gutgeschrieben.
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	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.35-Mittelalterliche_Geschichte
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.35.
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	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.36.
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	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.37-Moderne_Sued-_und_Suedostasienstudien
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.37.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Moderne Süd- und Südostasienstudien
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.38-Musikwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.38.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Musikwissenschaft
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.39-Philosophie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.39.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Philosophie
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Fachtest
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.40-Psychoanalytische_Kulturwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.40.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Psychoanalytische Kulturwissenschaft
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Psychotherapeutinnen- und Medizinerinnenquote
	c. Auswahlkriterien im Ergänzenden Auswahlverfahren
	d. Ermittlung der Rangposition im jeweiligen Auswahlverfahren
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	Die Zugangskommission vergibt bei der Beurteilung des Motivationsschreibens folgende Noten:
	1 (mit Nachdruck empfohlen)
	2 (besonders empfohlen)
	3 (empfohlen)
	4 (mit Einschränkung empfohlen)
	5 (nicht empfohlen)
	Vergeben die Kommissionsmitglieder nach einer Beratung unterschiedliche Noten, werden diese einzelnen Noten addiert und die Durchschnittsnote gebildet. Dabei ist auf eine Stelle hinter dem Komma auf- oder abzurunden; diese Note wird bei der Ermittlung...

	ZSP2013-2.2.1.41-Rehabilitationspaedagogik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.41.
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	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.43-RTP_in_Social_Sciences
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.43.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Research Training Program in Social Sciences
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Besondere Bestimmungen zum Auswahlkriterium Auswahlgespräch
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.44-Romanische_Kulturen
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.44.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Romanische Kulturen
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.45-Skandinavistik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.45.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Skandinavistik/Nordeuropa-Studien
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.46-Slawische_Literaturen
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.46.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Slawische Literaturen
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.47-Slawische_Sprachen
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.47.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Slawische Sprachen
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.48-Sozialwissenschaften
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.48.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Sozialwissenschaften
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.49-Sozialwissenschaften_Euromasters
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.49.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Sozialwissenschaften (Euromasters)

	ZSP2013-2.2.1.50-Sozialwissenschaften_Trans-Atlantic_Masters
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.50.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Sozialwissenschaften (Trans-Atlantic Masters)

	ZSP2013-2.2.1.51-Sportwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.51.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Sportwissenschaft
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.52-Wissenschaftsforschung
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.52.
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	Masterstudiengang: Wissenschaftsforschung
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.1.53-Zentralasienstudien
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.1.53.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
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	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.2.01-Griechisch
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.2.1.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Lehramtsmasterstudium im Studienfach: Griechisch

	ZSP2013-2.2.2.02-Land-_und_Gartenbauwissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.2.2.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Lehramtsmasterstudium im Studienfach: Land- und Gartenbauwissenschaft

	ZSP2013-2.2.2.03-Latein
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.2.3.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Lehramtsmasterstudium im Studienfach: Latein

	ZSP2013-2.2.2.04-Wirtschaftspaedagogik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.2.4.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Lehramtsmasterstudiengang: Wirtschaftspädagogik

	ZSP2013-2.2.3.01-Agraroekonomik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.1.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Agrarökonomik (Agricultural Economics)
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.02-Arid_Land_Studies
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.2.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Arid Land Studies (ATLANTIS)
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.03-Betriebswirtschaftslehre
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.3.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Betriebswirtschaftslehre
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	aa. Teilnote für den Grad der Qualifikation (Auswahlkriterium 1)
	Wird kein Testergebnis vorgelegt, vergibt die Zugangskommission auf Basis des Umfangs und der Qualität der nachgewiesenen bisherigen Studienleistungen in den methodischen Fachgebieten (Mathematik, Statistik, Ökonometrie, Mikroökonomik) eine Teilnote. ...

	ZSP2013-2.2.3.04-Biodiversity_Management_and_Research
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.4.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang Biodiversity Management and Research

	ZSP2013-2.2.3.05-Biophysik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.5.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Biophysik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.06-Chemie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.6.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Chemie
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Besondere Bestimmungen zum Auswahlkriterium Auswahlgespräch
	Die Ladung zum Auswahlgespräch erfolgt mit hinreichender Frist, und zwar unmittelbar nach Prüfung aller Bewerbungen auf die Erfüllung aller Zulassungsvoraussetzungen. Grundlage des Auswahlgesprächs bilden auch die Angaben in der „Selbstzuordnung zu de...
	Das strukturierte Gespräch umfasst die folgenden Inhalte:
	- kurze Begründung der Bewerbung und des Interesses am angestrebten Studiengang und weshalb die Bewerbung an der Humboldt-Universität zu Berlin erfolgte;
	- Nachweis der experimentellen Fähigkeiten und Feststellung des Umfanges der Vorkenntnisse, die in chemischen Praktika erlangt wurden (notwendig, weil sowohl das anorganische als auch das organische Fortgeschrittenen Praktikum an der Humboldt-Universi...
	- Nachweis der empirischen Forschungskompetenz anhand von Fragen nach möglichen Forschungsthemen im Rahmen von Forschungspraktika und der Bachelorarbeit im bisherigen Studium, Bestandteilen eines adäquaten Forschungsdesigns (Konzeptualisierung und Imp...
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.8.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
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	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
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	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Fishery Science and Aquaculture
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	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.10-Horticultural_Science
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.10.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
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	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.11-Informatik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.11.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
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	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Der Gesamtumfang der Studieninhalte im Bereich der mathematischen, theoretischen und konzeptionellen Grundlagen der Informatik des für die Zulassungsentscheidung geltend gemachten qualifizierenden Hochschulabschlusses oder anderweitig erworbener äqu...
	Der Notenschlüssel lautet:
	- ab 39 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 30 bis weniger als 39 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- ab 20 bis weniger als 30 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0;
	- für weniger als 20 nachgewiesenen ECTS-Credits erfolgt die Vergabe der Note 4,0.

	ZSP2013-2.2.3.12-Integrated_Natural_Resource_Management
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.12.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Integrated Natural Resource Management
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.13-Mathematik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.13.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Mathematik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.14-Mind_and_Brain-Track_Brain
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.14.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
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	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Besondere Bestimmungen zum Fachtest
	Die Fachtests werden von Auswahlkommissionen bewertet, die von der Zugangskommission eingesetzt werden. Einer Auswahlkommission gehören drei Mitglieder der Statusgruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer bzw. der weiteren, gemäß § 32 Abs. 3 ...
	Nach Ablauf der Bewerbungsfrist werden die Bewerbungen gesichtet. Die Bewerberinnen und Bewerber werden im Anschluss über den Zeitpunkt und einen Ort in ihrer relativen Nähe informiert, an denen der Test stattfinden wird. Nach Prüfung der Personalien ...
	Der Fachtest wird von zwei Mitgliedern einer Auswahlkommission eigenständig benotet. Im Falle des philosophischen Fachtests wird pro Kriterium eine Note (1, 2, 3, 4 oder 5) vergeben und eine durchschnittliche Gesamtnote ohne Nachkommastellen durch Auf...
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.15.
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	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
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	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Organismische Biologie und Evolution
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.17-Physik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.17.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Physik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.18-Physische_Geographie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.18.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Physische Geographie von Mensch-Umwelt-Systemen
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule

	ZSP2013-2.2.3.19-Polymer_Science
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.19.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Polymer Science

	ZSP2013-2.2.3.20-Prozess-_und_Qualitaetsmanagement
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.20.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Prozess- und Qualitätsmanagement
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.21-Psychologie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.21.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Psychologie
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Je nachdem, welche Voraussetzung in welchem Umfang erfüllt wird, erfolgt die Ermittlung einer fiktiven Teilnote jeweils für die Bereiche:
	1. Psychologische Methodenlehre und Diagnostik,
	2. Sozial-, Entwicklungs-, Persönlichkeits- und Arbeits-, Ingenieurs- und Organisationspsychologie,
	3. Allgemeine, biologische, kognitive Psychologie, Neuropsychologie sowie
	4. Berufspraktikum.
	Alle Teilnoten werden addiert und es wird eine Durchschnittsnote ermittelt, die zur Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule mit dem angegebenen Gewicht in die Ermittlung der gewichteten Mischnote nach den allgemeinen Bestimmunge...
	Der Notenschlüssel lautet:
	Für den Bereich 1. „Psychologische Methodenlehre und Diagnostik“:
	- ab 35 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 32 bis weniger als 35 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- für weniger als 32 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0.
	Für den Bereich 2. „Sozial-, Entwicklungs-, Persönlichkeits- und Arbeits-, Ingenieurs- und Organisationspsychologie“:
	- ab 45 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 42 bis weniger als 45 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- ab 39 bis weniger als 42 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0;
	- für weniger als 39 nachgewiesenen ECTS-Credits erfolgt die Vergabe der Note 4,0.
	Für den Bereich 3. „Allgemeine, biologische, kognitive Psychologie, Neuropsychologie“:
	- ab 25 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 22 bis weniger als 25 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- ab 19 bis weniger als 22 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0;
	- für weniger als 19 nachgewiesenen ECTS-Credits erfolgt die Vergabe der Note 4,0.
	Für den Bereich 4. „Berufspraktikum“:
	- ab einer Dauer von 270 und mehr nachgewiesenen Stunden wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab einer Dauer von 230 bis weniger als 270 nachgewiesenen Stunden beträgt die Note 2,0;
	- für eine Dauer von weniger als 230 nachgewiesenen Stunden beträgt die Note 3,0;
	- wird kein Praktikum nachgewiesen, erfolgt die Vergabe der Note 4,0.

	ZSP2013-2.2.3.22-Rural_Development
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.22.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Rural Development (ERASMUS Mundus)

	ZSP2013-2.2.3.23-Statistik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.23.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Statistik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.24-Volkswirtschaftslehre
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.24.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Volkswirtschaftslehre
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	aa. Teilnote für den Grad der Qualifikation (Auswahlkriterium 1)
	Wird kein Testergebnis vorgelegt, vergibt die Zugangskommission auf Basis des Umfangs und der Qualität der nachgewiesenen bisherigen Studienleistungen in den methodischen Fachgebieten (Mathematik, Statistik, Ökonometrie) eine Teilnote. Diese basiert a...

	ZSP2013-2.2.3.25-Wirtschaftsinformatik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.25.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Wirtschaftsinformatik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation (Auswahlkriterium 1)

	ZSP2013-2.2.4.01-Bibliotheks-_und_Informationswissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.1.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Bibliotheks- und Informationswissenschaft (Fernstudium)
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ermittlung der Rangposition
	Pro Auswahlkriterium kann bei Erfüllung der jeweils genannten Voraussetzung maximal die entsprechende Anzahl der angegebenen Auswahlpunkte erzielt werden. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch die Summe der so erzielten Auswahlpunkte...

	ZSP2013-2.2.4.02-MBS_90
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.2.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: British Studies (90 ECTS)
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	aa. Notenbildung bei ausländischen Hochschulabschlüssen
	1. einschlägige Umrechnungstabellen für Notenskalen bestimmter Fachrichtungen wie beispielsweise die "Umrechnungstabelle Punkte in Noten für das Beifach Rechtwissenschaft für Monobachelor" der Juristischen Fakultät an der Humboldt-Universität zu Berli...
	2. einschlägige Umrechnungstabellen für Hochschulabschlüsse aus bestimmten Ländern, wie sie insbesondere die Zentralstelle für ausländische Studienabschlüsse unter www.anabin.de zur Verfügung stellt, ansonsten
	3. den Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 15.03.1991 „Vereinbarung zur Festsetzung der Gesamtnote bei ausländischen Hochschulzugangszeugnissen“ in der jeweils geltenden Fassung in entsprechender Anwendung.
	bb. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlgespräch
	(1) In der Auswahlkommission genügt es in Abweichung von § 35 Absatz 4, § 25 Absatz 3 Satz 3 ZSP-HU, wenn ein Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gemäß § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BerlHG in der jeweils geltenden Fassung.
	(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Vorauswahl. Dabei wird eine Verbindung der folgenden Maßstäbe zugrunde gelegt:
	1. Grad der Qualifikation mit einem Gewicht von 34 vom Hundert,
	2. Auswahlkriterium „Kenntnisse der englischen Sprache“ mit einem Gewicht von 33 vom Hundert und
	3. benotetes Motivationsschreiben mit einem Gewicht von 33 vom Hundert.
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber in der Vorauswahl wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Vorauswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	(3) Jedes Motivationsschreiben und die schriftlichen Nachweise der englischen Sprachkenntnisse werden von zwei Mitgliedern der Auswahlkommission unabhängig voneinander mit einer Note von 1 bis 5 bewertet. Zwischennoten sind zulässig. Vergeben die Komm...
	(4) Die Anzahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber wird maximal auf das Dreifache der insgesamt zur Verfügung stehenden Studienplätze begrenzt. Die Auswahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber bestimmt sich anhand der nach Absatz 2 ermit...
	(5) Inhalt des Auswahlgesprächs
	Das strukturierte, ca. 30-minütige Auswahlgespräch umfasst folgende Inhalte:
	1. Begründung der Bewerbung und Interesse am Studiengang,
	2. Bisherige Studienschwerpunkte,
	3. Vorkenntnisse zu Großbritannien,
	4. Neigung und Fähigkeit zu wissenschaftlichem Denken,
	5. Berufliche Ziele nach Abschluss des Studiums.
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.03-MBS_120
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.3.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: British Studies (120 ECTS)
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	aa. Notenbildung bei ausländischen Hochschulabschlüssen
	1. einschlägige Umrechnungstabellen für Notenskalen bestimmter Fachrichtungen wie beispielsweise die "Umrechnungstabelle Punkte in Noten für das Beifach Rechtwissenschaft für Monobachelor" der Juristischen Fakultät an der Humboldt-Universität zu Berli...
	2. einschlägige Umrechnungstabellen für Hochschulabschlüsse aus bestimmten Ländern, wie sie insbesondere die Zentralstelle für ausländische Studienabschlüsse unter www.anabin.de zur Verfügung stellt, ansonsten
	3. den Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 15.03.1991 „Vereinbarung zur Festsetzung der Gesamtnote bei ausländischen Hochschulzugangszeugnissen“ in der jeweils geltenden Fassung in entsprechender Anwendung.
	bb. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlgespräch
	(1) In der Auswahlkommission genügt es in Abweichung von § 35 Absatz 4, § 25 Absatz 3 Satz 3 ZSP-HU, wenn ein Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gemäß § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BerlHG in der jeweils geltenden Fassung.
	(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Vorauswahl. Dabei wird eine Verbindung der folgenden Maßstäbe zugrunde gelegt:
	1. Grad der Qualifikation mit einem Gewicht von 34 vom Hundert,
	2. Auswahlkriterium „Kenntnisse der englischen Sprache“ mit einem Gewicht von 33 vom Hundert und
	3. benotetes Motivationsschreiben mit einem Gewicht von 33 vom Hundert.
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber in der Vorauswahl wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Vorauswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	(3) Jedes Motivationsschreiben und die schriftlichen Nachweise der englischen Sprachkenntnisse werden von zwei Mitgliedern der Auswahlkommission unabhängig voneinander mit einer Note von 1 bis 5 bewertet. Zwischennoten sind zulässig. Vergeben die Komm...
	(4) Die Anzahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber wird maximal auf das Dreifache der insgesamt zur Verfügung stehenden Studienplätze begrenzt. Die Auswahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber bestimmt sich anhand der nach Absatz 2 ermitt...
	(5) Inhalt des Auswahlgesprächs
	Das strukturierte, ca. 30-minütige Auswahlgespräch umfasst folgende Inhalte:
	1. Begründung der Bewerbung und Interesse am Studiengang,
	2. Bisherige Studienschwerpunkte,
	3. Vorkenntnisse zu Großbritannien,
	4. Neigung und Fähigkeit zu wissenschaftlichem Denken,
	5. Berufliche Ziele nach Abschluss des Studiums.
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.04-Deutsches_Recht
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.4.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Deutsches Recht
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juni eines jeden Jahres. Bewerbungen sind nur in deutscher Sprache zulässig.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.05-MLLP
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.5.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Deutsches und Europäisches Recht und Rechtspraxis (Master of German and European Law and Legal Practice – M.LL.P.)
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juni eines jeden Jahres. Bewerbungen sind nur in deutscher Sprache zulässig.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.06-Europaeisches_Recht_und_Rechtsvergleich
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.6.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Europäisches Recht und Rechtsvergleich

	ZSP2013-2.2.4.07-Europawissenschaften
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.7.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den

	ZSP2013-2.2.4.08-Immaterialgueterrecht_und_Medienrecht
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.8.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Immaterialgüterrecht und Medienrecht
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 31. August des Jahres, in dem eine Immatrikulation zum Wintersemester erfolgt. Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule erfolgt, indem die zu den Auswahlkriterien erzielten Auswahlpunkte mit dem jeweils für das Auswahlkriterium vorgesehenen Gewicht multipliziert werden (gewichtete Punktzahl). Aus der Su...

	ZSP2013-2.2.4.09-MEGA
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.9.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Master of European Governance and Administration

	ZSP2013-2.2.4.10-Public_Policy
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.10.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Public Policy

	ZSP2013-2.3.01-Evangelische_Theologie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.1.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Zertifikatsstudium: Evangelische Theologie

	ZSP2013-2.3.02-Grundkenntnisse_im_Deutschen_Recht
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.2.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Zertifikatsstudium: Grundkenntnisse im Deutschen Recht
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juni eines jeden Jahres. Bewerbungen sind nur in deutscher Sprache zulässig.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.3.03-Internationale_Entwicklungszusammenarbeit
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.3.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Zertifikatsstudium: Internationale Entwicklungszusammenarbeit
	Bewerbungsschluss ist der 31. Juli des Vorjahres. Die Bewerbung erfolgt online.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch das Seminar für Ländliche Entwicklung. Über die Zulassung entscheidet auf der Grundlage dieser Ordnung eine vom Seminar für Ländliche Entwicklung eingesetzte Auswahlkommission. Mitglieder sind nebe...
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren

	ZSP2013-2.3.04-Psychologische_Psychotherapie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.4.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Studiengang: Psychologische Psychotherapie
	Die schriftliche Bewerbung erfolgt in der Regel bis spätestens drei Monate vor Beginn der Ausbildung an das Leitungsgremium des Zentrums für Psychotherapie am Institut für Psychologie der Humboldt-Universität (ZPHU). Die Bewerbungsfristen werden jewei...
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch die Gesamtpunktzahl aus Bewerbungsunterlagen und Ergebnis des Auswahlgesprächs in absteigender Folge bestimmt. Bei gleicher Punktzahl bestimmt die im Auswahlgespräch erreichte Punktzahl die Reihe...
	d. Aufnahme des Studiums
	Nach Zulassung zur Ausbildung wird zwischen dem ZPHU und den Ausbildungsteilnehmerinnen und Ausbildungsteilnehmern ein Ausbildungsvertrag geschlossen.
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	ZSP2013-2.2.3.13-Mathematik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.13.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Mathematik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.14-Mind_and_Brain-Track_Brain
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.14.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Mind and Brain - Track Brain
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Besondere Bestimmungen zum Fachtest
	Die Fachtests werden von Auswahlkommissionen bewertet, die von der Zugangskommission eingesetzt werden. Einer Auswahlkommission gehören drei Mitglieder der Statusgruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer bzw. der weiteren, gemäß § 32 Abs. 3 ...
	Nach Ablauf der Bewerbungsfrist werden die Bewerbungen gesichtet. Die Bewerberinnen und Bewerber werden im Anschluss über den Zeitpunkt und einen Ort in ihrer relativen Nähe informiert, an denen der Test stattfinden wird. Nach Prüfung der Personalien ...
	Der Fachtest wird von zwei Mitgliedern einer Auswahlkommission eigenständig benotet. Im Falle des philosophischen Fachtests wird pro Kriterium eine Note (1, 2, 3, 4 oder 5) vergeben und eine durchschnittliche Gesamtnote ohne Nachkommastellen durch Auf...
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.15-Molekulare_Lebenswissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.15.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Molekulare Lebenswissenschaft
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.16-Organismische_Biologie_und_Evolution
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.16.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Organismische Biologie und Evolution
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.17-Physik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.17.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Physik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.18-Physische_Geographie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.18.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Physische Geographie von Mensch-Umwelt-Systemen
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule

	ZSP2013-2.2.3.19-Polymer_Science
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.19.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Polymer Science

	ZSP2013-2.2.3.20-Prozess-_und_Qualitaetsmanagement
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.20.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Prozess- und Qualitätsmanagement
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.21-Psychologie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.21.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Psychologie
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Je nachdem, welche Voraussetzung in welchem Umfang erfüllt wird, erfolgt die Ermittlung einer fiktiven Teilnote jeweils für die Bereiche:
	1. Psychologische Methodenlehre und Diagnostik,
	2. Sozial-, Entwicklungs-, Persönlichkeits- und Arbeits-, Ingenieurs- und Organisationspsychologie,
	3. Allgemeine, biologische, kognitive Psychologie, Neuropsychologie sowie
	4. Berufspraktikum.
	Alle Teilnoten werden addiert und es wird eine Durchschnittsnote ermittelt, die zur Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule mit dem angegebenen Gewicht in die Ermittlung der gewichteten Mischnote nach den allgemeinen Bestimmunge...
	Der Notenschlüssel lautet:
	Für den Bereich 1. „Psychologische Methodenlehre und Diagnostik“:
	- ab 35 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 32 bis weniger als 35 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- für weniger als 32 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0.
	Für den Bereich 2. „Sozial-, Entwicklungs-, Persönlichkeits- und Arbeits-, Ingenieurs- und Organisationspsychologie“:
	- ab 45 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 42 bis weniger als 45 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- ab 39 bis weniger als 42 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0;
	- für weniger als 39 nachgewiesenen ECTS-Credits erfolgt die Vergabe der Note 4,0.
	Für den Bereich 3. „Allgemeine, biologische, kognitive Psychologie, Neuropsychologie“:
	- ab 25 und mehr nachgewiesenen ECTS-Credits wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab 22 bis weniger als 25 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 2,0;
	- ab 19 bis weniger als 22 nachgewiesenen ECTS-Credits beträgt die Note 3,0;
	- für weniger als 19 nachgewiesenen ECTS-Credits erfolgt die Vergabe der Note 4,0.
	Für den Bereich 4. „Berufspraktikum“:
	- ab einer Dauer von 270 und mehr nachgewiesenen Stunden wird die Note 1,0 vergeben;
	- ab einer Dauer von 230 bis weniger als 270 nachgewiesenen Stunden beträgt die Note 2,0;
	- für eine Dauer von weniger als 230 nachgewiesenen Stunden beträgt die Note 3,0;
	- wird kein Praktikum nachgewiesen, erfolgt die Vergabe der Note 4,0.

	ZSP2013-2.2.3.22-Rural_Development
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.22.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Rural Development (ERASMUS Mundus)

	ZSP2013-2.2.3.23-Statistik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.23.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Statistik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.3.24-Volkswirtschaftslehre
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.24.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Volkswirtschaftslehre
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	aa. Teilnote für den Grad der Qualifikation (Auswahlkriterium 1)
	Wird kein Testergebnis vorgelegt, vergibt die Zugangskommission auf Basis des Umfangs und der Qualität der nachgewiesenen bisherigen Studienleistungen in den methodischen Fachgebieten (Mathematik, Statistik, Ökonometrie) eine Teilnote. Diese basiert a...

	ZSP2013-2.2.3.25-Wirtschaftsinformatik
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.3.25.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Wirtschaftsinformatik
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	aa. Auswahlpunkte für den Grad der Qualifikation (Auswahlkriterium 1)

	ZSP2013-2.2.4.01-Bibliotheks-_und_Informationswissenschaft
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.1.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Bibliotheks- und Informationswissenschaft (Fernstudium)
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ermittlung der Rangposition
	Pro Auswahlkriterium kann bei Erfüllung der jeweils genannten Voraussetzung maximal die entsprechende Anzahl der angegebenen Auswahlpunkte erzielt werden. Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch die Summe der so erzielten Auswahlpunkte...

	ZSP2013-2.2.4.02-MBS_90
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.2.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: British Studies (90 ECTS)
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	aa. Notenbildung bei ausländischen Hochschulabschlüssen
	1. einschlägige Umrechnungstabellen für Notenskalen bestimmter Fachrichtungen wie beispielsweise die "Umrechnungstabelle Punkte in Noten für das Beifach Rechtwissenschaft für Monobachelor" der Juristischen Fakultät an der Humboldt-Universität zu Berli...
	2. einschlägige Umrechnungstabellen für Hochschulabschlüsse aus bestimmten Ländern, wie sie insbesondere die Zentralstelle für ausländische Studienabschlüsse unter www.anabin.de zur Verfügung stellt, ansonsten
	3. den Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 15.03.1991 „Vereinbarung zur Festsetzung der Gesamtnote bei ausländischen Hochschulzugangszeugnissen“ in der jeweils geltenden Fassung in entsprechender Anwendung.
	bb. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlgespräch
	(1) In der Auswahlkommission genügt es in Abweichung von § 35 Absatz 4, § 25 Absatz 3 Satz 3 ZSP-HU, wenn ein Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gemäß § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BerlHG in der jeweils geltenden Fassung.
	(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Vorauswahl. Dabei wird eine Verbindung der folgenden Maßstäbe zugrunde gelegt:
	1. Grad der Qualifikation mit einem Gewicht von 34 vom Hundert,
	2. Auswahlkriterium „Kenntnisse der englischen Sprache“ mit einem Gewicht von 33 vom Hundert und
	3. benotetes Motivationsschreiben mit einem Gewicht von 33 vom Hundert.
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber in der Vorauswahl wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Vorauswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	(3) Jedes Motivationsschreiben und die schriftlichen Nachweise der englischen Sprachkenntnisse werden von zwei Mitgliedern der Auswahlkommission unabhängig voneinander mit einer Note von 1 bis 5 bewertet. Zwischennoten sind zulässig. Vergeben die Komm...
	(4) Die Anzahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber wird maximal auf das Dreifache der insgesamt zur Verfügung stehenden Studienplätze begrenzt. Die Auswahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber bestimmt sich anhand der nach Absatz 2 ermit...
	(5) Inhalt des Auswahlgesprächs
	Das strukturierte, ca. 30-minütige Auswahlgespräch umfasst folgende Inhalte:
	1. Begründung der Bewerbung und Interesse am Studiengang,
	2. Bisherige Studienschwerpunkte,
	3. Vorkenntnisse zu Großbritannien,
	4. Neigung und Fähigkeit zu wissenschaftlichem Denken,
	5. Berufliche Ziele nach Abschluss des Studiums.
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.03-MBS_120
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.3.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: British Studies (120 ECTS)
	a. Quote im Auswahlverfahren der Hochschule
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren der Hochschule
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	aa. Notenbildung bei ausländischen Hochschulabschlüssen
	1. einschlägige Umrechnungstabellen für Notenskalen bestimmter Fachrichtungen wie beispielsweise die "Umrechnungstabelle Punkte in Noten für das Beifach Rechtwissenschaft für Monobachelor" der Juristischen Fakultät an der Humboldt-Universität zu Berli...
	2. einschlägige Umrechnungstabellen für Hochschulabschlüsse aus bestimmten Ländern, wie sie insbesondere die Zentralstelle für ausländische Studienabschlüsse unter www.anabin.de zur Verfügung stellt, ansonsten
	3. den Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 15.03.1991 „Vereinbarung zur Festsetzung der Gesamtnote bei ausländischen Hochschulzugangszeugnissen“ in der jeweils geltenden Fassung in entsprechender Anwendung.
	bb. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlgespräch
	(1) In der Auswahlkommission genügt es in Abweichung von § 35 Absatz 4, § 25 Absatz 3 Satz 3 ZSP-HU, wenn ein Mitglied der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gemäß § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 BerlHG in der jeweils geltenden Fassung.
	(2) Die Auswahlkommission trifft unter den eingegangenen Bewerbungen eine Vorauswahl. Dabei wird eine Verbindung der folgenden Maßstäbe zugrunde gelegt:
	1. Grad der Qualifikation mit einem Gewicht von 34 vom Hundert,
	2. Auswahlkriterium „Kenntnisse der englischen Sprache“ mit einem Gewicht von 33 vom Hundert und
	3. benotetes Motivationsschreiben mit einem Gewicht von 33 vom Hundert.
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber in der Vorauswahl wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Vorauswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.
	(3) Jedes Motivationsschreiben und die schriftlichen Nachweise der englischen Sprachkenntnisse werden von zwei Mitgliedern der Auswahlkommission unabhängig voneinander mit einer Note von 1 bis 5 bewertet. Zwischennoten sind zulässig. Vergeben die Komm...
	(4) Die Anzahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber wird maximal auf das Dreifache der insgesamt zur Verfügung stehenden Studienplätze begrenzt. Die Auswahl der zu ladenden Bewerberinnen und Bewerber bestimmt sich anhand der nach Absatz 2 ermitt...
	(5) Inhalt des Auswahlgesprächs
	Das strukturierte, ca. 30-minütige Auswahlgespräch umfasst folgende Inhalte:
	1. Begründung der Bewerbung und Interesse am Studiengang,
	2. Bisherige Studienschwerpunkte,
	3. Vorkenntnisse zu Großbritannien,
	4. Neigung und Fähigkeit zu wissenschaftlichem Denken,
	5. Berufliche Ziele nach Abschluss des Studiums.
	d. Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.04-Deutsches_Recht
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.4.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Deutsches Recht
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juni eines jeden Jahres. Bewerbungen sind nur in deutscher Sprache zulässig.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.05-MLLP
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.5.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Deutsches und Europäisches Recht und Rechtspraxis (Master of German and European Law and Legal Practice – M.LL.P.)
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juni eines jeden Jahres. Bewerbungen sind nur in deutscher Sprache zulässig.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.2.4.06-Europaeisches_Recht_und_Rechtsvergleich
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.6.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Europäisches Recht und Rechtsvergleich

	ZSP2013-2.2.4.07-Europawissenschaften
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.7.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den

	ZSP2013-2.2.4.08-Immaterialgueterrecht_und_Medienrecht
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.8.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Immaterialgüterrecht und Medienrecht
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 31. August des Jahres, in dem eine Immatrikulation zum Wintersemester erfolgt. Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Ermittlung der Rangposition im Auswahlverfahren der Hochschule erfolgt, indem die zu den Auswahlkriterien erzielten Auswahlpunkte mit dem jeweils für das Auswahlkriterium vorgesehenen Gewicht multipliziert werden (gewichtete Punktzahl). Aus der Su...

	ZSP2013-2.2.4.09-MEGA
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.9.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Master of European Governance and Administration

	ZSP2013-2.2.4.10-Public_Policy
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.2.4.10.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Masterstudiengang: Public Policy

	ZSP2013-2.3.01-Evangelische_Theologie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.1.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Zertifikatsstudium: Evangelische Theologie

	ZSP2013-2.3.02-Grundkenntnisse_im_Deutschen_Recht
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.2.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Zertifikatsstudium: Grundkenntnisse im Deutschen Recht
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ergänzende Bestimmungen zum Auswahlverfahren
	Die Bewerbungsfrist endet am 15. Juni eines jeden Jahres. Bewerbungen sind nur in deutscher Sprache zulässig.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch die Juristische Fakultät.
	d. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch das Ergebnis der Verbindung der genannten Auswahlkriterien gemäß § 35 Absatz 2 ZSP-HU bestimmt.

	ZSP2013-2.3.03-Internationale_Entwicklungszusammenarbeit
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.3.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für das
	Zertifikatsstudium: Internationale Entwicklungszusammenarbeit
	Bewerbungsschluss ist der 31. Juli des Vorjahres. Die Bewerbung erfolgt online.
	Das Hochschulauswahlverfahren erfolgt dezentral durch das Seminar für Ländliche Entwicklung. Über die Zulassung entscheidet auf der Grundlage dieser Ordnung eine vom Seminar für Ländliche Entwicklung eingesetzte Auswahlkommission. Mitglieder sind nebe...
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren

	ZSP2013-2.3.04-Psychologische_Psychotherapie
	Fachspezifische Zugangs- und Zulassungsregeln zur ZSP-HU 2.3.4.
	Zugangs- und Zulassungsregeln für den
	Studiengang: Psychologische Psychotherapie
	Die schriftliche Bewerbung erfolgt in der Regel bis spätestens drei Monate vor Beginn der Ausbildung an das Leitungsgremium des Zentrums für Psychotherapie am Institut für Psychologie der Humboldt-Universität (ZPHU). Die Bewerbungsfristen werden jewei...
	a. Quoten im Auswahlverfahren
	b. Auswahlkriterien im Auswahlverfahren
	c. Ermittlung der Rangposition
	Die Rangfolge der Bewerberinnen und Bewerber wird durch die Gesamtpunktzahl aus Bewerbungsunterlagen und Ergebnis des Auswahlgesprächs in absteigender Folge bestimmt. Bei gleicher Punktzahl bestimmt die im Auswahlgespräch erreichte Punktzahl die Reihe...
	d. Aufnahme des Studiums
	Nach Zulassung zur Ausbildung wird zwischen dem ZPHU und den Ausbildungsteilnehmerinnen und Ausbildungsteilnehmern ein Ausbildungsvertrag geschlossen.
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